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Bonn, den 21. März 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 Satz 2 der Reichshaushaltsordnung lege 
ich hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 (ein- 
schließlich Bundesvermögensrechnung) mit der Bitte vor, die 
Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung 1964 herbeizuführen. Den Bemerkungen ist eine 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes bei- 
gefügt. 

Als vreitere Grundlagen für die Entlastung der Bundesregie- 
rung übersende ich unter Hinweis auf § 89 der Reichshaushalts- 
ordnung Ablichtungen folgender Erklärungen: 

Eine Erklärung des Unterausschusses des Haushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages und des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnung 
für das Rechnungsjahr 1964 über die Einnahmen und Aus- 
gaben des Bundesnachrichtendienstes gemäß § 89 der Reichs- 
haushaltsordnung sowie 

eine Erklärung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung der Jahresrechnungen für das Rechnungs- 
jahr 1964 ( § 89 a. a. O.) über die Ausgaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 ■ — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 
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Kap. 06 02 Tit. 612 — ■ Sondermittel für die Aufgaben der 

Parteien nach Artikel 21 des Grund- 
gesetzes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes, 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

der Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes. 

Vorstehenden Antrag auf Entlastung der Bundesregierung habe 
ich auch an den Herrn Präsidenten des Bundesrates gerichtet. 

In Vertretung 

Grund 
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Allgemeines 


1. Der Bundesrechnungshof legt hiermit dem Bun- 
destag und dem Bundesrat seine Bemerkungen zur 
Bundeshaushaltsrechnung einschließlich der Bun- 
desvermögensrechnung sowie der Jahresrechnungen 
des Ausgleichsfonds und des ERP-Sondervermögens 
für das Rechnungsjahr 1964 vor. Sie bilden die 
Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 

* 


Stand der Entlastung für die Rechnungsjahre 1962 und 1963 

2. Der Bundesrat hat am 13. Mai 1966 beschlossen, 
der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnungen für die Rechnungsjahre 1962 und 1963 
auf Grund der Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes Entlastung gemäß § 108 Abs. 1 RHO zu ertei- 
len. 

Die Beschlußfassung des Bundestages steht noch 
aus. 


♦ 

Rechnungsergebnisse des Rechnungsjahres 1964 

3. Der Bundesminister der Finanzen hat die Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 
dem Bundesrechnungshof im Juni 1966 übersandt. 
Die nachstehenden Zahlen sollen einen zusammen- 
gefaßten Überblick über die Rechnungsergebnisse 
des ordentlichen und des außerordentlichen Haus- 
halts vermitteln. 
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Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts 



Einnahme 

Ausgabe 

4 . 

DM 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1964 
beträgt das Haushaltssoll 

58 094 397 500,— 

58 094 397 500,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1963 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 

194 149 831,80 

2 566 128 933,43 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1963 
übernommenen Haushaltsreste 

58 288 547 331,80 

60 660 526 433,43 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 
betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

61 602 615 521,55 

61 602 615 521,55 

(mithin kassenmäßiger Ausgleich) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1964 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1965 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1964 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . 

100 048 906,77 

3 131 671 294,93 

f) Summe der Istbcträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 
1964 verbliebenen Haushaltsreste 

61 702 664 428,32 

64 734 286 816,48 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1963 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

3 414 117 096,52 

V- 

4 073 760 383,05 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1964 (§§ 75, 77 RHO) . . 

659 643 286,53 >) 


5 . Nach Nr. 3 d haben die Isteinnahmen 
betragen. 


In den Istausgaben von 61 602 615 521,55 

ist der Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
lichen Haushalt in Höhe von 477 947 946,65 


enthalten. Ohne diesen Beitrag hätten sich Istausgaben von 


ergeben. 




Das Jahresergebnis des ordentlichen Haushalts im Sinne des § 5 Abs. 2 des Haus- 
haltsgesetzes 1964 besteht somit in einem Überschuß von 


61 602 615 521,55 


61 124 667 574,90 


477 947 946,65 


Anmerkung: 

0 Der Fehlbetrag ist der Unterschied zwischen den am 
Schluß des Rechnungsjahres 1964 verbliebenen Haus- 
haltsresten nach e) 3 131 671 294,93 DM Ausgabereste 

- 100 048 906,77 DM Einnahmereste 3 031 622 388,16 DM 

und den aus dem Rechnungsjahr 1963 übernommenen 

Haushaltsresten nach b) 2 566 128 933,43 DM Ausgabereste 

- 194 149 831,80 DM Einnahmereste 2 371 979 101,63 DM 

659 643 286,53 DM 
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Der Bundesminister der Finanzen hat diesen Uber- 
schuß unmittelbar vor dem Abschluß an den außer- 
ordentlichen Haushalt abgeführt und damit nach 
§ 75 Satz 2 RHO zur Verminderung des Anleihebe- 
darfs verwendet. Der Betrag ist im ordentlichen 
Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 998 außerplan- 
mäßig verausgabt und im außerordentlichen Haus- 
halt bei Kapitel A 60 02 Titel apl. 98 außerplan- 
mäßig vereinnahmt worden (vgl. die Begründung in 
der Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1964 S. 2380). 

6 . Die Ausgabereste, die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1963 rd. 2563,3 Mio DM betragen haben, sind 
infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus 
dem außerordentlichen Haushalt in den ordentlichen 
Haushalt mit rd. 2566,1 Mio DM in das Rechnungs- 
jahr 1964 übernommen worden (vgl. Nr. 4 b). Sie 
betrugen am Schluß des Rechnungsjahres 1964 rd. 
3131,7 Mio DM (vgl. Nr. 4 e) und machten damit 
rd. 5 V. H. der Istausgaben aus. Im Rechnungsjahr 
1963 betrug der Anteil der Ausgabereste an den Ist- 


ausgaben rd. 4,6 V. H. Von den am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1964 verbliebenen Ausgaberesten ent- 
fielen rd. 1171,2 Mio DM auf den Einzelplan 14 
(Bundesminister der Verteidigung). Der Anteil der 
Ausgabereste dieses Einzelplans an den Istaus- 
gaben, der im Rechnungsjahr 1962 auf rd. 0,6 v. H. 
zurückgegangen war, ist über rd. 1,1 v. H. im Rech- 
nungsjahr 1963 auf rd. 1,9 v. H. im Rechnungsjahr 
1964 gestiegen. 

Der Bundesminister der Finanzen ist seit dem Rech- 
nungsjahr 1963 von dem bis dahin geübten Verfah- 
ren, in den Bundeshaushaltsplänen besondere Mit- 
tel „zur Neudeckung von Ausgaberesten aus Vor- 
jahren, deren Deckungsmittel für andere Zwecke 
verwendet worden sind" auszubringen, abgegan- 
gen. Die Ausgabereste des ordentlichen Haushalts 
sind in den Rechnungsjahren 1963 und 1964 um rd. 
800 Mio DM angestiegen. Da ungedeckte Ausgabe- 
reste künftige Rechnungsjahre vorbelasten, sollte 
deren Bereinigung nicht länger zurückgestellt wer- 
den. 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts 


7 . 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1964 

beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1963 übernommenen 

Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechiiung, S. 4) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1963 

übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 31 858 140,93 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1964 verblie- 

benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1965 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1964 wie wirklich entstan- 
dene Ausgaben belasten, mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 

1964 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 

nungsjahr 1963 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

h) Mithin Überschuß des Rechnungsjahres 1964 (§§ 75, 77 RHO) 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

2 251 502 500,— 

2 251 502 500,— 


607 340 128,49 

2 251 502 500,— 

2 858 842 628,49 

3 909 067 673,49 

3 940 925 814,42 


569 314 128,31 

3 909 067 673,49 

4 510 239 942,73 

1 657 565 173,49 

1 651 397 314,24 

J 

6 167 859,25 

DM 3) 


Anmerkung ; 

^) In dem Betrag ist der Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt in Höhe von 
477 947 946,65 DM enthalten (vgl. Nr. 5). 

Der Überschuß ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1963 übernomme- 


nen Ausgaberesten nach b) 607 340 128,49 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1964 verbliebenen Haushaltsresten nach e) 569 314 128,31 DM 

38026 000,18 DM 

vermindert um die kassenmäßige Mehrausgabe nach d) 31 858 140,93 DM 

6 167 859,25 DM 
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8 . Der Bundesminister der Finanzen hat von der ; 
ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits zur Deckung von 
Ausgaben des außerordentlichen Haushalts infolge 
der Verschlechterung der Lage auf dem Kapital- 


markt nur teilweise Gebrauch gemacht. Er hat den 
ordentlichen Haushalt 1964 mit einem Betrage von 
477 947 946,65 DM zur Verminderung des Anleihe- 
bedarfs des außerordentlichen Haushalts 1964 be- 
lastet (vgl. Nr. 5). 


* 


9 . An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 8 der Bemerkungen 1963 am 

Ende des Rechnungsjahres 1963 vorhanden 3 490 961 620,36 DM 

Die in diesem Betrage enthaltene kassenmäßige Mehrausgabe des Rechnungs- 
jahres 1963 in Höhe von 511 642 390,24 DM 


ist im Rechnungsjahr 1964 gedeckt worden (Kapitel 60 02 Titel 999); auf Nr. 9 der 
Bemerkungen 1963 wird hingewiesen. 

bleiben: 2 979 319 230,12 DM 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1964 sind nachgewiesen 

im ordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 4 h) ein Fehlbetrag von 659 643 286,53 DM 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 7 h) ein Überschuß von . 6 167 859,25 DM 653 475 427,28 DM 

Am Ende des Rechnungsjahres 1964 waren demnach noch zu decken 3 632 794 657,40 DM 


* 


10 . Obwohl das Rechnungsjahr 1964 nach der Soll- 
rechnung im außerordentlichen Haushalt mit einem 
Überschuß abgeschlossen hat, ist die kassenmäßige 
Mehrausgabe von 31 858 140,93 DM auf Grund der 
Abänderung, die § 75 RHO durch § 5 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1964 erfahren hat, als Fehlbe- 
trag zu behandeln, der in sinngemäßer Anwendung 


des § 75 RHO spätestens in den Haushaltsplan für 
das zweitnächste Rechnungsjahr als ordentliche Aus- 
gabe einzustellen war. In den Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1966 ist bei Kapitel 60 02 
Titel 999 ein entsprechender Ausgabeansatz aufge- 
nommen worden. 


* 


11 . Der nach der Rechnung des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 

1963 zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von —511 642 390,24 DM 

ist ordnungsmäßig in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1964 übertragen worden. Es handelt sich dabei um die kassenmäßige 
Mehrausgabe des Rechnungsjahres 1963, die im Rechnungsjahr 1964 gedeckt 

worden ist (Kapitel 60 02 Titel 999) 511 642 390,24 DM 


Es war kein Bestand vorzutragen. 

In der Rechnung des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1963 
war kein Bestand verblieben. 

* 


12 . Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1964 als Betriebsmittel überwiesenen 
Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Betriebs- 
mittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in der An- 
lage VII zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1964 (S. 2455/56) nachgewiesen. 

* 

13 . Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßigen Haushaltsausgaben) für das Rech- 
nungsjahr 1964 sind in der Anlage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 
(S. 2213 bis 2384) nachgewiesen. Sie betragen beim 
ordentlichen Haushalt 1 672 589 799,06 DM, das sind 


rd. 2,9 V. H. des Haushaltssolls von rd. 58 094 Mio 
DM. Im Rechnungsjahr 1963 machten die Haushalts- 
überschreitungen rd. 3,8 V. H. des Haushaltssolls 
von rd. 54 628 Mio DM aus. 

Die größeren Posten sind in dem Vorbericht zur 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1964 dargestellt worden (S. 19). Es ist ein Betrag 
von 477,9 Mio DM in der Anlage I enthalten, der die 
Bundeshaushaltsrechnung lediglich in Einnahme und 
Ausgabe durchlaufen hat und somit keine echte 
Haushaltsüberschreitung darstellt. Es handelt sich 
dabei um die bei Kapitel 60 02 Titel apl. 998 nachge- 
wiesene Übernahme der kassenmäßigen Mehrein- 
nahme des ordentlichen Haushalts auf den außer- 
ordentlichen Haushalt 1964 zur Verminderung des 
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Anleihebedarfs. Ein entsprechender Betrag ist bei 
Kapitel A 60 02 Titel apl. 98 vereinnahmt worden. 

In den Haushaltsüberschreitungen sind Vorgriffe 
in Höhe von rd. 6,8 Mio DM enthalten, die aus den 
nächsten Bewilligungen für die gleichen Zwecke 
vorweg zu decken sind (§ 30 Abs. 3; § 73 Abs. 1 
RHO). Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1964 
geleistet worden; sie belasten jedoch nicht den 
Rechnungsabschluß dieses Rechnungsjahres, son- 
dern den des Rechnungsjahres 1965. Im Rechnungs- 
jahr 1963 haben die Vorgriffe 9,5 Mio DM betra- 
gen. 

* 

Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

14. In der Kassenrechnung ist bei Kapitel 36 07 
Titel 953 ein Betrag von 27 939,82 DM gebucht wor- 
den, der in der Zentralrechnung und damit auch in 
der Bundeshaushaltsrechnung irrtümlich bei Kapitel 
36 07 Titel 952 nachgewiesen worden ist. Im übrigen 
hat der Bundesrechnunghof nicht festgestellt, daß 
die in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungjahr 1964 — ordentlicher und außerordentlicher 
Haushalt — in Einnahme und Ausgabe aufgeführton 
Beträge von denjenigen abweichen, die in den Kas- 
senbüchern für das Rechnungsjahr 1964 als Ein- j 
nahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. Das gilt 
entsprechend für die Hauptrechnung der Zentral- | 
kasse beim Bundesausgleichsamt über die Einnah- | 
men und Ausgaben des Ausgleichsfonds für das | 
Rechnungsjahr 1964 und die Jahresrechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonderver- 
mögens für das Rechnungsjahr 1964. 

Der Bundesrechnungshof hat — von Einzolfällen ab- 
gesehen ' — keine Beträge festgestellt, die nicht ord- 
nungsmäßig belegt waren. 

15. Der Bundesrechnunghof hat keine Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt, die das Rechnungs- 
ergebnis beeinflußt haben. 

Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 19 — ■ Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz 

Einmalige Ausgaben 

Titel 870 — Erstmalige Beschaffung von Büro- 

möbeln und Einrichtungsgegen- 
ständen 

16- Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
hat am 14. Dezember 1964 eine Großküchenanlage 
zum Preise von rd. 58 000 DM bestellt. Die Anlage 
war für die neue Unterkunft der Zentralen Ausbil- | 


dungsstätte des Bundes für den Luftschutzhilfsdienst 
in Ahrweiler vorgesehen. Am 28 Dezember 1964 
wurde sie dem Bund übereignet, gleichzeitig aber 
von der Lieferfirma unentgeltlich in Verwahrung 
genommen. Auf Anordnung des Bundesamtes vom 
29. Dezember 1964 hat die Bundeshauptkasse An- 
fang Januar 1965 an die Firma 55 000 DM als Ab- 
schlag gezahlt und den Betrag in der Rechnung des 
Rechnungsjahres 1964 nachgewiesen. Mitte 1965 hat 
sich das Bundesamt die Küchenanlage herausgeben 
lassen. Die Anlage ist anschließend in einer Kraft- 
wagenhalle untergestellt und schließlich im Mai 
1966 eingebaut und in Betrieb genommen worden. 
Den Restkaufpreis hat das Bundesamt Ende Juli 
1966 bezahlt, nachdem die Lieferfirma einige beim 
Probebetrieb aufgetretene Mängel beseitigt hatte. 
Nach den Erläuterungen zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1964 waren in dem Ansatz 
für die erstmalige Beschaffung von BüromÖbeln und 
Einrichtungsgegenständen keine Mittel für die Kü- 
chenanlage der Zentralen Ausbildungsstätte enthal- 
ten. 

Der Bundesrechnungshof hat die Beschaffung als zu 
früh beanstandet. 

Das Bundesamt hat dagegen eingewendet, es habe 
mit einer zügigen Durchführung der in der neuen 
Unterkunft der Ausbildungsstätte zunächst notwen- 
digen Bauarbeiten gerechnet und vermeiden wollen, 
daß die Arbeiten durch eine verspätete Beschaffung 
der Küchenanlge verzögert würden. Außerdem habe 
dafür gesorgt werden müssen, daß die Verpflegung 
der Lehrgangsteilnehmer sogleich nach der Ver- 
legung der Ausbildungsstätte gesichert war. Daß 
sich Planung und Ausführung der Arbeiten so stark 
verzögern würden, habe sich nicht voraussehen las- 
sen. Im übrigen sei dem Bund durch die zeitige Be- 
schaffung ein wirtschaftlicher Vorteil entstanden, 
da die Küchenanlage etwa ein Jahr später rd. 13 600 
DM mehr gekostet habe. Außerdem habe seinerzeit 
erreicht werden können, daß die Lieferfirma den 
Auftrag als Anschlußauftrag an frühere Aufträge 
ansah und daher einen Sonderrabatt von 5 v. H. ein- 
räumte. 

Der Bundesrechnungshof kann diesen Ausführungen 
nicht beipflichten. Nach dem Stand der Planung der 
Bauarbeiten zur Zeit der Beschaffung der Küchen- 
anlage war nicht zu erwarten, daß mit den Arbei- 
ten in nächster Zeit begonnen würde. Ein Aufschie- 
ben der Beschaffung hätte daher, zumal da keine 
lange Lieferfrist bestand, weder den Abschluß der 
Bauarbeiten verzögert noch die Verpflegung der 
Lehrgangsteilnehmer gefährdet. Die vorzeitige Be- 
schaffung ist um so mehr zu beanstanden, als die 
Mittel für die Beschaffung der Kücheneinrichtung 
der Zentralen Ausbildungsstätte mit den übrigen 
Einrichtungs- und Ausstattungskosten erst im Haus- 
haltsplan 1965 vorgesehen waren. Sie läßt sich auch 
nicht dadurch rechtfertigen, daß die Anlage später 
erheblich teurer gewesen wäre und daß die Liefer- 
firma einen Sonderrabatt gewährte. Mit einer ge- 
ordneten Haushaltswirtschaft ist es unvereinbar, 
Gegenstände, bei denen es ungewiß ist, wann sie 
benötigt werden, wegen möglicher Preissteigerun- 
gen vorzeitig zu beschaffen. Im übrigen war im Zeit- 
punkt der Beschaffung nicht zu übersehen, welcher 
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Preis später, ggf. nach ordnungsmäßiger Ausschrei- 
bung, vereinbart worden wäre. 

Die mit der Beschaffung verbundenen näheren Um- 
stände, insbesondere ihr Zeitpunkt, die Verwahrung 
beim Lieferer und die Zahlung eines Abschlags las- 
sen vielmehr darauf schließen, daß noch vorhandene 
Mittel im alten Rechnungsjahr verbraucht werden 
sollten. Das Bundesamt hat insoweit gegen die Be- 
stimmung verstoßen, daß Haushaltsmittel nicht eher 
in Anspruch genommen werden dürfen, als es zur 
wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsführung 
erforderlich ist. Außerdem hat das Amt nicht beach- 
tet, daß die Haushaltsmittel nicht zu anderen als den 
im Bundeshaushaltsplan bezeichneten Zwecken ver- 
wendet werden dürfen. 

Es ist gegen maßgebliche Verwaltungsgrundsätze 
verstoßen und unterlassen worden, den Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages davon zu un- 
terrichten, daß die Großküchenanlage im Zeitpunkt 
der Bewilligung der Mittel bereits geliefert und be- 
zahlt worden war. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, 
daß derartige Verstöße künftig vermieden werden. 

* 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 19 ■ — Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz 

Einmalige Ausgaben 

Titel 878 — Lebensmittelbevorratung für den 

Luftschutz Warndienst 

17. Der Bundesminister hat im März 1964 seine 
Beschaffungsstelle angewiesen, bei einer Firma in 
Norwegen als Sofortmaßnahme 16 000 Eiserne Ra- 
tionen (Notverpflegung) für die 10 Luftschutzwarn- 
ämter zu beschaffen. Die Rationen wurden im selben 
Monat zum Gesamtpreis von 75 200 DM bestellt, 
nachdem das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz auf Weisung des Bundesministers sie auf 
ihre Eignung mit dem Ergebnis überprüft hatte, daß 
der Inhalt der Rationen geringfügig zu ändern sei. 
In den Monaten August und September 1964 wur- 
den die Rationen geliefert und unter Zollverschluß 
genommen. Der Kaufpreis und die Speditionskosten 
— zusammen rd. 75 600 DM — wurden aus den für 
das Rechnungsjahr 1964 veranschlagten Mitteln von 
80 000 DM beglichen. Da danach für die Bezahlung 
des Zolls von rd. 22 700 DM nur noch rd. 4400 DM 
zur Verfügung standen, sind von dem durch den 
Mittelansatz nicht gedeckten Betrag von rd. 
18 300 DM 12 000 DM im Rechnungsjahr 1964 mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
überplanmäßig ausgegeben und die restlichen rd. 
6300 DM im Januar 1965 aus den im Bundeshaus- 
haltsplan 1965 veranschlagten Mitteln gezahlt wor- 
den. Bei einer erst nach der zollamtlichen Freigabe 
veranlaßten, im März 1965 durchgeführten lebens- 
mittelchemischen Untersuchung ergab sich, daß die 
Notverpflegung einen in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zugelassenen chemischen Zusatz 


enthielt und deshalb nur mit einer Ausnahmegeneh- 
migung nach § 20 a des Lebensmittelgesetzes ver- 
wendet werden durfte. Die Ausnahmegenehmigung 
ist im April 1966 beantragt, bisher aber nicht erteilt 
worden, angeblich, weil der Bundesminister für 
Gesundheitswesen eine Änderung der Zuständigkei- 
ten erwägt. Die Notverpflegung ist schließlich im 
Juni 1965 an die Luftschutzwarnämter verteilt wor- 
den. Die bereits nach dem Bundeshaushaltsplan 1964 
vorgesehenen Richtlinien für die Beschaffung und 
Anlegung eines Notvorrats sind erst im Oktober 
1966 erlassen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß vor 
der Auftragserteilung weder die Höhe des zu ent- 
richtenden Zolls ermittelt noch die Notverpflegung 
lebensmittelchemisch untersucht worden ist sowie 
daß die Richtlinien fehlten. 

Das Bundesamt hat erwidert, die unzulängliche Er- 
mittlung des Zolls beruhe auf einem bedauerlichen 
Mißverständnis zwischen dem Bundesamt und der 
Beschaffungsstelle. Die rechtzeitige Untersuchung 
der Notverpflegung und die Beantragung der Aus- 
nahmegenehmigung seien wegen der damaligen Un- 
terbesetzung des Fachreferates unterblieben. Den 
Entwurf der Richtlinien habe das Amt im Novem- 
ber 1965 dem Bundesminister zur Genehmigung vor- 
gelegt. Dieser hat dem Bundesrechnungshof mitge- 
teilt, der Entwurf habe zunächst mit anderen Res- 
sorts abgestimmt werden müssen. Eine Herausgabe 
sei erst möglich gewesen, nachdem der Bundesmi- 
nister der Finanzen im August 1966 zugestimmt 
habe. Für die Behandlung der Rationen aus Nor- 
wegen seien vorläufige Bestimmungen getroffen 
worden. Im übrigen fielen gegenüber der außeror- 
dentlichen Bedeutung der Beschaffungsmaßnahme 
die aufgetretenen Schwierigkeiten nicht ins Gewicht. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Ausführungen 
nicht als Rechtfertigung für die mangelhafte Hand- 
habung ansehen. Bei ordnungsmäßiger Vorberei- 
tung der Beschaffung, insbesondere bei rechtzeitiger 
Einleitung der lebensmittelchemischen Untersuchung 
und bei klarer Festlegung der Zuständigkeiten des 
Bundesamtes und der Beschaffungsstelle, hätten die 
überplanmäßige Ausgabe und die monatelange La- 
gerung unter Zollverschluß vermieden werden kön- 
nen. Das Fehlen der Richtlinien dürfte zu den bean- 
standeten Mängeln beigetragen haben. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 33 Abs. 1 
RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesamt ersucht 
sicherzustellen, daß die maßgebenden Verwaltimgs- 
grundsätze und die gesetzlichen Vorschriften künftig 
beachtet werden. 

* 

Einzeiplan 14 — Biindesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Fortdauernde Einnahmen 

I Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

! 

I 18. Ein Pionierregiment hat auf Befehl der vorge- 

i setzten Pionierschule im Spätsommer 1960 vier Wo- 
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chen lang einen Unteroffizier und sechs Mann damit 
beschäftigt, mit einer bundeswehreigenen Fähre 
Baustoffe zur Instandsetzung von Privatgebäuden 
auf eine Insel in einem oberbayerischen See zu 
befördern. Die Besatzung hat außerdem an fünf 
Tagen Baggerarbeiten auf einem Privatgrundstück 
am Seeufer ausgeführt, nachdem die Fähre mit 
einem eigens zu diesem Zweck herbeigeschafften 
12-t-Bagger ausgerüstet worden war. 

Die Einsätze waren befohlen worden, obwohl das 
Pionierregiment der Pionierschule wiederholt ge- 
meldet hatte, daß die Arbeiten nicht der Ausbil- 
dung dienten und ihre Übernahme deshalb nach dem 
Erlaß des Bundesministers der Verteidigung über 
den Einsatz der Truppe auf wirtschaftlichem Gebiet 
vom 21. Juli 1958 (VMBl. S. 463) nicht zulässig sei. 
Nach diesem Erlaß darf die Truppe außerhalb ihrer 
eigenen Ausbildungsmöglichkeiten gelegentlich 
auch Aufträge auf wirtschaftlichem Gebiet über- 
nehmen, wenn hierdurch eine wesentliche Förde- 
rung der Ausbildung erreicht wird. Die Genehmi- 
gung zur Ausführung solcher Arbeiten ist dem Be- 
fehlshaber im Wehrbereich Vorbehalten. Auch muß 
die zuständige Industrie- und Handelskammer oder 
Handwerkskammer bescheinigt haben, daß sie ge- 
gen das Vorhaben keine Bedenken geltend mache. 
Die Wehrbereichsverwaltung hat mit dem Auftrag- 
geber Art und Umfang des Auftrags sowie die Höhe 
der zu erstattenden Kosten zu vereinbaren. 

Die Pionierschule hatte weder die Genehmigung des 
Befehlshabers im Wehrbereich eingeholt noch vom 
Auftraggeber die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
der Industrie- und Handelskammer beibringen las- 
sen. Auch hatte sie die Wehrbereichsverwaltung 
nicht unterrichtet. Für die Unterbringung und Ver- 
pflegung der Soldaten haben die Auftraggeber ge- 
sorgt. Die Einziehung des nach dem Erlaß für beide 
Einsätze außerdem zu entrichtenden Betrages von 
5911 DM, vornehmlich für An- und Abtransport des 
Geräts, Arbeitsleistung der Soldaten und ver- 
brauchte Treibstoffe, ist unterblieben. 

Der Bundesrechnungshof hat im Januar 1962 bean- 
standet, daß der Ausbildung der Truppe nicht förder- 
liche Arbeiten übernommen und die Auftraggeber 
nicht zur Kostenerstattung herangezogen worden 
sind. Das Pionierregiment hat daraufhin im Juni 
1962 erneut bestätigt, daß die Arbeiten für die Aus- 
bildung der Truppe nicht nötig gewesen seien. Die 
Pionierschule hat an ihrer gegenteiligen Ansicht 
festgehalten. Das Wehrbereichskommando hat — im 
Februar 1964 — ausgeführt, nach dreieinhalb Jahren 
ließen sich die Vorgänge nicht mehr so rekonstruie- 
ren, daß die Angelegenheit noch nachträglich ein- 
wandfrei abgewickelt werden könne; immerhin hät- 
ten die Arbeiten doch überwiegend der Ausbildung 
gedient; dem verantwortlichen Offizier könne Vor- 
satz oder grobe Fahrlässigkeit nicht vorgeworfen, 
jedenfalls aber nicht mehr nachgewiesen werden. 
Dieser Offizier, der stellvertretende Kommandeur 
der Schule, wurde erstmals im Februar 1965 zu der 
Angelegenheit gehört und im März 1965 aufgefor- 
dert, seine Schadensersatzpflicht in Höhe von 
5911 DM anzuerkennen. Hiergegen legte er beim 
Bundesminister Beschwerde ein. Das Wehrbereichs- 
kommando hat seine Ansicht, die Arbeiten hätten 


überwiegend der Ausbildung gedient, erstmals im 
Juli 1966 begründet: Die Wasserausbildung leide 
unter dem Mangel von Wasserübungsplätzen; nur 
selten könnten Naßbaggerungen durchgeführt wer- 
den; die Gelegenheit, mit der Hohlplattenfähre zu 
arbeiten, habe genutzt werden müssen, weil solche 
Übungen weder auf Wasserübungsplätzen noch auf 
vergleichbaren Einrichtungen abgehalten werden 
könnten; außerdem habe diese Pontonierübung mit 
einem Nachtmarsch verbunden werden können. 

Der Bundesminister hat im Oktober 1966 mitge- 
teilt, er müsse, bevor er selbst sich dazu äußern 
könne, ob der Pioniereinsatz den Bestimmungen ent- 
sprochen habe, zunächst den damaligen Komman- 
deur der Pionierschule hören. Sollte sich ergeben, 
daß das Ausbildungsinteresse überwogen habe, so 
werde er prüfen müssen, ob ganz oder teilweise da- 
von abgesehen werden könne, von den Auftrag- 
gebern Kostenerstattung zu fordern. Erst dann stehe 
die endgültige Schadenshöhe fest und könne über 
die Beschwerde des stellvertretenden Kommandeurs 
der Schule entschieden werden. Die Schule sei aus- 
weislich der Akten zu einer großzügigen Handha- 
bung der Bestimmungen auch dadurch bewogen wor- 
den, daß sich der Wehrbeauftragte des Landes in 
der Staatskanzlei und ein Mitglied des Landespar- 
laments, zugleich Stadtrat der Landeshauptstadt, 
für die Durchführung der Arbeiten verwandt hätten. 
Hier sei festgehalten, daß es sich bei diesen beiden 
Personen um die Auftraggeber handelt, in deren 
Interesse die Arbeiten ausgeführt worden sind. Der 
Bundesminister hat abschließend gemeint, es sei zu 
erwarten, daß sich ähnliche Vorgänge künftig nicht 
wiederholten, weil der einschlägige Erlaß am 28. Au- 
gust 1963 neu gefaßt worden sei. 

Die beanstandete Maßnahme fällt in das Jahr 1960. 
Der Bundesrechnungshof hat sie im Januar 1962 
aufgegriffen. Es hätte dem Bundesminister möglich 
sein müssen, die nicht sonderlich verwickelte Ange- 
legenheit innerhalb der rd. 5 Jahre, die seither ver- 
flossen sind, abschließend zu klären. Wenn der Bun- 
desrechnungshof sie heute noch erörtert, obwohl sie 
so weit zurückliegt und der Betrag, um den es geht, 
nicht allzu bedeutsam ist, so geschieht das besonders 
deshalb, weil sie anschaulich zeigt, wie und mit wel- 
chem Erfolg eine Verwaltung, wenn sie unbeque- 
men Prüfungsfragen gegenübergestellt ist, mitunter 
ihre Zuflucht zur Verzögerungstaktik nimmt, aber 
auch weil sie deutlich macht, wie leicht eine Verwal- 
tung, die sogenannte politische Rücksichten nimmt, 
im Grunde damit nur privaten Interessen dient. 

In der Sache selbst erwartet der Bundesrechnungs- 
hof nicht, daß sich aus der — nach 5 Jahren noch 
immer ausstehenden — Vernehmung des Komman- 
deurs der Schule neue Gesichtspunkte ergeben. Das 
Pionierregiment, das der Sache am nächsten und 
den politischen Einflüssen am fernsten stand, hat 
sich schon in den Jahren 1960 und 1962 unmißver- 
ständlich ausgesprochen. Sein Urteil wiegt nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes mehr als das, 
was andere, dem Vorfall ferner stehende Stellen 
nach Ablauf mehrerer Jahre als Begründung etwa 
noch Vorbringen können. Die Erwägungen, mit de- 
nen beispielsweise das Wehrbereichskommando 
neuerdings die beanstandete Maßnahme rechtferti- 
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gen möchte, überzeugen schon deshalb nicht, weil 
dem Pionierregiment, wenn auch nicht unmittelbar 
am Standort, so doch in der weiteren Umgebung 
ausreichendes Wasserübungsgelände zur Verfügung 
steht, das auch im Nachtmarsch erreicht werden 
kann. 

Der Bundesrechnungshof hält daran fest, daß die 
Übernahme der Arbeiten unzulässig war. Aber 
selbst wenn sie zulässig gewesen wäre, hätte ein 
Verzicht oder Teilverzicht auf die Erstattung der 
Kosten nur in Betracht gezogen werden dürfen, 
wenn das Interesse des Auftraggebers erheblich ge- 
ringer gewesen wäre als das Interesse der Truppe 
an der Förderung der Ausbildung. Hierfür sind 
indessen keine Anhaltspunkte erkennbar. Das Ge- 
bot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist hier- 
nach in jedem Fall außer acht gelassen worden. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 02 — Allgemeine Bewilligungen 
Allgemeine Ausgaben 

Titel 309 — Entwicklung und Erprobung 

19. Im Juni 1957 hat die deutsche Nachbaufirma 
des Schulflugzeugs „Fouga-Magister" dem Bundes- 
minister vorgeschlagen, sie mit der Weiterentwick- 
lung dieser Maschine zu einem viersitzigen Schul- 
und Verbindungsflugzeug CM 191 zu beauftragen. 
Der Vorschlag fand das Interesse des Führungssta- 
bes der Luftwaffe, insbesondere weil damit der 
nicht ausgelastete Konstrukteurstab der Firma be- 
schäftigt werden konnte. Noch im gleichen Monat 
legte die Firma ein Angebot über die Entwicklung 
und Fertigung von zwei Versuchsmustern vor und 
begann mit den Entwicklungsarbeiten. Einen schrift- 
lichen Auftrag hat sie jedoch zunächst nicht erhal- 
ten. Bei der Bearbeitung des Angebots war das 
Ministeriums zu dem Ergebnis gelangt, daß selbst 
bei erfolgreicher Entwicklung eine Serienbeschaf- 
fung nicht in Frage käme, weil der Bedarf an Schul- 
und Verbindungsflugzeugen bereits gedeckt war. 

Als die Firma schließlich im Jahre 1959 mitteilte, 
70 V. H. der Konstruktionsarbeiten mit einem Ko- 
stenaufwand von rd. 570 000 DM seien schon durch- 
geführt worden und sie erwarte jetzt endlich den 
Auftrag, entschied sich der Bundesminister für das 
Projekt. Er begründete seine Entscheidung im we- 
sentlichen damit, daß durch Vergleich der Ent- 
wicklungsmuster mit dem Typ „Fouga-Magister" 
erprobt werden solle, welche Sitzanordnung für 
Schüler und Lehrer in Schulflugzeugen (CM 191: 
nebeneinander, Fouga-Magister: hintereinander) 
besser sei. 

Im Jahre 1961 hat das Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung die Aufträge erteilt. Die Firma hat 
das erste Entwicklungsmuster im Januar 1964 aus- 
geliefert, nachdem sie es bereits im Jahre 1961 auf 
dem Pariser Luftfahrtsalon als Modell eines vier- 
sitzigen Reiseflugzeugs ausgestellt hatte. Das Ent- 
wicklungsmuster wird seither bei der Erprobungs- 


stelle der Bundeswehr für Luftfahrtgerät zur Aus- 
bildung von Meßingenieuren verwendet. Die Ar- 
beiten an dem zweiten Muster sind im April 1963 
aus Mangel an Haushaltsmitteln eingestellt wor- 
dern. Es blieb bis 1965 unverändert im Werk; seine 
Wartung kostete den Bund monatlich rd. 2000 DM. 
Seit Anfang 1966 richtet es die Firma auf Grund 
eines neuen Auftrags zu einem Träger für Waffen- 
erprobungen her. 

Entwicklung, Firmenerprobung und Wartung der 
beiden Prototypen haben bisher etwa 4,8 Mio DM 
gekostet; die Kosten für die Herrichtung des zwei- 
ten Musters zum Erprobungsträger sind hierbei nicht 
berücksichtigt. Untersuchungen über die zweckmä- 
ßigste Sitzanordnung haben bisher nicht stattgefun- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Entwicklungsauftrag erteilt worden ist, obwohl die 
Bundeswehr keinen Bedarf an einem solchen Flug- 
zeug hatte. 

Der Bundesminister hat erwidert, ein Großserien- 
bau sei zwar zur Zeit seiner Entscheidung nicht zu 
erwarten gewesen, wohl werde aber auch heute noch 
an den Bau einer kleinen Serie gedacht. Im übrigen 
sei die Entwicklung als sogenannte Experimental- 
entwicklung gerechtfertigt. Die Frage der Sitzanord- 
nung in zweisitzigen Flugzeugen sei jetzt noch 
klärungsbedürftig. Es werde wesentliche Aufgabe 
der Erprobung und der anschließenden Truppen- 
versuche sein, das Problem mit den beiden Ent- 
wicklungsmustern zu lösen. 

Dieses Vorbringen ist nicht geeignet, die Entwick- 
lung zu rechtfertigen. Eine Serienbeschaffung des 
Musters CM 191 war und ist in den Flugzeugbe- 
schaffungsprogrammen nicht vorgesehen, ein mili- 
tärischer Bedarf auch nur einer kleinen Serie weder 
nachgewiesen noch zu erwarten. Die weitere Be- 
gründung, die beiden Prototypen würden benötigt, 
damit Erkenntnisse für die beste Sitzanordnung in 
zweisitzigen Flugzeugen gewonnen würden, über- 
zeugt ebenfalls nicht, da bis heute entsprechende 
Untersuchungen noch nicht einmal mit dem ersten 
Muster begonnen haben und das zweite Muster für 
andere Zwecke hergerichtet wird. Schließlich waren 
die in Rede stehenden Mittel nicht dafür bestimmt, 
der Entwicklungsfirma die Weiterbeschäftigung 
ihres Konstrukteurstäbs zu ermöglichen oder die 
Entwicklung von zivilen Reiseflugzeugen zu fördern. 

Ausgaben in erheblicher Höhe hätten vermieden 
werden können. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 03 — Kommandobehörden, Truppen 
usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 102 a - — Dienstbezüge, Zulagen und Zu- 

wendungen für Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit 

20. Ein Offizier mit dienstlichem Wohnsitz im Aus- 
land befand sich in den Jahren 1964 und 1965 wie- 
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derholt für längere Zeit in einem Bundeswehrlaza- 
rett und in einem Bundeswehrkurheim im Inland. 
Für insgesamt fast 3 Monate hat er Auslands- 
dienstbezüge nach § 28 a BBesG erhalten. Obwohl 
nach einem Erlaß des Bundesministers vom 21. Juli 
1964 deshalb auch die dem Offizier zustehende 
Dienstaufwandsentschädigung für diese Zeit um 
40 V. H. zu kürzen war, hat der Bundesminister die 
Aufwandsentschädigung nur für die Dauer von 14 
Tagen und nur um 20 v. H. gekürzt. Im übrigen 
hat er dem Offizier die volle Dienstaufwandsont- 
schädigung von monatlich rd. 5700 DM zugebilligt. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß an 
den Offizier für diesen Zeitraum mehr als 60 v. H. 
der Dienstaufwandsentschädigung gezahlt worden 
sind. 

Der Bundesminister hat erwidert, die Dienstauf- 
wandsentschädigung sei nur dann zu kürzen, wenn 
der Offizier, dessen Befehlsbereich auch das Bun- 
desgebiet einschließt, sich außerhalb dieses Be- 
reiches aufhalte oder wenn er keinen Dienst tue. Der 
Offizier habe sich aber, als er im Lazarett und im 
Kurheim war, in seinem Befehlsbereich aufgehalten; 
er habe auch seine Dienstgeschäfte voll weiterge- 
führt. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Ausführungen 
nicht anerkennen können. Der Bundesminister hat 
in dem erwähnten Erlaß ohne jede Einschränkung 
bestimmt, daß für die Zeit, in der Auslandsdienst- 
bezüge nach § 28 a BBesG gezahlt werden, die 
Dienstaufwandsentschädigung lediglich in Höhe von 
60 V. H. zu zahlen ist. Auf die Lage des Lazaretts 
und des Kurheims kommt es deshalb nicht an. 

Der Bundesminister hätte von seinem Erlaß nicht 
abweichen dürfen (§ 26 Abs. 1 RHO). 

Er wird die bisher unterlassene Prüfung, ob der 
Fehlbetrag wieder vereinnahmt werden kann, nach- 
holen müssen. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung und Zivil- 
personal bei den Kommandobe- 
hörden, Truppen usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 b — Löhne der Arbeiter 

21 . Da in vielen Einheiten das erforderliche mili- 
tärische Kochpersonal fehlte, gestattete der Bundes- 
minister in den Jahren 1958 und 1961,' als Ersatz zi- 
viles Fachpersonal einzustellen. Die Planstellen für 
das militärische Kochpersonal (Kapitel 14 03 Titel 
102 a) waren solange gesperrt zu führen, wie die 
Ersatzkräfte beschäftigt wurden. Auf Grund einer 
Ermächtigung durch den Haushaltsplan ordnete der 
Bundesminister im Jahre 1962 an, daß die Ersatz- 
kräfte an Stelle der Soldaten auf deren Planstellen 
zu führen und aus diesen zu bezahlen seien („Wech- 
selstellen"). 


Im Bereich einer Wehrbereichsverwaltung ist das 
zivile Ersatzpersonal zunächst nicht auf die Wech- 
selstellen übernommen worden; es ist auch nicht 
entlassen worden, als genügend militärisches Koch- 
personal zur Verfügung stand. In einigen Fällen sind 
zivile Kräfte sogar weiterbeschäftigt worden, nach- 
dem sämtliche Feldkochplanstellen mit Soldaten be- 
setzt worden waren. Im Jahr 1963 bat eine Standort- 
verwaltung die Wehrbereichsverwaltung um Ent- 
scheidung, ob die Zivilkräfte, die „praktisch über- 
zählig" seien, entlassen werden könnten. Die Wehr- 
bereichsverwaltung beantwortete den Antrag zu- 
nächst nicht und ordnete erst im Jahre 1965 nach 
einer örtlichen Prüfung durch den Bundesrechnungs- 
hof allgemein an, das zivile Küchenpersonal ander- 
weitig zu verwenden, soweit es nicht auf Wech- 
selstellen untergebracht werden könne. 

Allein drei Standortverwaltungen, bei denen der 
Bundesrechniingshof örtlich geprüft hat, haben für 
ziviles Ersatzpersonal in den Truppenküchen in 
der Zeit vom 1. September 1961 bis zum 31. Dezem- 
ber 1964 unzulässig rd. 680 000 DM ausgegeben und 
bei Kapitel 14 04 Titel 104 b nachgewiesen. Die 
Wehrbereichsverwaltung schätzt den Fehlbetrag, der 
im gesamten Wehrbereich vom 1. September 1961 
bis zum 28. Februar 1966 durch die Beschäftigung 
überzähliger Zivilköche entstanden ist, auf rd. 
3,6 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof hat die Beschäftigung über- 
zähliger Ersatzkräfte in den Truppenküchen und 
ihre Entlohnung aus Mitteln des Kapitels 14 04 Ti- 
tel 104 b beanstandet, weil sie gegen § 26 Abs. 1, 
§ 30 Abs. 1 Satz 1 RHO sowie gegen die Erlasse 
des Bundesministers vom 6. Februar 1958, 24. Juli 
1961 und 29. August 1962 verstößt. Der Bundes- 
rechnungshof hätte keine Bedenken erhoben, wenn 
die Beschäftigung zivilen Personals dazu gedient 
hätte, das militärische Kochpersonal zur Behebung 
,des Unterführermangels in der Truppe an anderer 
Stelle, z. B. als Gruppenführer, einzusetzen. Er hat 
bei seinen örtlichen Prüfungen jedoch festgestellt, 
daß die zivilen Kräfte in den Küchen neben einer 
ausreichenden Anzahl von militärischen Feldköchen 
tätig sind und die an sich den militärischen Köchen 
zustehenden Tätigkeiten bisweilen sogar in erster 
Linie verrichten. 

Inzwischen hat der Bundesrechnungshof bei wei- 
teren Prüfungen festgestellt, daß auch in anderen 
Wehrbereichen noch Zivilköche beschäftigt werden, 
obwohl die zur Besetzung der Truppenküchen erfor- 
derlichen militärischen Feldköche vorhanden sind. 

Nach längeren Erörterungen hat der Bundesmi- 
nister die Auffassung des Bundesrechnungshofes 
als gerechtfertigt anerkannt. Er wird dafür zu sor- 
gen haben, daß seine Anordnungen, die dem Voll- 
zug des von den gesetzgebenden Körperschaften 
beschlossenen Haushaltsplanes dienen, von den 
nachgeordneten Dienststellen der Verwaltung und 
auch von der Truppe durchgeführt werden. Er hat 
zugesagt zu prüfen, ob der durch die vorschrifts- 
widrig geleisteten Ausgaben entstandene Fehlbe- 
trag wieder eingezogen werden kann. 

* 
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Einzelplan 14 — Bundesminisler der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung und Zivil- 
personal bei den Kommandobehör- 
den, Truppen usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 b — Löhne der Arbeiter 

22. Eine Standortverwaltung hat seit 1962 Betriebs- 
schlosser vor Ablauf der damals noch 10 Jahre be- 
tragenden Bewährungszeit in die Lohngruppe III 
eingereiht und das damit begründet, die Schlosser 
verrichteten handwerkliche Arbeiten, die im allge- 
meinen nur auf Grund besonderer Erfahrungen ge- 
leistet werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Der 
Bundesminister hat dazu ausgeführt, die Beanstan- 
dung lasse erkennen, daß der Rechnungshof zu sehr 
vom Wortlaut des Tarifvertrages über das Lohn- 
gruppenverzeichnis vom 11. Oktober 1961 ausgehe 
und den Willen der Tarifvertragsparteien nicht ge- 
nügend berücksichtige. Diese seien davon ausge- 
gangen, daß mit den Einreihungsmerkmalen der 
Lohngruppen III, 1 und 111,7 eine erleichterte Ein- 
reihung der Elandwerker und Facharbeiter im Be- 
reich des Bundesministers der Verteidigung gegen- 
über den übrigen Bundesverwaltungen geschaffen 
werden mußte. Ein solcher Wille der Tarifvertrags- 
parteien sei allerdings nicht ausdrücklich wörtlich 
festgelegt worden. 

Diese Ausführungen können die Beanstandungen 
nicht entkräften. Die beiden vom Bundesminister 
der Verteidigung erwähnten Tätigkeitsmerkmale 
heben hervor, daß in die Lohngruppe III nur ein- 
gereiht werden kann, wer mit „besonderen, über 
die üblichen handwerksmäßigen Arbeiten hinaus- 
gehenden Facharbeiten beschäftigt wird" oder wer 
mit Arbeiten beschäftigt wird, „die an die Eignung 
und selbständige Überlegung besondere Anforde- 
rungen stellen" oder bei denen Anforderungen ge- 
stellt werden, „die über das Maß dessen hinausge- 
hen, v/as von einem Handwerker mit entsprechen- 
der Ausbildung verlangt werden kann". Da diese 
Tarifvorschriften eindeutig sind, hätte ein von ihrem 
Wortlaut abweichender Wille der Tarifvertragspar- 
teien nach allgemeinen, auch für das Tarifrecht 
höchstrichterlich anerkannten Auslegungsgrund- 
sätzen nicht berücksichtigt werden dürfen. 

Es liegt ein Verstoß gegen aligemeingültige Aus- 
legungsgrundsätze und damit verbunden gegen § 26 
Abs. 1 RHO vor. 

Wie sich die Auffassung des Bundesministers der 
Verteidigung, die offenbar Tarifdezernenten der 
Vv^ehrbereichsverwaltungen und damit Standortver- 
waltungen bekannt wurde, in der Praxis auswirkt, 
zeigt das Ergebnis einer im Oktober 1966 in einem 
großen norddeutschen Standort abgehaltenen ört- 
lichen Prüfung, die zunächst nur die Einreihung 
der Arbeitnehmer betraf, die der Standortverwal- 
tung unmittelbar zugeteilt sind. Diese Handwerker 

9 BAG vom 17. September 1957 — AP Nr. 4 zu § 1 
TVG — und vom 19. April 1963 — 1 AZR 160 '62 


sind fast ausnahmslos in die Lohngruppe III und 
höher eingereiht worden, obwohl bei den Stand- 
ortverwaltungen — anders als bei den zum Teil mit 
hochwertigem technischen Gerät ausgestatteten mi- 
litärischen Einheiten — kaum Arbeiten anfallen, die 
an einen ausgebildeten Handwerker besondere An- 
forderungen stellen. Während der örtlichen Prüfung 
begann die Standortverwaltung, die Arbeiter, die 
bereits zu Unrecht nach Lohngruppe III entlohnt 
wurden, auf Grund des neuen Tarifvertrages zum 
Lohngruppenverzeichnis vom 11. Juli 1966 in die 
neu geschaffene Lohngruppe III a einzureihen, so- 
weit die zeitlichen Voraussetzungen erfüllt waren 
(„Bewährungsaufstieg"). 

Der Bundesminister der Verteidigung, dem dieser 
Sachverhalt sogleich mitgeteilt worden war, hat 
inzwischen die nachgeordneten Dienststellen auf 
die Voraussetzungen des Bewährungsaufstiegs, ins- 
besondere von Lohngruppe III nach den Lohngrup- 
pen III a und II, hingewiesen. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung und Zivil- 
personal bei den Kommandobe- 
hörden, Truppen usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 b ' — Löhne der Arbeiter 

23, Um die Einheitlichkeit ihrer Tarifpolitik zu 
wahren, ermächtigte die Bundesregierung am 
10. Januar 1961 im Anschluß an die frühere sachlich 
gleiche Ermächtigung der ADO zur TO.B den Bun- 
desminister des Innern, auf Antrag der obersten 
Bundesbehörden Abweichungen von den für die 
Arbeiter des Bundes geltenden tarifvertraglichen 
Bestimmungen zuzulassen, soweit es sich um eine 
Änderung zugunsten der Arbeiter handelt und 
zwingende dienstliche Gründe vorliegen. Damit hat 
die Bundesregierung entschieden, daß die Verwal- 
tung die arbeitsrechtlich als Mindestnormen anzu- 
sehenden tariflichen Vereinbarungen grundsätzlich 
jedem einzelnen Arbeitsvertrag zugrunde zu legen 
hat; sie dürfen nur ausnahmsweise und dann auch 
nur unter Mitwirkung des Bundesministers des 
Innern überschritten werden. 

Die Bundeswehrverwaltung hat hiergegen erheblich 
verstoßen; sie hat Arbeiter nicht in die richtige 
Lohngruppe eingereiht oder ihnen ungerechtfertigt 
Lohnzuschläge und -Zulagen gewährt, und zwar 
auch noch nach Abschluß des Tarifvertrages über 
das Lohngruppenverzeichnis von 1961, der die Ar- 
beiter der Bundeswehr ohnehin in mehrfacher Hin- 
sicht gegenüber den anderen beim Bund beschäf- 
tigten Arbeitern begünstigte. 

Im einzelnen hat der Bundesrechnungshof u. a. fest- 
gestellt: 

24. Die Standortverwaltung einer süddeutschen 
Großstadt, zu deren Bereich 48 Dienststellen mit ins- 
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gesamt etwa 1200 Arbeitern gehören, stellte im 
Jahre 1955 einen Kraftfahrzeugmechaniker, der 
seine Lehrzeit ohne Gesellenprüfung abgeschlossen 
hatte, als Kraftfahrer ein und entlohnte ihn zu- 
nächst nach Lohngruppe VII TO.B. Am 1. April 1958 
reihte sie ihn übertariflich in die Lohngruppe III ein 
mit der Begründung, die sie in zahlreichen Fällen 
gleicher und ähnlicher Art formularmäßig verwen- 
dete, sie sehe sich aus dringenden dienstlichen 
Gründen zur Höhergruppierung genötigt, weil der 
Beschäftigte sonst das Dienstverhältnis lösen wolle. 
Später wurde dieser Arbeiter auf einem Maurer- 
dienstposten geführt und wie ein Spezialarbeiten 
ausführender Kraftfahrzeugmechaniker mit Gesel- 
lenprüfungszeugnis nach Lohngruppe III entlohnt, 
aber nur als Tankwart beschäftigt. 

Die Verwaltung erkannte die Beanstandungen an. 
Da der Arbeiter als Tankwart höchstens den Lohn 
der Lohngruppe V hätte erhalten dürfen, beschäftigt 
sie ihn seit dem 1. Mai 1966 als Kraftfahrer und 
entlohnt ihn nunmehr zutreffend nach Lohngruppe 
IV. Sie hat mitgeteilt, daß der Bund an diesen 
Arbeiter als Folge der bestimmungswidrigen Ein- 
reihung rd. 9700 DM zuviel gezahlt hat. 

Drei Kraftfahrzeughandwerker derselben Standort- 
verwaltung, die bei den Kraftfahrzeug-Uber- 
wachungstrupps des Wehrbereichskommandos im 
wesentlichen gleiche Arbeiten verrichten, sind — 
den Vorschlägen der militärischen Beschäftigungs- 
dienststelle entsprechend — unterschiedlich einge- 
reiht worden, nämlich in die Lohngruppen IV, III 
und 1. 

Der Bundesrechnungshof hatte das beanstandet, da 
nur die Einreihung in die Lohngruppe III zulässig, 
aber auch geboten sei. Es hat sich aber ergeben, 
daß besondere Umstande es noch nicht zulassen, 
den nach Lohngruppe IV entlohnten Arbeiter höher 
einzureihen. Im übrigen hat die Verwaltung die 
Beanstandung anerkannt; sie betreibt die Ände- 
rungskündigung mit dem Ziele, den bisher nach 
Lohngruppe I entlohnten Arbeiter in die Lohn- 
gruppe III einzureihen. Nach ihrer Mitteilung hat 
dieser Arbeiter durch die bestimmungswidrige Ein- 
reihung bis zum 31. Mai 1966 rd. 4400 DM zuviel 
erhalten. 

Die Standortverwaltung hat in vielen weiteren 
Fällen die Bestimmungen über die Entlohnung der 
Arbeiter nicht beachtet und dem Bund dadurch 
beträchtlichen Schaden zugefügt. Er beträgt allein 
in den Fällen, in denen wegen des Gewichts der 
Verstöße eine nachträgliche Zustimmung des Bun- 
desministers des Innern nicht zu erwarten war, nach 
Mitteilung der Verwaltung rd. 151 400 DM. 

Zu den noch nicht ausgeräumten Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes — vielfach wird das 
nachträgliche Einholen der Zustimmung des Bundes- 
ministers des Innern in Betracht kommen — teilte 
die Standortverwaltung der Wehrbereichsverwal- 
tung bisher u. a. mit: „Die schleppende Erledigung 
der . . . beanstandeten Maßnahmen ist insbesondere 
darauf zurückzuführen, daß von seiten der Beschäf- 
tigungsdienststellen — militärische und zivile — , 
nicht ausgeschlossen die Sachgebiete der Stand- 


ortverwaltung, zum großen Teil die notwendige 
Bereitschaft zur Mitarbeit fehlte und noch fehlt." 
Die Wehrbereichsverwaltung hat diese Mitteilung 
ohne Stellungnahme dem Bundesrechnungshof vor- 
gelegt. 

25 . Bei der Prüfung der Lohnausgaben dreier in 
kleineren und mittleren Orten außerhalb der Bal- 
lungsgebiete gelegener Standortverwaltungen eines 
anderen Wehrbereichs, bei denen nur wenige Lohn- 
empfänger beschäftigt sind, stellte der Bundesrech- 
nungshof ebenfalls zahlreiche Verstöße fest, die zu 
ungerechtfertigten Ausgaben geführt haben. 

Eine dieser Standortverwaltungen reihte am 
1. Oktober 1964 zwei bis dahin nach Lohngruppe IV 
entlohnte Kraftfahrer in die Lohngruppe III ein, 
nachdem ein Truppenteil bescheinigt hatte, beide 
Kraftfahrer führten überwiegend Mannschaftstrans- 
portwagen mit mindestens 16 Sitzplätzen. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, daß die Ein- 
heit nur einen derartigen Mannschaftstransportwa- 
gen besitzt. Dieser wurde bis zur Prüfung nur von 
einem der beiden Arbeiter und von diesem monat- 
lich durchschnittlich auch nur 45 von 200 insgesamt 
geleisteten Arbeitsstunden geführt. Danach durfte 
keiner der beiden Arbeiter in die Lohngruppe III 
eingereiht werden. 

Die Verwaltung erkannte die Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes an. 

Eine andere Standortverwaltung gab im November 
1964 bekannt, sie stelle Fernmeldehandwerker ein 
und biete ihnen vom Tage der Einstellung an Lohn 
nach Lohngruppe II. Die Ankündigung, nach der ver- 
fahren worden ist, hatte das für Tarifangelegcnhei- 
ten nicht zuständige Wehrbereichskommando ver- 
anlaßt, das gegenüber den Standortverwaltungen 
des Wehrbereichs auch die Einreihung in die Lohn- 
gruppe I nach Ablauf der Probezeit und bei Eignung 
für zulässig hielt. 

Die Verwaltung hat die Fernmeldehandwerker im 
Verhältnis 9 : 3 : 3 : 3 in die Lohngruppen I, II, III 
und IV eingereiht. Der Bundesrechnungshof hat das 
beanstandet. Die Verwaltung erkannte die Beanstan- 
dung an; sie wird in Zukunft die Fernmeldehand- 
werker nach den für die Bundeswehr erlassenen 
Vorschriften entlohnen und nur die Spitzenkräfte in 
die Lohngruppen I und II einreihen. 

Bei der dritten Standortverwaltung, die nur 160 
Lohnempfänger beschäftigt, ergaben sich 247 Be- 
anstandungen, die die Verwaltung anerkannt hat. 

26 . Nach den Ergebnissen der örtlichen Prüfungen 
des Bundesrechnungshofes und nach den Prüfungs- 
ergebnissen der Vorprüfungsstellen ist auch in den 
anderen Wehrbereichen immer wieder von den Ta- 
rifverträgen abgewichen und gegen das Haushalts- 
recht verstoßen worden. Daß dies in erheblichem 
Umfang geschah, läßt die Tatsache erkennen, daß in 
dem am 11. Juli 1966 abgeschlossenen Tarifvertrag 
über das Lohngruppenverzeichnis eine allein für 
den Bereich des Bundesministers der Verteidigung 

1 geltende Uberleitungsvorschrift vereinbart wurde. 
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Danach verbleiben die mit näher bezeichneten Ar- 
beiten betrauten Handwerker der Bundeswehr, die 
in der Vergangenheit zu Unrecht in die Lohn- 
gruppe II eingereiht worden waren, in dieser Lohn- 
gruppe. 

Der in der gesamten Bundeswehrverwaltung bei 
Titel 104 b zu Unrecht verausgabte Betrag ließe sich 
nur schwer schätzen. Jedenfalls haben zwei der 
207 Standortverwaltungen, die zusammen etwas 
mehr als 1,5 v. H. der 90 000 Lohnempfänger der 
Bundeswehr beschäftigen, für die von ihnen sofort 
anerkannten Beanstandungen des Bundesrechnungs- 
hofes für die letzten Jahre Ausgaben in Höhe von 
rd. 179 400 DM errechnet, die ohne Genehmigung 
übertariflich geleistet worden sind. 

27. Der Mangel an Arbeitskräften, besonders an 
qualifizierten Handwerkern, kann dazu führen, daß 
auch die Bundesverwaltung, um die ihr gestellten 
Aufgaben erfüllen zu können, übertarifliche Leistun- 
gen bieten muß. Daß diese nach dem Willen der 
Bundesregierung nicht von den einzelnen Ressorts 
und schon gar nicht von nachgeordneten Stellen, 
sondern allein von dem Bundesminister des Innern 
zugestanden werden dürfen, dient nicht allein dem 
Gebot der Sparsamkeit. Es bringt darüber hinaus 
Vorteile für die Beschäftigungsdienststellen der ge- 
samten Bundesverwaltung und auch für den Bun- 
desminister des Innern. Bei Beachtung des Beschlus- 
ses der Bundesregierung können schon die Mittel- 
behörden und die Ministerien die Anträge der Orts- 
behörden koordinieren und damit innerhalb der 
Verwaltung ein ungerechtfertigtes Lohngefälle ver- 
hindern. 

Wäre die Bundeswehrverwaltung dem Kabinetts- 
beschluß gefolgt, dann hätte es z. B. nicht geschehen 
können, daß das an dem gleichen hochwertigen 
Flugzeugtyp mit den gleichen Wartungsarbeiten be- 
schäftigte zivile Personal auf zwei benachbarten 
Flugplätzen desselben Wehrbereichs unterschiedlich 
entlohnt wird. 

Läßt die Verwaltung nach dem Beschluß der Bun- 
desregierung allein den Bundesminister des Innern 
über Abweichungen von den tariflichen Vereinba- 
rungen entscheiden, dann gibt sie ihm als dem für 
das Tarifwesen der Bundesverwaltung zuständigen 
Minister Fingerzeige, wie die unter seiner Feder- 
führung abgeschlossenen Tarifverträge bei zukünf- 
tigen Verhandlungen anders gestaltet werden könn- 
ten. 

Welche Ursachen im einzelnen zu den Fehlbeträgen 
führten, wird sich nachträglich nicht mehr mit Sicher- 
heit feststellen lassen. Wenig wahrscheinlich ist 
jedoch, daß allein nachgeordnete Stellen hierfür ver- 
antwortlich zu machen sind. Der Bundesminister der 
Verteidigung weist zwar darauf hin, daß diese 
Stellen häufig nicht richtig besetzt und die Bedien- 
steten nicht immer ausreichend auf ihre Aufgaben 
vorbereitet gewesen seien und daß oft Standort- 
verwaltungen und Beschäftigungsdienststellen sehr 
schnell einzurichten waren. Damit könnte aber nur 
ein Teil der während der ersten Aufbaujahre der 
Bundeswehr begangenen Verstöße erklärt werden. 
Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hat 
auch der Bundesminister der Verteidigung zur Ent- 


stehung der Fehlbeträge dadurch beigetragen, daß er 
die nachgeordneten Stellen nicht genügend angehal- 
ten hat, bestimmungsgemäß zu verfahren. Er hat 
z. B. den Tarifvertrag über das Lohngruppenver- 
zeichnis von 1961 bekanntgegeben, ohne darauf hin- 
zuweisen, daß von diesem Tarifvertrag nur in be- 
gründeten Ausnahmefällen, die der Zustimmung des 
Bundesministers des Innern bedürfen, abgewichen 
werden konnte. 

Der Bundesminister hat vorgebracht, er habe die 
Verwaltung in mehreren Dezernentenbesprechungen 
und in einer Vielzahl von Einzelentscheidungen 
darüber unterrichtet, wie die Zustimmung zu außer- 
tariflichen Regelungen einzuholen sei. Auch habe 
der Bundesminister des Innern 1961 und 1964 in 
zwei Rundschreiben, die sämtlichen personalbear- 
beitenden Dienststellen bekannt seien, ausdrücklich 
auf den Kabinettsbeschluß vom 10. Januar 1961 hin- 
gewiesen. Eine darüber hinausgehende Unterrich- 
tung über die Möglichkeit außertariflicher Regelun- 
gen halte er nicht nur für nicht notwendig; sie berge 
auch die Gefahr in sich, daß das Ministerium in 
einer Zeit der angespannten Arbeitsmarktlage mit 
derartigen Anträgen geradezu überschüttet werde. 

Der Bundesrechnungshof hält diese Ausführungen 
für widerspruchsvoll. Der Hinweis, daß wegen der 
Menge der zu erwartenden Anträge eine Unterrich- 
tung der personalbearbeitenden Stellen unange- 
bracht gewesen sei, enthält auch das Eingeständnis, 
daß der Bundesminister es den nachgeordneten 
Stellen überließ, mit den durch eine angespannte 
Arbeitsmarktlage hervorgerufenen tariflichen 
Schwierigkeiten, die dem Bundesminister bekannt 
waren, selbst fertig zu werden. Die Ausführungen 
des Bundesministers sind daher nicht geeignet, das 
Bedenken zu entkräften, er habe die personalbe- 
arbeitenden Stellen nicht straff genug geleitet. Der 
Bundesminister der Verteidigung wird dafür sorgen 
müssen, daß die Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofes in Zukunft rascher als bisher ausgeräumt 
werden. 

Auf alle Fälle wird der Bundesminister der Vertei- 
digung den ihm nachgeordneten Stellen die zur 
Vermeidung von neuen Fehlbeträgen erforderlichen 
Weisungen zu erteilen und deren Beachtung zu 
überwachen haben; er muß verhindern, daß es noch 
einmal ■ — wie im Tarifvertrag vom 11. Juli 1966 — 
notwendig wird, allein für seinen Geschäftsbereich 
fehlerhafte Einreihungen durch eine besondere Über- 
leitungsvorschrift aufrechtzuerhalten. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 14 12 — Unterbringung 

Einmalige Ausgaben 

Titel 700 — - Beschaffung von Liegenschaften 

für militärische Zwecke 

28. Auf Veranlassung des Bundesministeriums der 
Verteidigung hat der Bundesschatzminister im Jahre 
1961 die zuständige Oberfinanzdirektion angewie- 
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sen, bei dem Erwerb von Grundstücken, die die 
Bundeswehr als Absprunggelände für eine Luft- 
landeschule benötigte, von Zwangsmaßnahmen abzu- 
sehen. 

Vorausgegangen waren Klagen der Eigentümer bei 
dem Bundestagsabgeordneten ihres Wahlkreises, 
dem damaligen Bundesminister der Verteidigung, 
daß die Preise, zu denen sie ihr Land abgegeben 
hätten und noch abgeben sollten, zu niedrig seien. 
Der Bundesminister der Verteidigung hatte darauf- 
hin sein Haus angewiesen, einen Ausgleich zu ver- 
suchen, damit die Eigentümer nicht „verprellt" wür- 
den. Kurz danach hatte er von seinem Wahlkreis- 
sekretariat erfahren, es häuften sich die Berichte 
über die Art, wie die Grundstückskäufe für die 
Bundeswehr abgewickelt würden. Sein Adjutant 
hatte die zuständige Abteilung des Ministeriums 
gebeten, diesen Klagen nachzugehen, ggf. beim Bun- 
desschatzministerium auf ein geschickteres Verfah- 
ren hinzuwirken und dem Minister vierteljährlich 
über den Sachstand zu berichten. Das Ministerium 
hatte dann in einem Schreiben, das vom stellver- 
tretenden Leiter des zuständigen Referats gezeichnet 
war, den Bundesschatzminister ersucht, beim Erwerb 
weiterer Grundstücke für die Luftlandeschule von 
Zwangsmaßnahmen abzusehen. Schon vorher, im 
Jahre 1959, hatte die zuständige Landesregierung 
im Anhörungsverfahren erklärt, daß sie nur unter 
dieser Voraussetzung keine Einwendungen gegen 
den Landerwerb erhebe. 

Die Oberfinanzdirektion sah sich deshalb genötigt, 
die Preisgrenzen, die in den vorläufigen Richtlinien 
zum Landbeschaffungsgesetz festgelegt sind, außer 
acht zu lassen und auf die überhöhten Preisforde- 
rungen der Eigentümer, die von der Weisung erfah- 
ren hatten, einzugehen. Allein in vier vom Bundes- 
rechnungshof aufgegriffenen Fällen, die die Rech- 
nungsjahre 1962 bis 1964 betreffen, sind rd. 
80 000 DM mehr gezahlt worden, als nach den 
Richtlinien zulässig gewesen wäre. 

Der Bundesrechnungshof hat den uneingeschränkten 
Verzicht auf Enteignung beanstandet. 

Der Bundesminister der Verteidigung, auf den die 
Zuständigkeit für solche Beschaffungen inzwischen 
übergegangen ist, hat sich auf die Stellungnahme 
der Landesregierung und darauf berufen, daß Grund- 
stücke nach dem Landbeschaffungsgesetz möglichst 
durch freien Ankauf erworben werden sollen. Er hat 
ferner geltend gemacht, daß im Fall einer Enteig- 
nung mit erheblichen Verzögerungen hätte gerech- 
net werden müssen; diese hätten wegen des drin- 
genden militärischen Bedarfs nicht hingenommen 
werden können und zusätzliche Kosten verursacht, 
weil der Transport der übenden Truppe zwischen 
Kasernengelände und Ersatzsprunggelände monat- 
lich rd. 75 000 DM gekostet hätte. Überdies habe die 
Lage der Grundstücke im Wahlkreis des damaligen 
Bundesministers der Verteidigung die Verhandlun- 
gen besonders schwierig gestaltet, weil bei solcher 
Sachlage erfahrungsgemäß die Betroffenen auf nach- 
haltige Unterstützung ihres Wahlkreisabgeordneten 
hofften. 

Diese Antwort kann das' beanstandete Verfahren 
nicht rechtfertigen. Der freie Erwerb ist nach dem 


Gesetz zwar nach Möglichkeit anzustreben; aus die- 
ser Möglichkeit hat die Weisung des Bundesschatz- 
ministers an die Oberfinanzdirektion aber einen 
Zwang gemacht. Die Stellungnahme der Landesregie- 
rung war nicht bindend; das Land konnte keine 
Bedingungen stellen, die dem Bund gerade die 
rechtlichen Möglichkeiten nahmen, derentwegen das 
Landbeschaffungsgesetz geschaffen worden war. 
Auch Verzögerungen hätten im Fall einer Enteig- 
nung nicht befürchtet zu werden brauchen. In drin- 
genden Fällen kann die Enteignungsbehörde nach 
dem Landbeschaffungsgesetz die sofortige Besitz- 
einweisung verfügen und die Frage der Entschädi- 
gung späteren Verhandlungen Vorbehalten, Die vor- 
gebrachten politischen Erwägungen schließlich konn- 
ten eine Abweichung vom Gesetz nicht rechtfertigen. 

Das von den beteiligten Dienststellen eingeschla- 
gene Verfahren stand nicht im Einklang mit dem 
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Es wider- 
sprach auch dem Gebot wirtschaftlicher Verwendung 
der Haushaltsmittel (§ 26 Abs. 1 RHO). 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 14 12 — Unterbringung 

Einmalige Ausgaben 

Titel 950 — Freimachung von Liegenschaften 

für Zwecke der Bundeswehr 

Die Mittel werden vom Bundesschatzminister ver- 
waltet. 

29. Den gewerblichen Mietern eines ehemaligen 
Heeresbekleidungsamts, das die Bundeswehr als 
Bekleidungslager wieder verwenden wollte, wurde 
das Mietverhältnis im Dezember 1961 von der zu- 
ständigen Oberfinanzdirektion auf Veranlassung 
der Wehrbereichsverwaltung fristgerecht zum 
31. Dezember 1962 gekündigt. Gegenvorstellungen 
eines Mieters, der ungefähr die Hälfte der Gesamt- 
fläche nutzte, wurden von der Wehrbereichsverwal- 
tung abgelehnt. Schon Anfang 1962 entschied der 
Bundesminister der Verteidigung jedoch, daß sich 
die Liegenschaft für die Einlagerung von Bekleidung 
nicht eigne, und erklärte sich Ende Februar 1962 mit 
der Rücknahme der Kündigung einverstanden. Nun- 
mehr lehnte aber der Mieter die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses ab, weil er inzwischen den Bau 
einer Ersatzbetriebsstätte eingeleitet hatte. Der Bun- 
desminister der Verteidigung ließ die Liegenschaft 
am 14. März 1962 erneut besichtigen. Dabei wurde 
beschlossen, sie künftig als Lagerraum für Einsatz- 
verpflegung zu verwenden. Zugleich wurde dem 
Mieter ein Abstand in Aussicht gestellt, falls er vor 
Ablauf der Kündigungsfrist räume. Den übrigen 
Mietern jedoch wurde der Mietvertrag bis zum 
31. März 1963 verlängert. Am 7. Dezember 1962 
räumte der Mieter. Mit der Belegung des Lagers ist 
erst am 18. Februar 1963 begonnen worden. 

Der Bundesschatzminister gewährte im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Verteidigung dem 
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Mieter neben einem Darlehen von 4,8 Mio DM für 
den Bau der Ersatzbetriebsstätte wegen der vor- 
zeitigen Räumung eine Abstandssumme von 233 500 
DM, nachdem der Bundesminiser der Verteidigung 
die Angemessenheit dieses Betrages bestätigt hatte. 
In den Jahren 1964 und 1965 erhöhte der Bundes- 
schatzminister die Abstandssumme auf insgesamt 
rd. 360 500 DM. 

Der Bundesrechnungshof hat die Gewährung des 
Abstands als nicht gerechtfertigt beanstandet. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat erwidert, 
die Liegenschaft sei dringend benötigt worden, weil 
im Oktober 1961 nach logistischen Gesichtspunkten 
in dem Wehrbereich 78 000 qm Lagerraum für Ein- 
satzvorratsverpflegung gefehlt hätten. Im Vertrauen 
auf den in Aussicht gestellten Abstand habe der 
Mieter den Bau der Ersatzbetriebsstätte beschleunigt. 
Nur die dadurch verursachten Mehrkosten seien ihm 
als Abstand erstattet worden. Ohne die Zusage hätte 
sich die Freimachung um mindestens 18 Monate ver- 
zögert, und für diese Zeit hätte der Bund für andere 
Lagerräume bei einem Mietpreis von 2,50 DM/qm 
allein 315 000 DM an Miete aufbringen müssen. 

Die Ausführungen überzeugen nicht, zumal da die 
Räume bisher nur zu einem Drittel genutzt werden 
und der Bundesminister zunächst nichts weiter un- 
ternommen hat. Erst im Jahre 1966 hat er sich einen 
Kostenvoranschlag vorlegen lassen, wonach rd. 
5 Mio DM erforderlich sind, damit die Räume in 
vollem Umfang für die Einlagerung von Verpfle- 
gung verwendet werden können; sie könnten also 
frühestens 5 bis 6 Jahre nach der Freimachung 
zweckentsprechend genutzt werden. Danach kann 
angenommen werden, daß es nicht notwendig war, 
eine vorzeitige Freimachung zu verlangen, und daß 
selbst eine etwa gerichtlich zugestandene Räumungs- 
frist noch hätte in Kauf genommen werden können. 
Die Abstandssumme hätte also nicht zuerkannt wer- 
den dürfen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 
Die Bundesminister werden zu prüfen haben, ob 
Bedienstete für die vermeidbare Mehrausgabe haf- 
ten. 

* 

Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 19 01 — Bundesverfassungsgericht 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 108 — Beschäftigungsvergütungen, 

Trennungsentschädigungen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für aus- 
wärtigen Familienbesuch für Rich- 
ter, Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter 

30. Ein Richter des Bundesverfassungsgerichts, 
dessen Pflichten aus seinem Dienstverhältnis als 
Hochschullehrer an der Hochschule in X. während 
seiner Richtertätigkeit geruht hatten, ist mit Ablauf 


des 31. August 1963 in den Ruhestand getreten. Er 
behielt seinen Wohnsitz in Karlsruhe bei. Am 14. Fe- 
bruar 1964 reiste er erstmals für 5 Tage nach X. Bis 
zum 31, Oktober 1964 folgten 5 weitere kurzfristige 
Reisen dorthin. Am 1. November 1964 übernahm er 
einen Lehrstuhl in Y. Für die gesamte Zeit vom 
1. September 1963 bis zum 31. Oktober 1964 hat 
der frühere Richter Trennungsentschädigung erhal- 
ten, und zwar insgesamt 2415,34 DM. Daneben wur- 
den ihm für 4 der Fahrten nach X. und zurück die 
Fahrkosten in Höhe von 629,40 DM als „Reisebeihil- 
fen für Familienheimfahrten'' ersetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlungen bean- 
standet. 

Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts hält 
die Gewährung der Trennungsentschädigung für 
gerechtfertigt. Er führt aus, der frühere Richter habe 
sich nach seinen Angaben in den Jahren 1963 und 
1964 am Hochschulort X. wegen Verschlechterung 
der Lage auf dem Wohnungsmarkt vergeblich um 
die Zuweisung einer Wohnung bemüht. Da die Be- 
willigung der Trennungsentschädigung den Ersatz 
der Fahrkosten für Familienheimfahrten einschließe, 
habe er — der Präsident ■ — auch deren Zahlung nicht 
verweigern können, ohne sich dem Vorwurf des 
Ermessensmißbrauchs auszusetzen. Im übrigen wä- 
ren die Kosten eines Rückumzugs an den Hochschul- 
ort, die der Bund hätte tragen müssen, wesentlich 
höher gewesen. 

Dem kann nicht zugestimmt werden. Trennungs- 
entschädigung hätte — auch wenn man die Vor- 
schriften des Umzugskostenrechts mit dem Bundes- 
minister des Innern für mindestens entsprechend an- 
wendbar hält — allenfalls vom 15. Februar 1964, 
dem auf die erste Reise nach X. folgenden Tage, 
an gewährt werden dürfen (Nr. 25 Abs. 9 DVO 
zUKG). Zumindest bis zu diesem Tage sind dem 
Zahlungsempfänger keine Mehrausgaben, deren Ab- 
geltung die Trennungsentschädigung dient, entstan- 
den. Im übrigen ist Voraussetzung für die Zahlung 
von Trennungsentschädigung der Wille, an den 
neuen Dienstort umzuziehen (Nr. 25 Abs. 8 a. a. O.). 
Ein solcher ernsthafter Wille kann angesichts der 
Tatsache, daß der frühere Richter sich erst nach 
5b^2 Monaten erstmals nach X. begeben hat, nicht 
ohne weiteres unterstellt werden. 

Auch die Voraussetzungen für die Zahlung von 
Beihilfen zu den Aufwendungen für Familienheim- 
fahrten lagen nicht vor. Die Gewährung von Reise- 
beihilfen beruht auf einer Kannvorschrift. Sinn und 
Zweck dieser Vorschrift ist es, auswärts beschäftig- 
ten Bediensteten in bestimmten Zeitabständen den 
Besuch der Familie durch Erstattung der notwendi- 
gen Fahrkosten zu erleichtern. Diese Voraussetzung 
ist nicht gegeben, wenn der Bedienstete sich ohne- 
hin am Wohnort der Familie aufhält und nur gele- 
gentlich kurzfristige Reisen an den Dienstort aus- 
führt. Die Verwaltung hätte deshalb die Gewährung 
der Reisebeihilfen ablehnen müssen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 11 UKG in Verbindung 
mit Nr. 25 DVOzUKG und Nr. 13 AbordnBest sowie 
gegen § 7 Abs. 1 TrE.VO vor. 

* 
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Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusam- 
menhang mit dem Aufenthalt aus- 
ländischer Streitkräfte 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 35 11a — Verteidigungsaufwand, der im un- 
mittelbaren Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes steht 

Einmalige Einnahmen 

Titel 70 — Erlöse aus der Veräußerung un- 

beweglichen Vermögens ein- 
schließlich der Veräußerung von 
Gebäuden, die mit Besatzungs- 
oder Stationierungskostenmitteln 
errichtet worden sind 

31. Eine Oberfinanzdirektion verkaufte Anfang 
Januar 1962 einem Oberfinanzpräsidenten nach sei- 
nem Eintritt in den Ruhestand ein in dem Villen- 
vorort einer Großstadt gelegenes Grundstück von 
etwa 800 qm zum Bau eines Eigenheims. Der Ver- 
kauf hatte sich verzögert, weil wegen der Freigabe 
der Liegenschaft zuvor mit den Stationierungsstreit- 
kräften, die das Grundstück bis dahin genutzt hatten, 
verhandelt werden mußte. Der Bundesminister für 
vv^irtschaftlichen Besitz des Bundes hatte dem Ver- 
kauf iin Oktober 1961 unter der Bedingung zuge- 
stimmt, daß das Grundstück zum vollen Wert (Ver- 
kehrswert) veräußert und der Wert von 30 DM/qm, 
der bereits 1960 ermittelt und damals dem Kauf- 
bewerber genannt worden war, überprüft werde. 
Der Sachverständige der Oberfinanzdirektion er- 
mittelte daraufhin Ende desselben Monats einen Ver- 
kehrswert von 45 DM/qm; ihn hielt er für die un- 
terste, eben noch vertretbare Grenze; auf Grund sei- 
ner Erhebungen war er der Ansicht, daß unschwer 
auch 60 DM/qm und bei einer freien Ausschreibung 
sogar noch mehr erzielt werden könnten. Der Be- 
werber war mit dem neuen Preis von 45 DM/qm 
nicht zufrieden, wandte sich unmittelbar an den zu- 
ständigen Unterabteilungsleiter des Bundesministers 
und bewog ihn, sich Anfang November 1961 mit 
einem Preis von 30 DM/qm einverstanden zu erklä- 
ren. Den Erlaß hierüber gab der Unterabteilungslei- 
ter erst am 28. Dezember 1961 heraus, als der zu- 
ständige Referent und dessen Mitarbeiter, der sich 
schon früher gegen die Veräußerung ausgesprochen 
hatte, weil andere Grundstücksbewerber bisher stets 
hatten abgewiesen werden müssen, in Urlaub wa- 
ren. Der Unterabteilungsleiter begründete seine 
Entscheidung auch nicht, gab dem Sachbearbeiter 
des Haushalts keine Kenntnis und verfügte den 
Durchschlag seines Erlasses sogleich zu den Akten. 

Das geplante Haus sollte vom Nachbargrundstück, 
das dem Bund gehört, nur einen Abstand von 3,50 m 
haben statt der 7,50 m, die die Bauordnung vor- 
schreibt. Der Käufer war jedoch nicht bereit, den 
fehlenden 4 m breiten Geländestreifen zu erwerben, 
denn die Verkehrswert war inzwischen auf 
85 DM/qm gestiegen. Er berief sich darauf, daß der 
kurz vorher verstorbene Abteilungsleiter der Ober- 
finanzdirektion ihm mündlich zugesagt habe, der 


Bund werde bei der Bebauung des Nachbargrund- 
stücks nicht nur den vorgeschriebenen Grenzabstand 
von 7,50 m halten, sondern weitere 4 m, insgesamt 
also 11,50 m von der Grenze entfernt bleiben. Sei- 
nem Antrag, eine entsprechende Baulast eintragen 
zu lassen, entsprach die Oberfinanzdirektion, ob- 
wohl bundeseigene Grundstücke nur in ganz beson- 
deren Ausnahmefällen belastet werden sollen. Die 
V/ertminderung des bundeseigenen Grundstücks be- 
rechnete die Oberfinanzdirektion in der Weise, daß 
sie ' — zunächst folgerichtig — auf den Wertunter- 
schied zwischen Garten- und Bauland abstellte, den 
Wertverlust aber auf 40 v. H. des Verkehrswertes 
für Gartenland beschränkte, weil Grundstücke in 
dieser Gegend nur zu 40 v. H. bebaut werden dür- 
fen. Dieses fehlerhafte Verfahren ermöglichte es, 
die Entschädigung auf nur 1650 DM festzusetzen. 
Das entspricht bei einem Bodenpreis von 85 DM/qm 
nur 15 V. H. des Wertes der dem Bauverbot unter- 
liegenden Fläche von 131,5 qm. Der Bundesrech- 
nungshof hätte es gelten lassen, wenn die Wert- 
minderung entsprechend der allgemeinen Verkehrs- 
auffassung und in Anlehnung an die Rechtspre- 
chung auf mindestens 25 v. H., also auf rd. 2800 DM 
festgesetzt worden wäre. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß dem 
Oberfinanzpräsidenten ein Grundstück verkauft 
worden ist, während alle anderen Interessenten 
abgewiesen worden waren, daß das Grundstück weit 
unter seinem Verkehrswert veräußert und daß das 
bundeseigene Grundstück entgegen aller Regel be- 
j lastet und die Entschädigung dafür zu gering fest- 
gesetzt worden ist. 

Der Bundesschatzminister hat, ohne die Maßnahme 
des inzwischen verstorbenen Unterabteilungsleiters 
zu billigen, entgegnet, dieser habe vermutlich den 
verzögerten Verkauf nicht zu Lasten des Erwerbers 
gehen lassen wollen. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Begründung, die 
im übrigen nur auf einen Teil seiner Beanstandun- 
gen eingeht, nicht anerkannt. Grundstücke des Bun- 
des dürfen nur gegen einen Preis veräußert werden, 
der ihrem vollen Wert, d. h. dem Verkehrswert im 
Zeitpunkt des Verkaufs, entspricht, überdies war 
der Bund für die Verzögerung des Verkaufs nicht 
verantwortlich; diese beruhte vor allem auf der 
bisherigen Nutzung des Grundstücks, die dem 
Käufer bekannt war. Ist aber von einem Verkehrs- 
wert von mindestens 50 DM/qm auszugehen (denn 
von der Bewertung bis zum Kaufabschluß waren 
wieder einige Monate vergangen), so ist der Kauf- 
preis um 20 DM/qm zu niedrig festgesetzt worden, 
so daß sich ein Fehlbetrag von rd. 16 000 DM er- 
rechnet. Er bestand im Rechnungsjahr 1964 noch 
fort. Schließlich hätten für die Wertminderung noch 
mindestens 1 150 DM mehr gefordert werden müs- 
sen. 

Verstoßen wurde gegen den Grundsatz der gleich- 
mäßigen Behandlung aller Kaufbewerber (Artikel 3 
Abs. 1 GG), gegen das Verbot, Grundstücke des 
Bundes unter einem dem vollen Wert entsprechen- 
den Preis zu veräußern (§ 47 RHO), gegen § 26 
Abs. 1 RHO und gegen die „Grundsätze über die 
Abgabe, Veräußerung und dingliche Belastung bun- 
deseigener Grundstücke". 
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Der Bundesrechnungshof hat den Bundesschatzmini- 
ster aufgefordert zu prüfen, ob der Käufer und Be- 
dienstete des Bundes für den dem Bund entstande- 
nen Schaden haftbar gemacht werden können. 

* 

Sondervermögen-Aiisgleichsfonds 

Kapitel 400 des Buchungsplans des Ausgleichsfonds 
— Hauptentschädigung durch Barzahlung — 

32. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
in den folgenden Fällen veranlaßt, daß Ausgaben, 
die im Rechnungsjahr 1964 geleistet wurden, erst in 
der Rechnung für das Rechnungsjahr 1965 nachzu- 
weisen waren. 

Am 7. Dezember 1964 hat er ein Landesausgleichs- 
amt angewiesen, gegen Ende des Rechnungsjahres 
1964 zur Erfüllung von Ansprüchen auf Hauptent- 
schädigung geleistete Ausgaben von rd. 951 000 DM 
erst für das Rechnungsjahr 1965 buchen zu lassen. 
Das Landesausgleichsamt hat das veranlaßt. 

Gleichzeitig hat der Präsident angeordnet, daß auch 
die Ausgaben, die Ende des Rechnungsjahres 1964 
zur Erfüllung von Ansprüchen auf Hauptentschädi- 
gung der im Bundesgebiet zu Besuch weilenden 
Rentner aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem Sowjetsektor von Berlin 
geleistet werden, erst in dem Titelbuch für das 
Rechnungsjahr 1965 nachzuweisen sind. 

Schließlich hat ein Landesausgleichsamt im Rech- 
nungsjahr 1964 geleistete Ausgaben für Hauptent- 
schädigung in Höhe von 245 423,92 DM als Vorschuß 
buchen lassen. Das Bundesausgleichsamt hatte die 
Zahlung eines Vorschusses bis zur Höhe von 1 Mio 
DM zugelassen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren bean- 
standet, weil alle Ausgaben in der Rechnung des 
Jahres nachzuweisen sind, in dem sie geleistet wer- 
den. Da für das Rechnungsjahr 1964 genügend Mittel 
zur Verfügung standen, wäre das auch ohne weite- 
res möglich gewesen. Im übrigen darf eine Ausgabe 
als Vorschuß nur gebucht werden, wenn sie noch 
nicht endgültig verrechnet werden kann. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat vor 
allem eingewendet, er habe eine Verrechnung dieser 
Ausgaben im Rechnungsjahr 1964 vermeiden wol- 
len, um nicht den für die Mittelzuweisungen an die 
Länder vorgesehenen Schlüssel ändern zu müssen. 
Nach außen hin habe er den Unterschied zwischen 
der Auszahlungshöhe des Jahres 1964 und der des 
„sehr viel schwierigeren Jahres 1965'' nicht weiter 
erhöhen wollen. Im übrigen hätte er sinngemäß 
nach § 68 Abs. 4 RHO im Wirtschafts- und Finanz- 
plan des Ausgleichsfonds Ausnahmen anordnen 
können. 

Der Bundesrechnungshof kann die Einwände nicht 
anerkennen. Die Mittelüberschreitungen einiger 
Länder hätten ohne Schwierigkeiten im nächsten 
Rechnungsjahr ausgeglichen werden können. Auf 
die den Ländern für das Rechnungsjahr 1965 schlüs- 
selmäßig zuzuweisenden Ausgabemittel wäre ledig- 
lich der Betrag anzurechnen gewesen, um den die 


Mittel 1964 überschritten worden wären. Die zeit- 
gerechte Auszahlung der Hauptentschädigung an die 
Zonenrentner wäre nicht beeinträchtigt worden. Bei 
der gegebenen Sachlage hätte auch eine vom Grund- 
satz der Jährlichkeit abweichende Regelung durch 
den Wirtschafts- und Finanzplan nicht getroffen 
werden können. 

Die unzulässige Buchungsweise hatte zur Folge, daß 
in den Jahresrechnungen des Ausgleichsfonds für 
die Rechnungsjahre 1964 und 1965 das Ergebnis un- 
richtig dargestellt worden ist. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 27, 68 Abs. 1 RHO in 
Verbindung mit § 324 Abs. 1 LAG vor. Auch wenn 
keine finanziellen Auswirkungen für den Aus- 
gleiclisfonds eingetreten sind, gibt doch die Zahl 
der Verstöße Veranlassung, darauf hinzuweisen, 
daß das Bundesausgleichsamt künftig die haushalts- 
rechtlichen Bestimmungen einzuhalten hat. 

* 

Bemerkung zu einer außerplanmäßigen Ausgabe 

Zu Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Kapitel 05 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel apl. 952 — Beteiligung der Bundesrepublik 

an der Verlegung des Tempels 
von Kalabscha im Rahmen des 
Nubien-Projekts der UNESCO 

Bundeshaushaltsrechnung 1964 S. 2235 

33, Das Auswärtige Amt hat, nachdem der Bundes- 
minister der Finanzen im Juli und November 1964 
grundsätzlich zugestimmt hatte, Mitte Dezember 
1964 an eine als Mandatar des Bundes tätige Gesell- 
schaft zur Deckung zusätzlicher unvorhergesehener 
Kosten 300 000 DM gezahlt und außerplanmäßig 
nachgewiesen. Gleichzeitig hat es die Gesellschaft, 
die den Betrag bereits im Frühjahr 1964 angefordert 
hatte, ersucht, einen etwaigen Restbetrag bis zum 
Jahresende zurückzuzahlen. Die Gesellschaft hat bis 
Ende 1964 nur rd. 230 000 DM für fällige Zahlungen 
verwendet, den Restbetrag aber nicht in der ihr 
gestellten Frist zurückgezahlt. Das ist erst Mitte 
April 1965 nach einer Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes geschehen, und zwar nur in Höhe 
von rd. 65 000 DM, weil die Gesellschaft einen Be- 
trag von rd. 5000 DM absetzte; in dieser Höhe hatte 
sie im Jahre 1965 weitere Ausgaben für das Projekt 
geleistet. 

Da eine außerplanmäßige Ausgabe ein unabweisba- 
res Bedürfnis voraussetzt, hätte das Auswärtige 
Amt, insbesondere wegen der lange zurückliegenden 
Anforderung des Betrages, prüfen müssen, ob er bis 
zum Jahresschluß in voller Höhe für fällige Zah- 
lungen benötigt wurde. Das ist nicht geschehen. In 
Höhe von rd. 70 000 DM sind im Rechnungsjahr 
1964 Ausgaben unnötig geleistet worden. In dersel- 
ben Höhe war die außerplanmäßige Ausgabe nicht 
begründet. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 33 Abs. 1 
Satz 2 RHO vor. 

* 
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Buchungen an unrichtiger Stelle 

34 . Die in der folgenden Übersicht aufgeführten 
Beträge sind nicht bei den richtigen Haushaltsstellen 
gebucht worden (Titelverwechslungen). Der Bundes- 


redinungshof hat Titelverwechslungen nur aufge- 
nommen, wenn durch sie die Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht worden ist 
oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst erheb- 
liche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 RHO). 



Es sind gebucht 

1 Bei richtiger Buchung der Beträge wären 

i 

Lfd. 

Nr. 

bei 

statt bei 

j 

Betrag 

als Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. als Haus- 
haltsvorgriff 
(V), oder als 

die Haushaltsüberschreitungen, 
ggf. Haushaltsvorgriffe (V), oder 
die außerplanmäßigen Ausgaben 

höher niedriger 






außerplan- 
mäßige Aus- 

nachzuweisen gewesen 


Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 

DM 

gabe nachzu- 
weisen gewesen 

DM 

um 

DM 

um 

DM 

1 1 

i 2 

1 3 

1 4 

1 5 

1 6 

1 7 

1 8 

1 9 


1 

04 01 

201 c 

04 01 

710 

16 800,— 

— 

~ 

6 800,— 
(Tit. 201 c) 

2 

14 11 

350 

14 13 

350 

13 890,10 

— 

13 890,10 
(Kap. 14 13 

Tit. 350) 

13 890,10 
(Kap. 14 11 
Tit. 350) 


Erläuterungen 

Zu lfd. Nr. 1 

Bei Kapitel 04 01 Titel 710 nachzuweisende Kosten 
der Beschaffung von Ausstattungsgegenständen für 
die Amtswohnung sind bei Kapitel 04 01 Titel 201 c, 
der Kosten für die Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen vorsieht, 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Bei Kapitel 14 13 Titel 350 nachzuweisende Aufwen- 
dungen für die Erhaltung des Pioniermaterials sind 
bei Kapitel 14 11 Titel 350, der Kosten für die Erhal- 
tung der Bekleidung vorsieht, gebucht worden. 

* 

35 . Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitung nach Spalte 8 der 
Übersicht ein unvorhergesehenes und unabweisba- 
res Bedürfnis vorlag. 

* 

Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahr en 

36 . Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1960 (Bemerkungen 1960 S. 23 Nr. 40): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeit- 
raum als ein Rechnungsjahr oder über die noch 


durch besondere Rechnungen Rechnung gelegt wird, 
wird aufgehoben. 

* 

37 . Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1961 (Bemerkungen 1961 S. 17 Nr. 33): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeit- 
raum als ein Rechnungsjahr oder über die noch 
durch besondere Rechnungen Rechnung gelegt wird, 
und 

der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern 
und Rechnungsunterlagen der Betriebe im Sinne des 
§ 15 RHO nachgewiesen werden, 
werden aufgehoben. 

* 

Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

38 . Die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1962 
und 1963 gemachten Einzelvorbehalte werden auf- 
gehoben. 

* 

Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsredinung 
1964 

39 . Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu 
den in der Anlage (S. 26) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die Prü- 
fung der bei diesen Haushaltsstellen nachgewiese- 
nen Einnahmen und Ausgaben noch nicht abschlie- 
ßen können. 

* 
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Vermögensrechnung 

40. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1964 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

20 225 614 473,— 

1 722 216 973,38 

2 300 902 490,10 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 

20 232 914 473,— 

1 722 216 973,38 

2 300 902 490,10 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

1 682 954 078,17 

14 026 548,28 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und -ein- 





richtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

119 958 019,— 

11 649 333,51 

5 434 247,27 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

2 466 034,— 

— 

809 774,— 

23 

Geldwerte Rechte 

31 856,27 

206 990,50 

1 166 390,50 


Summe 2 

122 455 909,27 

11 856 324,01 

7 410411,77 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

258 353 471,78 

569 197,65 

2 521 533,59 

330 

Kapitalbeteiligungen 

3 744 047 780,39 

87 200 000,— 

83 410 635,46 

j 

Summe 3 

4 002 401 252,17 

87 769 197,65 

85 932 169,05 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 717 256 300,— 

52 741 230,73 

159 769 875,64 

43 

Geldwerte Rechte 

31 471 108 759,01 

3 987 719 243,10 

2 791 597 953,64 


Summe 4 

34 188 365 059,01 

4 040 460 473,83 

2 951 367 829,28 

5 

Treuhandvermögen 

1 659 817 026,05 

299 000,— 

25 699 051,15 


1 Vermögen zusammen 

1 60 205 953 719,50 

1 7 545 556 047,04 

1 5 385 338 499,63 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 60 205 953 719,50 DM 


Vermögen am Ende des Rechnungsjahres 65 475 581 428,22 DM 


Mithin Vermögensmehrung 

5 269 627 708,72 DM 


SCHULDEN 




96 

Fundierte Schuld 

32 023 541 084,02 

4 489 619 726,84 

4 521 624 369,84 

97 

Schwebende Schuld 

2 135 250 000,— 

— 

2 058 100 000,— 

99 

Andere Schulden 

267 911 253,02 

566,13 

20 115 976,43 


Schulden zusammen 

1 34 426 702 337,04 

1 4 489 620 292,97 

6 599 840 346,27 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 34 426 702 337,04 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 35 459 100 327,07 DM 

Mithin Schuldenmehrung 1 032 397 990,03 DM 
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Abgang 


Bestand am 

Veränderungen 

mit 1 ohne 

Abschreibungen 

Ende des 

des 



Rechnungsj ahres 

Bundesvermögens 

haushaltsmäßige (r) Zahlung 





4 I 5 I 6 I 7 I 8 


DM 

DM 

DM 

DM 


DM 

14 676 767,81 

1 931 650 547,77 

166 402 139,90 

22 136 004 481,— 

+ 1 910 390 008,— 

— 

— 

1 — 

7 300 000,— 


— 

14 676 767,81 

1 931 650 547,77 

166 402 139,90 

22 143 304 481,— 

H- 

1 910 390 008,— 

1 042 165,51 

5 147 202,71 

1 690 791 258,23 

— 


— 

44 762,47 

4 198263,— 

1 008 970,31 

131 789 604,— 

H- 

11 831 585,— 

— 

— ■ 


3 275 808,— 

+ 

809 774,— 

10 586,10 

1 224 942,61 


169 708,56 

+ 

137 852,29 

55 348,57 

5 423 205,61 

1 008 970,31 

135 235 120,56 

+ 

12 779 211,29 

558 173,25 

2 749 230,92 


258 136 798,85 



216 672,93 

7 339 251,36 

61 946 144,41 

— 

3 845 373 020,08 


101 325 239,69 

7 897 424,61 

64 695 375,33 

— 

4 103509818,93 

+ 

101 108 566,76 

68 320 408,03 

226 374 450,05 

26 209 422,29 

2 608 863 126,— 

— 

108 393 174,— 

679 992 626,60 

2 754 915 871,31 


34 815 517 457,84 

1 +3 344 408 698,83 

748 313 034,63 

2 981 290 321,36 

26 209 422,29 

37 424 380 583,84 

+ 3 236 015 524,83 

— 

16 663 653,31 

— 

1 669 151 423,89 

+ 

9 334 397,84 

771 984 741,13 

5 004 870 306,09 

1 1 884 411 790,73 | 

65 475 581 428,22 | 

+ 5 269 627 708,72 

3 881 420 760,46 

3 598 936 726,62 


33 554 427 693,62 

+ 1 530 886 609,60 

— 

2 563 250 000,— 

— 

1 630 100 000,— 

— 

505 150 000,— 

1 577 002,14 

11 878 159,99 

— 

274 572 633,45 

+ 

6 661 380,43 

3 882 997 762,60 | 

6 174 064 886,61 | 

1 

35 459 100 327,07 | 

H- 

1 032 397 990,03 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirt- 
schaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen 
am Ende 

des Rechnungsjahres 29 411 799 382,54 DM 

gegenüber im Vorjahr 26 131 856 898,63 DM 


Außerdem sind verbürgt 


a) 

bei dem ERP- 



Sondervermögen 

. . 277 714 633,05 

b) 

Zinsen auf einen Kapital- 



betrag in Höhe von 

. . 383 000 000,— 


DM 

DM 
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41 . Die in der Vermögensrechnung 1964 für den 
Beginn des Rechnungsjahres nachgewiesenen Be- 
stände stimmen bei allen Vermögensgruppen mit den 
am Sdiluß des Rechnungsjahres 1963 nachgewiese- 
nen Beständen überein. 


42 . Die in der Vermögensrechnung nachgewiesenen 
Zugänge und Abgänge des Vermögens und der 
Schulden entsprechen nicht in allen Teilen den in 
der Geldrechnung nachgewiesenen vermögenswirk- 
samen Zahlungen. 


in 1000 DM 


in 1000 DM 


In der Vermögensrechnung (Vermögenshauptrechnung) sind durch 
haushaltsmäßige Zahlungen veranlaßte Vermögenszugänge bzw. 

Schuldenabgänge von 11 428 554 

und Vermögensabgänge bzw. Schuldenzugänge von 

nachgewiesen. 

Dagegen haben nach der Geldrechnung (Hauptrechnung) die vermö- 


genswirksamen Haushaltsausgaben 11 215 924 

und die vermögenswirksamen Haushaltseinnahmen 

betragen. 

Nach der Vermögensrechnung mehr 212 630 


Die Abweichungen haben folgende Ursachen: 

1. In der Geldrechnung sind vermögenswirksame Haushaltseinnah- 
men von Haushaltsausgaben und umgekehrt vermögenswirksame 
Haushaltsausgaben von Haushaltseinnahmen äbgesetzt worden. 

Diese vermögenswirksamen Zahlungen sind als solche in der 
Geldrechnung nicht zu erkennen. 

In Höhe der entsprechenden Beträge werden jedoch in der Ver- 
mögensrechnung Vermögensabgänge und -Zugänge sowie Schul- 
denabgänge und -Zugänge mit haushaltsmäßiger Zahlung nach- 
gewiesen, und zwar mit dem Ergebnis, daß das Mehr der Vermö- 
gensrechnung gegenüber der Geldrechnung bei den Vermögens- 
zugängen und Schuldenabgängen 213 257 

und bei den Vermögensabgängen sowie Schuldenzugängen eben- 
falls 

beträgt. 

2. Die in der Vermögensrechnung des Einzelplans 14 nachgewiese- 
nen Vermögenszugänge mit haushaltsmäßiger Zahlung sind um . . 627 

geringer als die in der Geldrechnung nachgewiesenen vermögens- 
wirksamen Haushaltsausgaben. Das ist darauf zurückzuführen, daß 

der Betrag versehentlich in der Vermögensrechnung nicht als 
Zugang mit haushaltsmäßiger Zahlung, sondern als Zugang ohne 
haushaltsmäßige Zahlung nachgewiesen worden ist. 

Die Abweichung hat keinen Einfluß auf den Vermögensbestand. 


5 261 605 


5 048 348 


213 257 


213 257 


43 . Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 65 543 Mio DM Gesamtausgaben 11215 
Mio DM betragen. Damit die Auswirkung der 
Haushaltswirtschaft im Rechnungsjahr 1964 auf 
das Vermögen sachlich richtig beurteilt werden 
kann, müssen von den Gesamtausgaben einige 
Posten abgesetzt werden. Es handelt sich um den 
Zuschuß des ordentlichen Haushalts an den außer- 
ordentlichen Haushalt (478 Mio DM) und um 
die Abführung der Ausgleichsabgaben an den La- 
stenausgleichsfonds (1959 Mio DM), zusammen 
2437 Mio DM. Von den dann noch verbleibenden 
63 106 Mio DM waren 17,8 v. H. Vermögens wirksam. 
Im Rechnungsjahr 1963 waren es 14,2 v. H. und im 
Rechnungsjahr 1962 15,7 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Rech- 
nungsjahr 1964 haben 7332 Mio DM zur Mehrung 
des Vermögens beigetragen gegenüber 7296 Mio 
DM im Rechnungsjahr 1963 und 6925 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1962. Zur Schuldentilgung sind 


3883 Mio DM verwendet worden; im Rechnungs- 
jahr 1963 waren es 877 Mio DM und im Rechnungs- 
jahr 1962 1776 Mio DM. 

44 . Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber dem Vorjahr wieder erhöht. Von den 
Gesamteinnahmen des Rechnungsjahres 1964 
(65 511 Mio DM abzüglich 2437 Mio DM — vgl. un- 
ter Nr. 43 — = 63 074 Mio DM) sind 5048 Mio DM 
vermögenswirksam gewesen, das sind 8 v. H. Dem- 
gegenüber wirkten sich im Rechnungsjahr 1963 
6,06 V. H. und im Rechnungsjahr 1962 5,3 v. H. auf 
das Vermögen des Bundes aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rechnungs- 
jahr 1964 sind im wesentlichen durch die Tilgung 
von Forderungen des Bundes sowie durch den Ver- 
kauf von Vermögenswerten entstanden. Diesen Ein- 
nahmen stehen entsprechende Vermögensabgänge 
gegenüber. 
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Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rechnungs- 
jahr 1964 1651 Mio DM betragen; im Rechnungs- 
jahr 1963 waren es 2659 Mio DM und im Rech- 
nungsjahr 1962 927 Mio DM. 

45 . Der Bundesminister der Verteidigung hat im 
Rechnungsjahr 1964 in der Vermögensrechnung 
einen Vermögenszugang (ohne haushaltsmäßige 
Zahlung) in Höhe von 109 122 DM bei der Vermö- 
gensgruppe 0014 versehentlich nicht berücksichtigt. 
In der Vermögensrechnung 1965 hat er einen ent- 
sprechenden Vermögenszugang gebucht. 

An die Kleiderkasse der Bundeswehr in Koblenz, 
einem Bundesbetrieb i. S, des § 15 RHO, sind als 
vorübergehende Kapitalzuwendung 250 000 DM ge- 
zahlt und bei Kapitel 14 11 Titel apl. 901 gebucht 
worden. Der Betrag von 250 000 DM ist weder in 
der Geldzentralrechnung als vermögenswirksam 
noch in der Vermögensrechnung als Zugang ge- 
bucht worden. Der Bundesrechnungshof hat den i 
Bundesminister der Verteidigung gebeten, in der I 


Vermögensrechnung 1966 einen entsprechenden 
Vermögenszugang zu buchen. 

* 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

46 . Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den Bundeshaushaltsrechnungen ist ein 
Bericht darüber zu verbinden, welche wesentlichen 
Anstände sich aus der Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit ergeben haben 
(§ 107 Abs. 2 RHO). Der mit den Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1963 verbundene Bericht vom 22. Dezember 
1965 (Drucksache V/458 S. 47 ff.) enthält bereits die 
bis Ende September 1965 festgestellten wesentlichen 
Mängel, über das Ergebnis der seitdem vorgenom- 
menen Prüfungen wird der Bundesrechnungshof spä- 
ter berichten. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1966 


Bundesrechnungshof 

Hopf 


(außer Nr. 18 bis 29) 


Bundesrechnungshof 

Dr. Bretschneider 


(für Nr. 18 bis 29) 


25 



Drucksache V/1603 


Deutscher Bundestag — 5 . Wahlperiode 


Anlage 

(Zu S. 21 Nr. 39) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1964 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein Rechnungs- 
jahr oder über die noch durch besondere Rechnungen Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zur Er- 
füllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind und deren 
Verwendung er noch zu prüfen hat (§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungsunterlagen 
der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen werden, 

4. zu den Ausgaben beim Einzelplan 14, die im Rahmen mehrjähriger Beschaf- 
fungsprogramme vom Bundesminister der Verteidigung und seinen nachge- 
ordneten Dienststellen geleistet worden sind. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 


Kapitel 


Titel 


Zweckbestimmung 


Begründung 


Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 


04 01 


Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 


1 


206 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 


Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 


11 10 


Bundesminister fül' Arbeit 
und Sozialordnung 

Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen 


Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 


2 

3 


4 


300 Versorgungsbezüge 

301 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
auf Grund des Soldatenversorgungsgesetzes 
vom 26. Juli 1957 


305 


Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen 


5 


306 


Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
auf Grund des Häftlingshilfegesetzes in der Fassung 
vom 25. Juli 1960 


Bundesverfassungsgericht 


1901 


Bundesverfassungsgericht 


6 


107 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Das Prüfungsverfahren Ist 
noch nicht abgeschlossen 
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Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
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Einleitung 


1 . Im Interesse gegenwartsnaher Berichterstattung 
enthält die Denkschrift wiederum auch Prüfungser- 
gebnisse aus jüngster Zeit. 

2 . In der Denkschrift kann jeweils nur ein Teil der 
Ergebnisse erörtert werden. Die Beschränkung auf 
einzelne Teile der Verwaltung bedeutet daher keine 
Wertung. 


Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Aufgaben der Rechnungsprüfung 

3 . Die Erörterungen im Zusammenhang mit der be- 
absichtigten Reform des Haushaltsrechts geben An- 
laß, sich darüber klar zu werden, welche Ziele die 
Rechnungsprüfung bisher hatte und welche Aufga- 
ben sie auch künftig wahrnehmen soll. Die klassi- 
schen Kriterien, an denen die Finanzgebarung der 
öffentlichen Hand von der Rechnungsprüfungsbe- 
hörde gemessen wird, sind deren Ordnungsmäßig- 
keit, Rechtmäßigkeit, Sparsamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit. 

4 . Bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des 
Vollzugs des Bundeshaushaltsplans werden, wie 
auch in vielen anderen Staaten mit seit langem ge- 
ordneten Verhältnissen, meist keine ins Auge fal- 
lenden Ergebnisse erzielt. Dennoch werden nicht sel- 
ten Feststellungen getroffen, die zeigen, daß die Prü- 
fung der Ordnungsmäßigkeit ein Bestandteil der 
Rechnungsprüfung ist, auf den nicht verzichtet wer- 
den kann. So mußten in der Vergangenheit weit 
häufiger, als es die Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes und die Denkschriften seines Präsiden- 
ten erkennen ließen, z. T. vorsätzlich erteilte unzu- 
treffende Bescheinigungen auf den Rechnungsbele- 
gen und — in geringerem Umfange — „schwarze 
Kassen" beanstandet werden. Auch die Verwendung 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen beim 
Haushaltsvollzug macht es in zunehmendem Maße 
notwendig, daß sich die Finanzkontrollbehörde mit 
Fragen befaßt, die die Ordnungsmäßigkeit des Haus- 
haltsvollzugs betreffen. 

5 . Die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Haus- 
haltsgebarung soll die Feststellung ermöglichen, ob 
die Verwaltung nach Recht und Gesetz verfahren 
ist. Auf bestimmten Gebieten, z. B. hinsichtlich der 
Anspruchstatbestände, wie sie im Besoldungs-, Ver- 
sorgungs-, Tarif- und Sozialleistungsrecht vorherr- 
schen, wird diese Kontrolle primär als reine Rechts- 
kontrolle auszuüben sein. Daß diese zugleich erheb- 
liches finanzielles Gewicht haben kann, ergibt sich 
z. B. daraus, daß ein Land dem Bund auf Veran- 


lassung des Bundesrechnungshofes im Jahre 1966 
u. a. rd. 4,4 Mio DM erstattet hat, die es wegen un- 
richtiger Anwendung der Vorschriften über die Ver- 
sorgung der unter Artikel 131 GG fallenden frühe- 
ren Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu Un- 
recht zu Lasten des Bundes verrechnet hatte. Auch 
die Bemerkungen, die der Bundesrechnungshof zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1964 über die Eingruppierung der Lohnemp- 
fänger der Bundeswehr (Kapitel 14 04 Titel 104 b) 
aufgestellt hat, sind Beispiele dafür. Auf anderen 
Gebieten dient die Kontrolle der Rechtmäßigkeit 
dazu, die Verwaltung zu überwachen, ob sie in 
Übereinstimmung mit dem Haushaltsrecht und dem 
sonstigen materiellen Recht gehandelt hat, vor allem 
auch, ob sie die Vorschriften beachtet hat, deren 
besonderes Ziel es ist, die Verwaltung zu wirt- 
schaftlicher und sparsamer Haushaltsführung anzu- 
halten, z. B. die Vorschriften über die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen oder über die Preisbil- 
dung. 

6 . Die Rechnungsprüfung dient schließlich der Fest- 
stellung, ob die Verwaltung bei der Erhebung von 
Einnahmen, bei der Verwendung der Haushalts- 
mittel sowie bei dem Erwerb, der Benutzung und 
der Veräußerung von Bundeseigentum mit der gebo- 
tenen Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verfahren 
ist. Insbesondere ist zu prüfen, ob die Verwaltung 
nur Ausgaben geleistet hat, die für den Staat und 
seine Aufgaben notwendig waren, und ob nicht Stel- 
len aufrechterhalten worden sind, die ohne Gefähr- 
dung des Verwaltungszwecks hätten entbehrt wer- 
den können. Diesem Gesichtspunkt kommt bei der 
gegenwärtigen Haushaltslage des Bundes besondere 
Bedeutung zu. Die Finanzkontrolle ist deshalb ge- 
halten, unter Anwendung eines strengen Maßstabes 

’ darauf zu achten, ob Ausgabebewilligungen in An- 
spruch genommen worden sind, ohne daß in jedem 
einzelnen Fall die Notwendigkeit einer Ausgabe 
bestand. Das ist um so dringlicher, als die für eine 
ordnungsmäßige Haushaltsführung unerläßliche län- 
gerfristige Finanzplanung zugleich die Gefahr in 
sich birgt, daß sie ohne Rücksicht auf die tatsäch- 
lichen finanziellen Möglichkeiten und ohne Anpas- 
sung an die sich ändernden haushaltsmäßigen Ge- 
gebenheiten verwirklicht wird. 

7 . Die Wirksamkeit der Prüfung hinsichtlich der 
Ordnungsmäßigkeit, Rechtmäßigkeit sowie Spar- 
samkeit und Wirtschaftlichkeit darf indessen nicht 
nur nach den Ergebnissen der Prüfung der in der 
Vergangenheit liegenden Vorgänge gewertet wer- 
den. Ihr besonderer Wert liegt vielmehr darin, daß 
das gegenwärtige und künftige Verwaltungsgesche- 

; hen durch die sich aus der Rechnungsprüfung erge- 
benden allgemeinen Gesichtspunkte beeinflußt und 
mit geprägt wird. Die Prüfungsergebnisse liefern im 
übrigen nicht nur Unterlagen für die Beschlußfas- 
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sung der gesetzgebenden Körperschaften über die 
Entlastung der Bundesregierung, sondern ermögli- 
chen es der Finanzkontrollbehörde auch, das Par- 
lament und die Regierung bei in die Zukunft ge- 
richteten Maßnahmen und bei der Aufstellung der 
Haushaltspläne zu beraten, eine Aufgabe, deren 
Bedeutung in zunehmendem Maße erkannt wird. 
Eine solche Beratung ist der Finanzkontrollbehörde 
nur möglich, wenn sie einen umfassenden Überblick 
über die gesamte Verwaltungsgebarung hat. Sie 
kann sich den Überblick in erster Linie durch eine 
unter den erwähnten Gesichtspunkten durchgeführte 
Rechnungsprüfung verschaffen. 

Förderung der allgemeinen wissenschaftlichen 
Forschung, der Atomkernenergieforschung und 
-nutzung und der Weltraumforschung 

8 . Zur Förderung von Wissenschaft und Forschung 
werden vor allem vom Bundesminister für wissen- 
schaftliche Forschung Zuwendungen an Stellen au- 
ßerhalb der Bundesverwaltung gewährt (§ 64 a 
RHO). Sie haben im Laufe der letzten Jahre ein 
früher nicht gekanntes Ausmaß erreicht. Dabei sind 
mannigfache Probleme aufgetreten. Damit diese 

Ohne Zuwendungen an die Gesellschaft für Welt- 
raumforschung m.b.H. im Gesamtbeträge von 69,4 Mio 
DM, die zur Finanzierung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsverträgen dienten und daher den Ausgaben 
für diese zugerechnet sind, jedoch einschließlich der 
Bewilligungen aus dem Rechnungsjahr 1963, die sach- 
lich in das Rechnungsjahr 1964 und ausschließlich der 
Bewilligungen aus dem Rechnungsjahr 1964, die sach- 
lich in das Rechnungsjahr 1965 gehören. 

a) Art der Zuwendungsempfänger 


deutlich gemacht werden, sind die Zuwendungen 
während des Rechnungsjahres 1964 systematisch 
erfaßt und näher untersucht worden. 

9 . Im Rechnungsjahr 1964 sind aus Einzelplan 31 
Zuwendungen in Höhe von insgesamt 718,7 Mio 
DM bewilligt worden ^); hierin sind die großen Aus- 
gabeposten für den Hochschulausbau, für die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft und für die Max- 
Planck-Gesellschaft enthalten. Außerdem hat der 
Bundesminister zur Finanzierung von Forschungs- 
und Entwicklungsverträgen sowie zur Leistung von 
Beiträgen an einschlägige Vereinigungen im Rech- 
nungjsahr 1964 Ausgaben von insgesamt 127,8 Mio 
DM geleistet. Von den gesamten im Einzelplan 31 
für das Rechnungsjahr 1964 veranschlagten Haus- 
haltsmitteln von 871,6 Mio DM machen die Zuwen- 
dungen und die übrigen Leistungen an Stellen außer- 
halb der Bundesverwaltung 97 v. H. aus. 

Zuwendungen zu Einzelvorhaben 

10 . Die durch den Bundesminister für wissenschaft- 
liche Forschung im Rechnungsjahr 1964 bewilligten 
Zuwendungen im Sinne des § 64 a RHO waren, so- 
wohl was die Anzahl der Empfänger als auch die 
Höhe der bewilligten Beträge angeht, zum größten 
Teil zur Förderung von Einzel Vorhaben oder -maß- 
nahmen bestimmt. Von den insgesamt bewilligten 
718,7 Mio DM entfallen allein 531,3 auf derartige 
Förderungen. Dieser Betrag verteilt sich auf 1094 
Bewilligungsbescheide. Im folgenden sind diese Zah- 
len zur besseren Veranschaulichung aufgegliedert: 



Natürliche 

Personen 

Einrichtungen der 

Sonstige 

Einrich- 

tungen 

öffentlichen Hand ^) 

Wirt- 

schaft 

insgesamt 

davon 

Hochschul- 

institute 

Anzahl der Bescheide 

Gesamtbetrag in Mio DM 

b) geförderte Fachgebiete 

150 

1.0 

658 

397,8 

566 2) 

293,7 2) 

90 

100,3 

196 

32,2 


Geistes- 

wissen- 

schaften 

1 

Natur- und | 
Ingenieur- 1 
Wissen- 
schaften 

Medizin 

Landbau-, 
Veterinär- 
und Forst- 
wissen- 
schaften 

Gemein- 
sam für 
mehrere 
Gebiete 

\ 

Anzahl der Bescheide 

92 

19,4 

862 

368,9 

77 

85,4 

31 

15,7 

32 

41,9 

Gesamtbetrag in Mio DM 


h Als Einrichtungen der öffentlichen Hand sind die juristischen Personen des öffentlichen Rechts, insbesondere 
Länder und Gemeinden und diesen gehörende Institutionen (z. B. Hochschulinstitute) sowie privatrechtliche Ein- 
richtungen angesehen worden, sofern sie von Bund oder Ländern getragen werden (z. B. die Gesellschaften für 
Kernenergie- und Weltraumforschung m.b.H.). 

*2) Davon 10 Bescheide über insgesamt 245 Mio DM für Bauvorhaben und Ersteinrichtungen auf Empfehlung des Wis- 
senschaftsrates. 
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c) Verwendungszwecke 


Verwendungszweck 

Anzahl 

der 

Bescheide 

Gesamt- 
betrag 
in Mio DM 

Nur für Bauvorhaben 

49 

382,9 

Nur für Austattung mit Geräten und sonstigem Material 

116 

30,1 

Gemeinschaftlich für Bauvorhaben und Geräte 

16 

52,5 

Nur für (zusätzliches) wissenschaftliches und technisches Personal 

128 

13,1 

Gemeinschaftlich für (zusätzliches) Personal, für Geräte und sonstiges Material 



und für andere Nebenzwecke 

338 

48,9 

Für die Durchführung von Kongressen, Tagungen u. ä '. . . . 



im Inland 

62 

0,9 

im Ausland i 

216 

1,6 

Für Aus- und Fortbildung (insbesondere für Stipendien) 


im Inland 

15 j 

0,1 

im Ausland 

78 ! 

0 7 

Für Veröffentlichungen (insbesondere für Druckkostenzuschüsse) 

29 

0,3 

Für sonstige Zwecke 

47 

0,2 


d) Größenklassen 


DM 

Anzahl 
der Be- 
scheide 

V. H. 

unter 

500 

117 

11 

500 bis 

1 000 

73 

7 

1 000 bis 

5 000 

183 

17 

5 000 bis 

10 000 

92 

8 

10 000 bis 

50 000 

290 

26 

50 000 bis 

100 000 

130 

12 

100 000 bis 

500 000 

131 

12 

500 000 bis 

1 000 000 

27 

2 

über 

1 000 000 

51 

5 


11 . Die Einzelvorhaben erstrecken sich wegen ihrer 
Art und ihres Umfangs häufig über das jeweilige 
Rechnungsjahr hinaus. Im Jahre 1964 traf dies z. B. 
bei 198 der aus dem Einzelplan 31 bewilligten 1094 
Zuwendungen für Vorhaben dieser Art zu. Wenn in 
solchen Fällen die Zuwendungen nach Nr. 8 Satz 1 
der Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO nur für 
die Zeit bis zum Schluß des Rechnungsjahres bewil- 
ligt werden, hat dies oft nachteilige Folgen. Bei 
Forschungsvorhaben z. B, sind die beteiligten Wis- 
senschaftler über die Fortsetzung der Förderung 
und damit über ihre weitere Arbeit, mitunter sogar 
über ihre berufliche Stellung im ungewissen. Dies 
kann den Weggang bewährter Kräfte und — be- 
dingt durch die Einarbeitung neuer Mitarbeiter — 
unwirtschaftliche Verzögerungen im Arbeitsablauf 
zur Folge haben. Die zeitliche Begrenzung hat auch 
dazu geführt, daß Geräte vorzeitig beschafft wor- 
den sind oder daß sich die Zuwendungsempfänger 
vordatierte Rechnungen haben ausstellen lassen 
(vgl. auch Nr. 12 der Denkschrift vom 22. Dezember 
1964). 

Der Bundesrechnungshof hat daher angeregt, die 
kontinuierliche, wirtschaftliche Durchführung der 


geförderten Vorhaben in den Fällen, in denen diese 
von vornherein erkennbar auf mehrere Jahre ange- 
legt sind, unter Beachtung des § 45 b RHO durch 
mehrjährige Bewilligungen sicherzustellen (vgl. 
Nr. 8 Satz 2 a. a. O.). Außerdem hat er vorgeschla- 
gen, den Zuwendungsempfänger über eine bevor- 
stehende Änderung oder Einstellung der Förderung 
rechtzeitig zu unterrichten, wenn sich ergibt, daß 
eine Fortsetzung der bisherigen Förderung aus 
volkswirtschaftlichen, wissenschaftlichen, techni- 
nischen oder anderen Gründen nicht vertretbar ist. 

12 . Der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung hat die Anregung im Grundsatz anerkannt. 
In mehreren Fällen, bei denen mehrjährige Bewilli- 
gungen angebracht gewesen wären, hat er die beab- 
sichtigte überjährige Bewilligung in mehrere Ein- 
jahresbewilligungen zerlegt, um die Einholung der 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
nach § 45 b Abs. 2 RHO zu vermeiden, nachdem die- 
ser sich gegen die Bewilligung in dem vorgesehe- 
nen Umfang ausgesprochen hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen das Verhalten 
des Bundesministers Bedenken erhoben, da es so- 
wohl zu einer unwirtschaftlichen Mittelverwendung 
führen kann als auch auf eine Umgehung des § 45 b 
Abs. 2 RHO hinausläuft. Hinter der formalen Ver- 
letzung dieser Vorschrift steht überdies eine Mei- 
nungsverschiedenheit der beiden Ressorts über den 
Umfang der Zuständigkeit des Bundesministers der 
Finanzen auf Grund § 45 b Abs. 2 a. a. O. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat entgegen der Auffassung 
des Bundesministers für wissenschaftliche Forschung 
geltend gemacht, seine Prüfungspflicht erstrecke sich 
zwar nicht auf den sachlichen Inhalt der von dem 
Bundesminister für wissenschaftliche Forschung vor- 
gesehenen Förderungsmaßnahmen, wohl aber auf 
deren Wirtschaftlichkeit und auf das an den Maß- 
nahmen bestehende Bundesinteresse, mithin nicht 
nur auf den Umfang der Vorbelastung künftiger 
Jahre. 
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Diese Streitfrage ist grundsätzlicher Art; sie sollte 
bald gelöst werden. 

13 . Die Gewährung mehrjähriger Zuwendungen 
darf andererseits nicht dazu führen, daß der Bund 
mehr als notwendig für die Zukunft gebunden wird. 
Deshalb sollten mehrjährige Bewilligungen grund- 
sätzlich nur dann ausgesprochen werden, wenn ein 
zwingendes Bundesinteresse an der Durchführung 
des jeweiligen Förderungsvorhabens zu bejahen ist. 
Auch die Länge des Bewilligungszeitraumes bedarf 
bei mehrjährigen Bewilligungen besonderer Prü- 
fung. Gerade auf dem Gebiet von Wissenschaft und 
Forschung sind ständig Entwicklungen im Gange, 
die zu einer Veränderung in der Beurteilung der 
Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit von Zuwen- 
dungen durch den Bund führen können. So war es 
nicht angebracht, daß der Bundesminister im Jahre 
1959 auf Antrag eines Landes für die Ausstattung 
von zehn staatlichen Ingenieurschulen mit Isotopen- 
Laboratorien die beantragten Mittel in vollem Um- 
fang bewilligte, obwohl nach dem damaligen Stand 
der Bauplanung nicht abzusehen war, wann die Mit- 
tel benötigt würden. Dies hat dazu geführt, daß aus 
den Bewilligungen des Jahres 1959 im Jahre 1966 
immer noch die Mittel für die Ausstattung von vier 
der zehn Laboratiorien für das betreffende Land 
bereitgehalten und daher von Jahr zu Jahr als 
Ausgabereste übertragen werden müssen, obwohl 
nach heutiger Auffassung derartige Laboratorien 
zur Normalausstattung von Ingenieurschulen gehö- | 
ren sollten, für die die Länder zuständig sind. i 

Der Bundesminister nimmt inzwischen entsprechend ! 
der Anregung des Bundesrechnungshofes in allen ; 


geeigneten Fällen in seine Bewilligungsbedingungen 
einen Vorbehalt auf. Dadurch wird es in Zukunft 
möglich sein, derartige Fälle zu vermeiden. 

I 

14 . Wissenschaft und Forschung werden in der 
Bundesrepublik nicht ausschließlich vom Bundesmi- 
nister für wissenschaftliche Forschung, sondern in- 
nerhalb der Bundesverwaltung auch von anderen 
Ressorts, dazu aber vor allem von den Ländern ge- 
fördert. Ferner sind in diesem Zusammenhang ins- 
besondere zu nennen die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft (DFG), die Max-Planck-Gesellschaft zur 
Förderung der Wissenschaften, die Fraunhofer-Ge- 
sellschaft zur Förderung der angewandten For- 
schung, die Deutsche Gesellschaft für Flugwissen- 
schaften, die Stiftung Volkswagenwerk, die Fritz- 
Thyssen-Stiftung und der Stifterverband für die 
deutsche Wissenschaft. 

Bei der Vielzahl von Förderern bedarf es, damit 
die beträchtlichen Mittel möglichst nutzbringend 
verwendet werden,, einer umfassenden Zuständig- 
keitsabgrenzung und Koordinierung. Die zu diesem 
Zweck von den Beteiligten getroffenen Maßnahmen 
haben sich als nützlich erwiesen. Sie sollten weiter 
aiisgebaut und vervollständigt werden (vgl. hierzu 
die Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Aus- 
bau der wissenschaftlichen Einrichtungen Teil III 
Bd. 1 S. 75 ff.). 

15 . Als Beispiel für die Parallelität der Forschungs- 
! förderung werden in der nachstehenden Übersicht 
i Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für wis- 
I senschaftliche Forschung und der DFG gegenüberge- 
' stellt: 


Bewilligungen 1964 durch 


Fachgebiete und Verwendungszwecke 


den BMwF 


die DFG h 


A. Fachgebiete -) 

Geisteswissenschaften 

Naturwissenschaften einschließlich Ingenieurwissen- 
schaften 

Medizin 

Landbau-, Veterinär- und Forstwissenschaften . . . . 

B. Vergleichbare Verwendungszwecke (Beihilfe- 
arien) 

Ausstattung mit Geräten und sonstigem Material 
sowie Vergütung von (zusätzlichem) wissenschaft- 
lichem und technischem Personal 

(vergleichbar mit den Sachbeihilfen der DFG) 

Aus- und Fortbildung 

(vergleichbar mit den Ausbildungs- und For- 
schungsstipendien und Forschungsfreijahren der 
DFG) 

Druckkostenzuschüsse 


Anzahl 

Betrag 
in Mio DM 

Anzahl 

Betrag 
in Mio DM 

92 

Ü2 

998 

15,0 

824 

34,7 

2 605 

59,2 

77 

2,9 

865 

16,7 

31 

0,9 

500 

8,0 

572 

92,1 

4 127 

90,9 

93 

0,8 

276 

2,8 

29 i 

0,3 

326 

3,1 


Ü nur im sog. Normal- und Schwerpunktverfahren 
-) ohne Bewilligungen für reine Bauvorhaben 


16 . Flierbei sind Überschneidungen möglich, 
wenn nicht ausreichend und zweckmäßig koordiniert 
wird. Koordinierungsabsprachen sind zwischen dem 
Bundesminister und der DFG zwar für einzelne 


Gebiete, z. B. für die Weltraumforschung, getroffen 
worden. Eine umfassende Abgrenzung der Zustän- 
digkeit beider Stellen besteht jedoch nicht. Sie sollte 
alsbald vorgenommen werden. Außerdem sollte 
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sichergestellt werden, daß sich die korrespondie- 
renden Referate beider Stellen ständig miteinander 
abstimmen. 

Bei einer solchen Aufgabenabgrenzung wird das 
Schwergewicht der Förderung von Einzelvorhaben 
noch mehr auf die DFG zu verlagern sein, auch damit 
der Bundesminister von nichtminrsterieller Arbeit 
entlastet wird. Solche fällt vor allem bei den zahl- 
reichen Klein- und Kleinstzuwendungen an, die 1964 
einen erheblichen Teil seiner Bewilligungen aus- 
machten (vgl. Tabelle d und Nr. 10). Es ist anzu- 
erkennen, daß Wissenschaft und Forschung auch 
durch kleinere Zuwendungen sinnvoll gefördert 
werden können. Jedoch dürfte es nicht Aufgabe 
eines Ministeriums sein, sich mit Flunderten von 
kleinen Fällen zu befassen. Auf mehrfache Anre- 
gung des Bundesrechnungshofes hat der Bundes- 
minister seit 1965 bereits Maßnahmen zur Entla- 
stung von solchen Fällen durch Einschaltung anderer 
Stellen in die Wege geleitet. Bei Fortsetzung die- 
ser Bemühungen könnte erreicht werden, daß Refe- 
rate des Bundesministers für wissenschaftliche For- 
schung, die zur Zeit überwiegend oder zum großen 
Teil noch mit der Förderung von Einzelvorhaben 
betraut sind, ihre Arbeit mehr auf die Grundsatz- 
fragen der Forschungsförderung ausrichten; wahr- 
scheinlich wäre dadurch auch Personal einzusparen. 
Die Förderung kleiner, den Hochschulbereich betref- 
fender Einzelvorhaben sollten im übrigen nach Mög- 
lichkeit die Hochschulverwaltungen übernehmen. 
Dies sollte mit den Ländern als den Trägern der 
Hochschulen vereinbart werden. 

17 . Bei seinen Bemühungen um Koordinierung und 
Unterstützung der von privaten Wirtschaftsunter- 
nehmen durchgeführten Forschungen ist der Bun- 
desminister für wissenschaftliche Forschung dazu 
übergegangen, nicht nur Zuwendungen üblicher Art 
zu gewähren, sondern auch Zuwendungen in Höhe 
eines prozentualen, bctragsmäßig begrenzten Teiles 
der Gesamtkosten des Vorhabens zu bewilligen. Nach 
seinen für diese Fälle vorläufig ausgearbeiteten be- 
sonderen Bewilligungsbedingungen sind unter Ko- 
sten hierbei die Selbstkosten (ohne kalkulatorische 
Wagniskosten und ohne kalkulatorischen Gewinn) 
zu verstehen, wie sie sich bei sinngemäßer Anwen- 
dung der Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise 
bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 
und der Leitsätze für die Preisermittlung auf Grund 
von Selbstkosten ergeben. 

In einzelnen Fällen hat die Gewährung solcher Zu- 
wendungen für den Bund zu Nachteilen geführt. So 
hat ein Unternehmen zur Durchführung von Unter- 
suchungen auf dem Gebiet der Isotopentechnik 
einen Bundeszuschuß zu bestimmten, im einzelnen 
genannten Ausgaben in Höhe von voraussichtlich 
100 000 DM beantragt und als Eigenleistung die 
Übernahme der übrigen im Zusammenhang mit den 
Untersuchungen erwachsenden Kosten angeboten. 
Der Bundesminister bewilligte — in der Annahme, 
daß Einzelausgaben in der vorgesehenen Höhe tat- 
sächlich anfallen würden — einen Zuschuß in Höhe 
von 80 V. H. der Gesamtkosten, höchstens 
90 000 DM. 

Nach dem Verwendungsnachweis betrug die Summe 
der Einzelausgaben, für die der Zuschuß beantragt 


worden war, nur rd. 78 000 DM. Durch die vom An- 
trag abweichende Bewilligung konnte die Firma 
jedoch den Höchstbetrag von 90 000 DM beanspru- 
chen, mithin rd. 11 500 DM mehr, als ihr zugestan- 
den hätte, wenn ihrem Antrag entsprochen worden 
wäre. Die Gesamtkosten betrugen rd. 130 000 DM. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge- 
beten, Vorsorge zu treffen, daß mit Bundesmitteln 
nicht auch Kosten abgedeckt werden, die der Zu- 
wendungsempfänger als Eigenbeteiligung selbst tra- 
gen wollte. 

Im übrigen hat das in Rede stehende Unternehmen 
im Laufe mehrerer Jahre aus anderen Zuwendun- 
gen Beträge in Höhe von rd. 90 000 DM nicht der 
Zweckbestimmung entsprechend verwendet. Dieser 
Betrag ist von dem Unternehmen an den Bund zu- 
rückgezahlt worden. 

Der Bundesminister hat bisher die Kostenüberprü- 
fung — • in sinngemäßer Anwendung der Verordnung 
PR Nr. 30/53 — zum Teil dem Prüfdienst des Bun- 
desministers für Wirtschaft übertragen, in anderen 
Fällen hat er sie selbst durchgeführt. Der Bundes- 
rechnungshof hat empfohlen, die Prüfungen im Inter- 
esse einer möglichst gleichmäßigen Durchführung 
stets den bereits vorhandenen Prüfdiensten zu über- 
lassen. Dadurch würde ein besonderer Prüfdienst 
beim Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung entbehrlich. Es wäre dann auch sicherge- 
stellt, daß die Feststellung der Selbstkosten einheit- 
lich gehandhabt würde. Die Erörterung ist noch im 
Gange. 

Wegen der besonderen Problematik ist der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung gebeten 
worden, gemäß Nr. 3 und 9 der Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a RHO den Bundesminister der Finan- 
zen und den Bundesrechnungshof bei der endgülti- 
gen Abfassung der Bewilligungsbedingungen zu 
beteiligen. Dabei wird zu prüfen sein, ob diese 
Art von Bewilligungen beibehalten werden soll 
oder ob auch im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für wissenschaftliche Forschung als Förde- 
rungsformen Zuwendungen üblicher Art und For- 
schungs- und Entwiddungsverträge allen prakti- 
schen Bedürfnissen genügen. 

Institutioneile Förderung 

18 . Neben der Förderung von Einzelvorhaben und 
-maßnahmen spielt die Förderung von Einrichtun- 
gen der Wissenschaft und Forschung durch in der 
Regel jährlich wiederkehrende Globalzuwendungen 
zur ganzen oder teilweisen Deckung de« finanziellen 
Grundbedarfs (institutioneile Förderung) eine große 
Rolle. 

Im Rechnungsjahr 1964 sind vom Bundesminister 
für wissenschaftliche Forschung die folgenden 33 
Einrichtungen durch Zuwendungen von insgesamt 
195,4 Mio DM institutionell gefördert worden ^): 


9 Als institutioneile Förderung sind nicht die Zuwen- 
dungen zur Durchführung großer, meist einmaliger 
Investitionen angesehen worden? diese Bewilligungen 
sind ihrem Charakter nach meist Zuwendungen zur 
Förderung von Einzelmaßnahmen und deshalb bei den 
Tabellen unter Nr. 10 berücksichtigt. 
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Kapitel 

Lfd. Nr. Zuwendungsempfänger 

I I 2 [ 3 

1 31 02/605 Deutsche Forschungsgemeinschaft, Bad Godesberg 

2 31 03/640 Gesellschaft für Kernforschung m. b. H., Karlsruhe 

3 31 02/608 Max-Planck-Gesellschaft, Göttingen 

4 31 03/642 Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg 

5 31 04/650 Deutsche Gesellschaft für Flugwissenschaften e. V., Bonn 

6 31 03/644 Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt m. b. H., 

Hamburg 

7 31 03/643 Institut für Plasmaphysik GmbH, Garching bei München 

8 31 03/640d Versuchs- und Ausbildungsstätte für Strahlenschutz in Neuherberg der Gesell- 

schaft für Kernforschung 

9 31 02/609 Institut für Dokumentationswesen, Frankfurt/Main 

10 31 03/645 Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung, Berlin 

II 31 04/640 Gesellschaft für Weltraumforschung m. b. H., Bad Godesberg 

12 31 03/605 Zentralstelle für Atomkernenergie-Dokumentation beim Gmelin-Institut, 

Frankfurt/Main (nebst Zubringerstellen) 

13 31 02/619 Deutscher Akademischer Austauschdienst, Bad Godesberg 

14 31 02/611 Deutsches Rechenzentrum, Darmstadt 

15 31 02/640 Verein zur Erhaltung des Kunsthistorischen Instituts Florenz e. V., München . . . . 

16 31 02/622 Akademie der Wissenschaften und Literatur, Mainz 

17 31 02/623 Akademie der Wissenschaften, München 

18 31 03/640e Studiengruppe für Systemforschung in Heidelberg der Gesellschaft für Kern- 

forschung 

19 31 02/600 Wissenschaftsrat, Köln-Marienburg 

20 31 02/621 Akademie der Wissenschaften, Göttingen 

21 31 02/624 Akademie der Wissenschaften, Heidelberg 

22 31 02/641 Deutsche Morgenländische Gesellschaft e. V., Mainz 

23 31 02/634 Stiftung zur Förderung der Historischen Kommission bei der Bayerischen 

Akademie der Wissenschaften, München 

24 31 02/643 Anton und Reinhard Dohrn-Stiftung, Neapel 

25 31 02/646 Seminar für orientalische Sprachen bei der Universität Bonn 

26 31 02/635 Vereinigung zur Erforschung der neueren Geschichte, Bonn 

27 31 02/645 Forschungsinstitut für deutsche Sprache (Deutscher Sprachatlas), Marburg 

28 31 02/637 Arbeitskreis für moderne Sozialgeschichte, Heidelberg 

29 31 02/652 Kommission für Internationale Hochschulfragen der Westdeutschen 

Rektoren-Konferenz 

30 31 02/648 Gesellschaft für mathematische Forschung e. V., Oberwolfach-Walke 

31 31 02/644 Frobenius-Institut e. V., Frankfurt/Main 

32 31 02/642 Fondation Hardt, Genf 

33 31 02/619 Verein zur Förderung des Humboldthauses in Lima, Hamburg 

Summen . . . 
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Vom BMwF 
bewilligte 
Zuwendung 

Gesamtausgaben- 
Soll der 

Empfänger für 1964 
nach ihren 
Wirtschaftsplänen 

DM 

1 Von dem Betrag in Spalte 5 sollten gedeckt werden durch: 

den Bund 
und zwar durch 

die Länder 

eigene 
Einnahmen 
und sonstige 
Mittel 

DM 

DM 

BMwF 

DM 

andere Ressorts 
DM 

DM 

4 

1 5 

I 6 

1 7 

1 8 

9 

67 500 000 

139 890 000 

90 000 000 

1 100 000 

34 000 000 

14 790 000 

45 900 000 

88 000 000 

53 000 000 

— 

15 000 000 

20 000 000 

41 099 700 

151 210 090 

45 258 000 

— 

79 320 400 

26 631 690 

9 959 000 

22 973 000 

9 959 000 

— 

9 959 000 

3 055 000 

8 000 000 

46 722 100 

8 000 000 

28 900 000 

9 690 000 

132 100 

3 639 000 

8 995 000 

3 639 000 

— 

2 426 000 

2 930 000 

3 310 000 

1 1 400 000 

3 802 750 

— 

3 802 750 

3 794 500 

2 660 000 

2 860 000 

2 800 000 





60 000 

2 600 000 

2 600 000 

2 600 000 

— 

— 

— 

2 449 692 

5 506 338 

2 497 760 

— 

2 497 760 

510818 

1 945 000 

2 740 000 

2 740 000 

— 

— 

— 

1 500 000 

1 527 000 

1 500 000 

— 

— 

27 000 

560 000 

26 273 330 

560 000 

22 400 000 

160 000 

3 153 330 

542 925 

2 380 900 

571 450 

— . 

1 269 450 

540 000 

382 660 

442 800 

402 800 

— 

— 

40 000 

382 500 

909 000 

382 500 

— 

470 000 

56 500 

382 500 

2 669 100 

550 000 

— 

2 003 100 

116 000 

380 000 

400 100 

400 000 





100 

298 500 

600 000 

298 500 

— 

298 500 

3 000 

292 500 

596 500 

292 500 

— 

300 000 

4 000 

292 500 

891 046 

292 500 

— 

307 800 

290 746 

240 000 

257 000 

250 000 

— 

— 

7 000 

200 000 

412 000 

200 000 

— 

180 000 

32 000 

200 000 

1 519 200 

200 000 

— 

— 

1 319 200 

129 600 

259 400 

129 600 

— 

129 600 

200 

114 000 

120 000 

120 000 

— 

— 

— 

100 000 

862 830 

100 000 

104 830 

1 356 000 

302 000 

99 155 

100 000 

100 000 

— 



— 

95 800 

97 000 

95 800 

— 

1 

1 200 

73 100 

221 720 

73 100 

— 

86 200 

62 420 

56 000 

234 000 

56 000 

— 

86 000 

92 000 

34 200 

138 600 

36 000 

— 

— 

102 600 

8 520 

15 090 

9 120 

— 

— 

5 970 

195 426 852 

523 823 144 

230 916 380 

52 504 830 

162 342 560 

78 059 374 
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19 , Die Förderung von Wissenschaft und For- 
schung ist nach dem Grundgesetz weitgehend Auf- 
gabe der Länder. Es fällt deshalb auf, daß sich der 
Bund an der Deckung des Grundbedarfs dieser Ein- j 
richtung im ganzen erheblich stärker als die Länder ; 
beteiligt hat. Bei den Einrichtungen der Großfor- | 
schung, den zentralen Institutionen mit überregio- 
nalem Charakter und bei solchen Einrichtungen, die 
Aufgaben der gesamtstaatlichen oder nationalen Re- 
präsentation wahrnehmen oder mit der Pflege der 
Beziehungen zum Ausland betraut sind, erscheint 
das rechtlich unbedenklich und sachlich gerechtfer- 
tigt. Hingegen muß es bei einer Anzahl anderer 
Einrichtungen als zweifelhaft angesehen werden, ob 
für eine institutioneile Förderung durch den Bund 
eine ausreichende rechtliche und sachliche Grund- 
lage besteht. Es handelt sich dabei im wesentlichem 
um die Förderungsmaßnahmen, die in der Anlage 2 c 
zu dem „Gutachten über die Finanzreform in der 
Bundesrepublik Deutschland" (S. 201 ff.) unter denje- 
nigen Ausgaben aufgeführt sind, für die nach Auf- 
fassung der Kommission für die Finanzreform auch 
künftig keine Bundeszuständigkeit gegeben sein 
soll. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, zumin- 
dest bei diesen Institutionen kritisch zu prüfen, ob 
die institutionelle Förderung durch den Bund auf- 
rechtzuerhalten ist. Die Prüfung sollte unabhängig 
von dem Fortgang der Arbeiten an der Finanzreform 
vorgenommen werden. 

20 , Einige der vom Bund nicht institutionell ge- 
förderten wissenschaftlichen Einrichtungen haben in 
den vergangenen Jahren immer wieder Zuwendun- | 
gen, und zwar zum Teil in beträchtlicher Höhe, zur 
Durchführung von Einzelvorhaben erhalten. Eine 
derartige Förderung kann dazu führen, daß eine 
Einrichtung jahrelang überwiegend oder fast ganz 
vom Bunde „lebt", also praktisch ebenfalls institu- 
tionell gefördert wird. Dagegen müssen grundsätz- 
liche Bedenken bestehen, wenn es sich um Einrich- 
tungen handelt, für deren Finanzierung in erster 
Linie die Länder zuständig sind, z. B. die Hoch- 
schulinstitute. Bei solchen Einrichtungen sollte des- 
halb die Förderung von Einzelvorhaben nicht einen 
solchen Umfang und eine solche Dauer haben, daß 
sie institutionellen Charakter annimmt. 

21 , Zu den institutionell geförderten Einrichtungen 
gehört auch die Gesellschaft für Weltraumforschung 
m. b. H. (lfd. Nr. 11 der Übersicht). Ihre Grünc^ung 
geht auf den im Rechnungsjahr 1962 gefaßten Ent- 
schluß der Bundesregierung zurück, einen besonde- 
ren Verwaltungsträger zur Förderung der Welt- 
raumforschung in der Rechtsform einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung zu schaffen. 

Die Gesellschaft war nicht als Einrichtung der Selbst- 
verwaltung mit wesentlicher Beteiligung von For- 
schung und Wirtschaft gedacht, sondern als eine 
Art nachgeordnete Instanz des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung, die das Ministerium 
von nichtministeriellen Aufgaben entlasten und 
damit zur Verwaltungsvereinfachung beitragen 
sollte. Man hielt eine nachgeordnete Behörde für 
weniger geeignet als eine Gesellschaft, weil diese 
reaktions- und anpassungsfähiger erschien, worauf 
es bei der überaus schnellen und unkontinuierlichen 


Entwicklung der Weltraumforschung besonders an- 
kam. Auch wurde angenommen, daß die erforder- 
lichen qualifizierten Fachkräfte leichter gewonnen 
werden könnten. 

Ob die Erfahrungen dies bestätigen, läßt sich noch 
nicht abschließend beurteilen. Es hat sich jedoch 
schon gezeigt, daß die Errichtung der Gesellschaft 
verfrüht war; ihr nicht ganz billiger Apparat war 
anfangs nicht ausgenutzt, die Übertragung von 
Aufgaben nicht konsequent durchgeführt, Doppel- 
bearbeitungen haben in größerem Umfange statt- 
gefunden. Ein Rationalisierungseffekt war bisher 
nicht ausreichend festzustellen. Der Bundesminister 
hat es sich inzwischen angelegen sein lassen, zu 
einer sinnvolleren Arbeitsteilung mit der Gesell- 
schaft zu kommen. Er wird diese Bestrebungen wei- 
ter verfolgen müssen und auch für seine eigene 
Personalausstattung Folgerungen zu ziehen haben. 

Forschungs- und Entwicklungsverträge 

22 , Zur Förderung von Wissenschaft und For- 
schung werden auch Forschungs- und Entwicklungs- 
verträge abgeschlossen. Von dieser Förderungsform 
— häufig als „Auftrag" bezeichnet — hat der Bun- 
desminister für wissenschaftliche Forschung im Rech- 
nunsgjahr 1964 nur im Bereich der Weltraumfor- 
schung Gebrauch gemacht, wobei weitgehend die 
Gesellschaft für Weltraumforschung eingeschaltet 
worden ist. So hat diese 1964 zur Finanzierung von 
82 solcher „Aufträge" Zuwendungen von insgesamt 
69,4 Mio DM erhalten ^). In demselben Zeitraum hat 
der Bundesminister selbst drei „Aufträge" über ins- 
gesamt 1,6 Mio DM erteilt. Sämtliche „Aufträge" 
sind ausschließlich an Unternehmen oder Arbeits- 
gemeinschaften der Industrie vergeben worden. 

Die Form der Förderung — Zuwendung oder „Auf- 
trag" — sollte nicht, wie es der Bundesminister ge- 
tan hat, allein davon abhängig gemacht werden, ob 
die in Betracht kommende Stelle zu einer Eigen- 
beteiligung in einem bestimmten Umfang bereit ist. 
Auch wenn dies nicht der Fall ist, kann nach den 
geltenden Bestimmungen eine Zuwendung bewilligt 
werden. Dagegen ist der Forschungs- oder Entwick- 
lungsvertrag seiner Natur nach vor allem dann an- 
gebracht, wenn der Bund unmittelbar an einem be- 
stimmten Forschungs- oder Entwicklungsergebnis 
interessiert ist (vgl. Wissenschaftsrat a. a. O. S. 81). 
Bei konsequenter Beachtung dieser Grundsätze wird 
unter den verschiedenen Förderungsformen im Be- 
reich des Bundesministers für wissenschaftliche For- 
schung den „Aufträgen" eine größere Bedeutung als 
bisher zukommen. 

Beiträge 

23 . Schließlich wird die wissenschaftliche For- 
schung auch durch Beiträge vor allem an ausländi- 
sche und internationale Organisationen gefördert. 
So sind im Rechnungsjahr 1964 aus dem Einzelplan 
31 Beiträge an folgende Organisationen geleistet 
worden: 

Ü Darin sind 43,5 Mio DM enthalten, die auf den Beitrag 
der Bundesrepublik an die Europäische Organisation 
für die Entwicklung und den Bau von Raumfahrzeug- 
trägern (ELDO) angerechnet worden sind. 
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Lfd. 

Nr. 


Kapitel | 
Titel 


ßcitragsenipfänger 


Gezahlter 
Beitrag 
DM ‘ 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


31 04 
677 

31 03 
676 

31 04 

676 

31 03 

677 

31 04 
676 

31 02 
676 

31 04 
650 

31 01 
675 


I Europäische Organisation für die Entwicklung und den Bau von Raum- 
' fahrzeugträgern (ELDO) 

I 

I Europäische Organisation für Kernforschung (CERN) 

; Europäische Weltraumforschungs-Organisation (ESRO) 


25 530 400 1) 
23 329 700 

6 295 900 


Internationale Atomkernenergie-Organisation (lAEO) 


I 


Europäische Vorbereitende Kommission für Weltraumforschung 
(COPERS) 


1 900 700 

946 900 


I Europäische Organisation für astronomisdie Forschung in der südlichen 
j Hemisphäre (ESO) 

Europäische Konferenz für Fernmeldeverbindimgen mittels Satelliten 
(CETS) 

1 Atomic Industrial Form Inc., New York 


672 200 

22 200 
800 


Summe 


58 698 800 


Hinzu kommen die in der Fußnote zu Nr. 22 genannten 43,5 Mio DM. 


Die Mitgliedschaft bei den internationalen Einrich- 
tungen beruht auf ratifizierten internationalen Ab- 
kommen. 


Leistungskontrolle 

24 . Bei einer kritischen Betrachtung des Zuwen- 
dungswesens muß auch — wie dies von anderen 
Stellen (vgl. z. B. Wissenschaftsrat a. a. O. S. 81) 
bereits geschehen ist - — darauf hingewiesen wer- 
den, daß bei der staatlichen Wissenschafts- und For- 
schungsförderung im allgemeinen ohne eine sach- 
liche Leistungskontrolle nicht auszukommen ist. Es 
muß gewährleistet sein, daß mit den von der All- 
gemeinheit aufgebrachten umfangreichen Mitteln 
für Wissenschaft und Forschung — sie steigen seit 
Jahren ständig und haben im Bundeshaushaltsplan 
1966 bereits 2,5 Mrd. DM erreicht — eine optimale 
Wirkung erzielt wird. Die Einschaltung von Fach- 
gremien nicht nur bei der Vergabe der Mittel, son- 
dern auch danach bei der Beurteilung der Förde- 
rungsergebnisse ist deshalb unerläßlich. 

Ein Schritt in dieser Richtung kann in einer periodi- 
schen Veröffentlichung der vom Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung geförderten Vorhaben 
liegen, wodurch Vergabe und Verwendung der För- 
derungsmittel der Kritik und dem Urteil einer sach- 
kundigen Öffentlichkeit ausgesetzt würden. Hierauf 
ist bereits in Nr. 13 der Denkschrift vom 22. Dezem- 
ber 1964 hingewiesen worden. Der Bundesminister 
hat inzwischen begonnen, diesem Gedanken Rech- 
nung zu tragen. Er läßt von ihm geförderte For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben auf den Gebie- 
ten Kernenergie- und Weltraumforschung seit Ende 


1965 in Forschungsberichten durch die Zentralstelle 
für Atomkernenergie-Dokumentation beim Gmelin- 
Institut und durch die Zentralstelle für Luftfahrt- 
dokumentation und -Information veröffentlichen. 
Außerdem bereitet er die Herausgabe periodischer 
i Zusammenstellungen über sämtliche von ihm geför- 
i derten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in 
I sogenannten Forschungskatalogen vor. 

j Eine ausreichende Leistungskontrolle wird jedoch 
j erst dann erreicht sein, wenn gewährleistet ist, 

I daß in allen geeigneten Fällen die Arbeitsergebnisse 
der geförderten Einrichtungen und die Ergebnisse 
I der geförderten Vorhaben von sachkundigen Orga- 
nen einer kritischen Beurteilung unterworfen wer- 
den. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, die in 
dieser Richtung beim Bundesminister für wissen- 
schaftliche Forschung und bei anderen Bundesstel- 
! len bereits angestellten Überlegungen voranzutrei- 
I ben, damit möglichst bald die notwendigen Maß- 
I nahmen getroffen werden können. Zusätzlicher Ver- 
j waltungsaufwand braucht durch die Leistungskon- 
trollen nicht zu entstehen, da weitgehend vorhan- 
dene Gremien eingeschaltet werden können (vgl. 
auch V/issenschaftsrat a. a. O. S. 81). 

i Die in einer umfassenden Leistungskontrolle lie- 
i gende vorbeugende Wirkung könnte wesentlich da- 
[ zu beitragen, Fehlinvestitionen zu vermindern. 

I 

] 

i 

I Besoldungswesen 

; 25 . Bis zum Jahre 1945 war das Besoldungsrecht 
: des Reichs, der Länder, der Gemeinden und der 
i sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
I Rechts im großen und ganzen einheitlich geregelt. 
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Mit der Änderung der staatsrechtlichen Verhältnisse 
entfiel für die übrigen öffentlichen Dienstherren die 
Verpflichtung, in ihren Bereichen die Bezüge der 
Bundesbeamten als Höchstgrenze zu beachten. Der 
Wegfall dieser Bindung ermöglichte es ihnen, die 
Besoldung im Laufe der Zeit zunächst für den Außen- 
stehenden unauffällig, in den letzten Jahren jedoch 
unübersehbar und in erheblichem Ausmaß abwei- 
chend und besser zu gestalten als der Bund. Ins- 
besondere seit dem Jahre 1957 haben die Länder 
und die übrigen Dienstherren zu den unterschied- 
lichsten besoldungsrechtlichen und haushaltswirt- 
schaftlichen Maßnahmen gegriffen, um das Besol- 
dungsniveau ihrer Beamten zu heben oder auch 
Sonderwünsche einzelner Beamtengruppen zu erfül- 
len. Ausmaß und Bedeutung dieser Maßnahmen 
sind unter Nr. 23 bis 26 der Denkschrift vom 22. De- 
zember 1965 dargelegt worden. Die zwischen dem 
Bund und den einzelnen Ländern und darüber hin- 
aus mitunter auch innerhalb des Landesbereichs 
nicht abgestimmten Regelungen haben zum Teil 
wettbewerbsähnlichen Charakter. 

Zur Legitimation dieser Maßnahmen, die nicht zu- 
letzt im Hinblick auf die gespannte Lage am „Ar- 
beitsmarkt'' getroffen wurden, um qualifizierte 
Nachwuchskräfte zu gewinnen und bewährte Kräfte 
zu halten, beriefen sich die Dienstherren je nach 
Bedarf auf laufbahnmäßige und organisatorische 
Erfordernisse sowie auf angeblich notwendige Fol- 
gerungen aus der Dienstpostenbewertung. Dabei 
darf allerdings nicht übersehen werden, daß dieses 
Vorgehen zum Teil auch durch die mangelhafte 
lineare Anpassung der Beamtenbezüge im Bund an 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten und die all- 
gemeine Einkommensentwicklung ausgelöst worden 
ist. Das Ergebnis war eine fortschreitende Auflösung 
der Besoldungseinheit in horizontaler sowie in ver- 
tikaler Sicht und mit ihr verbunden die Erschütte- 
rung des gesamten Besoldungsgefüges im öffent- 
lichen Dienst. Die weitgehend in Unordnung gera- 
tene Einstufung der Beamten in die Besoldungsord- 
nungen verursacht Unzufriedenheit, Unzuträglich- 
keiten und teilweise auch ungerechtfertigte Bela- 
stungen der öffentlichen Hand. Die Tatsache, daß 
beispielsweise Länder- und Bundesbeamte mit glei- 
chem Dienstrang unter gleichen Bedingungen in der- 
selben Behörde gleichartige Aufgaben wahrnehmen, 
aber unterschiedlich besoldet und gefördert werden, 
führt zwangsläufig zu Spannungen und ist von der 
Sache her unerträglich. Der Bund sah sich dadurch 
gezwungen, vom Jahre 1965 an auch seinerseits 
aus dem Vorgehen der Länder Folgerungen, be- 
ginnend bei der Außenverwaltung, zu ziehen. 

26 . Die Stellenverbesserungen haben zu Beförde- 
rungen in einem bisher nicht gekannten Ausmaß 
geführt. Sie sind im wesentlichen Ausdruck einer 
auf dem Umweg über die Haushalte partiell und 
unorganisch durchgeführten Besoldungserhöhung 
und nicht etwa ein Indiz für höhere Leistungsan- 
forderungen in diesen Bereichen. Durch die Be- 
förderungswelle der letzten Jahre hat im übrigen 
eine große Zahl von Beamten — insbesondere der 
Laufbahnen des gehobenen, des mittleren und des 
einfachen Dienstes — bereits mit verhältnismäßig 


jungen Jahren die Spitzenstellen ihrer Laufbahn 
erreicht. Diese Beamten blockieren damit auf Jahr- 
zehnte hinaus die von ihnen besetzten Planstellen. 
Das bedeutet, daß gleichaltrigen oder jüngeren 
qualifizierten Beamten der Weg in diese Beförde- 
rungsstellen versperrt bleibt. Es liegt auf der Hand, 
daß diese Entwicklung personalpolitisch und ar- 
beitspsychologisch äußerst bedenklich ist. 

Die unorganischen Besoldungsmaßnahmen und Ver- 
besserungen der Stellenpläne haben beträchtliche 
finanzielle Auswirkungen. Die Schwierigkeiten, die 
Haushalte auszugleichen, werden dadurch ver- 
größert, zumal da die Verbesserungen der Beförde- 
rungsmöglichkeiten nicht auf die Beamten be- 
schränkt geblieben sind, sondern inzwischen auch 
Eingang in das Tarifrecht gefunden haben. Im Früh- 
jahr 1966 ist nämlich auch der Mehrzahl der Ange- 
stellten des Bundes und der Länder allgemein tarif- 
rechtlich ein sogenannter „Bewährungsaufstieg" und 
damit die Möglichkeit eröffnet worden, ohne Ände- 
rung der Tätigkeit in höhere Vergütungsgruppen 
aufzusteigen. Den Lohnempfängern sind ähnliche 
Vergünstigungen zugestanden worden. 

Diese Entwicklung, die inzwischen in den Blick- 
punkt der breiten Öffentlichkeit gerückt ist und all- 
gemein Unbehagen auslöst, hat nunmehr einen Grad 
erreicht, der im Gesamtinteresse der Bundesrepu- 
blik zu einem unverzüglichen Eingreifen Anlaß 
geben sollte. 

Zwar hat es in der Vergangenheit nicht an Ver- 
suchen gefehlt, die fortschreitende Auflösung der 
Besoldungseinheit aufzuhalten. Ein Erfolg blieb 
diesen Bemühungen, insbesondere im Hinblick auf 
Artikel 75 GG, jedoch versagt. 

27 . Die im Jahre 1964 eingesetzte Kommission 
für die Finanzreform widmet der Bereinigung des 
Besoldungsproblems in Bund und Ländern einen 
besonderen Abschnitt ihres im Frühjahr 1966 abge- 
schlossenen Gutachtens (Teil B Abschnitt IV). Sie 
kommt zu dem Ergebnis, daß bei dem Gewicht 
der finanziellen Belastung, die sich aus der Ent- 
wicklung der Personalausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden ergibt, auf eine Harmonisierung 
der Beamtenbesoldung nicht verzichtet werden 
könne. Das sei am besten über eine Änderung des 
Artikels 75 GG zu erreichen. Der Bund solle er- 
mächtigt werden, neben der Festsetzung von Min- 
dest- und Höchstbeträgen die Bewertung von 
Ämtern verbindlich festzulegen. Insbesondere solle 
nicht darauf verzichtet werden, bestimmte Ämter, 
von denen erfahrungsgemäß der Anstoß zu allge- 
meinen Besoldungsbewegungen auszugehen pflegt, 
wie z. B. die der Lehrer, der Polizeivollzugsbeamten, 
der Richter und Rechtspfleger, durch einheitliche 
Zuordnung besoldungsmäßig zu fixieren. 

Dem ist uneingeschränkt zuzustimmen. Auch der 
Bundesrechnungshof sieht in der vorgeschlagenen 
Ergänzung des Artikels 75 GG den allein erfolg- 
versprechenden Weg, ein das Gesamtinteresse der 
Bundesrepublik wahrendes einheitliches Besoldungs- 
gefüge sicherzustellen, wenn man sich nicht über- 
haupt dazu entschließen will, dem Bund die Voll- 
kompetenz für die Besoldungsgesetzgebung über 
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eine Ergänzung des Artikels 74 GG zu geben. 
Die vielfach empfohlene Bindung über Verwaltungs- 
abkommen zwischen Bund und Ländern verspricht 
keinen dauernden Erfolg. 

Es ist deshalb zu begrüßen, daß die Bundesregierung 
die Anregungen im Gutachten der Kommission für 
die Finanzreform aufgegriffen und inzwischen einen 
den Empfehlungen der Kommission entsprechenden 
Gesetzentwurf zur Änderung des Artikels 75 GG 
eingebracht hat (BT-Drucksache V/1086). Der Bun- 
desrat hat im ersten Durchgang keine grundsätz- 
lichen Einwendungen dagegen erhoben (BR-Druck- 
sache 265/66). Es ist auch anzuerkennen, daß die 
Bundesregierung bereits seit einiger Zeit eine 
grundsätzliche Reform des Besoldungsrechts durch 
eine Kommission aus Vertretern des Bundes und 
der Länder in Angriff genommen hat. Ziel der 
Neugestaltung des Besoldungsrechts muß die Wie- 
derherstellung sachgerechter Relationen innerhalb 
der Besoldungsordnungen und der Stellenpläne aller 
Dienstherren sein. Dabei wird auch bedacht werden 
müssen, daß der im Zuge der Verbesserung der 
Stellenkegel inzwischen erreichte hohe Vomhundert- 
satz an Spitzenstellen in den einzelnen Lauf- 
bahnen mit den funktionellen Notwendigkeiten im 
Rahmen einer vernünftigen Behördenorganisation 
kaum vereinbar ist. Eine rationell aufgebaute Ver- 
waltung wird in allen ihren Zweigen stets nur eine 
verhältnismäßig geringe Zahl leitender Posten er- 
fordern. Die Laufbahnen des öffentlichen Dienstes 
werden daher unter diesem Gesichtswinkel, wenn 
sie sachgerecht auf die öffentlichen Aufgaben zuge- 
schnitten sind, in sich einen pyramidenförmigen 
Aufbau haben müssen, und zwar auch in den Lauf- 
bahnen des einfachen und des mittleren Dienstes, i 
wenn dort auch gewisse sozialpolitisch bedingte Ab- | 
Wandlungen möglich sein können. Der Zuschnitt der | 
Laufbahnen und der Grundgehälter sollte so ge- i 
wählt sein, daß der Anreiz, die Besoldung laufend 
durch Manipulationen im Planstellenhaushalt, durch 
Zulagen und andere Zuwendungen zu verbessern, 
weitgehend entfällt. 


r, Minderausgaben" 

28 . In der Denkschrift vom 22. Dezember 1965 ist 
unter Nr. 7 bis 13 dargelegt worden, daß es zweifel- 
haft ist, ob die seit einer Reihe von Jahren vorge- 
nommene Veranschlagung von „Minderausgaben" 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, und daß im 
Interesse einer geordneten Haushaltswirtschaft eine 
Überprüfung des damit zusammenhängenden Fra- 
genkomplexes notwendig erscheint. Anläßlich der 
Beratung dieses Sachverhalts im Rechnungsprü- 
fungsausschuß des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages hat der Vertreter der Bundes- 
regierung erklärt, das Verfahren werde nicht mehr 
angewendet, eine Überprüfung erscheine daher vor- 
erst nicht erforderlich. 

In der Anlage zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1966 (Nachtragshaus- 
haltsgesetz 1966) — BR-Drucksache 451/66 ^) — ist 
jedoch wiederum ein Ansatz für „Minderausgaben" 
enthalten (1,06 Milliarden DM bei Kapitel 60 02 
Titel 300); nach den Erläuterungen sind diese 
„Minderausgaben" durch von der Bundesregierung 
beschlossene Bewirtschaftungsmaßnahmen zu erwar- 
ten. Bei der Beratung im Finanzausschuß des Bundes- 
rates hat der Vertreter der Bundesregierung hierzu 
ausgeführt, den globalen Ansatz im Einzelplan 60 
habe die Bundesregierung beschlossen, weil „bei 
einer Veranschlagung der vorgesehenen Einsparun- 
gen in den Einzelplänen die Gefahr bestünde, daß 
die betroffenen Haushaltsansätze doch noch voll 
ausgeschöpft würden" (Niederschrift vom 3. Novem- 
ber 1966). 

Die in der Denkschrift vom 22. Dezember 1965 ange- 
regte Überprüfung sollte daher nicht hinausgescho- 
ben werden. 
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Besondere Prüfungsergebnisse 


Auswärtiges Amt l 

(Einzeiplan 05) I 

i 

„Auftragsauszahlungen ' 

(Kapitel 05 01 bis 05 04 für die Rechnungsjahre 
1962 bis 1965) 

29 . Nach der Allgemeinen Bemerkung zum Einzel- 
plan 05 sind die Abrechnungen über Einzahlungen 
und Auszahlungen der Zahlstellen bei den Aus- 
landsvertretungen, soweit sie Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben betreffen, in der Bundeshaushalts- 
rechnung jeweils für den Zeitraum vom 1. Ok- 
ber des einen bis zum 30. September des folgenden 
Jahres nachzuweisen. Über diese Sonderregelung 
hinaus läßt das Auswärtige Amt Haushaltsausgaben 
durch die Auslandsvertretungen als „Auftragsaus- 
zahlungen" leisten. Diese Ausgaben werden zu- 
nächst als Vorschüsse behandelt. In der Rechnung 
werden sie erst nachgewiesen, sobald der Legations- 
kasse des Auswärtigen Amts entsprechende An- 
weisungen der mittelbewirtschaftenden Stellen zu- 
gegangen sind. Soweit dies nicht mehr bis zum 
Jahresschluß geschieht, werden die Beträge in einem 
unrichtigen Rechnungsjahr gebucht. Solche Buchun- 
gen waren in den vergangenen Rechnungsjahren 
in steigendem Umfang festzustellen. Am Jahres- 
schluß 1964 waren 1213 Auftragsauszahlungen in | 
Höhe von rd. 2,76 Mio DM und am Jahresschluß ; 
1965 1454 solche Zahlungen in Höhe von rd. 4,62 | 
Mio DM nicht abgewickelt. | 

Das V^erfahren ist insoweit unzulässig, als eine 
Ausgabe als Vorschuß nur gebucht werden darf, 
wenn ihre Verrechnung noch nicht endgültig er- 
folgen kann; es entspricht auch nicht dem Gebot, 
daß alle Ausgaben in der Rechnung des Jahres 
nachgewiesen werden müssen, in dem sie geleistet 
werden (§§ 27, 68 Abs. 1 RHO). Im übrigen bietet 
das Verfahren die Möglichkeit, Ausgaben über die 
bewilligten Ansätze hinaus unter Umgehung der 
Vorschriften über Haushaltsüberschreitungen zu lei- 
sten; es ist überdies umständlich und verursacht 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die Auf- 
tragszahlungen einzuschränken und den Auslands- 
vertretungen die benötigten Haushaltsmittel in allen 
geeigneten Fällen zur Bewirtschaftung zuzuweisen. 
Das Auswärtige Amt hat inzwischen eine entspre- | 
chende Anordnung erlassen. Der Bundesrechnungs- 
hof wird die Auswirkungen überwachen. In diesem | 
Zusammenhang wird er auch der Frage nachgehen, | 
ob und unter welchen Voraussetzungen die Rege- ^ 
lung über das vom Rechnungsjahr abweichende ; 
Abrechnungsjahr der Auslandsvertretungen aufge- ! 
hoben werden kann. 


Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1965) 

30 . In den vergangenen Jahren hat das Auswärti- 
ge Amt dem Goethe-Institut zur Pflege deutscher 
Sprache und Kultur im Ausland e. V. in ständig 
steigendem Umfang die Durchführung kulturpoli- 
tischer Maßnahmen im Ausland übertragen. In erster 
Linie gehört hierzu die Unterhaltung von Kultur- 
instituten im Ausland und von Dozenturen bei aus- 
ländisch-deutschen Kultureinrichtungen. Die für das 
Institut zu diesem Zweck im Bewirtschaftungsplan 
für den Kulturfonds veranschlagten Zuwendungen 
haben sich von rd. 1,3 Mio DM im Rechnungsjahr 
1959 auf rd. 37,7 Mio DM im Rechnungsjahr 1966 
erhöht. An fast 120 Zweigstellen und Dozenturen 
im Ausland (einschließlich Außenstellen) sind z. Z. 
annähernd 300 von der Zentrale in München ent- 
sandte Kräfte (250 Institutsleiter und Dozenten, 
mehr als 40 Bibliothekarinnen und Verwaltungsan- 
gestellte) und etwa 1400 teils haupt-, teils neben- 
amtliche Ortskräfte (Lehrkräfte, Verwaltungs- und 
Hauspersonal) tätig. Bei der Zentrale sind z. Z. etwa 
100 Kräfte beschäftigt. Daneben unterhält das 
Goethe-Institut in der Bundesrepublik 21 Uner- 
richtsstätten für Sprachkurse, deren Kosten aus 
Teilnehmergebühren getragen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat Ende 1965 eine ört- 
liche Prüfung am Sitz der Zentrale durchgeführt. 

31 . Die für das Institut vorgesehenen Zuwendun- 
gen waren bis zum Rechnungsjahr 1965 bei ver- 
schiedenen Positionen des vom Haushaltsausschuß 
des Bundestages genehmigten Bewirtschaftungs- 
plans für den Kulturfonds veranschlagt. Diese Auf- 
splitterung erstreckte sich auch auf die Personal- 
und Sachausgaben. Ein Wirtschaftsplan des Instituts, 
in dem sämtliche Einnahmen und Ausgaben sowie 
der Stellenplan und vor allem die Höhe der Gesamt- 
zuwendung des Bundes zusammengefaßt dargestellt 
sind, bestand nicht. Im Interesse der Haushaltsklar- 
heit und einer umfassenden Unterrichtung des Haus- 
haltsausschu'sses des Deutschen Bundestages hat der 
Bundesrechnungshof vorgeschlagen, einen solchen 
Wirtschaftsplan aufzustellen. Das ist für das Rech- 
nungsjahr 1966 geschehen. Der Gesamtbetrag der 
Zuwendung wird nunmehr bei einer Position des 
Bewirtschaftungsplans für den Kulturfonds ausge- 
bracht. 

32 . Die Gehälter der in das Ausland entsandten 
Kräfte des Instituts werden noch in Anlehnung an 
die Vorschriften über die Auslandsbesoldung fest- 
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gesetzt, die vor dem Inkrafttreten des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften — 1. Januar 1964 — 
galten. Das erscheint — vor allem wegen der in- 
zwischen ergangenen Neuregelung des Kaufkraft- 
ausgleichs — nicht vertretbar. Unter Nr. 30 der 
Denkschrift vom 22. Dezember 1964 ist bereits aus- 
geführt worden, daß die Vergütung der entsandten 
Kräfte des Instituts künftig im Benehmen mit den 
Bundesministem des Innern und der Finanzen ge- 
regelt und eine einheitliche Ausrichtung der Bezüge 
aller im Ausland tätigen Lehrkräfte angestrebt wer- 
den sollte. Nachdem die Leistungen an die Aus- 
landslehrer, als den zahlenmäßig größten Personen- 
kreis dieser Art, kürzlich neu geregelt worden sind, 
sollte hinsichtlich der entsandten Kräfte des Instituts 
möglichst bald Entsprechendes geschehen. In seiner 
Vorlage an den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages vom 2. März 1966 hat der Bundesmini- 
ster der Finanzen bereits ausgeführt, daß beabsich- 
tigt sei, die Vergütung für weitere Personenkreise, 
die auf dem Kultursektor im Ausland tätig sind, in 
Anlehnung an die Richtlinien für die Auslandsich- 
rer zu regeln (Ausschüßdrucksache 112). 

Der Bundesrechnungshof hat auf den Sachverhalt 
hingewiesen. Er hält auch eine Klärung der Stellung 
der ins Ausland entsandten Kräfte in steuerlicher 
und sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht für er- 
forderlich. 

33 . Bei der Zentralverwaltung waren Ende 1965 
9 Angestellte über das im Bewirtschaftungsplan für 
den Kulturfonds festgelegte Stellensoll hinaus be- 
schäftigt (6 Stellen des höheren, 2 des gehobenen, 
1 des mittleren Dienstes). Ferner erhielt ein leiten- 
der Angestellter Bezüge nach der nächsthöheren 
Gruppe. Das Institut hat sich darauf berufen, diese 
Maßnahmen seien mit Zustimmung des Auswärti- 
gen Amts ausgeführt worden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat erhebliche Bedenken gegen das Verfahren 
geäußert, das auf eine Umgehung der Bewilligungs- 
rechte des Parlaments hinausläuft. Anläßlich der 
Beratung der Stellenübersichten zum Bewirtschaf- 
tungsplan für den Kulturfonds — Rechnungsjahr 
1966 ' — hat der Haushaltsausschuß des Bundestages 
mit Wirkung vom 1. Juli 1966 die zusätzlichen 
Stellen und üie Hebung bewilligt (Anlage zur Aus- 
schußdrucksache 206), nachdem sie auf Grund der 
vom Bundesrechnungshof erhobenen Einwendungen 
nachträglich in die Übersichten aufgenommen wor- 
den waren. Die Genehmigung für die davor liegende 
Zeit ist damit jedoch nicht erteilt worden. Der 
Bundesrechnungshof hat auch beanstandet, daß die 
Zulagen, die den Angestellten der Zentralverwal- 
tung gezahlt werden, erheblich über den im Stel- 
lenplan vorgesehenen Umfang hinausgehen. 

34 . Im Ausland beschäftigte das Institut Ende 1965 
23 Kräfte des höheren Dienstes über den Stellenplan 
hinaus. Auf die vom Bundesrechnungshof erhobenen 
Einwendungen hin sind 22 Stellen nachträglich in 
den Stellenplan für das Rechnungsjahr 1966 aufge- 
nommen und genehmigt worden. Für die rücklie- 
gende Zeit hat das Institut zur Rechtfertigung seines 
Verhaltens erklärt, daß die erforderlichen Mittel bei 


einer anderen Unterposition des Bewirtschaftungs- 
plans für den Kulturfonds veranschlagt gewesen 
seien. 

35 . Die Zentralverwaltung in München ist in zwei 
getrennt voneinander liegenden gemieteten Gebäu- 
den untergebracht. Für den Um- und Ausbau so- 
wie für die Einrichtung eines der beiden Gebäude 
hat das Institut in den Rechnungsjahren 1962 bis 
1964 annähernd 0,5 Mio DM aufgewendet und zu 
Lasten der Mittel nachgewiesen, die für die Aus- 
bildung ausländischer Deutschlehrer und Germa- 
nisten veranschlagt waren. Das Vorhaben war bei 
der jährlich für Baumaßnahmen mit verbindlicher 
Wirkung ausgebrachten Position des Bewirtschaf- 
tungsplans nicht aufgeführt und mithin vom Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages nicht ge- 
nehmigt worden. 

36 . Zu der Abwicklung des Geldverkehrs im In- 
land und nach dem Ausland sowie zum Beschaf- 
fungs- und Rechnungswesen hat der Bundesrech- 
nunsghof Anregungen gegeben, die einer Verein- 
fachung und der Ersparnis von Kosten und Ver- 
waltungsaufwand dienen sollen. Das Institut hat 
entsprechende Maßnahmen eingeleitet. 

Die Äußerung des Auswärtigen Amts zu den Prü- 
fungsmitteilungen des Bundesrechnungshofes steht 
noch aus. 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 06 02 für die Rechnungsjahre 1962 bis 
1965) 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports 
und der Leibesübungen 

(Titel 610) 

Förderung der Kultur, soweit es sich um eine 
repräsentative Vertretung des Bundes oder um die 
Wahrung von Belangen gesamtdeutscher oder inter- 
nationaler Bedeutung handelt 

(Titel 660) 

37 . Im Rechnungsjahr 1964 hat der Bundesminister 
— unter Einbeziehung einer Mittelzuweisung aus 
dem Kulturfonds des Auswärtigen Amts (Kapitel 
05 02 Titel 302) in Höhe von 0,5 Mio DM — für 
Sport und Leibesübungen rd. 7 Mio DM und für 
die Förderung der Kultur rd, 8 Mio DM ausgegeben. 
Es handelt sich fast ausschließlich um Zuwendungen 
an außerhalb der Bundesverwaltung stehende Stel- 
len (§ 64 a RHO). 

Die Prüfung der Bewilligung und Verwendung eini- 
ger Zuwendungen hat u. a. folgende Mängel er- 
geben; 

38 . Verschiedentlich hat der Bundesminister Zu- 
wendungen an Empfänger gewährt, die in der Lage 
waren, die geförderten Maßnahmen ohne Bundes- 
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hilfe zu finanzieren. So ist ein auf Bundesebene 
tätiger Verband, der von dem Beitragsaufkommen 
der in ihm zusammengeschlossenen Vereine nur 
0,3 V. H. erhielt, aber schon bei einem Anteil von 
1 V. H. alle Kosten selbst hätte decken können, in 
die Förderung einbezogen worden. In solchen Fällen 
ist zu prüfen, ob die Antragsteller die ihnen zur 
Verfügung stehenden Einnahmequellen ausschöpfen. 

39 . Mehrfach hat der Bundesminister zugelassen, 
daß Zuwendungsempfänger eine vor der Bewilli- 
gung der Zuwendung versprochene eigene finan- 
zielle Beteiligung an der zu fördernden Maßnahme 
ganz oder teilweise unterlassen haben. Das traf be- 
sonders dann zu, wenn die tatsächlichen Gesamt- 
kosten einer Maßnahme hinter den ursprünglich 
veranschlagten Kosten erheblich zurückgeblieben 
sind. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
gebeten, in den in Frage kommenden Fällen die 
Beträge zurückzufordern. 

40 . In einigen Fällen hat der Bundesminister Maß- 
nahmen durch Bundeszuwendungen gefördert, ohne 
Eigenleistungen zu fordern, obwohl diese zumutbar 
waren. So ist für eine fast zweimonatige Südame- 
rikareise einer Sportlergruppe ein Bundeszuschuß in 
Höhe von 50 000 DM gewährt worden. Weder der zu- 
ständige Sportverband noch die Reiseteilnehmer ha- 
ben isich an den Reisekosten beteiligt, obwohl die 
Reise nicht nur im Interesse des Bundes, sondern auch 
im Interesse des Verbandes und der Teilnehmer 
selbst lag. Aus dem Bundeszuschuß sind auch Ver- 
dienstausfälle vergütet worden. Häufig wurden 
kleinere Beträge bewilligt, die von den Veranstal- 
tern hätten aufgebracht werden können und deren 
Übernahme einen nicht zu rechtfertigenden Ver- 
waltungsaufwand erforderte. 

Auch in diesen Fällen hat der Bundesrechnungshof 
den Bundesminister gebeten, die entsprechenden 
Vorschriften der Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO künftig zu beachten. 

41 . Wiederholt sind Zuwendungen für Vorhaben 
gewährt worden, für die der Empfänger die mit 
ihnen verbundenen Einnahmen weder im Kosten- 
voranschlag noch im Verwendungsnachweis aufge- 
führt hat. Es handelte sich insbesondere um Teil- 
nehmergebühren und Einnahmen aus Werbung. Auf 
diese Weise werden zu hohe Zuwendungen be- 
willigt. 

42 . Mehrfach hat der Bundesminister Zuwendun- 
gen für bereits abgeschlossene Maßnahmen gegeben, 
wogegen schon grundsätzliche Bedenken bestehen. 
Er hat sich in diesen Fällen mit der Vorlage von 
Kostenvoranschlägen begnügt, statt der Bewilligung 
die Abrechnung über die gesamten Einnahmen und 
Ausgaben der Maßnahme zugrunde zu legen. 

So hat er einem Geschäftsmann vier Monate nach 
einer Sportveranstaltung einen Bundeszuschuß in 
Höhe von 30 000 DM gewährt, ohne daß ein Defizit 
in dieser Höhe nachgewiesen worden war. Der Bun- 
desminister hat erklärt, er habe wegen des bevor- 


stehenden Jahresschlusses auf den vorherigen 
Nachweis des Defizits verzichtet. Der nach zahl- 
reichen Mahnungen und Klageandrohung nach ein- 
einhalb Jahren vorgelegte Verwendungsnachweis 
war lückenhaft und bestand überwiegend aus Rech- 
nungszweitschriften ohne Zahlungsbeweise. Gleich- 
wohl wurde er vom Bundesminister — nach nur 
rechnerischer Prüfung — anerkannt. Die Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof ergab, daß ein den 
Bundeszuschuß rechtfertigendes Defizit nicht nach- 
weisbar war. Der Zuschuß in Höhe von 30 000 DM 
zuzüglich 3234 DM Zinsen ist darauf wieder ein- 
gezogen worden. 

Ein Sportverein erhielt einen nachträglichen Zu- 
schuß von 32 500 DM zu den Kosten einer Flug- 
reise, obgleich nach dem Kostenvoransdilag die 
Flug- und die Hotelkosten durch Garantiesummen 
ausgeglichen werden sollten und der Verein die 
Einnahmen nur ungenau angegeben und nachträg- 
lich erklärt hatte, Einnahmen in Höhe von 15 000 DM 
seien durch Unterschlagung verlorengegangen. Der 
Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen. 

43 . Der Bundesminister hat nichts dagegen unter- 
nommen, daß eine Sportorganisation ihrem Personal 
unter Verwendung von Bundeszuwendungen Ver- 
gütungen gewährt, die über die Bezüge vergleich- 
barer Bundesbediensteter hinausgehen. Sie zahlt 
jährlich eine dreizehnte Monatsvergütung, die sie 
als pauschale Überstundenabgeltung bezeichnet, so- 
wie einen täglichen Essenzuschuß in Höhe von 
1,50 DM. Der Bundesrechnungshof hat sich unter 
Hinweis auf den Beschluß des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages vom 25. Februar 1960 
bisher vergeblich bemüht, dem Grundsatz Geltung 
zu verschaffen, daß das Personal des Zuwendungs- 
empfängers nicht besser gestellt sein solle als ver- 
gleichbare Bundesbedienstete. 

44 . Der Bundesminister hat es auch zugelassen, 
daß Sportverbände ihren Mitgliedern und Bedien- 
steten unter Verwendung von Bundeszuwendungen 
höhere Reisekostenvergütungen gewährt haben, als 
sie vergleichbaren Bundesbediensteten bei Dienst- 
reisen zustehen. Allein für das Rechnungsjahr 1964 
betrug die Mehrausgabe mindestens 10 000 DM. Sie 
konnte im Rechnungsprüfungsverfahren zu etwa 
zwei Dritteln rückgängig gemacht werden. 

45 . Eine Sportorganisation hat einen Teilbetrag in 
Höhe von 4000 DM aus einem Bundeszuschuß für 
eine Lohnsteuer-Nachzahlung verwendet, die sie lei- 
sten mußte, weil sie es versäumt hatte, von den Ver- 
gütungen für Hilfskräfte Steuern einzubehalten. Der 
Bundesrechnungshof hat die Verwendung des Zu- 
schusses für diesen Zweck beanstandet. Erschwe- 
rend kommt hinzu, daß zweieinhalb Jahre nach Er- 
laß des Haftungsbescheides durch das Finanzamt 
die notwendigen Folgerungen noch nicht gezogen 
waren. Weder waren die Hilfskräfte — mit einer 
Ausnahme — zur Vorlage der Lohnsteuerkarte ver- 
anlaßt noch die Steuern vom Arbeitslohn einbehal- 
ten und abgeführt worden. Der Schriftwechsel mit 
dem Bundesminister ist noch nicht abgeschlossen. 
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46 . In einigen Fällen sind in Verwendungsnach- 
weisen über Bundeszuschüsse Ausgaben in Höhe 
von jeweils 1200 DM bis 2000 DM aufgeführt wor- 
den, die schon zum Nachweis der Verwendung an- 
derer Bundeszuschüsse geltend gemacht worden wa- 
ren. Der Bundesrechnungshof hat die erforderlichen 
Zahlungsausgleiche veranlaßt. Von Weiterem hat 
er abgesehen, da nicht nachweisbar ist, daß die Dop- 
pelabrechnungen auf Vorsatz beruhten. 

47 . Ein Sportverband hat einen Bundeszuschuß in 
Höhe von 15 000 DM für Förderungslehrgänge und 
Teilnahme an internationalen Wettkämpfen erhal- 
ten. Er hat diesen Betrag einem Leistungssportler 
zur Verfügung gestellt und in seinem Zuweisungs- 
schreiben als Reisezuschuß bezeichnet. Tatsächlich 
hat der Verband jedoch Sachlieferungen im Wert 
von 15 000 DM aus dem Sportartikelgeschäft des 
Sportlers bezogen, hierüber Rechnung erhalten und 
diese zum Teil zum Nachweis der Verwendung eines 
Zuschusses von anderer Seite benutzt. 

Auf Ersuchen des Bundesrechnungshofes hat der 
Bundesminister den Bundeszuschuß zurückgefordert. 

48 . Ein Bundeszuschuß war mit 150 000 DM so 
reichlich bemessen, daß der Empfänger sich veranlaßt 
sah, neben großzügigen Vorauszahlungen auf künf- 
tige Maßnahmen einen Teil zunächst bei einer Spar- 
kasse anzulegen. Hiervon hat ein Bediensteter des 
Zuwendungsempfängers 15 000 DM veruntreut. Die 
Sparkasse hat den Betrag wegen eines ihr unter- 
laufenen Formfehlers ersetzt. 

Derselbe Bedienstete hat auch Einnahmen des Zu- 
wendungsempfängers an Beratungsgebühren und 
aus dem Verkauf von Broschüren in Höhe von min- 
destens 9600 DM unterschlagen. Dem Bundesmini- 
ster war das Fehlen der Einnahmen aus dem Bro- 
schürenverkauf im Verwendungsnachweis nicht auf- 
gefallen, obgleich auf der Ausgabenseite des Ver- 
wendungsnachweises die Kosten der Herstellung 
der Broschüren mit 33 200 DM aufgeführt waren. 

Der Bedienstete hat außerdem Lohnnachweisungen 
für Hilfskräfte beiseite geschafft und steht im Ver- 
dacht, aus Bundeszuwendungen stammende Lohn- 
gelder unterschlagen zu haben. Er ist inzwischen 
entlassen worden. 

Der Schriftwechsel mit dem Bundesminister ist noch 
nicht abgeschlossen. 

49 . In wachsender Zahl befinden sich in Besitze 
von Zuwendungsempfängern Gegenstände von be- 
trächtlichem Wert, die aus Zuwendungen des Bundes 
beschafft worden und Bundeseigentum geworden 
sind. Der Bundesminister hat kein zentrales Be- 
standsverzeichnis angelegt; daher war bisher der 
notwendige Überblick über den Bestand noch nicht 
gewährleistet. Auf die Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes ist das Verzeichnis inzwischen an- 
gelegt worden. 

50 . Zu einem Teil der vorstehend aufgeführten 
Fälle verkennt der Bundesrechnungshof nicht, daß 
Sportverbände ihre Aufgaben zum erheblichen Teil 
mit ehrenamtlichen Kräften erfüllen, an die nicht die 
gleichen Anforderungen gestellt werden können wie 


an Behörden. Da die Zuschüsse usw. aus öffentlichen 
Mitteln, also aus Steuergeldern, gezahlt werden, muß 
aber auf ordnungsmäßige und wirtschaftliche Ver- 
wendung dieser Gelder hingewirkt werden. 

51 . Seit einigen Jahren verwaltet der Bundesmini- 
ster neben den Mitteln aus Kapitel 06 02 Titel 610 
einen ihm vom Auswärtigen Amt jährlich zugewie- 
senen Teil der Mittel des Kapitels 05 02 Titel 302 
„zur Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland". 
Es handelte sich im Rechnungsjahr 1964 um 500 000 
DM. Sie waren für den Sportverkehr mit Eintwick- 
lungsländern bestimmt. Für den gleichen Zweck sind 
auch Mittel des Kapitels 06 02 Titel 610 vorgesehen, 
so daß Überschneidungen möglich waren und vorge- 
kommen sind. Der Bundesrechnungshof hat emp- 
fohlen, die im Kulturfonds des Auswärtigen Amts 
ausgebrachten Mittel für den Sportverkehr mit Ent- 
wicklungsländern künftig in den Sportfonds einzu- 
beziehen. 

52 . Der Bundesminister hat vier Jahre lang aus den 
ihm vom Auswärtigen Amt zugewiesenen Mitteln 
Zuwendungen zur Förderung des Segelfliegens in 
einem afrikanischen Land gewährt. Die Gesamtauf- 
wendungen aus Bundesmitteln betragen rd. 720 000 
DM. Das Vorhaben ist inzwischen durch veränderte 
politische Verhältnisse in dem Entwicklungsland 
zum Erliegen gekommen. 

Ursprünglich war an eine Förderung aus den bei 
Kapitel 23 02 Titel 300 („Förderung von Entwick- 
lungsländern durch bilaterale technische Hilfe") zur 
Verfügung stehenden Bundesmitteln gedacht. Sie 
unterblieb jedoch, weil der interministerielle Refe- 
rentenausschuß für technische Hilfe die Unterstüt- 
zung des Segelfliegens in dem Entwicklungsland 
nicht als vordringlich und nicht als den Grundsätzen 
der technischen Hilfe entsprechend ansah. 

Aus den gleichen Gründen hätte der Bundesminister 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofes von der 
Förderung des Vorhabens absehen sollen. 

53 . Eine im kulturellen Bereich wirkende Einrich- 
tung erhält zur Erfüllung ihrer Aufgaben seit dem 
Rechnungsjahre 1953 einen jährlichen Bundeszu- 
schuß. Er war bis zum Rechnungsjahre 1964 auf jähr- 
lich 682 000 DM angewachsen. 

Die Einrichtung besitzt seit sieben Jahren Kapital- 
vermögen im Höhe von rd. 2,5 Mio DM. Es darf 
nicht angetastet werden. Seine Erträge sollen aber 
den Aufgaben der Einrichtung dienen. Trotzdem war 
das Kapital bisher nur als Bankeinlage mit jeweils 
einjähriger Laufzeit angelegt. Bei langfristiger An- 
lage hätte ein frei zuvereinbarender, um bis zu 
2 V. H. höherer Jahreszins mit einem Mehrertrage 
bis zu 50 000 DM jährlich erlöst werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge- 
beten, auf eine Anlage des Kapitals zu günstigeren 
Bedingungen hinzuwirken. 

54 . Ein ebenfalls auf kulturellem Gebiet tätiger 
Verein erhält seit dem Jahre 1951 zur Deckung 
seines Defizits einen jährlichen Bundeszuschuß, der 
im Jahre 1964 auf 797 000 DM angewachsen war und 
seitdem weiter gestiegen ist. 
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Der Verein unterhält einen Personenkraftwagen mit 
einem Hubraum von 2,5 1. Die Führung eines Fahr- 
tenbuches war dem Verein erlassen worden, nach- 
dem er versichert hatte, daß der Kraftwagen nur für 
dienstliche Zwecke verwendet würde. Von den in 
der Zeit vom 29. Mai bis 18. September 196v3 ge- 
fahrenen 7400 km entfielen jedoch nur 2400 km auf 
Dienstfahrten und 5000 km auf Privatfahrten. Für 
den Sommer 1964 wurden ähnliche Feststellungen ge- 
troffen. Der Verein hat eingeräumt, daß der Kraft- 
wagen in jedem Sommer zu einer mehrwöchigen 
Urlaubsreise von Vorstandsmitgliedern verwendet 
wird, und sich zum Ersatz bereit erklärt. Die Füh- 
rung eines Fahrtenbuches lehnt der Verein ab, weil 
er, wie er meint, dazu einen hauptberuflichen Kraft- 
fahrer einstellen müßte. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister ge- 
beten, für Abhilfe zu sorgen. 

Bundesarchiv in Koblenz 

(Kapitel 06 13 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Vereinheitlichung des militärischen Archivwesens 

55 . Im Jahre 1954 sind auf Grund einer Verein- 
barung zwischen dem Bundesminister des Innern 
und dem Beauftragten des Bundeskanzlers für die mit 
der Vermehrung der alliierten Truppen zusammen- 
hängenden Fragen die inzwischen dem Militärge- 
schichtlichen Forschungsamt in Freiburg im Breisgau 
angeschlossene Dokumentationszentrale und das 
Militärarchiv im Bundesarchiv (Sitz Koblenz) errich- 
tet worden. Das Militärgeschichtliche Forschungsamt 
untersteht als zentrale militärische Bundeswehr- 
dienststelle dem Bundesminister der Verteidigung 
unmittelbar, das Militärarchiv ist dem Bundesmini- 
ster des Innern unterstellt. Aufgabe der Dokumen- 
tationszentrale in Freiburg ist es, das Schriftgut der 
früheren deutschen Wehrmacht und das nicht mehr 
laufend benötigte Schriftgut aus dem Bereich der 
Bundeswehr aufzunehmen, soweit es noch unmittel- 
bar für militärische und militärwissenschaftliche 
Zwecke zur Verfügung bleiben muß. Nicht oder 
nicht mehr benötigtes Schriftgut dieser Art wird 
vom Militärarchiv übernommen. Das Militärarchiv 
in Koblenz hat den Auftrag, das militärische Archiv- 
gut zu sammeln, zu bearbeiten und zu betreuen. 
Sein endgültiger Sitz sollte nach der Vereinbarung 
von 1954 im Einvernehmen zwischen dem Bundes- 
minister des Innern und dem Beauftragten des Bun- 
deskanzlers bestimmt werden. 

56 . Nach der derzeitigen Regelung ist die Doku- 
mentationszentrale lediglich ein Zwischenarchiv. 
Das militärische Archivgut lagert an zwei Stellen 
und wird von zwei Dienststellen verwaltet, die zu 
verschiedenen Ressorts gehören. Diese Zweiteilung 
des militärischen Archivwesens erfordert zwangs- 
läufig beträchtliche personelle und sächliche Mehr- 
kosten und wirkt sich nachteilig auf den Arbeits- 
ablauf bei beiden Stellen aus. Der Bundesrechnungs- 
hof hat daher angeregt, die Zweiteilung des militäri- 
schen Archivwesens zu beseitigen. Im übrigen 
scheint ihm nunmehr der Zeitpunkt für die in der 


Vereinbarung von 1954 offengelassene Bestimmung 
des endgültigen Sitzes des Militärarchivs gekommen 
zu sein. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesminister der 
Verteidigung und des Innern hierzu um Äußerung 
gebieten. Die Erörterungen sind noch nicht abge- 
schlossen. 

Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 

(Kapitel 06 19 für die Rechnungsjahre 1963 und 1964) 

Ausgaben für Luftschutz- Warnämter 

57 . Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
ist auf Grund des Errichtungsgesetzes an die Stelle 
des Bundesamtes für den Luftschutzwarndienst ge- 
treten. Ihm sind 10 Luftschutz- Warnämter nachge- 
ordnet. Aufgabe des Luftschutzwarndienstes ist es, 
wichtige Behörden und Betriebe bei drohender Ge- 
fahr über die Luftlage zu unterrichten und die War- 
nung der Bevölkerung vor Luftangriffen zu ver- 

i anlassen. Neben 32 hauptamtlichen Bediensteten 
sind für jedes Warnamt 180 freiwillige ehrenamt- 
liche Helfer (Führungs- und Ergänzungskräfte) vor- 
gesehen. Sie sollen möglichst bald erfaßt, verpflich- 
tet und laufend ausgebildet werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgaben für die 
Warnämter am Sitz einiger bereits fertiggestellter 
und einiger noch im Aufbau befindlicher Warn- 
ämter geprüft. 

58 . Zu den baulichen Anlagen eines Warnamtes 
gehören ein Warnamtsbunker, ein Unterkunfts- und 
ein Verwaltungsgebäude. Bis zur Fertigstellung der 
Bunker und Gebäude waren die Warnämter behelfs- 
mäßig untergebracht. Zur Zeit ist das noch bei drei 
Warnämtern der Fall. Die Funktionsfähigkeit der 
Warnämter hängt wesentlich von der kurzfristigen 
Übermittlung der Durchsagen der sogenannten Ver- 
bindungsstellen über die Luft- und ABC-Lage ab. 
Die Durchsagen werden in den Warnämtern auf 
Lagekarten dargestellt und ausgewertet. 

Hierfür sind im Rahmen eines Entwicklungsauftra- 
i ges seit 1959 für vier Warnämter vollständige Kar- 
tenschreiberanlagen (Steuerungs- und Wandkarten- 
anlagen) und für sechs Warnämter zunächst nur die 
Wandkartenanlagen im Werte von insgesamt rd. 
1,9 Mio DM beschafft worden. Vor der vollständigen 
Ausstattung der sechs Warnämter sollte das Ergeb- 
nis der Erprobung der vier Gesamtanlagen abgewar- 
tet werden. Infolge erheblicher Verzögerung der 
Bauarbeiten wurde nur in einem Warnamt die An- 
lage vollständig aufgebaut. Wegen der fortschreiten- 
den wehrtechnischen Entwicklung hat sich die Steu- 
1 erungsanlage als zu träge erwiesen. Das Bundesamt 
I hat sie daher wieder ausbauen lassen und mitge- 
! teilt, daß die Wandkartenanlagen unabhängig von 
^ einer Steuerungsanlage' verwendet werden können. 
Es hat den Wert der nicht mehr zu verwendenden 
Geräte ohne die Entwicklungskosten — auf rd. 
850 000 DM beziffert. Die Geräte sollen einer Ver- 
; Wertungsgesellschaft zum Kauf angeboten werden. 
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Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß trotz 
der hohen Anschaffungskosten sofort die vollstän- 
dige Einrichtung für vier Warnämter beschafft wor- 
den ist, obwohl nur ein Amt vollständig eingerichtet 
werden konnte und die Anlagen schon nach verhält- 
nismäßig kurzer Zeit zu einem wesentlichen Teil als 
überholt anzusehen waren. Er hat auch die Auffas- 
sung vertreten, daß die Beschaffung zu früh einge- 
leitet worden ist, zumal da inzwischen mehr als 
sechs Jahre vergangen sind, ohne daß in allen Warn- 
ämtern Kartenanlagen aufgebaut worden sind. Er 
hat ferner Zweifel geäußert, ob unter den gegebe- 
nen Umständen die automatische Übertragung und 
Darstellung der Luftlage und der radioaktiven Lage 
zwischen den Warnämtern gemäß den Erläuterungen 
zu Kapitel 06 19 Titel 959 überhaupt gewährleistet 
ist. Schließlich hat er beanstandet, daß die Veräuße- 
rung der nicht mehr zu verwendenden Geräte und 
Gegenstände so lange hinausgezögert worden ist. 

Das Bundesamt hat ausgeführt, es sei auf Grund 
eines Erlasses des Bundesministers vom Dezember 
1958 gehalten gewesen, den Aufbau des Warn- 
dienstes beschleunigt durchzuführen. Der Beschaf- 
fung der vollständigen Anlagen für vier Warnämter 
sei eine Erprobung in kleinerem Rahmen voraus- 
gegangen. Auf Grund der hierbei gewonnenen Er- 
fahrungen hätte eine Erprobung in größerem Rah- 
men stattfinden müssen, damit Erkenntnisse auf tak- 
tischem und betriebstechnischem Gebiet gewonnen 
wurden. Diese Erprobung sei allerdings daran ge- 
scheitert, daß von der ursprünglichen Konzeption, 
im Rahmen des Vorprovisoriums Massivbaracken 
aufzustellen, abgewichen worden sei. Statt dessen 
seien feste Unterkunftsgebäude errichtet worden, 
in die die Anlagen bis zur Fertigstellung der Bun- 
ker eingebaut werden sollten. Die Bauvorhaben, die 
durch den damaligen Bundesminister für wirtschaft- 
lichen Besitz des Bundes eingeleitet worden seien, 
hätten sich so verzögert, daß nur eine Anlage habe 
eingebaut werden können. Sobald infolge der tech- 
nischen Entwicklung festgestanden habe, daß die 
Anlagen bei den Warnäntern nicht mehr zum Ein- 
satz kommen sollten, sei zunächst der weitere Auf- 
bau gestoppt worden. In langwierigen Verhandlun- 
gen sei eine Einigung über die Annullierung der 
Montageaufträge erzielt worden. Erst danach habe 
mit der Demontage der bereits eingebauten Teile 
durch eigene Kräfte begonnen werden können. Die 
erheblichen Verzögerungen bei dem Einbau der 
Kartenanlagen seien im wesentlichen darauf zurück- 
zuführen, daß die Massivbaracken nicht errichtet 
worden seien und die Fertigstellung der endgülti- 
gen Warnamtsbauten sich wider Erwarten sehr ver- 
zögert habe. Eine elektronische Datenübertragung 
der Luftlage von den Verbindungsstellen zu den 
Warnämtern und zwischen den Warnämtern sei bei 
dem derzeitigen Stand des Aufbaus der Anlagen 
auf der militärischen Seite noch nicht möglich. Die 
Daten würden fernmündlich übertragen und durch 
ein vereinfachtes Zeichenverfahren auf den Wand- 
kartenanlagen dargestellt. Sofern diese noch nicht 
montiert seien, würden kleinere Behelfskarten ver- 
wendet. Zur Übertragung der radioaktiven Lage 
würden andere Wetterkartenschreiber benutzt. Da 
die Kartenschreiberanlagen aus Spezialgeräten be- 
stünden, die für andere als die vorgesehenen Zwecke 


wohl nicht verwendet werden könnten, sei der zu 
erwartende Verkaufserlös im voraus nicht an- 
nähernd zu schätzen. 

Der Bundesrechnungshof hält seine Beanstandungen 
aufrecht. Er ist der Auffassung, daß bei einer um- 
sichtigen Planung in enger Zusammenarbeit mit 
allen beteiligten Dienststellen die Haushaltsmittel 
hätten sparsamer verwendet werden können. Wenn 
die vier vollständig beschafften Anlagen überhaupt 
nicht für die Erprobung im großen Rahmen einge- 
setzt worden sind, so läßt dies erkennen, daß es der 
sofortigen Beschaffung in diesem Umfang nicht be- 
durft hätte. 

59 . In den Unterkunftsgebäuden, die auch Unter- 
richts- und Wirtschaftsräume enthalten, soll das 
Personal untergebracht werden, solange ein Aufent- 
halt im Bunker nicht erforderlich ist. Ursprünglich 
war an Massivbaracken gedacht; statt dessen wur- 
den anderthalb- und zweigeschossige Massivbauten 
mit Vollunterkellerung errichtet. Nach den bisheri- 
gen Beobachtungen werden die Unterkunftsgebäude 
für den vorgesehenen Zweck nicht oder kaum ge- 
nutzt. In einem Fall war das im Oktober 1963 fertig- 
gestellte, mit Betten, Tischen und allem Zubehör 
ausgestattete Unterkunftsgebäude nach mehr als 
zehn Monaten noch nicht belegt worden. Lediglich 
der Speisesaal und der Lehrsaal wurden bei ge- 
legentlichen Ausbildungs- und Ubungsveranstaltun- 
gen benutzt. Die Kücheneinrichtung konnte noch 
nicht erprobt werden, weil es für Kochversuche an 
geeignetem Personal fehlte. Ähnlich liegen die Ver- 
hältnisse bei den übrigen Warnämtern. Das Bundes- 
amt hat daher die Warnämter um Vorschläge 
gebeten, wie die Unterkunftsgebäude am besten ge- 
nutzt werden können, damit sie nicht das ganze Jahr 
über leer stehen. Diese Frage ist noch nicht gelöst. 

Der Bundesrechnungshof hält wegen der hohen Ko- 
sten, die durch den Bau und die Ausstattung dieser 
Gebäude entstanden sind und noch entstehen wer- 
den, eine baldige Entscheidung für dringlich. Abge- 
sehen davon, daß die Einrichtungsgegenstände auch 
im Fall der Nichtbenutzung durch Alterung an Wert 
einbüßen, müssen die Schlafräume, in denen mit 
Matratzen ausgestattete Betten aufgestellt sind, auch 
während der Nichtbenutzung geheizt und gelüftet 
werden. Dadurch entstehen zusätzliche Kosten. Der 
Bundesminister der Finanzen hat am 3. Dezember 
1966 dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages berichtet, daß Möglichkeiten für eine häufigere 
Nutzung der Unterkunftsgebäude noch nicht gefun- 
den worden seien, daß aber trotz der bisher negati- 
ven Ergebnisse die Bemühungen um eine friedens- 
mäßige Nutzung der Gebäude fortgesetzt werden 
sollten (Ausschußdrucksache 348 der 5. Wahl- 
periode). 

60 . Der personelle Aufbau der Warnämter ist noch 
nicht abgeschlossen. Darunter leidet die in Form 
eines Dreischichtbetriebes vorgesehene Dauernotbe- 
reitschaft. Bei den hauptamtlichen Bediensteten feh- 
len noch vielfach die Einsatzleiter. Die Zahl der 
ehrenamtlichen Helfer (Führungs- und Ergänzungs- 
kräfte) bleibt trotzt intensiver Werbung hinter dem 
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vorgesehenen Soll zurück. Das ist im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß die Warnämter wegen 
ihrer Abgelegenheit schlecht erreichbar sind und 
freiwillige ehrenamtliche Mitarbeiter auch aus an- 
deren Gründen nur schwer gewonnen werden kön- 
nen. 

Der Bundesrechnungshof hat — bei voller Würdi- 
gung der sich daraus ergebenden Schwierigkeiten ' — 
gefordert, im Interesse einer wirtschaftlichen Ver- 
wendung der Haushaltsmittel die Unterkunftsge- 
bäude soweit wie möglich nur entsprechend dem 
personellen Aufbau auszustatten. Er hat beanstan- 
det, daß den Warnämtern gegen Ende des Rech- 
nungsjahres noch verfügbare Haushaltsmittel zur 
Verwendung bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 
zur Verfügung gestellt wurden, damit sie nicht ver- 
fielen, und daß daraufhin ein Warnamt die sachliche 
Richtigkeit einer Lieferung bescheinigte und die 
Rechnung bezahlte, obwohl die Geräte noch nicht 
vollständig geliefert worden waren. In einem an- 
deren Fall war Küchengeschirr mehr als zwei Jahre 
nach der Beschaffung noch verpackt. Bettwäsche und 
Handtücher wurden in einem Umfang beschafft, der 
im Verhältnis zu der geringen Zahl der Helfer unan- 
gemessen groß war. 

Das Bundesamt hat seine Maßnahmen mit dem von 
dem Bundesminister angeordneten beschleunigten 
Aufbau des Warndienstes begründet. Im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel sei es gezwungen 
gewesen, alle Maßnahmen zu treffen, die die Ein- 
satzbereitschaft des Warndienstes zum nächstmög- 
lichen Zeitpunkt sicherstellte. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Vorbringen 
nicht als Rechtfertigung für die unwirtschaftliche 
Verwendung der Haushaltsmittel anerkennen kön- 
nen. Auch das Bundesministerium wird aus den bis- 
herigen Schwierigkeiten im personellen Aufbau Fol- 
gerungen für den materiellen Aufbau ziehen müssen. 


Ausgaben des Technischen Hilfswerks 

61 . Das Technische Hilfswerk (THW), im Jahre 
1953 als nicht rechtsfähige Bundesanstalt im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers des Innern errich- 
tet, ist durch Erlaß des Bundesministers vom 5. De- 
zember 1960 in das Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz organisatorisch als Abteilung eingeglie- 
dert worden. Zu seinen wesentlichen Aufgaben ge- 
hört die Leistung technischer Hilfe bei Katastrophen 
und Unglücksfällen größeren Ausmaßes sowie bei 
der Beseitigung von öffentlichen Notständen. Im 
Jahre 1961 wurde ihm bis zu einer gesetzlichen Re- 
gelung die Aufstellung und Ausrüstung von Ein- 
heiten des Schwimmbrückenbaues als zusätzliche 
Aufgabe übertragen. Ferner wirkt es im Auftrag 
des Bundesamts als Hilfsorganisation im Rahmen 
des Zivilschutzes mit und stellt Ausbilder und Hel- 
fer im Luftschutz-Bergungsdienst. Der Bundesanstalt 
sind die Landesbeauftragten der 11 Landesverbände 
nachgeordnet, denen die Ortsbeauftragten in rd. 500 
Ortsverbänden unterstellt sind. Zur Zeit gehören 
dem THW etwa 67 000 freiwillige Helfer an. 


62 , Die Organisation der Dienststellen der Lan- 
desbeauftragten geht auf die Dreiteilung (Technik 
und Ausrüstung; Werbung und Aufklärung; Ver- 
waltung) zurück, wie sie ursprünglich bei der Bun- 
desanstalt bestand. Der Bundesrechnungshof vermag 
die Notwendigkeit einer besonderen Organisations- 
einheit, die sich nur mit Fragen der Werbung und 
Aufklärung befaßt und zumeist als ein Einmann- 
Referat geführt wird, nicht anzuerkennen. Die Zahl 
der Helfer hat sich inzwischen dem vorgesehene Soll 
stark angenähert, so daß die Fachkräfte für Auf- 
klärung und Werbung mit diesen Aufgaben allein 
heute nicht mehr ausgelastet sind. Auch die gerin- 
gen Mittel — die 11 Landesverbände hatten in den 
Rechnungsjahren 1963 und 1964 für Werbemaßnah- 
men auf Landesebene jeweils nur rd. 20 000 DM zur 
Verfügung — lassen ihnen nur einen engen Spiel- 
raum für Maßnahmen auf diesem Gebiet. Der Bun- 
desrechnungshof hat außerdem wegen der Einstu- 
fung vergleichbarer Fachkräfte Bedenken gegen die 
Bewertung der Stellen erhoben und empfohlen, die 
Aufgabengebiete neu festzulegen und — gemessen 
an der Größenordnung der Landesverbände und 
unter Berücksichtigung der Tätigkeitsmerkmale — 
die Stellen neu zu bewerten. Darüber hinaus hat er 
das Bundesamt gebeten, die Organisation daraufhin 
zu überprüfen, ob sie nach den Jahren des Aufbaues 
des THW den heutigen Erfordernissen noch gerecht 
wird. Dabei sollte beachtet werden, daß nicht über- 
all, wo bisher technische Mitarbeiter und Sachbear- 
beiter vorgesehen sind, technische Vorkenntnisse 
erforderlich sind. 

Das Bundesamt hält die Einstufung der Mitarbeiter 
für die Öffentlichkeitsarbeit wegen der ständigen 
Fluktuation der Helfer und im Interesse eines weite- 
ren Ausbaues des THW für angemessen. Im Zusam- 
menhang mit einem neu aufzustellenden Geschäfts- 
verteilungsplan will es prüfen, inwieweit diesen 
Fachkräften zusätzliche Aufgaben übertragen wer- 
den können. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiterverfolgen. 

63 . Zur Unterstützung der ehrenamtlich tätigen 
Ortsbeauftragten sind hauptamtliche Geschäftsfüh- 
rer bestellt. Sie betreuen je nach dem Umfang der 
Aufgaben im Durchschnitt bis zu fünf Ortsverbände. 
Die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeit der haupt- 
amtlichen Geschäftsführer stammen aus dem Jahre 
1957 und sind überholt. Es fehlt an einer klaren 
Aufgabenbeschreibung, so daß Einsatz und Tätigkeit 
der hauptamtlichen Geschäftsführer sehr unter- 
schiedlich sind, überwiegend sollen sie im techni- 
schen Bereich eingesetzt werden. Mancherorts über- 
wiegt jedoch die Verwaltungstätigkeit. Auch die 
Mitwirkung bei der Ausbildung ist uneinheitlich. In- 
zwischen haben einige Landesverbände eigene 
Richtlinien aufgestellt. 

Bei der derzeitigen Aufgabenstellung hält der Bun- 
I desrechnungshof die Einstufung der Geschäftsführer 
teilweise für zu hoch. Er erachtet es für notwendig, 
bei der Einstufung nicht nur von der Helferzahl in 
den zu betreuenden Ortsbereichen auszugehen, son- 
dern auch die den Geschäftsführern obliegenden 
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Aufgaben auf dem Gebiet der Verwaltung und Aus- 
bildung zu berücksichtigen. Zumindest sollte bedacht 
werden, daß von den gemeldeten Helfern durchweg 
nur etwa 60 v. H. als einsatzfähig anzusehen und zu 
betreuen sind. Der Bundesrechnungshof hat gefor- 
dert, daß auch aus Gründen einer besseren Dienst- 
aufsicht die bestehenden Richtlinien nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten überarbeitet und für alle 
Landesverbände für verbindlich erklärt werden. Da- 
bei sollte durch eine stärkere Einschaltung der 
hauptamtlichen Geschäftsführer in die Verwaltungs- 
arbeit zugleich eine spürbare Entlastung der Dienst- 
stellen der Landesbeauftragten erreicht werden. 

Das Bundesamt hat die Herausgabe neuer Richt- 
linien zugesagt. 

64 . Die Erlöse aus Übungseinsätzen und techni- 
schen Hilfeleistungen für Dritte sind uneinheitlich 
behandelt worden. Viele Ortsverbände haben den 
von den Auftraggebern erhaltenen Vorschuß bestim- 
mungswidrig getrennt von ihrem Handvorschuß ge- 
führt. In einem Landesverband ergab die Prüfung 
der Handvorschüsse durch den Landesbeauftragten 
erhebliche Beanstandungen in der Abrechnung über 
die Hilfeleistungen für Dritte, die zum Teil bis heute 
noch nicht behoben worden sind. Auch bei der Be- 
rechnung des Entgelts für technische Hilfeleistungen 
verfahren die einzelnen Landesverbände unter- 
schiedlich. Zum Teil wurden nur die den Helfern 
gewährten Entschädigungen und die entstandenen 
Fahrkosten verlangt, zum Teil wurde auch für den 
Einsatz von Kraftfahrzeugen und Geräten eine Ver- 
gütung berechnet oder ein besonderer Zuschlag für 
die Abnutzung der Geräte erhoben. Da die Hand- 
vorschüsse bei den Ortsverbänden nicht in den vor- 
geschriebeneii Zeitabständen geprüft worden sind, 
konnten zum Teil erhebliche Mängel über lange Zeit 
unbemerkt bleiben. 

Der Bundesrechnungshüf hat verlangt, daß den Lan- 
desbeauftragten einheitliche Weisungen für die 
künftige Abrechnung gegeben und die Handvor- 
schüsse bestimmungsgemäß geprüft werden. Er hat 
ferner gefordert, daß auch das Bundesamt die vorge- 
schriebenen Prüfungen bei den Landesbeauftragten 
durchführt. 

Die Richtlinien für die Abrechnung über die Kosten 
für Einsätze und technische Hilfeleistungen für 
Fremde sind inzwischen ergangen. Das Bundesamt 
hat zugesagt, seine Prüfungen im Rahmen der ge- 
gebenen personellen Möglichkeiten durchzuführen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiter im Auge behalten und auf einen baldigen 
Abschluß der noch nicht erledigten Fälle hinwirken. 

65 . Die Einsatzfähigkeit des THW hängt von dem 
Stand der Ausbildung ab. Alle ihm zugedachten 
Aufgaben einschließlich der freiwilligen Leistungen 
sind ohne eine zielbewußte und umfassende Aus- 
bildung nicht zu lösen. Auch mit Rücksicht auf die 
Höhe der entstehenden Kosten sollte die Ausbildung, 
insbesondere die Grundausbildung, besser über- 
wacht werden. Es fehlte in der Vergangenheit je- 
doch an einheitlichen Richtlinien von zentraler 
Stelle. Beginnend mit der Schulung und Übung an 
den Ausbildungsabenden und bei Übungseinsätzen 


bis zum Abschluß der Grundausbildung beschreiten 
die Landesbeauftragten durchweg eigene Wege. So 
wurden nicht überall AusbildungskontroTkarten 
und Ausbildungsübersichten angelegt, die erkennen 
lassen, welche Spezialausbildung die Helfer erhal- 
ten und welche Lehrgänge sie besucht haben. Ein 
hauptamtlicher Geschäftsführer eines großen Orts- 
verbandes hatte z. B. die Helferkartei über die 
Grundausbildung seit drei Jahren nicht mehr geführt. 
Nur an Hand sogenannter Strichlisten läßt sich in 
diesem Falle unter großem Zeitaufwand noch nach- 
träglich feststellen, in welchem Umfang die einzel- 
nen Helfer ausgebildet worden sind. Die Aufstellung 
der Dienstpläne wurde nicht immer hinreichend 
überwacht. Da die Dienstpläne eine wesentliche Aus- 
bildungsgrundlage darstellen, kommt der sachge- 
rechten Aufstellung besondere Bedeutung zu. Das 
Bundesamt hat erklärt, es habe in den Jahren 1962 
bis 1964 für die Ausbildung in einigen Fachgebieten 
vorläufige Stoffpläne herausgegeben, die in der Pra- 
xis erprobt werden sollten. Erst dann könnten sie 
endgültig festgelegt werden. Einige vorläufige Stoff- 
pläne seien noch in Arbeit. Den Landesbeauftragten 
sei inzwischen aufgegeben worden, einheitliche An- 
wesenheitslisten zu führen. Die Ausbildungs- 
kontrollkarten würden vereinheitlicht, so daß künf- 
tig ein vollständiger Überblick über den Stand der 
Ausbildung gewährleistet sei. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß die 
Maßnahmen für die Ausbildung bereits früher hät- 
ten in Angriff genommen werden sollen, damit die 
Voraussetzungen für eine einheitliche Ausbildung 
geschaffen werden. Er wird die weitere Entwick- 
lung beobachten. 

66. Im Bereich des THW bestehen vier Schulen, 
und zwar in Hoya/Weser, Germersheim/Rhein, 
Moers und Ahrweiler (früher Marienthal). Die Bun- 
desschule Ahrweiler wird in Personalunion mit der 
Zentralen Ausbildungsstätte des Bundes für den 
Luftschutzhilfsdienst (ZAB) verwaltet. Außer für die 
Schule Moers bestehen für alle Schulen einschließ- 
lich der ZAB seit geraumer Zeit Ausbaupläne, deren 
Ausführung noch nicht abgeschlossen ist. Nach der 
Planung sollen künftig in Hoya 120 (statt bisher 
80), in Germersheim 80 (statt bisher 28) und in Ahr- 
weiler einschließlich der ZAB 160 (statt bisher 125) 
Lehrgangsteilnehmer untergebracht werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die bisherige Belegung 
und Ausnutzung der Schulen, den durch den Schul- 
betrieb verursachten Kostenaufwand sowie die Auf- 
gabenstellung und Aufgabenverteilung der einzel- 
nen Schulen untersucht. 

67 . Den Schulen Hoya und Germersheim obliegt 
die Ausbildung im Schwimmbrückenbau. Die Schule 
Hoya, die ihren Schulbetrieb im Jahre 1959 aufge- 
nommen hat, soll die gesamte Grundausbildung und 
die Ausbildung am leichten Holzponton-Schwimm- 
brückengerät vermitteln, Führer und Unterführer 
ausbilden sowie Lehrgänge für die Bedienung von 
Außenbordmotoren durchführen. In der Schule Ger- 
mersheim wurde zunächst ein Vorbereitungsstab 
eingerichtet, dem in erster Linie die Weiterbildung 
der Unterführer und Motorbootfahrer im Fahren auf 
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schnellströmenden Gewässern obliegt; außerdem 
sollen hier in geringem Umfang Grund- und Wieder- 
holungslehrgänge durchgeführt werden. 

An beiden Schulen sind die Lehrgänge nicht immer 
hinreichend aufeinander abgestimmt und gegenein- 
ander abgegrenzt worden. Im Interesse einer spar- 
samen Verwendung der Bundesmittel hätte es nahe- 
gelegen, die Teilnehmer an Wiederholungslehrgän- 
gen aus dem süddeutschen Raum an die Schule Ger- 
mersheim zu verweisen, so daß unnötig hohe Reise- 
kosten für die Entsendung von Helfern an die Schule 
Hoya vermieden worden wären. Zwei Landesver- 
bände aus dem süddeutschen Raum haben allein im 
Rechnungsjahr 1964 240 Teilnehmer zu Lehrgängen 
an die Schule Hoya entsandt. 

Das Bundesamt hat entsprechende Maßnahmen zu- 
gesagt. 

68. In der Bundesschule Ahrweiler werden die Hel- 
fer auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes, des 
Behelfsbrückenbaues und des Sprengdienstes ausge- 
bildet; ferner sieht der Stoffplan die Ausbildung 
von Schirrmeistern und Gerätewarten sowie von 
ehrenamtlichen und hauptamtlichen Führungskräften 
vor. Der Lehrbetrieb wurde im Jahre 1953 aufge- 
nommen. Die Schule Moers betreibt die maschinen- 
technische Ausbildung auf dem Gebiet der Gas- und 
Wasserversorgung, der Abwässer (Rohrnetz • — • 
Kanalisation) sowie der Instandsetzung der elektri- 
schen Versorgungsleitungen. Ursprünglich bestand 
für diesen Zweck eine Schule in Kiel, die im Jahre 
1959 aufgegeben wurde. Eine Zusammenlegung mit 
der Schule Marienthal scheiterte damals an der 
Unterbringungsfrage. 

Nachdem inzwischen die Bundesschule in Verbin- 
dung mit der ZAB von Marienthal mit erheblichem 
Kostenaufwand nach Ahrweiler verlegt worden ist, 
wo sie über ausreichende Unterkunfts- und Unter- 
richtsräume verfügt, hat der Bundesrechnungshof 
dem Bundesamt vorgeschlagcn, aus Gründen der 
Kostenersparnis und im Interesse einer Zusammen- 
fassung des gesamten Lehrstoffes die technische 
Ausbildung von der Bundesschule mit übernehmen 
zu lassen und die Schule Moers aufzugeben. Auch 
bei der späteren endgültigen Unterbringung der 
Bundesschule und der ZAB in Godenelter lassen 
sich nach Ansicht des Bundesrechnungshofes alle 
Voraussetzungen für eine Zusammenlegung schaf- 
fen, durch die die persönlichen, sächlichen und all- 
gemeinen Ausgaben erheblich gesenkt werden 
könnten. 

Das Bundesamt will die Möglichkeit einer Zusam- 
menlegung der Bundesschule Ahrweiler und der 
Schule Moers prüfen; es ist hierfür jedoch auch ein 
Ort im norddeutschen Raum in Aussicht genommen. 
Gegen dieses Vorhaben hat der Bundesrechnungshof 
Bedenken, weil es nach den bisherigen Erfahrungen 
fraglich erscheint, ob nach Abzug der Bundesschule 
von Ahrweiler die dort vorhandenen Anlagen und 
Einrichtungen durch die ZAB allein noch voll aus- 
genutzt werden können. In den Rechnungsjahren 
1963 und 1964 besuchten rd. 1000 und 1100 Helfer 
die Bundcsschule und nur rd. 180 und 270 Helfer des 
Luftschutzhilfsdienstes die ZAB. Gegen eine Ver- 


I legung in den norddeutschen Raum spricht außer- 
dem die ungünstige geographische Lage, die für die 
Helfer aus dem süddeutschen Raum zusätzliche Rei- 
sekosten mit sich bringen würde. Außerdem dürfte 
es kaum zu erreichen sein, das Personal der Bundes- 
schule Ahrweiler für eine Verwendung im norddeut- 
schen Raum zu gewinnen. 

69 . Die Beschickung der Lehrgänge ist in den Rech- 
nungsjahren 1963 und 1964 hinter den Planungen 
zurückgeblieben. Hin und wieder mußten Lehrgänge 
ausfallen, weil die Landesverbände ihre Zusage auf 
Entsendung gemeldeter Helfer nicht eingehalten ha- 
ben. Zu Führer- und Unterführer- oder anderen Fort- 
geschrittenen-Lehrgängen wurden Helfer entsandt, 
die nicht die Voraussetzungen erfüllten und deshalb 
in die für sie passenden Lehrgänge umdirigiert wer- 
den mußten. Mehrfach haben Landesverbände Teil- 
nehmer entsandt, die nicht über die erforderliche 
Vorbildung verfügten, so daß das Ziel der Ausbil- 
dung nicht erreicht wurde. Der Lehrbetrieb an der 
Schule Hoya und an der Schule Germersheim mußte 
in den Wintermonaten aus Witterungsgründen we- 

I sentlich eingeschränkt werden. 

I Das Bundesamt führt die unzulängliche Beschickung 
I der Lehrgänge darauf zurück, daß die Helfer des 
I THW nicht zur Teilnahme an den Lehrgängen ge- 
zwungen werden können. Es habe die Landesver- 
bände wiederholt angewiesen, ihre Teilnehmer- 
quoten unter Berücksichtigung der ausbildungsmäßi- 
gen Voraussetzungen einzuhalten. Die Teilnehmer- 
zahlen würden immer unter dem Soll liegen, solange 
die Heranziehung von Dienstpflichtigen noch nicht 
möglich sei. Die Bereitschaft der freiwilligen Helfer 
zur Teilnahme an Winterlehrgängen sei besonders 
gering. Selbst wenn die Witterungsverhältnisse die 
Durchführung von Lehrgängen auf dem Wasser im 
Winter gestatten würden, wäre sie wegen der ge- 
ringen Teilnehmerzahlen wirtschaftlich nicht vertret- 
bar. 

Der Bundesrechnungshof wird die Beschickung der 
Schulen weiter beobachten. 

70 . Der durch den Schulbesuch verursachte Kosten- 
aufwand hat im Rechnungsjahr 1964 in Hoya 1040 
DM, in Germersheim 1940 DM, in Moers 750 DM 
und in Marienthal (jetzt Ahrweiler) — einschließ- 
lich der ZAB — 950 DM je Lehrgangsteilnehmer be- 
tragen. 

Der Bundesrechnungshof hat den hohen und unter- 
schiedlichen Kostenaufwand zum Anlaß genommen 
— unabhängig von seinem Vorschlag auf Zusam- 
■ menlegung der Schule Moers mit der Schule Ahr- 
j Weiler — , eine bessere Ausnutzung aller Schulen 
: zu fordern, und empfohlen, die Kostenentwicklung 
weiter zu beobachten. 

Das Bundesamt macht geltend, daß die Schulen sich 
noch im Aufbau befänden und bei dem freiwilligen 
Einsatz der Helfer auch in Zukunft eine volle Be- 
legung nicht gewährleistet sei. Es will aber der 
Anregung des Bundesrechnungshofes folgen und 
künftig Jahresübersichten über die Ausbildungs- 
kosten bei den einzelnen Schulen aufstellen und 
auswerten. 
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Aufwendungen des Bundesluftschutzverbandes 

(Titel 602) 

71 . über die Ergebnisse der Rechnungsprüfung der 
Ausgaben des Bundesluftschutzverbandes ist zuletzt 
in der Denkschrift vom 30. Oktober 1962 berichtet 
worden. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen 
weiteren Prüfungen sein besonderes Augenmerk 
auf den wirtschaftlichen Einsatz der Mittel gerich- 
tet. Sie betrugen im Rechnungsjahr 1963 rd. 24 Mio 
DM und im Rechnungsjahr 1964 rd. 29,6 Mio DM. 

72 . Für den weiteren Aufbau der Verwaltungs- 
organisation des Bundesluftschutzverbandes wurden 
im Rechnungsjahr 1963 61, im Rechnungsjahr 1964 
70 und im Rechnungsjahr 1965 743 neue Stellen be- 
willigt; sie sind aber bei weitem nicht alle besetzt. 
Das ist darauf zurückzuführen, daß geeignete Kräfte 
nicht in der vorgesehenen Zahl gewonnen werden 
konnten, die Besetzung von Stellen durch hauptamt- 
liche Kräfte in dem geplanten Umfang zunächst 
auch nicht notwendig erschien und die Bundeshaupt- 
stelle wegen • fehlender Mittel eine Einstellungs- 
sperre verfügt hatte. So waren im Bereich einer 
Landesstelle zu Beginn des Jahres 1966 von 521 
Stellen nur 349 besetzt. Von den 172 unbesetzten 
Stellen hatte die Bundeshauptstelle 43 für sich und 
andere Landesstellen in Anspruch genommen. Auch 
in anderen Landesbereichen ist es zu erheblichen 
Stellenverlagerungen, und zwar innerhalb der Orts-, 
Kreis-, Bezirks- und Landesstellen gekommen. Häu- 
fig wurden Stellen nachgeordneter Dienststellen zur 
Landesstelle abgezogen, da die dort vorgesehenen 
Stellen nicht ausreichten. Es wurden auch Stellen 
von einer Landesstelle zu einer anderen verlegt. Der 
Organisations- und Stellenplan entspricht somit nicht 
dem tatsächlichen Personalbedarf; außerdem ist er 
unübersichtlich geworden. 

Der Bundesrechnungshof hat gebeten, den Plan den 
tatsächlichen Bedürfnissen anzupassen und zu be- 
richtigen; er hat angeregt, die verlagerten Stellen 
endgültig dort auszubringen, wo sie in Anspruch 
genommen werden. 

Der Bundesluftschutzverband glaubt dieser An- 
regung nicht folgen zu können. Er vertritt die Auf- 
fassung, daß er den ihm gestellten Auftrag nur er- 
füllen könne, wenn die für den nachgeordneten Be- 
reich genehmigten Stellen dort verfügbar bleiben. 
Die in der Zwischenzeit gewonnenen Erfahrungen 
und die Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
will er verwerten, sobald die Haushaltssituation 
eine endgültige Regelung zuläßt. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei- 
terverfolgen. 

73 . Bei den Landesstellen sind Hauptsachgebiete 
eingerichtet, deren Aufgaben denen der Referate 
der Bundeshauptstelle entsprechen. Den Hauptsach- 
gebietsleitern sind oft nur wenige Bedienstete bei- 
gegeben. Unabhängig von der Größe der Landesstel- 
len sind die Dienstposten für die Hauptsachgebiets- 
leiter gleich bewertet. Zwei von sieben Hauptsach- 
gebieten werden jeweils von ehrenamtlichen Mit- 
arbeitern betreut. 


Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, bei der Be- 
setzung oder Wiederbesetzung dieser Stellen ver- 
wandte Hauptsachgebiete unter einem Leiter zusam- 
menzufassen und nur für den Bereich der Verwal- 
tung und Finanzen sowie allenfalls für den der Per- 
sonalangelegenheiten Beamtenstellen vorzusehen. 
Er hat ferner darauf hingewiesen, daß der Landes- 
stellenleiter im Falle seiner Abwesenheit von einem 
Hauptsachgebietsleiter vertreten werden kann und 
daß es einer Stelle für einen ständigen Vertreter 
nicht bedarf. 

Der Bundesluftschutzverband hat eingewendet, daß 
die Verzögerung der Verabschiedung der Zivil- 
schutzgesetze und die Kürzung der Haushaltsmittel 
seine Arbeit erschwerten und daß der derzeitige 
Arbeitsanfall kein Maßstab zur Beurteilung der Exi- 
stenzberechtigung einzelner Hauptsachgebiete sein 
könne. Ein Hauptsachgebietsleiter könne nicht zu- 
gleich ständiger Vertreter des Landesstellenleiters 
sein. 

Der Bundesrechnungshof vermag, auch im Hinblick 
auf die Regelung bei vergleichbaren Dienststellen, 
diese Auffassung nicht zu teilen. 

74 . Zwischen den Landesstellen und den Orts- und 
Kreisstellen stehen Bezirksstellen, denen ein haupt- 
amtlicher Leiter, unterstützt von einer Schreibkraft, 
vorsteht. Der Bezirksstellenleiter ist überwiegend im 
Außendienst tätig; er soll sich vor allem der Arbeit 
der ehrenamtlich tätigen Orts- und Kreisstellenleiter 
annehmen, neue Führungskräfte gewinnen und den 
Ausbildungsstand überwachen. 

Die vielseitigen Aufgaben lassen es geboten er- 
scheinen, die Bezirksstellenleiter mit Richtlinien zu 
versehen, die ihr Aufgabengebiet beschreiben und 
abgrenzen. Der Bundesrechnungshof hat daher vor- 
geschlagen, daß die Bundeshaiiptstelle die Dienst- 
anweisung für die Bezirksstellenleiter überarbeitet 
und darin festiegt, weiche Aufgaben ihnen — auch 
zur Entlastung der Landesstellen — zufallen. Da die 
überwiegende Inspektionstätigkeit der Bezirksstel- 
lenleiter nicht dazu führen darf, ihre Dienststellen 
mit einem größeren Verwaltungsapparat auszustat- 
ten, hat er geraten, von der beabsichtigten Einstel- 
lung eines weiteren Mitarbeiters für jede der 33 
Bezirksstellen abzusehen und statt dessen zur Un- 
terstützung der Bezirksstellenleiter erforderlichen- 
falls auf die Leiter der am Ort befindlichen nach- 
geordneten Kreis- und Ortsstellen oder auf be- 
währte ehrenamtliche Mitarbeiter unter Gewährung 
einer Aufwandsentschädigung zurückzugreifen, wie 
es bereits in einigen Fällen geschieht. Eine solche 
Regelung hätte den Vorzug, daß sie billiger wäre 
und gleichwohl den Erfordernissen Rechnung trüge. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner Sitzung vom 29. Juni 1966 (Protokoll 
Nr. 29) anläßlich der Beratung des Bundeshaushalts- 
plans 1966 beschlossen, statt der beantragten 33 
neuen Stellen der Vergütungsgruppe VI b BAT für 
Hilfssachbearbeiter 20 für Bezirksstellen in länd- 
lichen Regierungsbezirken zu bewilligen. 

75 . Der Bundesluftschutzverband hat sich eine 
Dienstvorschrift für die Ausbildung im Selbstschutz 
gegeben. Darin ist festgelegt, welche Ausbildungs- 
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Vorhaben die örtlichen Ausbildungsstätten und fahr- 
baren S(±iulen, die Landesschulen und die Bundes- 
schule durchzuführen haben. Entgegen dieser Vor- 
schrift sind in Ermangelung von geeigneten Übungs- 
anlagen auf Ortsebene durchzuführende Lehrgänge 
auf den weiterbildenden Landesschulen abgehalten 
worden. Das hatte vermeidbare Mehrausgaben durch 
zusätzliche Reisekosten und die Gewährung von 
amtlicher Unterkunft und Verpflegung zur Folge. 
Lehrgänge, die in den Landessdiulen durchzuführen 
waren, mußten zum Teil als Außenlehrgänge abge- 
halten werden, weil die Schulen durch Lehrgänge 
beansprucht wurden, für die sie nicht bestimmt 
waren. Die Außenlehrgänge verursachen aber we- 
gen der Unterbringung und Verpflegung der Lehr- 
gangsteilnehmer in Hotels erhebliche Mehrkosten. 

Im übrigen ließ selbst bei dieser von der Ausbil- 
dungsvorschrift abweichenden Ausbildung der Be- 
such der Schulungseinrichtungen zeitweilig zu wün- 
schen übrig. In der Bundesschule haben die Landes- 
stellen die ihnen in den Rechnungsjahren 1963 und 
1964 zur Verfügung gestellten Plätze nicht ausge- 
nutzt. Von den Teilnehmern an den Fachlehrgängen 
Selbstschutzführung II und Zugführer II im Rech- 
nungsjahr 1963 gehörte fast ein Drittel der Funk- 
tion nach nicht in diese Lehrgänge, ein Teil erfüllte 
nach ihrem Ausbildungsgang nicht die Vorausset- 
zungen für eine Teilnahme. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundeshauptstelle 
aufgefordert, der Beschickung der Schulen und der 
Auswahl der Teilnehmer ihr besonderes Augenmerk 
zu widmen und zur Kostenersparnis sicherzusteilen, 
daß grundsätzlich Außenlehrgänge nicht mehr durch- 
geführt und auf Ortsebene abzuhaltende Ausbil- 
dungsvorhaben nicht an die Landesschulen verlegt 
werden. Es möge geprüft werden, ob es auf die 
Dauer gesehen wirtschaftlicher wäre, statt teuere 
Außeniehrgänge abzuhalten, Übungsanlagen auf 
örtlicher Ebene einzurichten. 

Der Bundesluftschutzverband hat entgegnet, die 
Verlagerung von Lehrgängen von der Ortsebene 
in die Landesschulen und die Durchführung von 
Außenlehrgängen sei notwendig gewesen, damit der 
ihm erteilte Auftrag erfüllt werden konnte. Die 
Durchführung örtlicher Lehrgänge sei zum Teil ge- 
scheitert, weil die personellen und sachlichen Vor- 
aussetzungen noch nicht gegeben waren. Er teile 
die Auffassung, daß Außenlehrgänge abgebaut und 
dafür örtliche Übungseinrichtungen geschaffen wer- 
den sollten. Er habe die Landesstellen angewiesen, 
keine Außenlehrgänge mehr durchzuführen. Künftig 
werde er etwaigen Anträgen nur in besonders be- 
gründeten Ausnahmefällen und nur dann stattgeben, 
wenn die Landesschulen selbst in der gleichen Zeit 
voll ausgelastet seien. Im übrigen habe er Unter- 
suchungen über die Auslastung der Landesschulen 
eingeleitet; sie würden in absehbarer Zeit abge- 
schlossen sein. Maßgebend für die künftige Be- 
schickung sei der neu festgelegte Ausbildungs- 
gang für die Ausbildungskräfte des Bundesluft- 
schutzverbandes und für die Selbstschutzpflichtigen 
mit besonderen Aufgaben. An der entsprechenden 
Dienstvorschrift werde gearbeitet. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei- 
ter beobachten. 


76 , , Eine vom Bundesluftschutzverband Ende 1963 
im Hinblick auf das kommende Selbstschutzgesetz 
angeordnete Überprüfung ergab, daß die Zahl der 
aktiven Helfer allgemein hinter der der gemeldeten 
Helfer zurückblieb. Das Hinausschieben der Zivil- 
schutzgesetze führte mancherorts zu einer Resigna- 
tion bei den Helfern, die den weiteren Aufbau ver- 
zögerte. Die Zahl der Helfer und der Umfang der 
Ausbildungstätigkeit rnögen einen gewissen Anhalt 
für den Erfolg der Arbeit des Bundesluftschutzver- 
bandes bieten, sofern Zahlen zum Vergleich über- 
haupt geeignet sind. Nachstehende Beispiele deuten 
indessen an, daß von einem Erfolg schwerlich die 
Rede sein kann. 

In einer Großstadt mit rd. 200 000 Einwohnern ist 
die Zahl der Helfer innerhalb von 2 Jahren von 
64 nur auf 77, in einer anderen Großstadt mit über 
600 000 Einwohnern in der gleichen Zeit von 548 auf 
622 angestiegen. In dem zweitgrößten Bezirk der 
Bundesrepublik mit rd. 3,7 Mio Einwohnern und 
jährlichen Gesamtkosten von rd. 1,4 Mio DM konn- 
ten im Laufe von 2 Jahren nur 94 Helfer hinzuge- 
wonnen werden. Damit waren nur etwa 22 v. H. des 
Solls erreicht. 

Die Ortsstelle einer Großstadt mit rd. 194 000 Ein- 
wohnern hat im Laufe von 2 Jahren 72 Ausbildungs- 
veranstaltungen mit 1433 Teilnehmern und einem 
Aufwand von rd. 85 000 DM oder rd. 59 DM je Teil- 
nehmer durchgeführt. Im Bereich der erwähnten Be- 
zirkssteile wurden in einem Jahr 627 Ausbildungs- 
veranstaltungen mit 10 353 Teilnehmern und einem 
Kostenaufwand von rd. 135 DM je Teilnehmer 
durchgeführt. Der Aufwand war damit mehr als 
doppelt so hoch wie bei der Ortsstelle. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesluftschutz- 
verband zur Stellungnahme darüber aufgefordert, 
ob in anderen Bezirksstelienbereichen ähnliche Ver- 
hältnisse bestehen und in welcher Weise überhöhten 
Aufwendungen begegnet werden kann. Der Bundes- 
luftschutzverband hat ausgeführt, schon der Bereich 
einer Ortsstelle sei von dem einer Bezirksstelie 
zu verschieden, als daß sie miteinander verglichen 
werden könnten. In einer Bezirksstelle verteile sich 
die Arbeit auf eine große Zahl kleiner und kleinster 
Gemeinden; in geschlossenen Stadtkreisen sei das 
nicht der Fall. Bei der Untersuchung über die Zahl 
der Helfer müsse die ständige Fluktuation berück- 
sichtigt werden. Im übrigen sei der unzulängliche 
Zugang auf das geringe Interesse der Bevölkerung 
zurückzuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesluftschutz- 
verband, der bisher nicht alle Bezirkssteilen in 
seine Erhebungen einbezogen hat, aufgegeben, die 
fehlenden Vergieichszahlen noch zu ermitteln, damit 
die Angelegenheit abschließend beurteilt werden 
kann. 

77 , Die ehrenamtlichen Mitarbeiter erhalten eine 
Aufwandsentschädigung, deren Höhe sich nach Art 
und Umfang der Tätigkeit richten soll. Die Landes- 
stellen haben die hierüber bestehenden Vorschriften 
nicht immer beachtet. So wurden Aufwandsentschä- 
digungen rückwirkend bewilligt, die im sogenannten 
Stellenplan über Aufwandsentschädigungen (AE- 
Stellenplan) festgesetzten Höchstsätze häufig über- 
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schritten und Aufwandsentschädigungen ohne An- 
trag gezahlt. Auch wurde der AE-Stellenplan 1964 
bereits im Rechnungsjahr 1963 angewendet. 

Der Bundesrechnungshof hat dies beanstandet und 
darauf hingewiesen, daß die am 1. August 1961 er- 
lassene „Verwaltungsanweisung über die pauschale 
Abfindung des Mehraufwandes für ehrenamtliche 
Mitarbeiter des Bundesluftschutzverbandes" klarer 
gefaßt und den neuen Erfordernissen angepaßt wer- 
den solle, damit Zweifel, die in der Vergangenheit 
häufig Anlaß zu Fehlentscheidungen gaben, nicht 
mehr auftreten können. 

Der Bundesluftschutzverband hat dem Bundes- 
minister des Innern den Entwurf einer neuen Ver- 
waltungsanweisung zur Genehmigung vorgelegt. 
Die Genehmigung steht noch aus. 

78. Die Dienststellen des Bundesluftschutzverban- 
des verfügen über Handvorschüsse, aus denen sie 
kleinere Ausgaben bestreiten können. Daneben er- 
halten sie für die Durchführung von Ausbildungs- 
und Werbeveranstaltungen Sondervorschüsse, über 
die Handvorschüsse ist nach Bedarf, mindestens aber 
monatlich, über die Sondervorschüsse unmittelbar 
nach Beendigung der jeweiligen Veranstaltung 
abzurechnen. Das ist häufig unterblieben. Dadurch, 
daß die Landesstellen und deren Beauftragte die 
Hand- und Sondervorschüsse nicht oder nur unzu- 
länglich geprüft haben, ist es den Dienststellen 
leicht gemacht worden, sich über die bestehenden 
Vorschriften hinwegzusetzen. So hat eine Landes- 
stelle im Rechnungsjahr 1964 nur 49 von 173, eine 
andere nur 18 von 69 Prüfungen durchgeführt. In 
einigen Fällen sind Veruntreuungen vorgekommen. 
Der Bundesrechnungshof hat die rechtzeitige Ab- 
rechnung über die Vorschüsse und deren bestim- 
mungsgemäße Prüfung gefordert. 

Der Bundesluftschutzverband hat dies für die Zu- 
kunft zugesagt. 

79. Der Bundesluftschutzverband hat die Aufgabe, 
aus freiwilligen Helfern Selbstschutzzüge aufzustel- 
len und auszubilden. Das ist bisher nur in geringem 
Umfang gelungen. In einer Großstadt mit über 
200 000 Einwohnern waren Anfang 1965 von 42 auf- 
zustellenden Zügen nur 2 mit der erforderlichen 
Zahl an Helfern ausgestattet. In einer anderen 
Großstadt mit über 1 Mio Einwohnern waren nur 
83 Helfer vorhanden, obwohl für 250 Züge 4750 
Helfer benötigt werden. 

Obgleich vielerorts die Zahl der Helfer weit hinter 
dem Soll zurückbleibt, ist die Ausrüstung für eine 
größere Zahl von Zügen vorhanden, für die auch in 
absehbarer Zeit kaum Helfer zu gewinnen sein wer- 
den. Die überzähligen Ausrüstungen müssen mit 
zusätzlichem Kostenaufwand auf Lager genommen 
und in Anbetracht des hohen Beschaffungswertes 
sorgfältig gewartet werden. 

Der Bundesrechnungshof hat darum ersucht, die 
Zuweisung der Ausrüstung mehr als bisher dem 
Zugang an Helfern anzupassen und von weiteren 
Zuweisungen solange abzusehen, bis die personelle 
Besetzung der Züge und die räumliche Unterbrin- 


gung der Ausrüstung, die vielerorts auf Schwierig- 
keiten stößt, gesichert sind. 

Der Bundesluftschutzverband hat erklärt, es bestehe 
Übereinstimmung mit dem Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz, daß, solange das Selbstschutz- 
gesetz noch ausstehe, in erster Linie die Orte mit 
Selbstschutzzügen ausgestattet werden sollten, in 
denen die personellen Voraussetzungen vorliegen 
und die Unterbringung der Ausrüstung gesichert ist. 
Soweit diese Voraussetzungen zur Zeit nicht vorlie- 
gen, sollen die Ausrüstungen in Gemeinden mit 
günstigeren Verhältnissen verwendet werden. Im 
übrigen würden von 1966 an keine weiteren Selbst- 
schutz-Zugausrüstungen mehr zugewiesen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei- 
ter beobachten. 


Maßnahmen der zivilen Verteidigung (Einzelplan 
36) im Aufgabenbereich des Bundesministers des 
Innern 

(Kapitel 36 04 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1965) 

Bescbaffungswesen 

80. Für die Beschaffung, Verwaltung und Verwen- 
dung von Kraftfahrzeugen, Geräten und sonstigen 
Gegenständen, mit denen der Luftschutzhilfsdienst 
auszurüsten ist, hat der Bundesminister im Mai 
1960 eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift erlas- 
sen. Danach sollen sich Art und Umfang der Beschaf- 
fungen nach den Stärke- und Ausrüstungsnachwei- 
sungen für die einzelnen Fachdienste des Luftschutz- 
hilfsdienstes und nach den besonderen Weisungen 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
richten. Die Beschaffung der Ausrüstung obliegt der 
Beschaffungsstelle des Bundesministers des Innern, 
soweit sie nicht von den Ländern und Gemeinden 
selbst vorgenommen wird. Für die Beschaffung, Ver- 
waltung und Verwendung der Ausrüstung der 
Selbstschutzzüge, deren Organisation und Ausbil- 
dung dem Bundesluftschutzverband übertragen ist, 
gilt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift entspre- 
chend. Arzneimittel im Rahmen der Arzneimittel- 
bevorratung und der Ausrüstung für den Warn- 
und Alarmdienst werden ebenfalls von der Beschaf- 
fungsstelle beschafft. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß es teil- 
weise an der erforderlichen Zusammenarbeit zwi- 
schen Bundesamt und Beschaffungsstelle gefehlt und 
deshalb der reibungslose und termingerechte Ablauf 
der Beschaffungsvorgänge gelitten hat. 

Der Bundesminister hat eine Organisations- und 
Geschäftsprüfung vorgenommen und das Beschaf- 
fungswesen neu geregelt. Zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen Bundesamt und Beschaf- 
fungsstelle hat er regelmäßige Besprechungen vor- 
gesehen. Dadurch soll den in der Vergangenheit 
aufgetretenen Schwierigkeiten begegnet werden. 

81. Bei der Auftragsvergabe ist zwischen Aufträ- 
gen zu unterscheiden, die voraussichtlich binnen 
einer im voraus festzulegenden Frist — möglichst in 
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demselben Rechnungsjahr — abgewickclt werden 
können, und solchen, bei denen von vornherein fest- 
steht, daß mit einer längeren Lieferfrist gerechnet 
werden muß. Danach richtet sich die Bereitstellung 
und die Inanspruchnahme der Haushaltsmittel. Hand 
in Hand hiermit geht die Frage, ob die Letztempfän- 
ger zu den vereinbarten Lieferterminen abnahme- 
bereit sind, da sonst der zügige Ablauf des Auftrags 
in Frage gestellt ist. Das Bundesamt hat der Be- 
schaffungsstelle jedoch wiederholt erst mit z. T. er- 
heblicher Verspätung die Versandanschriften be- 
kanntgegeben, weil es sich nicht rechtzeitig Gewiß- 
heit über die Abnahmebereitschaft der Letztempfän- 
ger verschafft hatte. Die geprüften Stellen haben 
mitgeteilt, daß auf Grund einer langfristigen Be- 
schaffungsplanung nunmehr die Abnahmebereit- 
schaft der Letztempfänger im wesentlichen sicherge- 
slellt sei. Der Bundesrechnungshof wird die Ent- 
wicklung weiter beobachten. 

82 . Die unzulängliche Abstimmung zwischen dem 
Bundesamt und der Besdiaffungsstelle ist besonders 
in den Fällen zutage getreten, in denen das Bun- 
desamt die Anweisung über Anschlußaufträge an 
bereits ausgeführte Aufträge oder über Ergänzungs- 
aufträge nicht rechtzeitig erteilt hat. So ließ die 
Anweisung für die Beschaffung von Kraftfahrzeugen 
noch auf sich warten, obwohl die Ausrüstung zur 
Bestückung der Fahrzeuge bereits geliefert worden 
war. Umgekehrt mußten Kraftfahrzeuge auf Lager 
genommen werden, weil ihre Ausrüstung noch 
fehlte. Dadurch wurde der verhältnismäßig geringe 
Lagerraum der Beschaffungsstelle blockiert und un- 
nötiger Personal- und Sachaufwand verursacht. 

Das Bundesamt hat zugesagt, es werde sich im Be- 
nehmen mit der Beschaffungsstelle bemühen, die 
Mängel künftig zu vermeiden. 

83 . Mit einer gewissen Regelmäßigkeit haben sich 
bei der Beschaffungsstelle gegen Schluß des Rech- 
nungsjahres kurzfristig erteilte Beschaffungsanwei- 
sungen des Bundesamtes gehäuft. Die Beschaffungs- 
stelle konnte sie nur unter Zeitdruck ausführen. 
Solche Stoßgeschäfte überfordern das Personal und 
führen zwangsläufig zu einer überhasteten Vergabe. 
Offensichtlich sollte das Verfahren dazu dienen, die 
verfügbaren Haushaltsmittel soweit wie möglich 
auszuschöpfen, gleichgültig, ob die Ware abgenom- 
men werden konnte oder ob sie von den Lieferfir- 
men in Verwahrung genommen werden mußte. Mit- 
bestimmend für übereilte Beschaffungsmaßnahmen 
im Rechnungsjahr 1964 dürfte eine Vv^eisung des 
Bundesministers an das Bundesamt vom 21. Juli 
1964 gewesen sein. Darin heißt es, das Bundesamt 
habe die Anordnungen zur Beschaffung von Aus- 
rüstungsgegenständen des Luftschutzhilfsdienstes zu 
einem erheblichen Teil nicht befolgt. Für insgesamt 
rd. 133 Mio DM seien noch keine Beschaffungs- 
anträge gestellt worden. Zudem werde von den der 
Beschaffungsstelle vorliegenden Beschaffungsanwei- 
sungen im Werte von 80,5 Mio DM im Rechnungs- 
jahr 1964 nur etwa die Hälfte kassenmäßig abge- 
wickclt werden können, so daß bei Kapitel 36 04 
Titel 950 ein Ausgaberest von rd. 40 Mio DM „vor- 
aussehbar" sei. Er, der Bundesminister, sei nicht be- 


reit, diese Entwicklung hinzunehmen, u. a. auch des- 
wegen, weil § 6 des Haushaltsgesetzes 1964 und 
Nr. 19 des Haushaltsführungserlasses 1964 zu einer 
restlosen Verausgabung der laufenden Beschaffungs- 
mittel zwängen, wenn nicht wesentliche Verzöge- 
rungen in der Abwicklung der Beschaffungspro- 
gramme und andere vom Standpunkt seines Ressorts 
unerwünschte Begleiterscheinungen (u. a. Kürzung 
der Haushaltsmittel) eintreten sollten. ^). Das Bun- 
desamt solle prüfen, welche Beschaffungsanweisun- 
gen im Rechnungsjahr 1964 nicht mehr abgewickelt 
werden könnten; dafür solle es neue Beschaffungs- 
anträge über Artikel vorlegen, die mit Sicherheit 
noch in diesem Rechnungsjahr geliefert und bezahlt 
werden könnten. Ferner solle es unter voller Aus- 
schöpfung der erteilten Bindungsermächtigungen bis 
einschließlich Rechnungsjahr 1968 Beschaffungsan- 
träge bis zum 1. Oktober 1964 vorlegen. 

84 . Das Bundesamt hat ausgeführt, die in der Ver- 
gangenheit wiederholt gegen Ende des Rechnungs- 
jahres aufgetretene Häufung kurzfristig durchzufüh- 
render Beschaffungen sei im wesentlichen dadurch 
bedingt gewesen, daß die Weisungen des Bundes- 
ministers nicht rechtzeitig zu Beginn des Rechnungs- 
jahres, in dem die Beschaffung durchgeführt wer- 
den sollte, Vorgelegen hätten und sich vielfach gegen 
Ende des Rechnungsjahres ergeben habe, daß Auf- 
tragnehmer die Lieferaufträge nicht oder nur zum 
Teil hätten erfüllen können. Deshalb habe auf an- 
dere Ausrüstungsgegenstände ausgewichen werden 
müssen. Es hat zugesagt, die Beschaffungsmaßnah- 
men in enger Fühlungnahme mit der Beschaffungs- 
stelle so zu planen, daß die in der Vergangenheit 
festgestelltcn Mängel nicht mehr auftreten. 

85 . Die Beschaffungsstelle ist zwar den kurzfristig 
erteilten Beschaffungsanweisungen des Bundesamtes 
nachgekommen, hat aber, da die Rechnungen noch 
zu Lasten des laufenden Rechnungsjahres bezahlt 
werden sollten, in vielen Fällen Aufträge mit so 
frühen Lieferterminen erteilt, daß sie mit den Liefer- 
firmen Ubereignungs- und Verwahrungsverträge 
abschließen mußte, weil das Bundesamt die Ver- 
sandanschriften nicht rechtzeitig mitgeteilt hatte. In 
einigen Fällen wurde bereits bei der Auftragsver- 
gabe mit den Auftragnehmern die kostenlose Lage- 
rung bis zur Bekanntgabe der Versandanschriften 
vereinbart. Auf diese Weise sind, abgesehen von 
der verwaltungsmäßigen Erschwernis bei der Ab- 
wicklung der Aufträge, Haushaltsmittel vorzeitig in 
Anspruch genommen worden. 

86 . In anderen Fällen sind Geräte und Material 
nicht auf direkten Wegen an die Letztempfänger 
ausgeliefert, sondern zunächst in eigenen Lagern ■ — 
zum Teil über Jahre — gelagert worden, weil die 
Versandanschriften noch nicht mitgeteilt waren. Es 
handelte sich überwiegend um Beschaffungen, die 


h Austührungen solcher Art zeigen zugleich folgendes: 
Bei übertragbaren Haushaltsansätzen sollten die Fach- 
ressorts damit rechnen können, daß die Mittel im 
nächsten Rechnungsjahr zur Verfügung stehen, damit 
sie ihre Aufgaben sachgcecht durchführen können. 
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vorzeitig eingeleitet worden waren. Auch das hat 
zu einer vorzeitigen Inanspruchnahme der Haus- 
haltsmittel, zu kostenverursachenden Umdispositio- 
nen innerhalb des verfügbaren Lagerraums und zu 
einer Blockierung der Lagerflächen geführt. 

Die Beschaffungsstelle hat schließlich in einigen Fäl- 
len übereignungs- und Verwahrungsver träge zu 
einem Zeitpunkt abgeschlossen und die Rechnungen 
zur Zahlung angewiesen, in dem die Güteprüfung 
noch nicht durchgeführt war. 

Das Bundesamt und die Beschaffungsstelle haben 
die Abstellung der Mängel zugesichert. 


Aufbau des Lufischutzhilfsdienstes 

87 . In der Denkschrift vom 30. Oktober 1962 ist 
unter Nr. 57 ff. über die Ergebnisse der Rechnungs- 
prüfung auf dem Gebiet der Notstandsmaßnahmen 
im Aufgabenbereich des Bundesministers des Innern 
berichtet worden. In den nachfolgenden Ausführun- 
gen soll auf die wesentlichsten Feststellungen aus 
neuerer Zeit eingegangen werden. 

88. Nach § 10 Abs. 1 ZBG sind die Gemeinden zur 
Aufstellung, Ausbildung und Ausrüstung des ört- 
lichen Luftschutzhilfsdienstes (LSHD), die Länder 
zu dessen Ergänzung durch überörtliche Verbände 
verpflichtet. Der Bund trägt die Kosten, soweit es 
sich nicht um persönliche und sächliche Verwal- 
tungskosten handelt (§ 32 Abs. 1 ZBG). Für die Auf- 
stellung des überörtlichen LSHD in den Ländern hat 
der Bund die Stärke der Einheiten und deren Statio- 
nierungsräume bestimmt. Die Länder haben entspre- 
chende Aufstellungsweisungen für den örtlichen 
LSHD erlassen. Der Bund hat erstmalig im Rech- 
nungsjahr 1960 ' — abweichend von § 32 Abs. 1 ZBG 
— die Kosten für die Aufstellungsstäbe der Länder 
übernommen. Dies geschah wegen der Dringlichkeit 
der Aufstellung des LSHD (siehe die Erläuterungen 
zu Kapitel 36 04 Titel 603 des Bundeshaushaltspla- 
nes). Damals waren die Kosten für 10 Landesaufstcl- 
lungsstäbe und 21 regionale Aufstellungsstäbe des 
überörtlichen LSHD mit 3 Mio DM veranschlagt. In- 
zwischen ist dieser Ansatz im Haushaltsplan 1966, 
der neben den Kosten für 10 Landesaufstellungsstäbe 
und 32 regionale Aufstellungsstäbe auch die Kosten 
für die Aufstellungsleiter des örtlichen LSHD in 
97 Luftschutzorten mit einbezieht, auf 7,45 Mio DM 
angestiegen (Titel 305). 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister des 
Innern wiederholt darauf hingewiesen, daß die durch 
die Aufstellungsstäbe verursachten Kosten abwei- 
chend von der im ZBG getroffenen Regelung frei- 
willig als sogenannte Starthilfe übernommen wor- 
den seien, damit die dringliche Aufstellung des 
LSHD beschleunigt wurde. Da die Aufstellungsstäbe 
überwiegend Verwaltungsarbeit leisteten, seien die 
durch sie verursachten Kosten als Verwaltungsaus- 
gaben anzusehen und müßten deshalb von den Län- 
dern getragen werden. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über das Zivil- 
schutzkorps vom 12. August 1965 ist die Aufstellung 
neuer Einheiten und die Schaffung neuer Einrich- 


tungen des überörtlichen LSHD beendigt. Der Bun- 
desrechnungshof hält es nach der im Gesetz vorge- 
sehenen Überleitung des überörtlichen in den ört- 
lichen LSHD für geboten, im Zuge dieser Neuorga- 
nisation klarzustellen, daß die Kosten für Aufstel- 
lungsstäbe und Aufstellungsleiter künftig nicht dem 
Bund angelastet werden. 

89 . Der Bund unterhält in Ahrweiler die Zentrale 
Ausbildungsstätte des Bundes für den Luftschutz- 
hilfsdienst — ZAB — . Sie wird seit 1960 in Personal- 
union mit der Bundesschule des Technischen Hilfs- 
werks (THW) verwaltet. Die Ausbildungsstätte, die 
ursprünglich zusammen mit der Bundesschule des 
THW in Marienthal untergebracht war, kann zur 
Zeit etwa 125 Lehrgangsteilnehmer, je zur Hälfte 
aus den Reihen des LSHD und des THW, aufneh- 
men. Nach der vorgesehenen Verlegung nach Goden- 
elter sollen dort rd. 160 Teilnehmer (95 in der 
ZAB und 65 in der TFIW-Bundesschule) internats- 
mäßig untergebracht werden. 

Der Besuch der ZAB war gegenüber dem der Bun- 
desschule des THW erheblich geringer. Auch wenn 
man die Anlaufschwierigkeiten berücksichtigt, ließ 
die Belegung zu wünschen übrig. Im Rechnungsjahr 
1963 wurden in 12 Lehrgängen nur 183 Teilnehmer 
und im Rechnungsjahr 1964 in 16 Lehrgängen 272 
Teilnehmer ausgebildet. 

Im Rechnungsjahr 1964 haben bei den Lehrgruppen 
Sanitätsdienst und Fernmeldedienst keine, bei den 
übrigen 4 Lehrgruppen (Bergungsdienst, Veterinär- 
dienst, ABC-Dienst sowie Betreuungs-, Lenkungs- 
und Sozialdienst) nur verhältnismäßig wenige Lehr- 
gänge stattgefunden. Die Stelle des Leiters der Lehr- 
gruppe ABC-Dienst war nur vorübergehend und im 
Juli 1966 noch nicht wieder besetzt, da eine geeig- 
nete Lehrkraft nicht gewonnen werden konnte. Für 
die Lehrgruppe Fernmeldedienst hat es ebenfalls an 
geeignetem Lehrpersonal gefehlt. Die Lehrgruppe 
mußte Ende 1963 wieder aufgelöst werden. Zu die- 
sen personellen Schwierigkeiten kam hinzu, daß die 
Lehrgänge durch die Länder unzulänglich beschickt 
wurden, weil die Zentralen Ausbildungsstätten ein- 
zelner Länder noch nicht ausreichend besetzt und die 
für die Teilnahme an Lehrgängen der ZAB zu absol- 
vierenden Vorlehrgänge auf Landesebene noch nicht 
angelaufen waren. 

Die geringe Ausnutzung der ZAB ist mit den Schwie- 
rigkeiten bei der Gewinnung von Lehrkräften, mit 
Umbau- und Renovierungsarbeiten sowie damit be- 
gründet worden, daß bei dem den Zivilschutzdienst 
beherrschenden Grundsatz der Freiwilligkeit nicht 
genügend Lehrgangsteilnehmer gewonnen werden 
könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat in Anbetracht der als 
Folge der unzulänglichen Belegung der ZAB entste- 
henden hohen Kosten je Lehrgangsteilnehmer gefor- 
dert, daß auf die Belegung der Ausbildungsstätte 
besonders geachtet wird und Vorkehrungen getrof- 
fen werden, damit nach der Verlegung der ZAB die 
volle Ausnutzung der dann größeren Bettenzahl 
sichergestellt ist. 

Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz hat 
im Juli 1966 mitgeteilt, daß erst im Jahre 1966 nach 
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Abschluß der Umbauarbeiten eine erhebliche Ver- 
mehrung der Lehrgänge möglich sein werde. Zur 
Zeit würden jeweils zwei Lehrgänge nebeneinander 
durchgeführt. Drei Parallellehrgänge seien erst nach 
Fertigstellung des Neubaues für die ZAB möglich. 
Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung wei- 
ter beobachten. 

90 . Auch die Beschickung der Zentralen Ausbil- 
dungsstätten der Länder, die für die Ausbildung der 
Führungskräfte eingerichtet sind, hat zu wünschen 
übriggelassen. Die ursprüngliche Planung sah für 
jeden Lehrgang 30 Teilnehmer vor. Je nach der 
Größe des Landes und dem voraussichtlichen Fas- 
sungsvermögen wurden die Schultypen in drei Kate- 
gorien eingeteilt, und zwar für ein-, doppel- und 
dreiklassigen Lehrbetrieb. Diese Planung hat sich 
weder hinsichtlich der Zahl der Teilnehmer noch hin- 
sichtlich der Zahl der vorgesehenen Lehrgänge ver- 
wirklichen lassen. Bei der Stellenbesetzung für die 
Ausbildungsstätte eines Landes wurde z. B. im Jahre 

1963 davon ausgegangen, daß sie künftig 90 Lehr- 
gangsteilnehmer aufnehmen könne. Tatsächlich be- 
wegte sich die Teilnehmerzahl im Rechnungsjahr 

1964 zwische 6 und 39. In den meisten Lehrgangs- 
wochen fand jeweils nur ein Lehrgang statt. Der 
Bundesrechnungshof hat bei dieser unzulänglichen 
Beschickung die Besetzung der Ausbildungsstätte mit 
41 hauptamtlichen Kräften beanstandet; von weni- 
gen Lehrgangswochen abgesehen war die Zahl der 
hauptamtlichen Bediensteten jeweils höher als die 
Zahl der Lehrgangsteilnehmer. Inzwischen hat sich 
der weitere Ausbau dieser Ausbildungsstätte als 
unwirtschaftlich erwiesen; sie soll an einen anderen 
Ort verlegt werden. Mit der Aufnahme des Ausbil- 
dungsbetriebes dort wurde Ende 1966 gerechnet. Bis 
dahin sollte die Personalstärke auf die Ausbildungs- 
kapazität abgestellt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungsschutz um Mitteilung gebeten, 
welche Vorkehrungen getroffen werden, damit die 
mit erheblichem Kostenaufwand eingerichteten Aus- 
bildungsstätten sinnvoll ausgenutzt werden. 

Das Bundesamt hat erwidert, daß bei fast allen 
Lehrgängen die Zahl von 30 Teilnehmern zu hoch 
angesetzt gewesen sei; diese Zahl könne nicht ein- 
gehalten werden. Die Erfahrungen zeigten, daß eine 
Zahl von etwa 20 Teilnehmern je Lehrgang im Jah- 
resdurchschnitt angemessen sei. Allein in vier Län- 
dern hätten die Ausbildungsstätten im Jahre 1965 
noch nicht den Erfordernissen entsprochen, die den 
Planungen zugrunde lagen. An Stelle der vorgesehe- 
nen drei Lehrgänge hätten an den Schulen des größ- 
ten Typs jeweils nur zwei Lehrgänge nebeneinander 
abgehalten werden können. Auch in anderen Län- 
dern habe die ursprüngliche Planung nicht eingehal- 
ten werden können, so daß der Schulbetrieb jeweils 
nach der nächstniedrigeren Ausbaustufe durchge- 
führt werden müsse. In einem Land seien im Jahre 

1965 von insgesamt 782 eingeladenen Helfern nur 
411 erschienen. Insgesamt gesehen seien aber im 
Jahre 1965 die Ausbildungskapazitäten der meisten 
Zentralen Ausbildungsstätten zufriedenstellend ge- 
nutzt worden. Wo das nicht der Fall gewesen sei, 
habe es an den räumlichen Voraussetzungen gefehlt. 


Weitere Gründe für die teilweise unzulängliche Be- 
legung seien das Freiwilligkeitsprinzip und der ge- 
ringe Zugang an Helfern gewesen. Die Führer- und 
Unterführerlehrgänge des Luftschutz-ABC-Dienstes 
seien sehr mangelhaft beschickt worden, weil keine 
entsprechende Hilfsorganisation bestehe, auf die 
zurückgegriffen werden könne. Die zum Teil schwa- 
che Besetzung der Lehrgänge für den Luftschutz- 
Lenkungsdienst sei damit zu erklären, daß Unklar- 
heit über die Aufstellung weiterer solcher Einhei- 
ten bestehe und die Ausrüstung fehle, so daß dieser 
Fachdienst wenig anziehend erscheine. Bei dem Luft- 
schutz-Bergungsdienst ergäben sich personelle 
Schwierigkeiten, da wegen der angespannten Lage 
auf dem Baumarkt freiwillige Helfer nur schwerlich 
aus dem Arbeitsprozeß herauszulösen seien. In 
jüngster Zeit habe sich gezeigt, daß sich auf Grund 
der Zurückstellung der bereits verabschiedeten Zi- 
vilschutzgesetze viele Helfer von der freiwilligen 
Mitarbeit enttäuscht zurückgezogen hätten. Zur bes- 
seren Ausnutzung der Ausbildungsmöglichkeiten 
werdö seit Jahren erwogen, unter Berücksichtigung 
der Größe und der geographischen Lage der Bun- 
desländer gemeinsame Zentrale Ausbildungsstätten 
zu errichten, damit der Einsatz von Bundesmitteln 
konzentriert und die volle Ausnutzung der Ausbil- 
dungskapazitäten sichergestellt wird. 

Der Bundesrechnungshof hat zur wirtschaftlichen 
Verwendung der Bundesmittel bereits früher gefor- 
dert, die Zentralen Ausbildungsstätten mehrerer 
Landesbereiche zusammenzufassen. Er hat angeregt, 
Ausbildungseinrichtungen der Hilfsorganisationen, 
wie des Deutschen Roten Kreuzes oder des Techni- 
schen Hilfswerks und des Bundesluftschutzverban- 
des, zu benutzen, wie es in der Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift über die Ausbildung des LSHD vor- 
gesehen ist. Er vermag die Auffassung des Bundes- 
amtes, daß die Ausbildungskapazitäten im Jahre 
1965 zufriedenstellend genutzt worden seien, nicht zu 
teilen, da das Bundesamt bei seinen Berechnungen 
zumeist die jeweils niedrigeren Schultypen zugrunde 
gelegt hat, obwohl die Planung auf größere Schul- 
typen abgestellt war. Er ist mit dem Bundesamt der 
Ansicht, daß der Ausbildungsbetrieb um so rentab- 
ler ist, je größer die Zahl der von den Ausbildungs- 
stätten auszubildenden Helfer ist. Bei seinen weite- 
ren Prüfungen wird er hierauf sein besonderes 
Augenmerk richten. Oberstes Ziel bei der Einrich- 
tung der .mit erheblichem Aufwand ausgestatteten 
Ausbildungsstätten sollte sein, daß deren Fassungs- 
vermögen und Personalstärke in einem angemesse- 
nen Verhältnis zu der Zahl der auszubildenden Lehr- 
gangsteilnehmer stehen. 

91 . Die Zahl der für die Aufstellung der Luft- 
schutzeinheiten vorgesehenen Helfer ist hinter den 
Erwartungen zurückgeblieben. Die geprüften Stellen 
führten dies übereinstimmend darauf zurück, daß 
kein Zwang ausgeübt werden könne. Bezeichnend 
für die mangelnde Bereitschaft ist die Äußerung 
eines Regierungspräsidenten, es dürfte allgemein 
bekannt sein, daß es keine Möglichkeit gebe, die 
freiwilligen Helfer gegen ihren Willen in einer Ein- 
heit zu halten. Die Erfahrung der letzten Jahre habe 
eindeutig gezeigt, daß es fast unmöglich sei, die 
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Kapazität der Schulen voll auszunutzen. Häufig sag- 
ten die Helfer erst im letzten Augenblick ab. Trotz 
eifrigsten Bemühens sei es dann nicht mehr möglich, 
Ersatzleute heranzuziehen. 

Die Unterbesetzung der Luftschutzeinheiten hat zur 
Folge, daß die Beschaffungen, die auf das Soll an 
Helfern bemessen sind, den tatsächlichen Bedarf zum 
Teil erheblich übersteigen. So war in einer Stadt, in 
der für den örtlichen LSHD 5577 Helfer vorgesehen 
sind, Anfang 1966 aber nur 488 erfaßt und davon nur 
42 verpflichtet waren, die Lieferung der persönlichen 
Ausrüstung bereits für alle Flelfer angelaufen, ob- 
wohl nicht damit zu rechnen ist, daß das Soll an 
Helfern in absehbarer Zeit auch nur annähernd er- 
reicht sein wird. In diesen und ähnlichen Fällen muß 
die nicht benötigte Ausrüstung — abgesehen von 
einer wiederkehrenden Bestandskontrolle — ständig 
gewartet werden. Ferner müssen Unterbringungs- 
möglichkeiten geschaffen werden, die einen zusätz- 
lichen Kostenaufwand verursachen. Das Bundesamt 
hat inzwischen im Rahmen der Auswertung der 
statistischen Meldungen über den örtlichen LSHD 
festgestellt, daß der unbefriedigende Aufstellungs- 
stand — von Ausnahmen abgesehen — nicht in 
erster Linie auf das Fehlen von Ausrüstungsgegen- 
ständen zurückgeführt werden könne. Außer in 
einem Land drohe bei den noch im Jahre 1967 zu 
erwartenden Ausrüstungslieferungen ein erheblicher 
Ausrüstungsüberhang mit allen seinen Folgen. Auch 
bei dem überörtlichen LSHD sei in den vergangenen 
3 Jahren eine jährliche Zuwachsrate an Helfern 
von nur 6 v. H. der Sollstärke zu verzeichnen. Da 
die Ausrüstung für die ersten 3 Aufstellungsstufen 
nahezu vollständig ausgeliefert sei, bestehe hier 
bereits ein erheblicher Ausrüstungsüberhang. 

Der Bundesrechnungshof hat zur Vermeidung unnö- 
tiger Kosten empfohlen, die Beschaffung der Aus- 
rüstung dem Personalbestand besser anzupassen. 
Dies wird insbesondere für die noch laufende Be- 
schaffung für den örtlichen LSHD zu beachten blei- 
ben. 

Der Bundesminister wird sich der Angelegenheit 
anzunehmen haben. 

92 . Neben dem bundeseigenen Luftschutzwarn- 
dienst besteht der örtliche Alarmdienst, der von den 
Gemeinden im Auftrag des Bundes wahrgenommen 
wird und alle Maßnahmen und Einrichtungen um- 
faßt, die der Öffentlichen Alarmierung oder Entwar- 
nung der Bevölkerung dienen. Hierfür ist ein Sire- 
nennetz im Aufbau, das feste Sirenenanlagen (Ein- 
heitssirenen und Preßluftsirenen) sowie fahrbare 
Luftschutzsirenen vorsieht. Mit Ausnahme der per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten trägt 
der Bund alle Kosten des örtlichen Alarmdienstes. 
Hierzu gehört insbesondere die Beschaffung der 
Alarmmittel sowie deren Aufbau und Wartung. 

93 . Bei dem Aufbau der festen Luftschutz-Sirenen- 
anlagen ist nicht immer sparsam verfahren worden. 
So wurden in einem Land auf Weisung des zuständi- 
gen Landesministers alle Aufträge freihändig ver- 
geben, obgleich eine beschränkte Ausschreibung 
nach Art und Umfang der Aufträge geboten gewe- 


sen wäre. Der Minister hat nicht in Abrede gestellt, 
daß bei Vergabe der Aufträge im Rahmen eines 
Wettbewerbs erhebliche Preissenkungen erzielt 
worden wären; er begründete seine Maßnahme je- 
doch mit der besonderen Dringlichkeit, die damals 
infolge der außenpolitischen Spannungen gegeben 
gewesen sei. Inzwischen hat er zugesagt, die Mon- 
tagearbeiten beschränkt auszuschreiben. 

94 . Die Beschaffung der teueren Preßluftsirenen 
ist zum Teil nicht mit dem geplanten Aufbau abge- 
stimmt worden. So wurden einer Großstadt 10 Preß- 
luftsirenen im Gesamtwert von 450 000 DM zuzüg- 
lich Montagekosten von etwa gleicher Höhe zur 
Verfügung gestellt; sie können jedoch erst nach 
rd. fünfjähriger Lagerung gegen Ende des Jahres 
1966 aufgebaut werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die vorzeitige Inan- 
spruchnahme der Bundesmittel beanstandet und ins- 
besondere darauf hingewiesen, daß sie wegen ihres 
Umfanges überwiegend im Freien aufbewahrten 
Anlagen Witterungseinflüssen ausgesetzt sind und 
deshalb gewartet und vor dem verspäteten Aufbau 
überholt werden müssen, wodurch zusätzliche Ko- 
sten entstehen. 

95 . Die Wartung der festen Sirenenanlagen erfor- 
dert einen erheblichen Kostenaufwand. Zur Senkung 
dieser Kosten hat der Bundesrechnungshof vorge- 
schlagen, auch die Wartung der Sirenen beschränkt 
auszuschreiben. Das Bundesamt ist dem zunächst 
nicht gefolgt; es hat den Ländern vielmehr mitge- 
teilt, daß die Aufbaufirmen die Sirenen grundsätz- 
lich auch warten sollen, und zwar zu dem in der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift „Alarmdienst" 
vorgesehenen Höchstsatz. 

Der Bundesrechnungshof wird die Kostenentwick- 
lung weiter beobachten. 

96 . Ein Land hat für die Wartung der Sirenen 
Großraumwartungsgebiete gebildet, wodurch sich 
wirtschaftliche und organisatorische Vorteile erge- 
ben haben. Die Wartungskosten konnten auf diese 
Weise herabgesetzt werden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dem Bundesamt empfohlen, dafür zu sorgen, 
daß auch die übrigen Länder so verfahren. Das 
Bundesamt ist dieser Anregung nachgekommen. 

97 . Die Länder und Gemeinden haben die für die 
Unterbringung der vom Bund beschafften Ausrü- 
stung des LSHD und der Arzneimittelvorräte erfor- 
derlichen baulichen Maßnahmen zu treffen; das 
gleiche gilt für den Abschluß von Verträgen über 
Miete und Pacht von Unterstell- und Lagerräumen. 
Da geeignete eigene Liegenschaften nur in begrenz- 
tem Umfang zur Verfügung stehen und auch nicht 
in wirtschaftlich vorteilhafter Weise zeitgerecht ver- 
fügbar gemacht werden können, sehen sich die Ver- 
waltungen häufig bei der Auswahl von Unterstell- 
und Lagerräumen vor große Schwierigkeiten ge- 
stellt, vor allem deswegen, weil nur Entgelte in ver- 
tretbaren Grenzen anerkannt werden können. Der 
Bundesrechnungshof, der diese Schwierigkeiten nicht 
verkennt, hat in mehreren Fällen beanstanden müs- 
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sen, daß das Gebot der Sparsamkeit außer acht ge- 
lassen wurde. So hat in einem Land ein Objekt, für 
das eine Monatsmiete von 3400 DM zu entrichten 
war, 13 Monate lang leer gestanden, weil die in ihm 
unterzubringende Ausrüstung noch nicht geliefert 
worden war. Dadurch wurden 44 200 DM Miete nutz- 
los ausgegeben. Auch in den beiden folgenden Jah- 
ren stand das Lager noch zu einem erheblichen Teil 
leer. Dasselbe Land mietete für die Lagerung von 
Arzneimitteln einen ehemaligen Brauereikeller, der 
im Verlauf von mehreren Jahren auf Kosten des 
Bundes für rd. 86 000 DM umgebaut wurde. Der La- 
gerraum hat sich indessen für den vorgesehenen 
Zweck als untauglich erwiesen, so daß die Arznei- 
mittel anderweitig gelagert werden mußten. Seit 
Oktober 1959 steht das Lager leer. Nach dem Vertrag 
hat der Vermieter gleichwohl bis zum Jahre 1972 
Anspruch auf eine Jahresmiete von rd. 2700 DM. 
Bemühungen, das Lager an einen Dritten weiterzu- 
vermieten, waren bisher ohne Erfolg. In einem ande- 
ren Land hat ein Unternehmer eigens für die Lage- 
rung von Arzneimitteln ein Gebäude errichtet und 
— bei einem Quadratmeterpreis von 2 DM — auf 
die Dauer von 10 Jahren für eine Jahresmiete von 
46 584 DM an das Land vermietet. Die Verwaltung 
hat bei der Vorlage der Baupläne durch den Ver- 
mieter versäumt, auf eine zweckmäßige Bauausfüh- 
rung hinzuwirken. Das Gebäude hat daher zu viele 
und zu große Fenster erhalten, so daß die für die 
Lagerung der Arzneimittel vorgeschriebenen Tempe- 
raturen, insbesondere in der wärmeren Jahreszeit, 
nicht eingehalten werden können. 

Die abschließende Erledigung steht noch aus. 

98 . Gemäß § 29 Abs. 1 ZBG haben die Länder vor 
Jahren mit der Sicherungsverfilmung wertvollen 
Archivgutes begonnen. Sie haben die dazu benötig- 
ten Filmaufnahmegeräte aus Bundesmitteln be- 
schafft. Der Bund trägt auch die Personal- und Sach- 
kosten für die Sicherungsverfilmung, soweit sie 
durch den Betrieb von Filmaufnahmegeräten ent- 
stehen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß das 
mit erheblichem Kostenaufwand fertiggestellte Film- 
material an einigen Stellen unzulänglich aufbewahrt 
wird; zum Teil wurden die Sicherungsfilme am sel- 
ben Ort wie die Original-Archivalien gelagert. Er 
hat ferner das Bundesamt um Auskunft gebeten, 
wann mit dem Erlaß der in § 29 Abs. 2 ZBG vorgese- 
henen Verwaltungsvorschriften über den Umfang 
und die Durchführung der Maßnahmen zur Erhal- 
tung wichtigen Kulturgutes gerechnet werden kann. 

Das Bundesamt hat ausgeführt, daß ein atomsicherer 
Bunker als zentrale und endgültige Bergungsstelle 
für die Sicherungsfilme noch nicht vorhanden sei. 
Die Sicherungsfilme lagerten immer noch an mehr 
als einem Dutzend vorläufiger Aufbewahrungsorte, 
die zum größten Teil keine zivilschutzmäßigen Siche- 
rungsvorkehrungen aufwiesen. Dem Grundsatz, das 
Filmmaterial nicht an derselben Stelle aufzubewah- 
ren wie die verfilmten Archivalien, sei jedoch im 
allgemeinen entsprochen worden. Die Herausgabe 
einer Verwaltungsvorschrift gemäß § 29 Abs. 2 ZBG 
habe sich der Bundesminister des Innern Vorbehal- 


ten. Dieser hat mitgeteilt, daß bereits ein Entwurf 
vorliege, der jedoch noch überarbeitet werden 
müsse, sobald der Gesetzentwurf zu der Konvention 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflik- 
ten vom Bundeskabinett verabschiedet worden sei. 

Da die Frage der sicheren Aufbewahrung der 
Filme und der Aufstellung von Verwaltungsvor- 
schriften seit Jahren nicht gelöst ist, hält es der Bun- 
desrechnungshof nicht für vertretbar, die erforder- 
lichen Maßnahmen noch weiter hinauszuziehen. 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(Einzelplan 11) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 11 02) 

Förderung der beruflichen Fortbildung der unselb- 
ständigen Mittelschichten (Individuelle Förderung) 

(Titel 571 für verschiedene Rechnungsjahre) 

99 . Nach dem Programm für die Individuelle För- 
derung werden Beihilfen gewährt, damit Arbeitneh- 
mern die Teilnahme an Fortbildungslehrgängen er- 
leichtert oder ermöglicht wird, die dem beruflichen 
und sozialen Aufstieg dienen. 

Die Beihilfen können als Zuschüsse und zinslose 
Darlehen zum Lebensunterhalt, zu den Kosten der 
Krankenversicherung und den Fahrkosten sowie 
zu den Lehrgangsgebühren gewährt werden. 

Mit der Durchführung der Maßnahme ist die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (BAVAV) durch die 18. VO zum 
AVAVG beauftragt. 

Im Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts und 
im Benehmen mit den Ländern hat der Bundesmini- 
ster unter dem 6. September 1965 Richtlinien für die 
Durchführung der Förderungsmaßnahme erlassen. 
Die früheren Richtlinien vom 16. Juli 1962 und vom 
18. Dezember 1963 sind aufgehoben worden. 

100 . Die Ausgaben für die Zuschüsse und Darlehen 
für die Aufstiegsförderung haben sich wie folgt 
entwickelt: 


Jahr 

Zuschuß 

DM 

Darlehen 

DM 

zusammen 

DM 

1962 

1 170 839 

495 265 

1 666 104 

1963 

15 235 825 

4 849 101 

20 084 926 

1964 

20 385 863 

7 498 132 

27 883 995 

1965 

23 369 268 

11 162 353 

34 531 621 


Für 1966 sind 27 Mio DM Zuschüsse und 11 Mio DM 
Darlehen veranschlagt. Außerdem ist der Bundes- 
minister ermächtigt, für in diesem Rechnungsjahr 
begonnene und nicht abgeschlossene Förderungs- 
maßnahmen Verpflichtungen bis zur Höhe von 
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13 Mio DM einzugehen. Damit die Fördeiungsmaß- 
nahmen im laufenden Rechnungsjahr nicht unter- 
brochen werden, hat der Bundesminister der Finan- 
zen überplanmäßigen Ausgaben in Flöhe von 7 Mio 
DM und der Erhöhung der Bindungsermächtigung 
von 13 auf 19 Mio DM zugeslimmt. Für das Jahr 
1967 rechnet die Bundesregierung sogar mit einem 
Gesamtbedarf von 46 Mio DM neben der Notwen- 
digkeit einer Bindungsermächtigung von 18 Mio DM. 
In dem Entwurf eines Finanzplanungsgesetzes ist 
vorgesehen, daß künftig die BAVAV Träger dieser 
Maßnahmen wird. 

Die Entwicklung des Ausgabebedarfs läßt erkennen, 
daß die Berufstätigen dem Förderungsprogramm ein 
weit höheres Interesse entgegenbringen, als ur- 
sprünglich angenommen wurde. Mit einer weiteren 
Zunahme des Mittelbedarfs ist zu rechnen. 

Nach den statistischen Unterlagen der BAVAV für 
das Jahr 1964 haben 61 v. H. der Beihilfeempfänger 
an Lehrgängen für die Vorbereitung auf eine Mei- 
sterprüfung und etwa 25 v. H. an Techniker-Lehr- 
gängen teilgenommen. Der Rest entfiel auf kauf- 
männische Berufe und die übrigen Berufszweige. 

101 . Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes er- 
streckten sich auf die sachgerechte Anwendung der 
Bestimmungen und die Zweckmäßigkeit des ange- 
wandten Verfahrens. Er hat angeregt, die Richtlinien 
so zu fassen, daß durch Pauschalierung der Beihilfen 
die Verwaltungsarbeit vereinfacht und der Aufwand 
gesenkt wird. Für die Leistungen, die für Lebens- 
unterhalt, Miete usw. der Antragsteller gewährt 
werden können und bisher nach den sich oft ändern- 
den Sozialhilfesätzen zu berechnen waren, sind nun- 
mehr in den Richtlinien von 1965 Pauschalsätze 
vorgesehen. Dadurch ist die Leistung in den ersten 
Monaten 1966 von vorher durchschnittlich 2400 DM 
auf 2200 DM zurückgegangen. Die aus dieser Rege- 
lung sich ergebende Verwaltungsvereinfachung wird 
sich auch auf die Höhe der vom Bund der BAVAV 
zu gewährenden Verwaltungspauschale auswirken. 

Der weiteren Anregung des Bundesrechnungshofes, 
die Lehrgänge aus dem Bereich der landwirtschaft- 
lichen Berufe in das Individuelle Förderungspro- 
gramm einzubeziehen, ist ebenfalls Rechnung getra- 
gen worden. Der Haushalt des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist insoweit 
entlastet worden. 

102 . Nach den Richtlinien kann die Beihilfe ganz 
oder teilweise versagt oder auf ein Darlehen be- 
schränkt werden, wenn den Antragstellern wegen 
ihrer wirtschaftlichen Lage und ihrer sozialen Ver- 
hältnisse zugemutet werden kann, die Kosten für 
die Teilnahme an den Lehrgängen selbst zu tragen. 

Diese „Vorsorgeklausel" ist in den geprüften zahl- 
reichen Fällen von keinem Arbeitsamt beachtet wor- 
den. Hierzu dürfte beigetragen haben, daß die Ar- 
beitsämter nach den Richtlinien und der hierzu er- 
gangenen Dienstanweisung der BAVAV in der Re- 
gel keine Ermittlungen über die Vermögensverhält- 
nisse des Antragstellers anzustellen, sondern nur 
offenkundige Umstände zu berücksichtigen haben. 


Schließlich sind die Antragsteller im allgemeinen 
an Darlehen nur wenig interessiert. 

Der Bundesrechnungshof hat daher gebeten, die Ar- 
beitsämter anzuhalten, in jedem Falle zu prüfen, 
ob unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse der Antragsteller nur ein zins- 
loses Darlehen zu geben ist. Dieser Empfehlung ist 
der Bundesminister im Juli 1966 nachgekommen. 

103 . Bei einem großen Teil der durch das Förde- 
rungsprograinm Begünstigten handelt es sich um 
Meistersöhne, die damit rechnen können, zur gege- 
benen Zeit den elterlichen Betrieb zu übernehmen. 
Obwohl schon wegen dieser Umstände hätte Anlaß 
bestehen können, die Vorsorgeklausel anzuwenden 
und den Antragsteller ganz oder teilweise auf die 
Inanspruchnahme eines Darlehens zu verweisen, 
sind Prüfungen hierüber im allgemeinen unterblie- 
ben. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Er hat 
darüber hinaus angeregt zu prüfen, ob es angebracht 
ist zu bestimmen, daß allgemein von der Gewäh- 
rung von Beihilfen abzusehen ist, wenn Antragstel- 
lern oder deren Eltern zuzumuten ist, die Kosten 
der Fortbildung selbst aufzubringen. Der Anregung 
ist „wegen der Zielsetzung des Förderungsprogram- 
mes, die Möglichkeit der Fortbildung allgemein zu 
erleichtern", nicht entsprochen worden. Im Hinblick 
hierauf müsse auch die Frage der Bedürftigkeit der 
Antragsteller oder ihrer Eltern unberücksichtigt 
bleiben. 

Der Bundesrechnungshof sieht demgegenüber kei- 
nen Anlaß, die Fortbildung zu erleichtern, wenn dem 
Betroffenen eigene Mittel in ausreichendem Um- 
fange zur Verfügung stehen und die Fortbildung 
auch ohne staatliche Finanzierungshilfen betrieben 
worden wäre. Der Bundesminister wird sich der 
Angelegenheit nochmals anzunehmen haben. 

104 . Nahezu ausnahmslos haben die geprüften Ar- 
beitsämter die Beihilfen entsprechend den Angaben 
der Antragsteller bewilligt. Meist wurde nicht ge- 
prüft, ob das Fortbildungsziel in den Fällen, in de- 
nen die Antragsteller Lehrgänge außerhalb ihres 
Wohnortes und solche von längerer Dauer gewählt 
hatten, nicht durch einen Lehrgang am Heimatort 
oder dessen näherer Umgebung oder durch einen 
kürzeren Lehrgang, also mit geringeren Kosten, 
hätte erreicht werden können. Bei der unterschied- 
lichen Dauer der Lehrgänge, die beispielsweise für 
Maurer und Zimmerer zwischen 6 Wochen und 18 
Monaten lag, kommt es auf diese Prüfung entschei- 
dend an. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, künftig die 
Dauer der Lehrgänge zu berücksichtigen und grund- 
sätzlich nur Lehrgänge zu fördern, die dem Wohn- 
sitz der Antragsteller am nächsten liegen und deren 
Dauer und Kosten angemessen erscheinen. Der Anre- 
gung ist nicht entsprochen worden, weil sie die Be- 
lange der Träger der Lehrgänge nicht genügend be- 
rücksichtige. Diese Begründung ist nicht überzeu- 
gend. Der Bundesminister wird die Frage erneut 
prüfen müssen. 
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Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13) 

Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Ren- 
tenversicherung 

(Titel 602 für die Rechnungsjahre 1961 bis 1964) 

105 . In der Denkschrift vom 30. Oktober 1962 
(Nr. 89) ist über den geringen Einfluß der Bundes- 
regierung auf die Haushaltsgebarung der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung berichtet worden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat daraufhin in 
seiner Sitzung am 8. November 1963 angeregt, die 
Bundesregierung solle bis zum 30. Juni 1964 dem 
Bundestag einen Gesetzentwurf über die Errichtung 
einer Bundesknappschaft vorlegen, um dem Bund 
einen stärkeren Einfluß zu ermöglichen. Dieser An- 
regung sind der Haushaltsausschuß und das Plenum 
des Deutschen Bundestages gefolgt (Drucksache IV/ 
2475 und Stenographischer Bericht über die Sitzung 
am 23. Oktober 1964, S. 7060 Dff.). Bisher liegt ein 
entsprechender Gesetzentwurf noch nicht vor. 

Der Bundesrechnungshof hat inzwischen weitere 
Knappschaften geprüft. Die Ergebnisse bestätigen 
erneut, daß es notwendig ist, die Frage alsbald zu 
regeln. 

Die Ausgaben des Bundes für den Zuschuß an die 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die sich 1957 
auf rd. 693 Mio DM belaufen hatten, sind weiter 
gestiegen; sie haben 

1962 rd. 1533 Mio DM 

1963 rd. 1708 Mio DM 

1964 rd. 1965 Mio DM 

1965 rd. 2156 Mio DM 

betragen. Für das Rechnungsjahr 1966 sind 2240 Mio 
DM veranschlagt worden; für 1967 sind 2550 Mio 
DM vorgesehen. Die Zuschüsse des Bundes machen 
danach rd. 54 v. H. des Haushaltsbedarfs der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung aus. Es ist zu er- 
warten, daß sich dieser Anteil künftig erhöhen wird, 
da die Zahl der Rentenempfänger im Verhältnis zur 
Zahl der Versicherten weiter wächst. 

Neben dieser Entwicklung wird auch die Änderung 
des Knappschaftsgesetzcs auf Grund des sozialen 
Strukturprogramms für den Bergbau zu höheren Zu- 
schüssen führen. 

106 . Auf dem Gebiet des Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesens fehlen in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zum Teil die erforderlichen Vor- 
schriften, oder sie sind veraltet und werden nicht 
mehr angewandt. Neuerdings verfahren die Knapp- 
schaften — - ohne Rechtsgrundlage — nach den Ver- 
waltungsvorschriften für die Träger der sozialen 
Krankenversicherung. 

Bei dem großen Haushaltsvolumen der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung ist dieser Zustand nicht 
länger vertretbar. Der Bundesrechnungshof hat da- 
her den Bundesminister entsprechend unterrichtet. 
Dieser wird die Frage bei den vom Rechnungsprü- 


fungsausschuß geforderten Vorschriften über das 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen für alle 
Sozialversicherungsträger (Kurzprotokoll über die 
19. Sitzung vom 6. November 1963 S. 13) zu berück- 
sichtigen haben. 

107 . Das Fehlen ausreichender Vorschriften dürfte 
dazu beigetragen haben, daß auf dem Gebiet des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens nicht 
immer so verfahren wurde, wie es im öffentlichen 
Bereich notwendig ist. Wiederholt haben einzelne 
Knappschaften die Haushaltspläne erst längere Zeit 
nach Beginn des neuen Rechnungsjahres aufgestellt. 
Eine sachgerechte Haushalts- und Wirtschaftsfüh- 
rung war daher erschwert, zumal da Anordnungen 
über eine vorläufige Haushaltsführung fehlen. Die 
Knappschaften haben zugesagt, daß sie künftig die 
Haushaltspläne rechtzeitig aufstellen werden. 

Die Jahresrechnungen der Knappschaften sind oft 
erst mehrere Jahre nach Abschluß des Rechnungs- 
jahres durch die Vertreterversammlungen geprüft 
und abgenommen worden. Das widerspricht allge- 
meinen Ordnungsprinzipien und beeinträchtigt das 
Verantwortungsbewußtsein der den Haushaltsplan 
ausführenden Stellen. Der Bundesrechnungshof hat 
empfohlen, das Verfahren zeitnäher abzuschließen 
und in der Satzung Termine für die Vorlage und 
Abnahme der Jahresrechnung und für den Beschluß 
über die Entlastung festzulegen. 

Die Knappschaften haben dieser Anregung bisher 
nicht entsprochen. Sie machen geltend, daß die der 
Entlastung zugrunde zu legenden Prüfberichte der 
Prüfstelle der Arbeitsgemeinschaften der Knapp- 
schaften erst sehr spät vorgelegt würden. Der Bun- 
desrechnungshof hat diesen Einwand nicht als stich- 
haltig anerkennen können, da die Verzögerung al- 
lein auf der unzureichenden Personalausstattung der 
Prüfstelle beruht. Er hat die Arbeitsgemeinschaft 
gebeten, für eine ausreichende personelle Besetzung 
ihrer Prüfstelle zu sorgen, damit die Prüfungen und 
die Entlastung in angemessener Zeit durchgeführt 
werden können. Die Arbeitsgemeinschaft hat zuge- 
sagt, hierfür zu sorgen. 

108 . Bei verschiedenen Knappschaften sind erheb- 
liche Haushaltsüberschreitungen erst im folgenden 
Rechnungsjahr vom Vorstand gebilligt worden. Aus 
den Beratungen über die Haushaltsüberschreitungen 
war zudem nicht zu ersehen, daß geprüft worden 
war, ob diese Ausgaben unvorhersehbar und un- 
abweisbar waren. Der Bundesrechnungshof hat an- 
geregt, sofern nicht ein Nachtragshaushalt in Be- 
tracht kommt, die Zustimmung des Vorstandes zu 
den über- und außerplanmäßigen Ausgaben in An- 
lehnung an die sonst im öffentlichen Bereich gelten- 
den Grundsätze vorher einzuholen und jeweils zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen hierfür gegeben 
sind. Er hat außerdem darauf hingewiesen, daß die 
Aufsichtsbehörde zu beteiligen sein wird. Die ge- 
prüften Knappschaften haben zugesagt, künftig ent- 
sprechend zu verfahren. 

109 , Die Höhe des Bundeszuächusses hängt wesent- 
lich davon ab, daß die Beiträge zeitgerecht und ord- 
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nungsgemäß eingezogen werden. Wiederholt ist es 
jedoch unterlassen worden, durch Mahnungen oder 
andere geeignete Maßnahmen auf die rechtzeitige 
Abführung der Beiträge zur knappschaftlichen Kran- 
ken- und Rentenversicherung hinzuwirken. Einzelne 
Knappschaften waren auch mit ihren Beitragsprü- 
fungen bei den Zechen, Stollen- und Unternehmer- 
betrieben im Rückstand. Eine Knappschaft hat über 
16 Monate lang bei keinem Betrieb Beitragsprüfun- 
gen durchgeführt; bei einer anderen Knappschaft 
waren im Zeitpunkt der örtlichen Erhebungen von 
213 Unternehmerbetrieben 145 seit mehr als zwei 
Jahren ungeprüft. Vereinzelt waren die den Prü- 
fungen zugrunde gelegten Unterlagen unzureichend, 
so daß eine sachgerechte Kontrolle nicht gewährlei- 
stet war. überwiegend war bei den Knappschaften 
mit den Betriebsprüfungen die Innenrevision beauf- 
tragt, die aber diese Aufgaben nicht wahrzunehmen 
hat. 

Nach der Beitragsüberwachungsverordnung sind 
Beitragsprüfungen in einem zweijährigen Turnus 
durchzuführen. Versäumnisse bei der Beitragsüber- 
wachung können dazu führen, daß die Ansprüche 
verjähren, da in der Regel die Verjährung bereits 
zwei Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres der Fäl- 
ligkeit eintritt. 

Der Bundesrechnungshof hat gebeten, für eine sach- 
gerechte Abführung der Beiträge zu sorgen, die Be- 
triebsprüfungen bestimmungsgemäß durchzuführen I 
und Betriebe, die aus besonderen Gründen aus dem | 
Kreis der knappschaftlichen Versicherung ausschei- | 
den, mit Vorrang zu prüfen. Ferner sollten die 
Betriebsprüfungen den sachlich geeigneten Stellen 
übertragen werden. 

Die Knappschaften haben zugesagt, hiernach zu ver- 
fahren. 


110 . Die Ausgaben bestehen zum weit überwiegen- 
den Teil aus den Rentenzahlungen. Nicht immer war 
das Rentenverfahren in Ordnung. Mehrfach hatten 
die Rentenanträge eine ungerechtfertigt lange Lauf- 
zeit. Bei einer Knappschaft betrug sie bis zu zehn und 
elf Monate. Das lag häufig an der langen Dauer der 
Rentenbegutachtung. Bei einer Knappschaft waren 
von 4616 Gutachten 755 nach sechs oder mehr Mona- 
ten vom Arzt noch nicht bearbeitet. Bei einigen 
Knappschaften verzögerte sich das Rentenbegutach- 
tungsverfahren zuweilen noch zusätzlich, weil der 
den Antragsteller behandelnde Arzt mehrere Male 
eingeschaltet wurde. 

Der Bundesrechnungshof hat die Knappschaften ge- 
beten, im Interesse der Berechtigten auf eine 
schnelle Bearbeitung der Rentenanträge und beson- 
ders auf eine Beschleunigung des Begutachtungsver- 
fahrens hinzuwirken. Er hat darauf hingewiesen, 
daß es unwirtschaftlich ist, ohne zwingenden Grund 
wiederholt den behandelnden Arzt einzuschalten. 
Eine verzögerte ärztliche Begutachtung kann zudem 
bei Nachuntersuchungen dazu führen, daß Renten 
verspätet entzogen werden. Erhebliche Rückwirkun- 
gen auf den Bundeszuschuß können die Folge sein. 

Der Schriftwechsel ist nicht abgeschlossen. 


111 . Eine in ihrer Höhe richtige Rentenfestsetzung 
ist nicht nur für den Versicherten, sondern auch für 
den Bund von Bedeutung. Die zu niedrig berechnete 
Rente benachteiligt den Rentenempfänger, eine irr- 
tümlich zu hoch festgesetzte Rente belastet letzten 
Endes den Bund. Eine richtige Rentenfestsetzung 
kennzeichnet darüber hinaus den Leistungsstand 
eines Rentenversicherungsträgers. Er war bei eini- 
gen Knappschaften nicht befriedigend. Da bei zu 
hoch festgesetzten Renten eine Berichtigung nur 
schwer möglich ist und der überzahlte Betrag nur 
unter bestimmten Voraussetzungen zurückgefordert 
werden kann, hat der Bundesrechnungshof empfoh- 
len, Untersuchungen über die Fehlerursachen und 
Fehlerschwerpunkte anzustellen und die hiernach 
erforderlichen organisatorischen und personalwirt- 
schaftlichen Maßnahmen durchzuführen. 

Der Schriftwechsel hierüber dauert noch an. 

112 . Der Bundesrechnungshof hat allein bei einer 
Knappschaft 965 Überzahlungen in Höhe von rd. 
583 000 DM festgestellt, bei denen rechtlich die 
Möglichkeit der Rückforderung besteht; bei einer 
anderen Knappschaft waren es 888 Fälle mit rd. 
833 000 DM und bei einer kleineren Knappschaft 
102 Fälle mit rd. 68 000 DM. Die Überzahlungen 
beruhten überwiegend darauf, daß Leistungen der 
knappschaftlichen Rentenversicherung mit einer Un- 
fallrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
zusammengetroffen und Nachzahlungen aus der 
Unfallversicherung nicht auf die Leistungen der 
knappschaftlichen Rentenversicherung angerechnet 
worden waren. Ein geringerer Teil der Überzahlun- 
gen war auf unrichtig berechnete Renten zurückzu- 
führen. Bei der Einziehung der überzahlten Beträge 
sind die geprüften Knappschaften im übrigen nicht 
immer sachgerecht verfahren. Wiederholt waren die 
Tilgungsraten im Verhältnis zu dem Leistungs- 
vermögen der Rückzahlungspflichtigen zu niedrig 
festgesetzt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, in geeigneter 
Form dafür zu sorgen, daß die Nachzahlungen der 
Unfallversicherungsträger allgemein auf die Leistun- 
gen der knappschaftlichen Rentenversicherungsträ- 
ger angerechnet und daß die Rückzahlungsraten 
mehr als bisher den wirtschaftlichen Verhältnissen 
der Schuldner angepaßt und in stärkerem Maße 
Veränderungskontrollen vorgenommen werden. Er 
hat darauf hingewiesen, daß unangemessen niedrige 
Raten dem finanziellen Interesse der Knappschaften 
widersprechen und zudem vermeidbare Mehrarbeit 
verursachen. 

Die beteiligten Knappschaften haben zugesagt, die 
Anregungen zu beachten. 

113 . Weitere Rückwirkungen auf den Zuschuß des 
Bundes an die knappschaftliche Rentenversicherung 
haben sich dadurch ergeben, daß alle Knappschaften 
Ausgaben für Renten, die nach dem 1. Januar 1957 
bewilligt wurden, für die aber wegen der Laufzeiten 
des Rentenfeststellungsverfahrens schon Teile vor 
diesem Zeitpunkt fällig waren, allgemein erst in den 
Jahren 1957 und später verbuchten, ohne die Be- 
träge im Wege der Rechnungsabgrenzung festzuhal- 
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ten, die vor dem 1. Januar 1957 fällig waren. Da die 
Zusdiußpflidit des Bundes nach § 128 RKG erst seit 
dem 1. Januar 1957 besteht, hätten die vor dem 
1. Januar 1957 fälligen Rentenanteile aus dem > — 
heute noch vorhandenen — Vermögen der Knapp- 
schaften, das sie bis zum 31. Dezember 1956 an- 
gesammell hatten, bezahlt werden mü.ssen. Daher 
war zwischen dem Biindesminister und der Arbeits- 
gemeinschait der Kiiappschallen verein])arl worden, 
die Rentenanloile, die vor dem 1. Januar 1957 fällig 
waren, aber erst nach dem 31. Dezember 1956 gezahlt 
wurden, nidit in die Ausgabe- und Einnahmerech- 
nung der Jahre 1957 und folgende aufzunehmen. 
Die Knappschaften sollten vielmehr diese Renten- 
teile auf besonderen Wertberichtigungskonten bu- 
dien. Diese Vereinbarung haben sie nicht einge- 
halten. Die Höhe der Beträge, die der Bund zuviel 
gezahlt hat, läßt sich daher nicht genau angoben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Knappschaften dar- 
auf hingewiesen, daß sie zur Rückzahlung der Be- 
träge an den Bund verpflichtet sind; die Verhand- 
lungen über den zu erstattenden Betrag sind noch 
nicht abgeschlossen. Die Arbeitsgemeinschaft der 
Knappschaften hat ihn auf 7 bis 8 Mio DM beziffert. 

114 , Die Knappsdiaflen haben ini Rahmen der 

knappschafUichen KrankenversichcMung den Bun- 
deszuschuß nadi § 15 SVAG i. V. mit § 5 

Abs. 3 Kn VAG nicht nur für die Beil rüge der 
Erwerbstätigen, sondern auch für die der Arbeits- 
losen gefordert, die die BAVAV aufzubringen hat. 
Das war nicht zulässig, da die Beiträge für die Ar- 
beitslosen nicht als Arbeitsverdienst im Sinne des 
Gesetzes anzusehen sind. Auf Grund der Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes ist der Bund um 
rd. 2,2 Mio DM entlastet worden. Außerdem ist 
sichergestellt worden, daß die Arbeitslosen nicht 
mehr in die Zuschußberechnung einbezogen werden. 

115 , Auf die Hohe des Bundeszuschusses kann auch 
die Wirtschaftsführung der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung von Einfluß sein. Rückwirkungen 
sind insbesondere aus der verwaltungsmäßig engen 
Verflechtung einzelner Arbeitsgebiete der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung mit der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung moglicii. Ohne eine 
klare Abgrenzung wird der Bundeshaushalt mit 
Kosten belastet, die die knappschaftliche Kranken- 
versicherung selbst zu tragen hat. 

Die Verflechtungen der knappschaftlichen Kranken- 
versicherung mit der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung sind besonders eng auf dem Gebiete der 
allgemeinen Verwaltung. 

Die Kosten für die allgemeine Verwaltung der bei- 
den Zweige der knappschaftliciien Versidicrung 
werden nach einem vor Jahren aufgestellton Schlüs- 
sel aufgetoilt, der nicht mehr den tatsächlichen Ver- 
hältnissen entspricht. Die knappschaftliche Renten- 
versicherung ist dadurch in nicht geringem Umfange 
zugunslem der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung belastet worden, die ihre Verwaltungskoslen 
selbst zu besl reiten hat. Der Zuschuß des Bundes 
hat sich hierclurdi seit Jahren erheblich erhöht. 


! Der Bundesrechnungshof, der bei seinen Prüfungen 
: auch darauf hinwirkt, daß die Finanzverantwortung 
; der beiden Versicherungszweige entsprechend den 
: fcichlidien Zuständigkeiten geregelt wird, hat den 
i Bundosmiuister gebeten, für eine den tatsächlichen 
; Vorhällnisson eiitsprechonde Verteilung der Kosten 
I zu sorgen. Die Verhandlungen schweben noch. 

I 116, Das Yerwaltiingsverinögcm dcjr ehemaligen 
1 Reichsknappschaft wird nach § 12 KnVAG durch die 
; örtlich zuständigen Knappschaften und die Treu- 
handverwaltung der Reichsknappschaft verwaltet. 
Am 31. Dezember 1963 verwaltete die Treuhandver- 
waltung der Reidiksnappschaft 

kurz- und mittelfristige Geldanlagen 
(Gutliaben bei Banken) 

; im Werte von 5 862 313,16 DM 

Darieh ensforderungen 

im Werte von 5 475 305,03 DM 

Wertpapiere 

im W(M te von 4 536 120,88 DM 

■ (irundstiicke 

iin Werte von 840 459, — DM. 

I Die X'^er/insung der Bankguthaben Ing weit unter 
i dom marktgerechten Zinssatz. 

Damit dieses Vermögen den Knappschaften zugute 
. kommt und der Biindeszuschuß vermindert wird, 

; hat der Bundesrechnungshof beim Bundesminister 
I angeregt, im Zusammenhang mit der Errichtung einer 
‘ Bundesknappsdiaft Bestimmungen wegen des über- 
! gangs der Vermögenswerte auf die Bundesknapp- 
j Schaft zu treffen oder die ehemalige Reichsknapp- 
schaft entsprechend dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse nicht mehr bestehender öffent- 
i lieber Rechtsträger abzuwickeln. Er hat außerdem 
angeregt, inzwischen für eine Geldanlage zu markt- 
gerechten Zinsen zu sorgen. 

Der Bundesminister hat zugesagt, bei der in Aus- 
sicht genommenen Errichtung einer Bundesknapp- 
: Schaft dafür einzutreten, daß diese das Vermögen 
der ehemaligen Reichsknappschaft übertragen erhält. 

; Außerdem hat er sich bereit erklärt, für eine markt- 
: konforme Verzinsung der Bankguthaben zu sorgen. 

, 117. Dic^ bei allen Knappschaften bestehenden Rech- 
: nungsprüfungsämter verfügen teilweise nicht über 
; ausreichendes Personal. Auch fehlen Vorschriften 
i über Stellung und Besetzung der Ämter sowie über 
I Umfang und Art des Prüfungsverfahrens. Vielfach 
haben die Redinungsprüfcr außer ihren eigentlichen 
Prüfungsaufgaben noch teilweise seht umfangreiche 
Verwaltungsaufgaben zu erledigen. So haben sie 
. bei mehreren Knappschaften den Beitragseinzug und 
= die Beilragsabrechnung bei Zechen, Stollen- und 
: Unternehmerbetriebon geprüft. Bei einer Knapp- 
schaft hatte der Prüfer neben seinen Prüfungsaufga- 
ben Grundstücksangelegenheiten zu erledigen, die 
Bücherei zu überwachen und Aushilfsdienst in ver- 
schiedenen Abteilungen — sogar in der Kasse — 
zu leisten. Bei einigen Knappschaften haben die 
Rechnungsprüfiingsämter auf clem Gebiet der Ren- 
tenbercKhnung, das nach Ansicht des Bundesrech- 
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nungshofes mit Vorrang zu prüfen ist, überhaupt 
keine Prüfungen durchgeführt. Bei den übrigen 
Knappschaften war der Anteil dieser Prüfungen so 
gering, daß daraus keine Schlüsse auf Fehlerschwer- 
punkte gezogen werden können. Bei der Mehrzahl 
der Knappschaften wurde nicht einmal 1 v. IL der 
insgesamt festgesetzten Renten geprüft. 

Der Bundesrechnimgshof hat darauf hingewiesen, 
daß es bei dem Umfang der Rontenleistungen und 
dem hohen Kapital wert jeder einzelnen Rente not- 
wendig ist, für eine ausreichende Personalausstat- 
tung zu sorgen, die Rechnungsprüfer von anderen 
Aufgaben zu entlasten und die Prüfung der Renten- 
festsetzungen zu verstärken. Soweit es sich bisher 
übersehen läßt, werden diese Hinweise beachtet. 

Mit der Aufstellung einer Musterprüfordnung für 
die Innenrevision und von Grundsätzen für die 
Durchführung der Rentenprüfung hat sich die Ar- 
beitsgemeinschaft der Knappschaften der Bundes- 
republik Deutschland bereits befaßt. Der Bundes- 
rechnungshof hat hierzu Anregungen gegeben. 

Die Ergebnisse seiner Prüfung haben den Bundes- 
rechnungshof veranlaßt, dem Bundesminister erneut 
die baldige Fertigstellung des Entwurfes für ein 
Gesetz über die Errichtung einer Bundesknappschaft 
zu empfehlen, da durch dieses Gesetz die Aufsicht 
wirkungsvoller gestaltet, die Betreuung der Ver- 
sicherten verbessert und gleichzeitig eine Senkung 
der Verwaltungskosten erreicht werden könnte. 

Der Bundesminister hat ziigesagt, der Anregung zu 
folgen. 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12) 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung, Bundes- 
wasserstraßen 

(Kapitel 12 03 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Geräteeinsatz 

118 . Der Bund ist gesetzlich verpflichtet, die in 
seinem Eigentum befindlichen Gewässer einschließ- 
lich der Ufer zu unterhalten und die dem allgemei- 
nen Verkehr dienenden Wasserstraßen in einem 
verkehrssicheren Zustande zu erhalten. Die dafür 
notwendigen Arbeiten führt die Bundeswasser- und 
Schiffahrtsverwaltung (WSV) aus, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit schwimmenden Fahrzeugen und 
Geräten ausgerüstet Ist. Sie verfügt über etwa 150 
Bagger- und Spülgeräte, 450 Schlepper und Motor- 
boote, 1200 Prähme sowie 150 sonstige Fahrzeuge 
und Geräte wie Tonnenleger, Eisbrecher, Feuer- 
schiffe usw. 

119 . Der Bundesrechnungshof hat den Einsatz die- 
ser Fahrzeuge und Geräte, über den ein Gesamt- 
überblick bisher auch beim Bundesminister nicht 
bestand, einer allgemeinen Prüfung unterzogen. Da- 
bei hat er festgestellt, daß bei dem Einsatz auch un- 
ter Berücksichtigung der Notwendigkeit, aus Grün- 
den der Verkehrssicherheit eine gewisse Leistungs- 


reserve vorzuhalten, wirtschaftliche Gesichtspunkte 
nicht immer ausreichend beachtet worden sind. So 
waren für die Bagger nicht imm'er genügend Schlep- 
per und Prähme vorhanden, wodurch der Betrieb 
wegen Fehlens von Transportraum zur Abfuhr des 
gewonnenen Bodens häufig länger unterbrochen 
wurde. Auch war in vielen Fällen die tatsächliche 
Leistung der Bagger im Verhältnis zu ihrer mögli- 
chen Leistung zu gering, so daß überhöhte Förder- 
kosten für das Baggergut entstanden. Zahlreiche 
Geräte und Fahrzeuge, besonders die Bereisungs- 
boote, blieben viele Tage ohne Einsatz, weil keine 
Arbeitsaufträge erteilt werden konnten. Die Be- 
triebs-, Unterhaltungs- und Instandsetzungskosten 
waren auch bei gleichartigen Fahrzeugen und Gerä- 
ten mit annähernd demselben Baujahr mitunter sehr 
unterschiedlich und teilweise außergewöhnlich hoch. 
Auch haben sich die Betriebskosten bei längeren 
Liegezeiten nicht immer entsprechend verringert. 

Die Geräte und Fahrzeuge waren zum Teil überaltert 
und unmodern. Auch sind kostspielige Instandset- 
zungen oder Umbauten noch wenige Jahre vor der 
Außerdienststellung vorgenommen worden. Beim 
Ersatz von abgängigen Geräten und Fahrzeugen ist 
vielfach auch dann die Nennleistung v/esentlich er- 
höht worden, wenn eine Notwendigkeit hierfür nicht 
gegeben war. Die Erhöhung der Leistung betrug 
z. B. bei Baggergeräten im Binnenbereich 70 v, H. 
und bei Motorbooten und Schleppern 120 v. H. 

Die Besatzungsstärke wich bei gleichartigen Fahr- 
zeugen und Geräten teilweise voneinander ab. Auch 
sind die Personalkosten bei demselben Fahrzeug 
oder Gerät mitunter von einem Jahr zum anderen 
erheblich gestiegen, ohne daß ein Grund hierfür 
bestand. 

Die für jedes Fahrzeug oder Gerät zu führenden 
Betriebstagebücher und -'Karteikarten sollen lücken- 
los die Verwendung während des ganzen Jahres 
wiedergeben. Die Summe der Einsatz-, Liege- und 
Instandsetzungstage muß mit der Zahl der jährlich 
möglichen Arbeitstage übereinstimmen. Dies war 
nicht immer der Fall. Der Nachweis über den Ein- 
satz ist bisher auch nicht genügend ausgewertet 
worden. 

120 . Daß der Einsatz nicht immer wirtschaftlich 
war, dürfte in vielen Fällen darauf beruhen, daß die 
Geräte fast ausnahmslos den einzelnen Ämtern zu- 
gewiesen oder sogar auf die Aufsichtsbezirke eines 
Amtes aufgeteilt sind und nur in geringem Umfang 
überörtlich eingesetzt werden. Bei rechtzeitig ge- 
plantem überörtlichem, ggf. über die Grenzen einer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion hinausgehendem 
Einsatz dürfte eine wesentlich größere Wirtschaft- 
lichkeit zu erzielen sein. Es sollte auch geprüft 
werden, ob ein stärkerer Unternehmereinsatz bei 
Bagger- und anderen Unterhaltungsarbeiten möglich 
ist und zweckmäßig wäre. Das Vorhalten von Be- 
reisLingsbooten könnte auf besondere Schwer- 
punkte des Wasserstraßennetzes beschränkt werden. 

Vor der Ersatzbeschaffung von Fahrzeugen und 
Geräten sowie vor großen Instandsetzungen und 
Uinbauarbeiten wäre künftig in jedem Fall zu prü- 
fen, ob das Fahrzeug oder Gerät entbehrt werden 
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kann, z. B. weil seine bisherigen Aufgaben von an- 
deren nicht genügend ausgelasteten Fahrzeugen 
oder Geräten übernommen werden können. Ebenso 
sollte untersucht werden, ob der mit der Instand- 
setzung oder dem Umbau verbundene Aufwand 
wirtschaftlich noch gerechtfertigt ist. 

Eine Erhöhung der Nennleistung von Fahrzeugen 
und Geräten sollte wegen der damit verbundenen 
Steigerung der laufenden Kosten, häufig auch der 
Personalkosten, davon abhängig gemacht werden, 
daß hierfür ein Bedarf nachgewiesen wird. 

Sofern der Personalbestand der Fahrzeuge und Ge- 
räte nach den Bordlisten über die vorgeschriebene 
Mindestbemannung hinausgeht, wäre von Fall zu 
Fall zu prüfen, ob er gerechtfertigt ist. Erleichterun- 
gen bei der Bedienung von Fahrzeugen und Geräten 
durch deren Umbau wären angemessen zu berück- 
sichtigen. 

Die jetzige Form der Aufzeichnungen über die Be- 
triebsergebnisse erscheint für eine schnelle und ein- 
wandfreie Auswertung nicht geeignet. Es sollten 
daher neue Methoden entwickelt werden, die auch 
die Anwendung der modernen Rechentechnik zulas- 
sen. 

121 . Der Bundesminister hat auf Teilgebieten be- 
reits verschiedene Rationalisierungsmaßnahmen ge- 
troffen, die sich wirtschaftlich günstig ausgewirkt 
haben. Der Bundesrechnungshof hält jedoch eine 
allgemeine Überprüfung des Geräteeinsatzes bei der 
WSV für unerläßlich. Er hat den Bundesminister 
gebeten, die Überprüfung durchzuführen. Der Bun- 
desminister hat sich hierzu bereit erklärt. 


Personaleinsatz und Bauleitungskosten bei Bauvor- 
haben für die Marine 

122 . Der Bundesminister für Verkehr führt für den 
Bundesminister der Verteidigung bestimmte Bau- 
vorhaben für die Marine mit Personal der WSV aus. 
Für die Planung und die Durchführung dieser Was- 
serbaumaßnahmen werden neben ständigen Bedien- 
steten zahlreiche Zeitangestellte eingesetzt. 

Die mit den Bauaufgaben für die Marine beauf- 
tragten Dienststellen der WSV wurden wegen des 
zunächst steigenden Bauvolumens personell ver- 
stärkt. Die höchsten Ausgaben entstanden im Rech- 
nungsjahr 1963. Danach sank das Bauvolumen er- 
heblich ab. Es betrug 1964 noch 65 v. H. und 1965 
noch 57 V. H. von dem des Rechnungsjahres 1963. 
Der Personalbestand der mit den Bauvorhaben für 
die Marine beauftragten Dienststellen wurde jedoch 
nicht verringert. 

Der Bundesrechnungshof hat dies wiederholt bean- 
standet und bei den Ressortbesprechungen über den 
Voranschlag gefordert, daß der Personalbestand je- 
weils rechtzeitig dem verringerten Bauvolumen an- 
gepaßt wird. Die Verwaltung hat daraufhin Maß- 
nahmen mit dem Ziel eingeleitet, die Zahl der Zeit- 
angestellten zu verringern. Darüber hinaus hat der 
Bundesminister nunmehr zugesagt, eine entspre- 
chende Anzahl von Dienstposten für Beamte und 


Angestellte vom Rechnungsjahr 1967 an einzuspa- 
ren. Die Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen. 
Die sich aus der Personalverringerung ergebenden 
Einsparungen belaufen sich jährlich auf mehrere 
Mio DM. 

123 . Vor der Ausführung der Bauvorhaben für 
die Marine sind neben den unmittelbaren Bau- 
kosten alle für Zwecke der Bauleitung zu erwar- 
tenden Aufwendungen, insbesondere auch die Per- 
sonalkosten, zu veranschlagen, damit die Gesamt- 
kosten der Vorhaben ermittelt werden können. Die 
Kosten für das ständige Personal sind jeweils am 
Jahresende dem Kapitel 12 03 aus Kapitel 14 12 zu 
erstatten. In vielen Fällen ist das unterblieben. Der 
Bundesminister hat Erstattungen in Höhe von etwa 
1,5 Mio DM nachholen lassen. 

124 . Die für die Bauleitung veranschlagten Mittel 
sind so zu bewirtschaften, daß sie für die gesamte 
Bauzeit ausreichen. Dies ist nicht immer beachtet 
worden. Bei einigen Baudienststellen waren, vor 
allem wegen der nicht rechtzeitigen Verringerung 
des Personals, die Bauleitungsmittel nahezu er- 
schöpft, obgleich bis zur Fertigstellung der Bauten 
noch erhebliche Arbeiten erforderlich sind. Die ver- 
anschlagten Bauleitungsmittel werden daher bei 
einigen Vorhaben nicht ausreichen. 

Der Bundesminister wird sicherzustellen haben, daß 
bei allen Bauvorhaben für die restlichen Arbeiten 
genügend Mittel für Bauleitungszwecke zur Ver- 
fügung stehen. 

Darüber hinaus wird er im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Verteidigung die Bauvorhaben 
so vorauszuplanen haben, daß der Personalbestand 
der mit der Durchführung beauftragten Dienststellen 
der WSV den Änderungen des Bauvolumens recht- 
zeitig angepaßt werden kann. 


Vertragsstrafen bei Bauvorhaben 

125 . Bei den Bauvorhaben der WSV ist die Ein- 
haltung der Fertigstellungsfristen insbesondere im 
Interesse der Schiffahrt und der Verkehrssicherheit 
oft von erheblicher Bedeutung. Die WSV soll nach 
der VOB in solchen Fällen mit dem Auftragnehmer 
die Zahlung einer Vertragsstrafe für den Fall ver- 
einbaren, daß dieser das Bauvorhaben nicht inner- 
halb der festgelegten Fristen ausführt. Die Verein- 
barung einer Vertragsstrafe verfolgt auch den 
Zweck, das Interesse des Auftragnehmers an der 
fristgerechten Erfüllung seiner Verbindlichkeiten zu 
verstärken. 

126 . Der Bundesrechnungshof hat hinsichtlich der 
Vereinbarung und Abwicklung von Vertragsstra- 
fen wiederholt Mängel festgestellt. So ist in vielen 
Bauverträgen eine Vertragsstrafe vereinbart wor- 
den, obgleich bei einer Überschreitung der Fertig- 
stellungsfristen keine Nachteile für den Bund zu 
erwarten waren. Hierdurch entstanden Mehraus- 
gaben, da der Auftragnehmer in seinem Angebot 
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die Vertragsstrafe bei der Bemessung des Risikozu- 
schlags berücksichtigen mußte. In anderen Fällen 
stand die Höhe der vereinbarten Vertragsstrafe 
nicht in angemessenem Verhältnis zu den bei einer 
Überschreitung der Fertigstellungsfrist möglichen 
Nachteilen, oder sie war nicht eindeutig bestimmt. 

Bei der Verlängerung von Ausführungsfristen, die 
dem Auftragnehmer unter bestimmten Vorausset- 
zungen nach der VOB gewährt werden kann, ist 
die Verwaltung häufig großzügig verfahren. Selbst 
in Fällen, in denen die Verzögerung der Arbeiten 
vom Auftragnehmer zu vertreten war, z. B, bei 
ungünstigen Witterungseinflüssen, mit denen der 
Auftragnehmer rechnen mußte, oder bei Fachar- 
beitermangel, der in seinen Risikobereich fiel, sind 
abweichend von der VOB und unter Außeracht- 
lassen höchstrichterlicher Entscheidungen Fristver- 
längerungen zugestanden worden; an sich verwirkte 
Vertragsstrafen konnten somit nicht geltend ge- 
macht werden. 

Die Vertragsstrafe kann nach der VOB nur verlangt 
werden, wenn der Auftraggeber dies bei der Ab- 
nahme der Bauleistung ausdrücklich vorbehält. Das 
ist in mehreren Fällen nicht geschehen, obgleich 
die Fertigstellungsfristen erheblich überschritten 
worden waren und ein Antrag auf Fristverlängerung 
nicht gestellt oder über einen solchen noch nicht 
entschieden war. Vertragsstrafen konnten daher 
auch in diesen Fällen nicht mehr gefordert werden. 

In vielen Verträgen war die Vertragsstrafe abwei- 
chend von der VOB als Kann-Bestimmung verein- 
bart worden. Dadurch wmr für den Auftragnehmer 
die Kalkulation erschwert. Im übrigen ist in diesen 
Fällen allgemein von der Einziehung der Vertrags- 
strafe abgesehen worden, 

127 , Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß Vertragsstrafen entsprechend der VOB nur dann 
ausbedungen werden sollen, wenn die Überschrei- 
tung der Fertigstellungsfristen mit erheblichen 
Nachteilen für die Aufgaben der Verwaltung ver- 
bunden sein kann. Er hält es aber für notwendig, 
daß fällige Vertragsstrafen dann auch verlangt wer- 
den, damit die Wirksamkeit von Vertragsstrafen 
erhalten wird. 

Der Bundesminister ist daher gebeten worden, die 
WSV auf die besondere Bedeutung der Vertrags- 
strafe hinzuweisen. Er hat daraufhin die Behand- 
lung der Vertragsstrafen in einem Erlaß eingehend 
geregelt. Er wird die Handhabung zu überwachen 
haben, insbesondere daraufhin, daß bei Fristver- 
längerungen strengere Maßstäbe als bisher ange- 
legt werden. 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Vorzeitige Einstellung in den Haushalt, Mängel der 
Kostenermittlung und Mittelbewirtschaftur^g 

128 , Die Ortsumgehung einer Bundesstraße war 
zunächst einbahnig geplant. Der Kostenanteil des 


Bundes war im Straßenbauplan 1960 mit 11 Mio DM 
veranschlagt worden. Mit Zustimmung des Bundes- 
ministers wurde dann die Ortsumgehung für einen 
zweibahnigen Ausbau umgeplant. Der Bundesanteil 
wurde im Straßenbauplan 1962 auf 13 Mio DM und 
im Straßenbauplan 1963 auf 15 Mio DM erhöht. 
Bei der Bauausführung stellte sich heraus, daß die 
Mittel bei weitem nicht zur Deckung der Ausgaben 
ausreichten. Die Auftragsverwaltung hat aber erst 
Anfang 1965, als die Bauleistungen im wesentlichen 
abgeschlossen, die nach dem Straßenbauplan zur 
Verfügung stehenden Mittel um mehr als 2 Mio DM 
überschritten und weitere Zahlungsverpflichtungen 
von etwa 3 Mio DM eingegangen waren, die vor- 
aussichtlichen Gesamtkosten neu ermittelt und die 
Erhöhung des Haushaltsansatzes beantragt. Nach 
einer neuen Baukostenübersicht vom August 1966 
erhöht sich der Bundesanteil an den Kosten auf rd. 
21 Mio DM. 

Die Mehrkosten für den zweibahnigen Ausbau 
waren von vornherein zu niedrig veranschlagt. 
Schon bei überschläglicher Schätzung hätten sie mit 
mindestens 50 v. H. der für den einbahnigen Aus- 
bau ermittelten Kosten angesetzt werden müssen. 
In dem Kostenvoranschlag, der die Grundlage für 
die Aufnahme in den Straßenbauplan 1963 bildete, 
waren nötige Aufwendungen zum Teil überhaupt 
nicht, zum Teil nicht ausreichend berücksichtigt 
worden. Im Laufe des Rechnungsjahres 1963 waren 
die Bauarbeiten so weit fortgeschritten, daß nach 
dem Umfang der bereits ausgeführten sowie der ver- 
gebenen und zur Vergabe anstehenden Leistungen 
der Gesamtbedarf an Mitteln zuverlässig hätte fest- 
gestellt werden können. Spätestens zu dieser Zeit 
hätte erkannt werden müssen, daß der Kostenvor- 
anschlag erhebliche Mängel hatte und der veran- 
schlagte Betrag nicht ausreichte, 

129 , Für den Bau einer anderen Umgehungsstraße 
wurden im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1957 3 Mio DM und für die Rechnungsjahre 
1958 und 1959 9,3 Mio DM als erster Teilbetrag aus- 
gebracht. Ein Kostenvoranschlag lag diesen Ansät- 
zen nicht zugrunde. Erst im Rechnungsjahr 1960 wa- 
ren die in den Straßenbauplan aufgenommenen vor- 
aussichtlichen Gesamtkosten von 11,3 Mio DM nach 
einem Vorentwurf mit Kostenvoranschlag ermittelt 
worden. Die Arbeiten wurden 1960 begonnen. 

Ende 1962 wmren bereits 11,4 Mio DM ausgegeben 
und damit die verfügbaren Mittel überschritten. Der 
Haushaltsansatz wurde 1963 auf 16,2 Mio DM er- 
höht, jedoch bis zur Fertigstellung der Maßnahme 
im Frühjahr 1965 erneut um 2,3 Mio DM überschrit- 
ten. Weitere 350 000 DM wurden zur Erfüllung ein- 
gegangener Verpflichtungen benötigt. Die Gesamt- 
kosten der Maßnahme werden voraussichtlich etwa 
19,4 Mio DM, also rd. 8,1 Mio DM mehr als ur- 
sprünglich veranschlagt, betragen. 

Von den Mehrkosten sind etwa 2 Mio DM auf 
unvorhersehbare Schwierigkeiten zurückzuführen, 
die sich bei der Bauausführung ergaben. Die darüber 
hinaus entstandenen Mehrkosten hätten schon vor 
dem Baubeginn annähernd richtig veranschlagt wer- 
den können, wenn die Entwurfsunterlagen und die 
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Massenermittlung sorgfältig aufgestellt worden 
wären. Als für das Rechnungsjahr 1963 der Haus- 
haltsansatz berichtigt wurde, war der weitaus 
größte Teil der zu erwartenden Kosten bekannt. 
Irgendwelche Gründe, die eine haushaltsmäßig ein- 
wandfreie Behandlung des Bauvorhabens und die 
dem tatsächlichen Bedarf entsprechende Berichtigung 
des Kostenanschlags verhindert hätten, lagen nicht 
mehr vor. Die Gesamtkosten hätten daher in der 
tatsächlich benötigten Höhe eiingesetzt werden müs- 
sen. 

130 . Der Bundesrechnungshof hat in beiden Fällen 
beanstandet, daß die Maßnahmen zu einer Zeit in 
den Haushaltsplan eingestellt worden sind, als die 
Planung noch nicht ausgereift war. Im ersten Fall 
konnten die voraussichtlichen Gesamtkosten nicht 
ermittelt werden, solange nicht entschieden war, ob 
die Straße ein- oder zweibahnig auszubauen war. 
Im zweiten Fall waren die in § 14 RHO vorge- 
schriebenen Unterlagen überhaupt nicht vorhanden. 
Er hat weiter bemängelt, daß die beteiligten Stellen 
der Auftragsverwaltung die Kostenermittlungen 
äußerst nachlässig aufgestellt haben und bei der Be- 
wirtschaftung der Mittel ihre Sorgfaltspflicht in be- 
denklicher Weise verletzt haben. 

Die Autragsverv/altung hat erklärt, sie habe Maß- 
nahmen getroffen, durch die ähnliche Verstöße in 
Zukunft vermieden würden. Der Bundesminister hat 
die Fälle zum Anlaß genommen, alle Auftragsver- 
waltungen auf die Beachtung der Reichshaushalts- 
ordnung und auf die sorgfältige Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel hinzuweisen. Er wird die beiden 
Fälle noch haushaltsmäßig zu bereinigen haben. 


Mängel bei der Planung und dem Bau einer Um- 
gehungsstraße 

131 . ln einer Großstadt ist damit begonnen worden, 
die Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße zur Entla- 
stung des engen, für den Verkehr nicht mehr ausrei- 
chenden innerstädtischen Straßennetzes und des un- 
zureichenden Flußüberganges durch eine kreuzungs- 
freie vierspurige Umgehungsstraße zu ersetzen. Ver- 
kehrsuntersuchungen hatten ergeben, daß in abseh- 
barer Zeit weder für den innerstädtischen noch für 
den Fernverkehr eine autobahnähnliche ausgebaute 
Straße benötigt würde. Die Umgehungsstraße wurde 
deshalb so geplant, daß sie beiden Verkehrsarten 
gleichzeitig dienen kann. Sie soll im Süden der 
Stadt die bisherige Linienführung der Bundesstraße 
verlassen, im Stadtbereich die Innenstadt westlich 
auf einem Gelände umgehen, das die Stadt für eine 
Ringstraße vorgesehen und anbaufrei gehalten 
hatte, den Fluß üborb rücken und nördlich davon 
durch einen etwa 1 km langen Tunnel wieder an 
die Bundesstraße anschließen. Auf einer Strecke von 
8,5 km soll die Umgehungsstraße acht Anschluß- 
stellen erhalten, die zum Teil nur 700 bis 1000 m 
voneinander entfernt liegen und alle bedeutenden 
vorhandenen oder noch auszubauenden städtischen 
Straßen an sie anschließen. Damit bei der dichten 
Lage der Anschlußstellen der Verkehr sicher ab- 


laufen kann, soll die zulässige Höchstgeschwindig- 
keit begrenzt werden. 

Die Gesamtkosten der Maßnahme, für die bisher 
baureife Planungen nur für Teilstrecken vorliegen, 
dürften 200 Mio DM übersteigen, von denen etwa 
175 Mio DM auf den Bund entfallen. .Allein der Bau 
des Tunnels wird mehr als 35 Mio DM kosten. Für 
die Stadt ist nach dem jetzigen Stand eine Kostenbe- 
teiligung von 26 Mio DM vorgesehen, die sich aus 
dem nach den Kreuzungsrichtlinien auf sie ent- 
fallenden Anteil an den Kosten der Kreuzungen und 
dem Wert der von ihr zur Verfügung gestellten 
Grundstücke zusammensetzt. Im Bundeshaushalts- 
plan waren bis zum Rechnungsjahr 1966 nur 60 Mio 
DM als Gesamtkosten ausgebracht. 

Zur Zeit wird die Flußbrücke mit einem nördlich 
davon liegendem Anschluß an eine kreuzende Bun- 
desstraße und eine Teilstrecke im Südteil der Um- 
gehungsstraße gebaut. 

Der Bundesminister hatte bei der Planung angeregt, 
im Interesse einer störungsfreien Verkehrsführung 
und wegen der besonders schwierigen Linienführung 
im Bereich von Krankenanstalten auf die eine oder 
andere Anschlußstelle zu verzichten. Die Stadt 
lehnte den Vorschlag ab, weil dann die städtischen 
Verkehrsbelange nicht genügend berücksichtigt wür- 
den. Allein die nunmehr im Bereich der Kranken- 
anstalten nötigen besonderen Schallschutzmaßnah- 
men erfordern voraussichtlich zusätzliche Kosten 
von rd. 400 000 DM. 

132 . Der Bundesrechnungshof hat die Beteiligung 
der Stadt an den Kosten als zu gering beanstandet. 
Die Linienführung der Umgehungsstraße im un- 
mittelbaren Stadtgebiet und die Häufung der An- 
schlußstellen kommen dem innerstädtischen Verkehr 
zugute. Durch die Berücksichtigung der Wünsche 
der Stadt, die sogar zu Nachteilen für den Fernver- 
kehr führt, entstehen neben wesentlich höheren 
Grunderwerbskosten auch höhere Kosten besonders 
für Kunstbauw’^erke (Brücken, Stützmauern), ohne daß 
die Stadt sich an den Baukosten der Umgehungs- 
straße beteiligt. Die Stadt spart Aufwendungen für 
eigene Maßnahmen, die sie hätte durchführen müs- 
sen und die sie mit der geplanten Ringstraße bereits 
vorgesehen hatte. 

Weiter hat der Bundesrechnungshof bemängelt, daß 
die Gesamtkosten der Straße im Bundeshaushalts- 
plan von vornherein zu niedrig angesetzt worden 
waren und daß dieser Ansatz bisher nicht berichtigt 
worden ist. Die im Straßenbauplan angegebenen 
Gesamtkoston werden voraussichtlich in voller Höhe 
allein für die im Bau befindlichen Teilstrecken be- 
nötigt. Der Bundesrechnungshof hat schließlich an- 
geregt zu prüfen, ob der Bau des Tunnels nicht zu- 
gunsten anderer dringender Straßenbaumaßnahmen 
zurückgestellt werden kann. Die Entlastung des 
innerstädtischen Straßennetzes kann in einer vor- 
aussichtlich für mehrere Jahre ausreichenden Weise 
erreicht werden, wenn der Verkehr von der An- 
I schlußstelle nödlich des Flußüberganges über eine 
dort kreuzende verhältnismäßig gut ausgebaute an- 
dere Bundesstraße wieder auf die Biindesstraße ge- 
leitet wird. 
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133 . Die Auftrags Verwaltung hat die Kostenbetei- 
ligung der Stadt für angemessen gehalten; Der Bun- 
desminister hat jedoch der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes zugestimmt und die Auftragsver- 
waltung aufgeiordert, mit der Stadt wegen der Er- 
höhung ihres Kostenanteils zu verhandeln. Zu den 
unrichtigen Angaben über die Gesamtbaukosten im 
Straßenbauplan haben der Bundesminister und die 
Auftragsverwaltung mitgeteilt, die ursprünglich ver- 
anschlagten Gesamtkosten von 60 Mio DM hätten 
sich auf einen einbahnigen Ausbau der südlich 
des Tunnels gelegenen Teilstrecke bezogen. Bei der 
Umstellung auf den sofortigen vierspurigen Ausbau 
seien die Zahlenangaben nicht berichtigt worden, 
weil die Haushaltsansätze bisher den als Gesamt- 
kosten angegebenen Betrag nicht erreicht hätten. 
Es werde angestrebt, im 3. Vierjahresplan die be- 
richtigten Gesamtko'sten für diese Teilstrecke ein- 
zusetzen. Mit dem Bau des Tunnels soll nach der 
Erklärung des Bundesministers erst begonnen wer- 
den, wenn die übrigen Teilstrecken der Umgehungs- 
straße fertiggestellt sind, was voraussichtlich nicht 
vor 1970 geschehen wird. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, 
daß die noch offenen Fragen bereinigt werden. 


Mängel der Bauvorbereitung 

134 . Der Bundesrechnungshof hat in den vergan- 
genen Jahren wiederholt auf die mangelhafte Vor- 
bereitung von Straßenbauvorhaben hingewiesen. 
Besonders in der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 
wurden unter Nr. 69 die nachteiligen Folgen dar- 
gestellt, die sich daraus für den Bauablauf und die 
Kosten ergeben. Die Tendenz, mit dem Bau unzu- 
reichend vorbereiteter Maßnahmen zu beginnen, 
hält unvermindert an. Hierfür werden folgende Bei- 
spiele angeführt: 

a) Ein Straßenbauamt hat die Arbeiten zum Ausbau 
einer etwa 2,5 km langen Teilstrecke einer Bun- 
desstraße vergeben, bevor das Verfahren zur 
Planfeststellung eingeleitet worden war. Die am 
4. April 1961 begonnenen Bauarbeiten mußten 
acht Monate später wieder eingestellt werden, 
weil sich beim Grunderwerb und bei den Ver- 
handlungen mit einer vom Straßenbau betrof- 
fenen Eisenbahngesellschaft Schwierigkeiten er- 
gaben. Der Auftragnehmer hatte bis dahin nur 
etwa 1,1 km wie vereinbart fertigstellen können. 
Eine weitere Teilstrecke wurde zunächst ohne 
Verschleißdecke dem Verkehr übergeben. Die 
Verschleißdecke ließ das Amt etwa ein Jahr 
später einbauen. Den Ausbau von zwei insge- 
samt 718 m langen Teilstrecken stellte das Amt 
zurück. Der Bauvertrag wurde insoweit aufge- 
hoben. Erst als etwa 15 Monate nach der Ein- 
stellung der Arbeiten der Plan festgestellt wor- 
den war, konnte das Amt für ein Teilstück von 
175 m die Arbeiten neu vergeben. Die 543 m 
lange Reststrecke wurde bisher nicht ausgebaut, 
weil die Grunderwerbs- und Planungsschwierig- 
keiten nicht behoben werden konnten. 


Das Amt rechnete die Leistungen des Auftrag- 
nehmers zu den Vertragspreisen ab. Die dabei 
in voller Höhe vergüteten Kosten für das Ein- 
richten und Räumen der Baustelle sind zum Teil 
erneut angefallen, als das Teilstück von 175 m 
ausgebaut wurde. Weitere Aufwendungen wer- 
den entstehen, wenn die Reststrecke ausgebaut 
wird. Als Ersatz für den durch die Auftragskür- 
zung entstandenen Schaden erhielt der Auftrag- 
nehmer außerdem rd. 49 000 DM. 

b) Ein Auftragnehmer konnte die Arbeiten an einer 
Brücke, die beim Bau einer Umgehungsstraße im 
Zuge einer Bundesstraße errichtet werden sollte, 
nicht wie geplant ausführen, weil er die für den 
Bau von zwei Pfeilern benötigten Grundstücke 
noch nicht betreten durfte. Als Ersatz für den 
Schaden, der ihm durch die verspätete Freigabe 
der Grundstücke entstand, erhielt er rd. 20 000 
DM aus Bundesmitteln. 

c) Ein Straßenbauamt hatte die Erdarbeiten für eine 
neu zu führende Teilstrecke einer Bundesstraße 
und das Absenken einer kreuzenden Straße ver- 
geben. Wegen Grunderwerbsschwierigkeiten 
konnte der Auftragnehmer mit den Absenkungs- 
arbeiten erst eineinhalb Monate nach dem Zeit- 
punkt beginnen, zu dem sie nach dem vom 
Straßenbauamt festgelegten Terminplan bereits 
fertiggestellt sein sollten. Bereits 14 Tage später 
mußte er die Arbeiten einstellen, weil ein Ge- 
richtsurteil die Besitzeinweisung aufhob. Da die 
anschließenden Verhandlungen sich verzögerten, 
entband das Amt den Auftragnehmer von diesem 
Teil des Auftrags. Er erhielt als Ersatz für Still- 
standskosten und erhöhte Aufwendungen rd. 
9000 DM aus Bundesmitteln. 

d) Ein Auftragnehmer mußte die Arbeiten zum Bau 
einer Umgehungsstraße im Zuge einer Bundes- 
straße mehrere Tage lang teilweise einstellen, 
weil er für die Straße benötigte Grundstücke 
nicht betreten durfte. Als Ersatz für den durch 
Behinderung entstandenen Schaden erhielt er rd. 
7000 DM. 

e) Eine Stadt hatte mit dem Auftragnehmer für den 
zweibahnigen Ausbau einer Bundesstraße, den 
sie auf Grund einer Vereinbarung mit der 
Straßenbauverwaltung geplant und überwacht 
hatte, eine Bauzeit von dreieinhalb Monaten ver- 
einbart. Tatsächlich benötigte dieser für die Fer- 
tigstellung etwa ein Jahr. Während der Bauaus- 
führung erwies es sich als nötig, für die Um- 
leitung des Verkehrs ein Teilstück einer anderen 
Straße auszubauen. Diese zusätzlichen Arbeiten 
sowie Grunderwerbsschwierigkeiten und Ab- 
steckfehler führten dazu, daß die Arbeiten sich 
Über den Winter erstreckten und während der 
Frostperiode 108 Tage eingestellt werden muß- 
ten. Der Auftragnehmer erhielt für zusätzliche 
Baustellengemeinkosten und Kosten der Geräte- 
vorhaltung, die ihm durch die Behinderungen 
entstanden waren, vom Bund 95 000 DM, von der 
Stadt weitere 19 000 DM. 
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f) Ein Straßenbauamt vergab die Arbeiten für den 
Ausbau und die Vorlegung eines Teils einer Bun- 
desstraße, bevor es die Verhandlungen mit 
einem Grundeigentümer abgeschlossen hatte. 
Erst nach der Vergabe einigte es sich mit diesem, 
wobei es den Bau einer Stützmauer zusagte. 
Der Auftragnehmer mußte die Arbeiten auf den 
Einspruch des Grundeigentümers drei Tage nach 
ihrem Beginn einstellen und konnte sie erst 
drei Wochen später wieder aufnehmen. Nach 
weiteren vier Wochen stellte er die Arbeiten er- 
neut ein, weil die Stützmauer nicht fertiggestellt 
und über die Verlegung einer Wasserleitung 
noch nicht entschieden war. Fünf Monate später 
lehnte er es unter Hinweis auf die noch nicht 
fertiggestellte Stützmauer und inzwischen einge- 
tretenen Lohn- und Preiserhöhungen ab, die Ar- 
beiten wieder aufzunehmen, und beantragte die 
Entlassung aus dem Vertrag. Das Amt entsprach 
dem Antrag und zahlte neben der vereinbarten 
Vergütung für die erbrachten Teilleistungen und 
die Baustelleneinrichtung und -räumung 4700 DM 
als Ersatz für die dem Auftragnehmer entstan- 
denen Stillstandskosten. 

g) Ein Auftragnehmer, dem ein Straßenneubauamt 
den Bau einer Überführung im Zuge einer Bun- 
desstraße übertragen hatte, konnte mit den 
eigentlichen Bauarbeiten wegen Grunderwerbs- 
schwierigkeiten nicht beginnen. Der Baubeginn 
mußte so weit hinausgeschoben werden, daß die 
Bauarbeiten im Winterhalbjahr ausgeführt wer- 
den mußten. Der Auftragnehmer erhielt als Er- 
satz für Mehraufwendungen an Löhnen für die 
Winterarbeit rd. 20 000 DM. 

h) Die Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße durch eine 
Stadt sollte verlegt und daran anschließend eine 
neue Flußbrücke gebaut werden. Für den Bau der 
Brücke war bereits im Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1955 ein Teilbetrag von 
500 000 DM ausgebracht. Die vom Bundesminister 
genehmigten Pläne konnten nicht ausgeführt 
werden, weil die Stadt Bedenken geltend gemacht 
hatte. Den wiederholt überarbeiteten Entwurf, 
den die Auftragsverwaltung als baureif bezeich- 
net hatte, hat der Bundesminister 1960 geneh- 
migt. Der erste Bauabschnitt wurde 1961 begon- 
nen und 1963 beendet. Die Arbeiten am zweiten 
Bauabschnitt, die 1963 begonnen hatten, mußten 
kurz darauf eingestellt werden, weil die Stadt 
Klage gegen den festgestellten Plan erhoben 
hatte. Die Arbeiten wurden inzwischen wieder 
aufgenommen und fertiggestellt. Für den dritten 
Bauabschnitt wurden die Arbeiten 1964 öffentlich 
ausgeschrieben; sie konnten jedoch nicht verge- 
ben werden, weil die Stadt und die Grundstücks- 
eigentümer wiederholt Einspruch erhoben hatten. 

i) Eine Teilstrecke der Bundesautobahn sollte mit 
Leitplanken versehen werden. Das zuständige 
Autobahnamt hatte in einer öffentlichen Aus- 
schreibung zunächst Angebote für den Einbau 
von Stahlbetonleitplanken eingeholt. Kurz nach 
Ablauf der Zuschlagsfrist holte es für dieselbe 
Strecke in einer beschränkten Ausschreibung 


Angebote für den Einbau von Stahlleitplanken 
ein. Obwohl diese Angebote preisgünstiger wa- 
ren, entschied sich das Amt für den Einbau von 
Stahlbetonplanken, weil dies wirtschaftlicher sei. 
Als es sieben Wochen nach Ablauf der Zuschlags- 
frist die Arbeiten vergeben wollte, lehnten die 
beiden Bieter mit den niedrigsten Angebotsprei- 
sen die Übernahme der Arbeiten ab, während die 
übrigen Bieter die Vergütung der Lohnmehrko- 
sten forderten, die zu erwarten waren, nachdem 
inzwischen die Lohntarife gekündigt worden wa- 
ren. Diese Vergütung sagte das Amt bei der Er- 
teilung des Auftrages zu. Die Verzögerungen bei 
der Vergabe hatten zur Folge, daß die Arbeiten 
sich bis in die Hauptreisezeit erstreckten und in 
dieser Zeit unterbrochen werden mußten. 

Gegenüber den ursprünglich angebotenen Prei- 
sen sind Mehrkosten von rd. 60 000 DM entstan- 
den. 

135 . Der Bundesrechnungshof hat zu a) bis h) be- 
anstandet, daß die Bauarbeiten begonnen wurden, 
bevor alle Voraussetzungen für den ungehinderten 
Ablauf gegeben waren. Der vorzeitige Baubeginn 
hat die Fertigstellung der Maßnahmen nicht be- 
schleunigt, sondern sie teilweise erheblich verzö- 
gert. Außerdem sind dem Bund zusätzliche Kosten 
entstanden. Er hat den Auftragnehmern Schaden- 
ersatz zahlen müssen. Ferner entstehen in den Fäl- 
len, in denen die Auftragnehmer aus dem Vertrag 
entlassen worden sind, dadurch zusätzliche Aufwen- 
dungen, daß bei Fortsetzung der Arbeiten die Kosten 
der Baustelleneinrichtung und -räumung erneut an- 
teilig vergütet werden müssen. Zu i) hat der Bundes- 
rechnungshof beanstandet, daß hohe Mehrkosten 
entstanden sind, weil die Vergabe vor allem durch 
die zweimalige Ausschreibung um mehrere Wochen 
verzögert wurde. 

136 . Zu a) bis d) haben die Auftragsverwaltungen 
noch nicht Stellung genommen. Zu e) hat die Ver- 
waltung erklärt, es hätten sich höhere Baustellen- 
gemeinkosten ergeben, wenn das Bauvorhaben von 
vornherein als Winterbaumaßnahme ausgeschrieben 
worden wäre. Dieser Einwand ist nicht stichhaltig, 
weil sich die Arbeiten bei ordnungsgemäßer Vor- 
bereitung nicht bis in den Winter hätten zu erstrek- 
ken brauchen. Zu f) und g) haben die Verwaltungen 
ausgeführt, nach den vorangegangenen Verhandlun- 
gen hätten sie damit rechnen können, daß ernsthafte 
Behinderungen nicht mehr zu erwarten seien. Die 
später aufgetretenen Schwierigkeiten hätten sie 
nicht voraussehen können. Dem ist entgegenzuhal- 
ten, daß die Voraussetzungen für einen ungehinder- 
ten Ablauf der Bauarbeiten nicht gegeben waren, 
solange die Verwaltung nicht wenigstens den Besitz 
der benötigten Grundstücke erlangt hatte. Zu h) 
will die Auftragsverwaltung in Dienstbesprechun- 
gen darauf hinwirken, daß die Mängel abgestellt 
werden. 

Der Bundesminister hat die Auftragsverwaltungen 
gebeten, die Straßenbaudienststellen darauf hinzu- 
weisen, daß Bauarbeiten erst vergeben werden dür- 
fen, wenn alle Vorbereitungen getroffen sind, die 
ihre ungehinderte Durchführung gewährleisten. 
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Zu i) hat die Auftragsverwaltung eingewendet, der 
Bundesminister habe damals beanstandet, daß in zu 
großem Umfang Betonleitplanken eingebaut würden. 
Das Autobahnamt, dem dies während des Laufs der 
Angebotsfrist bekanntgeworden sei, habe daraufhin 
seine erste Entscheidung, Betonleitplanken zu ver- 
wenden, nochmals überprüfen müssen. Die zweite 
Ausschreibung sei auch nötig gewesen, weil die 
Preise für Stahlleitplanken in dieser Zeit stark ge- 
fallen seien und deshalb zuverlässige Unterlagen 
über deren Kosten nicht zur Verfügung gestanden 
hätten. Beide Umstände hätten die verspätete Ver- 
gabe verursacht. 

Die Ausführungen der Auftragsverwaltung haben 
den Bundesrechnungshof nicht überzeugt. Welche 
Leitplanken am zweckmäßigsten waren, hätte vor 
der Ausschreibung unter Auswertung der bereits 
vorliegenden Erfahrungen geprüft werden müssen. 
Da zwischen der Anordnung zum Einbau der Leit- 
planken und der Ausschreibung fast sechs Monate 
lagen, stand hierfür ausreichend Zeit zur Verfü- 
gung. Wenn die Verwendung von Stahlleitplanken 
rechtzeitig erwogen worden wäre, hätten in der 
ersten Ausschreibung Wahlpositionen vorgesehen 
und so die zweite Ausschreibung und der dadurch 
entstandene Zeitverlust gespart werden können. Daß 
der Einbau von Stahlleitplanken nicht ernsthaft in 
Betracht gezogen worden ist, geht auch daraus her- 
vor, daß das Amt die Stahlbetonleitplanken trotz 
der dafür nötigen höheren Aufwendungen einbauen 
ließ. Die Mehrkosten von 60 000 DM sind darauf zu- j 
rückzuführen, daß die Arbeiten nicht mit der nötigen j 
Sorgfalt geplant und vorbereitet worden sind. 


Mängel bei der Vergabe 

137 . Nach dem Winter 1962/1963 traten an vielen 
Bundesstraßen erhebliche Frostschäden auf. Zur Ver- 
hütung weiterer Schäden mußten die teilweise be- 
reits bis in den Untergrund zerstörten Fahrbahn- 
befestigungen behelfsmäßig wiederhergestellt und 
besonders gefährdete Abschnitte bevorzugt frost- 
sicher ausgebaut werden. Zur Beschleunigung hatte 
eine Auftragsverwaltung ihre Straßenbauämter er- 
mächtigt, ausnahmsweise in dringenden Fällen Ar- 
beiten bis zu 20 000 DM freihändig mit Bestellschein 
zu vergeben. 

Ein Straßenbauamt hat jeden Unternehmer, den es 
für diese Arbeiten heranziehen wollte, zunächst auf- 
gefordert, Einheitspreise anzubieten, ohne daß es 
die Leistungsmengen und den Leistungsort angab. 
Auf diese unter Verzicht auf jeden Wettbewerb 
zustande gekommenen und nicht geprüften Ange- 
bote hat das Amt mit Bestellscheinen Aufträge ver- 
geben, die sich auf bestimmte Streckenabschnitte 
bezogen, aber keine näheren Leistungsangaben ent- 
hielten, sondern nur die Auftragssumme auf 20 000 
DM begrenzten, überstiegen die Kosten die Auf- 
tragssumme, hat das Amt weitere jeweils auf 
20 000 DM begrenzte Bestellscheine ausgefertigt, 
auch dann, wenn es sich um zusammenhängende Ar- 
beiten größeren Umfanges handelte. Auf diese 
Weise sind Aufträge für 22 Bauvorhaben mit einer 
Gesamtauftragssumme von mehr als 7 Mio DM mit 


etwa 400 Bestellscheinen an 20 verschiedene Baufir- 
men vergeben worden. Ein Auftragnehmer erhielt so 
59 Teilaufträge über eine Gesamtsumme von 
1 130 000 DM, ein anderer 44 Aufträge über 933 000 
DM. 

Die von den Auftragnehmern für gleichartige Lei- 
stungen geforderten Preise wichen zum Teil erheb- 
lich voneinander ab. So wurden zum Beispiel für 
Auskoffern der Fahrbahn 9,10 DM bis 26,90 DM je 
cbm, für Liefern und Einbau von Frostschutzmaterial 
18,80 DM bis 32,70 DM je cbm, für Liefern und Ein- 
bau bituminösen Mischguts der Körnung 0 bis 8 mm 
83 DM bis 127 DM je t gefordert. Bei Ausschreibun- 
gen in derselben Zeit lagen die Preise für gleich- 
artige Leistungen im allgemeinen nicht höher als die 
niedrigsten der angeführten Preise. Insgesamt dürf- 
ten die Zahlungen die angemessene Vergütung um 
mindestens 1,4 Mio DM übersteigen. Zwei Auftrag- 
nehmer haben sich nach der Abrechnung ihrer Ar- 
beiten bereit erklärt, von der ihnen gezahlten Ver- 
gütung von rd. 490 000 DM rd. 40 000 DM zurückzu- 
zahlen. Auch die herabgesetzten Preise sind noch 
überhöht. 

Das der VOB und den Anordnungen der Auftrags- 
verwaltung widersprechende Vergabeverfahren hat 
den Bund mit unnötigen Ausgaben in erheblichem 
Umfange belastet. Die Ermächtigung, daß Arbeiten 
freihändig vergeben werden durften, galt nur aus- 
nahmsweise für besonders dringende Arbeiten mit 
einer Auftragssumme bis zu 20 000 DM. Die Auf- 
tragsverwaltung hatte auch ausdrücklich untersagt, 
einen Auftrag in mehrere Teilaufträge zu zerlegen 
und so die von ihr festgesetzten Höchstgrenzen für 
die freihändige Vergabe zu umgehen. 

Von der Ermächtigung hätte das Amt im übrigen 
nur bei den in der ersten Zeit nach dem Frostauf- 
gang nötigen Sofortmaßnahmen Gebrauch machen 
dürfen. Aber auch dann durfte es die angebotenen 
Preise, deren Höhe auch auf die mangelhaften Lei- 
stungsangaben des Amtes zurückzuführen waren, 
nicht unbesehen hinnehmen. Soweit zunächst keine 
angemessenen Einheitspreise ermittelt werden konn- 
ten, hätte es Selbstkostenpreise vereinbaren kön- 
nen. Für Arbeiten, die mehr als 20 000 DM an Kosten 
erforderten oder die über eine behelfsmäßige Wie- 
derherstellung der Fahrbahnbefestigung hinausgin- 
gen, hätten den Bestimmungen der VOB/A entspre- 
chend Angebote eingeholt werden müssen. Da diese 
Arbeiten nicht sofort begonnen worden sind und 
sich über mehrere Monate hinzogen, hätten sie ohne 
Zeitverlust ordnungsgemäß ausgeschrieben und ver- 
geben werden können. 

Die Äußerung der Verwaltung steht noch aus. 

138 . In einem anderen Lande fielen in einem Rech- 
nungsjahr bei großen Baumaßnahmen Ausgaben 
nicht in dem erwarteten Umfang an. Die nicht ver- 
ausgabten Haushaltsmittel verwendete die Auf- 
tragsverwaltung für Maßnahmen zur Beseitigung 
von Frostschäden. Hierbei wurden Leistungen mit 
Auftragssummen von im einzelnen bis zu rd. 
840 000 DM ohne Wettbewerb freihändig vergeben. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die Leistungen regelmäßig nach einer Ausschrei- 
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bung vergeben werden sollen. Die Ireihändige Vcm- 
gabe ist im allgemeinen nicht geeignet, eine spar- 
same und wirtschaftliche Verwendung der Haus- 
haltsmittel sicherzustellen. Sie führt vielfach zu hö- 
heren Preisforderungen des Auftragnehmers und 
damit zu wirtschaftlichen Nachteilen der Auftrag- 
geber. Die freihändige Vergabe sollte auf die Fälle 
beschränkt werden, in denen besondere Gründe es 
nicht ermöglichen oder es nicht zweckmäßig erschei- 
nen lassen, die Leistungen auszuschreiben. Derartige 
Gründe waren nicht zu erkennen. Insbesondere kann 
das Freiwerden von Haushaltsmitteln kurz vor Ab- 
schluß des Rechnungsjahres die freihändige Vergabe 
nicht rechtfertigen. 

Die Äußerung der Verwaltung zu der Beanstandung 
des Biindesrechnungshofes steht noch aus. 


Zuwendungen des Bundes an fremde Träger der 
Baulast 

139 . Eine Stadt beabsichtigte, die in ihrer Baulast 
stehende, für den Verkehr nicht mehr ausreichende 
Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße, die im Stadt- 
gebiet in Nord-Süd-Richtung verlief, in Anlehnung 
an vorhandene, teilweise bereits früher ausgebaute 
städtische Straßen zu verlegen. Zu diesem Zweck hat 
sie Teilstrecken in der Innenstadt und im Süden 
ausgebaut und die dazwischen liegende höhenglei- 
che Kreuzung mit einer Bundesstraße durch eine 
Überführung ersetzt. 

Der so entstandene Straßenzug hatte von dieser 
Kreuzung aus in südlicher Richtung zunächst zwei 
durch einen Mittelstreifen getrennte Fahrbahnen mit 
21 m Gesamtbreite, verengte sich dann aber auf eine 
nur 7,50 m breite Fahrbahn. Bereits während der 
Bauausführung hatte das zuständige Straßenbauamt 
der Auftragsverwaltung erhebliche Ausführungs- 
mängel festgestellt und bezweifelt, daß die Straße 
in ihrer Linienführung und Querschnittsausbildung 
den verkehrstechnischen Anforderungen genüge. 
Schon kurz nach der Verkehrsfreigabe bildeten sich 
auf dem nur einbahnig ausgebauten Teilstück Ver- 
kehrsstauungen. Der Straßenzug wurde deshalb 
nicht als Bundesstraße gewidmet. Dies ist erst ge- 
schehen, nachdem die einbahnige Teilstrecke auch 
zweibahnig ausgebaut und die übrigen Mängel be- 
hoben worden waren. Dabei mußte die neu gebaute 
Strecke zum Teil überschüttet und verbreitert, zum 
Teil verlassen und in einem Abstand von 20 bis 
200 m neu angelegt werden. 

Der Straßenzug nördlich der Kreuzung mit der Bun- 
desstraße ist nur teilweise und nicht bis zum An- 
schluß an die alte Ortsdurchfahrt ausgebaut worden. 
Auf der noch fehlenden Teilstrecke hätte eine Straße 
verbreitert und hätten zahlreiche Gebäude abgeris- 
sen, mehrere Verkehrsknotenpunkte umgebaut und 
Straßenbahnanlagen verlegt werden müssen. Auch 
dann wäre die Lösung unzweckmäßig gewesen, weil 
der weiträumige Verkehr der Bundesstraße durch 
die Innenstadt geleitet worden wäre. Die Stadt war 
daher selbst nicht an dem weiteren Ausbau und der 
Widmung des teilweise ausgebauten Straßenzuges 
interessiert und schlug dem Bundesminister vor. 


einen anderen Straßenzug mit einem Kostenaufwand 
von 16 Mio DM als Ortsdurchfahrt auszubauen. 

Die Stadt hatte zunächst eine Bundeszuwendung für 
das mit 3,1 Mio DM Kosten veranschlagte Bauwerk 
zur Beseitigung der höhengleichen Kreuzung be- 
antragt. Da bei den Erörterungen über den Zuschuß- 
antrag die Arbeiten an der Kreuzung bereits weit 
fortgeschritten waren, vereinbarte der Bundesmini- 
ster mit der Stadt, die gesamte Strecke, auf der die 
Ortsdurchfahrt verlegt werden sollte, in das Zu- 
schußverfahren einzubeziehen, die Zuschüsse aber 
auf die Kosten der noch durchzuführenden Arbeiten 
auf einer begrenzten Strecke in südlicher Richtung 
zu beschränken. Dementgegen sah ein neuer Zu- 
schußantrag den Ausbau auf einer wesentlich länge- 
ren Strecke südlich und auf Teilstrecken nördlich 
der Kreuzung mit einem Kostenaufwand von rd. 
25 Mio DM vor. Der Bundesminister bewilligte dar- 
aufhin eine Zuwendung von 5,4 Mio DM. Pläne und 
Bauentwürfe lagen damals nur für das Kreuzungs- 
bauwerk vor. Für die Ausbaustrecken in der Innen- 
stadt hat die Stadt erst nach Abschluß der Arbeiten 
Ausbaupläne eingereicht. Für alle übrigen Teilstrek- 
ken hat die Stadt trotz wiederholter Aufforderungen 
keine Pläne vorgelegt. 

Für den späteren Umbau und die Verbreiterung des 
Südteils des Straßenzugs, dessen Kosten die Stadt 
mit 16,7 Mio DM veranschlagt hatte, bewilligte der 
Bundesminister eine weitere hohe Zuwendung. 

140 . Der Bundesrechnungshof hat die Höhe der 
ersten Zuwendung beanstandet. Der Bundesminister 
hatte in Übereinstimmung mit den Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a RHO festgelegt, daß Zuwendungen 
nur für die nach der Stellung des Zuschußantrages 
noch durchzuführenden Arbeiten verwendet werden 
sollten. Von den 29,1 Mio DM Gesamtkosten, die die 
Stadt im Verwendungsnachweis aufgeführt hat, wa- 
ren jedoch rd. 10 Mio DM bereits in einem Zeitraum 
von sieben Jahren vor Stellung des Zuschußantra- 
ges für in dieser Zeit geleistete Arbeiten entstanden. 
Zu diesen Aufwendungen durfte deshalb kein Zu- 
schuß gewährt werden. Die Kosten für den Bau eines 
Kanals zur Entwässerung einer städtischen Straße in 
Höhe von rd. 1,3 Mio DM und die Grunderwerbs- 
kosten waren schon im Antrag der Stadt zutreffend 
als nicht zuwendungsfähig aufgeführt worden. Die 
Verwendung von Zuschüssen für den Ausbau der 
Teilstrecken nördlich der Kreuzung mit der Bundes- 
straße war bestimmungswidrig, weil nicht diese 
Strecken, sondern andere noch auszubauende Stra- 
ßen als Bundesstraße gewidmet werden sollen. Auch 
zu den Kosten der im Süden gebauten einbahnigen 
Strecke durfte kein Zuschuß gegeben werden, weil 
diese Strecke nicht als Bundesstraße gewidmet wor- 
den ist. Sie durfte überdies deshalb nicht bezuschußt 
werden, weil eine wirtschaftliche Verwendung der 
Baumittel nicht sichergestellt war. Bei dem späteren 
Umbau ist diese Strecke mit hohem Kostenaufwand 
und einem weiteren Zuschuß des Bundes zum Teil 
durch eine anders geführte Straße ersetzt, zum Teil 
überschüttet und im übrigen vierspurig ausgebaut 
worden. Anlaß zu diesem Umbau waren nicht etwa 
unvorhergesehene Änderungen in der Verkehrsbe- 
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lastung, sondern die verfehlte Verkehrs- und bau- 
technische Planung des ersten Ausbaues. j 

Zu den danach zu berücksichtigenden Baukosten von 
rd. 4,77 Mio DM hätte eine Zuwendung von nur 
rd. 1,6 statt 5,4 Mio DM gewährt werden dürfen. 

Die Überzahlung in Höhe von 3,8 Mio DM ist vor ! 
allem darauf zurückzuführen, daß weder die Auf- 
tragsverwaltung noch der Bundesminister den Zu- 
schußantrag der Stadt Verkehrs- und bautechnisch 
geprüft haben. Bei Stellung des Antrages hatte die 
Stadt offensichtlich keine klaren Vorstellungen über 
den künftigen Verlauf der Ortsdurchfahrt. Die weni- 
gen nach dem Ausbau eingereichten Planunterlagen 
waren unvollständig und technisch nicht prüfbar. 
Selbst als mit dem nötig werdenden Umbau der ein- 
bahnigen Teilstrecke die Planungsmängel klar zu 
erkennen waren, haben die Auftragsverwaltung und 
der Bundesminister dies nicht zum Anlaß genommen, 
die Gesamtplanung zu überprüfen. Die Gewährung 
von Zuwendungen trotz teils völlig fehlender, teils 
unzulänglicher Planung hat zu unnötigen, hohen 
Aufwendungen und zur unwirtschaftlichen Verwen- 
dung von öffentlichen Mitteln geführt. 

Bei Prüfung des Antrags hätten die Auftragsverwal- j 
tung und der Bundesminister auch erkennen müssen, 
daß in den veranschlagten Baukosten 10 Mio DM 
für Aufwendungen früherer Rechnungsjahre enthal- : 
ten waren, die nicht bezuschußt werden durften. 
Auch bei Überwachung der zweckentsprechenden 
Verwendung hätte dies berücksichtigt werden müs- 
sen. Die Auftragsverwaltung hätte außerdem bei : 
der verwaltungsmäßigen Prüfung des Verwendungs- : 
nachweises erkennen müssen, daß die Aufwendun- j 
gen zum größten Teil nicht bezuschußt werden durf- i 
ten. I 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren bei der j 
Bewilligung der Zuwendungen und der Überwa- 
chung ihrer Verwendung beanstandet und verlangt, 
daß der überzahlte Betrag vom Zuwendungsempfän- 
ger zurückgefordert wird. 

Die Verwaltung hat noch nicht Stellung genommen. 

Mehrkosten durch technische Mängel an Kraftfahr- 
zeugen 

141 . Einige Straßenbauämter verwendeten für die 
Unterhaltung der Bundesautobahnen nach Größe 
und Leistung etwa gleichwertige Lastkraftwagen 
von zwei Herstellern. Der Bundesrechnungshof hat 
festgestellt, daß die durchschnittlichen Betriebs- und 
Unterhaltungskosten des etwa 10 v. H. teureren 
Fahrzeugtyps unter vergleichbaren Verhältnissen 
etwa 19 V. H. über denen des anderen lagen. Den 
Hauptanteil an den Mehrkosten hatten die durch 
technische Mängel verursachten Aufwendungen für 
Reparaturen, die in einem Zeitraum von drei Jahren 
je Kilometer 290 v. H. des für die Fahrzeuge des 
anderen Fabrikats aufgewendeten Betrags erforder- 
ten. Allein im Rechnungsjahr 1964 belief sich der 
Mehraufwand an Betriebskosten bei Zugrundele- 
gung gleicher Leistungen auf über 40 000 DM. 

Die Auftragsverwaltung hat zu den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes mitgeteilt, daß sie zu- j 


nächst keine Fahrzeuge dieses Typs mehr erwerben 
werde. Der Bundesminister will der Beschaffung 
künftig nur zustimmen, wenn der Hersteller glaub- 
haft nachweist, daß die Mängel behoben sind. 

Vorprüfung 

142 , Die Bemühungen, die Vorprüfung zu verbes- 
sern, haben dazu geführt, daß mehrere Vorprüfungs- 
stellen verstärkt worden sind. Die Auftragsverwal- 
tungen haben inzwischen im allgemeinen genügend 
Planstellen vorgesehen, die aber wegen des Mangels 
an geeignetem technischen Personal noch nicht alle 
besetzt werden konnten. Besondere Schwierigkeiten 
haben sich in einem Bezirk ergeben, dessen Vorprü- 
fungsstelle seit Jahren so schwach besetzt ist, daß 
nur ein ganz geringer Teil der Rechnungen vorge- 
prüft werden kann. Die oberste Landesbehörde hat 
zugesagt, daß sie mit allen ihr zur Verfügung ste- 
henden Mitteln für eine bessere Besetzung der Vor- 
prüfungsstelle sorgen will. 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Preisprüfungsrecht bei Beschaffungen der Bundes- 
wehr 

(Verschiedene Kapitel für verschiedene Rechnungs- 
jahre) 

143 . Der Bundesminister vergibt viele Aufträge zu 
Selbstkostenpreisen (§§ 5 ff. der Verordnung PR 
Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträ- 
gen). Die Preise unterliegen der Prüfung durch die 
für die Preisbildung und Preisüberwachung zustän- 
digen Behörden der Länder (§ 9 a. a. O.). Der Bun- 
desminister für Wirtschaft kann den öffentlichen 
Auftraggeber ermächtigen festzustellen, daß ein 
Selbstkostenpreis den Vorschriften der Verordnung 
entspricht (§ 10). Dieses Feststellungsrecht hat im 
wesentlichen den gleichen Inhalt wie das Preis- 
prüfrecht nach § 9. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat den Bun- 
desminister für Wirtschaft um die Ermächtigung 
nach § 10 der Verordnung gebeten; der Bundes- 
rechnungshof hat ihn dabei unterstützt. Der deut- 
sche Bundestag hat in seiner Sitzung am 21. Januar 
1965 die Bundesregierung in gleichem Sinne ersucht 
(Stenographischer Bericht S. 7759). Die Wirtschaft- 
minister der Länder haben auf einer Konferenz im 
Februar 1965 Bedenken gegen die Erteilung des Fest- 
stellungsrechts an den Bundesminister der Verteidi- 
gung erhoben. Seitdem sucht der Bundesminister für 
Wirtschaft einen Weg, der dem Bundesminister der 
Verteidigung an Stelle des Feststellungsrechts nach 
§ 10 eine Prüfungsmöglichkeit auf Grund von Ver- 
einbarungen mit dem Auftragnehmer geben soll. 
Nach dem Entwurf eines Übereinkommens zwischen 
beiden Bundesministern, der am 22. Juli 1966 fertig- 
gestellt worden ist, soll sich das Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung vor der Vereinbarung 
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von Selbstkostenfestpreisen in „Preisgesprächen mit 
dem Auftragnehmer davon überzeugen, daß der ge- 
forderte Preis auf den angemessenen Kosten des 
Auftragnehmers beruht und damit den Vorschriften 
der VO PR Nr. 30/53 entspricht". Die Prüfung der 
Gemeinkosten soll im allgemeinen den Preisbehör- 
den der Länder überlassen bleiben. Entsprechendes 
soll für die Umwandlung von Selbstkostenricht- 
preisen in Selbstkostenfestpreise gelten, während 
Selbstkostenerstattungspreise auch künftig allein 
von den Preisbehörden der Länder geprüft werden 
sollen. 

Der Bundesrechnungshof hat beide Bundesminister 
darauf hingewiesen, daß eine solche Regelung weder 
dem Ersuchen des Deutschen Bundestages noch den 
sachlichen Bedürfnissen entsprechen würde. Nach 
einem Gutachten des Bundesministers der Justiz 
vom 22. Juni 1966 könne die Ermächtigung nach 
§ 10 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates erteilt werden. Er hat gebeten, ent- 
sprechend zu verfahren. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat erwidert, das 
Gutachten des Bundesministers der Justiz habe ihn 
nicht überzeugt. Er sei nach wie vor der Auffassung, 
daß das Feststellungsrecht nur mit Zustimmung des 
Bundesrates übertragen werden könne, mit der 
kaum zu rechnen sei. Er könne daher der Bitte des 
Bundesrechnungshofes nicht folgen. Dem Ersuchen 
des Deutschen Bundestages werde in der Sache durch 
die vorgesehene Regelung entsprochen. 

Der Bundesrechnungshof hat entgegnet, daß nach 
seinen sich über Jahre erstreckenden Feststellungen 
bei der Rechnungsprüfung die Preisdienststellen der 
Länder nicht in der Lage seien, zeitgerecht und mit 
der gebotenen Gründlichkeit zu prüfen. Ein Wandel 
könne nur eintreten, wenn das Bundesamt für Wehr- 
technik und Beschaffung nach § 10 prüfen dürfe. Die 
Preisdienststellen der Länder könnten sich nach § 10 
Abs. 1 an den Prüfungen beteiligen; dies sei sogar 
wünschenswert. 

Der Bundesrechnungshof hat weiter ausgeführt, er 
halte mit dem Bundesminister der Justiz die Über- 
tragung des Feststellungsrechts durch Rechtsverord- 
nung für möglich. Jedenfalls könne sich aber der 
Bundesminister der Verteidigung schon jetzt der 
Verordnung entsprechende Prüfrechte vertraglich 
einräumen lassen. An derartigen Vereinbarungen 
sei er nur durch Nr. 4 der „Leitsätze für die Zusam- 
menarbeit zwischen dem Verteidigungsressort und 
dem Wirtschaftsressort" vom 2. November 1954 ge- 
hindert. Danach dürfe das Verteidigungsressort ver- 
tragliche Preisprüfrechte nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft vereinbaren und 
ausüben. Der Bundesrechnungshof halte die Leit- 
sätze, die in ihren übrigen Punkten kaum noch prak- 
tische Bedeutung hätten, auch in diesem Punkt für 
überholt. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
dem Bundesminister der Verteidigung ein Feststel- 
lungsrecht nach § 10 der Verordnung eingeräumt 
werden sollte. Er hat den Bundesminister gebeten, 
bis dahin entsprechende Prüfrechte mit den Auftrag- 
nehmern zu vereinbaren. 


Kommandobehörden, Truppen usw. 

(Kapitel 14 03) 

Kosten für Truppenübungen 

(Titel 302 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Verpflegung 

(Kapitel 14 10) 

V erpf legungszuschüsse 

(Titel 303 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Winter- und Gebirgsausbildung 

144 . Verschiedene Truppenteile haben in den Win- 
termonaten zur Geländeausbildung im Hochgebirge 
auch Soldaten kommandiert, für die nach ihrer Aus- 
bildung und Verwendung im Verteidigungsfall ein 
Einsatz im Hochgebirge nicht in Betracht kam. In 
den Kommandierungsbefehlen wurde als Zweck u. a. 
Überlebens-Ausbildung angegeben; im Vordergrund 
stand jedoch Skilauf. Soweit die vorhandenen Ski- 
ausrüstungen nicht ausreichten, wurde den Soldaten 
die Mitnahme eigener Skier, Stöcke, Schuhe usw. 
empfohlen. Auch wurde ihnen wegen der nahen 
Landesgrenze geraten, ihren Reisepaß mitzubringen. 
Die Soldaten erhielten die üblichen Abwesenheits- 
vergütungen, wurden aber in Berghütten oder sonsti- 
gen privaten Gebäuden untergebracht und dort un- 
ter Gewährung entsprechend hoher Verpflegungs- 
zuschüsse mit Gasthausverpflegung beköstigt. In 
einigen Fällen wurden sie an den Kosten der Un- 
terbringung beteiligt. 

145 . Die Kommandierungen entsprachen weder den 
vom Bundesminister gegebenen Weisungen für die 
Überlebens-Ausbildung noch seinen Richtlinien über 
Winterausbildung. Die mit ihnen verbundenen Aus- 
gaben waren daher nicht gerechtfertigt. Auf die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes haben 
die betroffenen Kommandobehörden die Truppe 
angewiesen, künftig derartige Kommandierungen zu 
unterlassen. 

Bundeswehrverwaltung 

(Kapitel 14 04) 

Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für plan- 
mäßige Beamte und Vergütungen der Angestellten 

(Titel 101 und 104 a für die Rechnungsjahre 1965 
und 1966) 

Organisation und Stellenbedarf bei Behörden der 
Bundeswehrverwaltung 

146 . Auf Anregung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages überprüft der Bundesrech- 
nungshof fortlaufend den Personalbedarf der Behör- 
den der Bundeswehrverwaltung. In den Jahren 1965 
und 1966 ist das beim Bundeswehrverwaltungsamt, 
bei UnterbringungS“ und Liegenschaftsabteilungen 
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der Wehi heroichfivorwaUiingen, bei Wehrbezirks- 
verwaltungon und Kreiswehrersatzämtern gesche- 
hen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat den Bun- 
desrechnungshof regelmäßig hierbei unterstützt. Da- 
durch konnten die Prüfungen beschleunigt und die 
Organisations- und Stellenpläne der geprüften Be- 
hörden schneller dem tatsächlichen Bedarf angepaßt 
werden. 

Die Prüfungen haben wertvolle Erkentnisse für eine 
individuelle Personalausstattung der Behörden ge- 
bracht. Soweit erforderlich, wurden die Organisa- 
tionsformen verbessert, nicht erforderliche Dienst- 
posten für Beamte und Angestellte eingespart und 
Stellen neu bewertet. Die Prüfungen sollen mit dem 
Ziel weiterer Rationalisierung und Personaleinspa- 
rung fortgesetzt werden. 

Verpflegung 

(Kapitel 14 10) 

Kosten der Truppenverpflegung 

(Titel 303 a für verschiedene Rechnungsjahre) 

Verwendung von „Gefälligkeitsredinungen" 

147 . In der Denkschrift vom 22. Oktober 1963 ist 
unter Nr. 59 berichtet worden, daß ein Zerstörer zu 
Unrecht in Anspruch genommene Verpflegungszu- 
schüsse dazu verwandt hatte, Geschenkpackungen 
im Werte von je etwa 50 DM an die Besatzung aus- 
zugeben. Im Februar 1964 hat sich herausgestellt, 
daß die Packungen überwiegend Spirituosen enthiel- 
ten. Um die unzulässige Ausgabe zu verbergen, 
hatte sich das Schiff von der Lieferfirma eine Rech- 
nung ausstellen lassen, in der statt der Getränke 
Lebensmittel aufgeführt waren. Da unter den gege- 
benen Umständen Anlaß zu der Annahme bestand, 
daß es sich nicht um einen Einzelfall handelte und 
daß strafbare Handlungen begangen worden waren, 
hat der Bundesrechnungshof den Bundesminister im 
Jahre 1964 auf den Vorfall hingewiesen und ihn 
gebeten, die Schuldigen gegebenenfalls unter Ein- 
schaltung der Staatsanwaltschaft zu ermitteln und 
zur Verantwortung zu ziehen. 

Der Bundesminister hat dem Bundesrechnungshof im 
April 1966 mitgeteilt, daß er lediglich beabsichtige, 
den verdächtigen Personenkreis zu belehren. 

Diese Antwort hat den Bundesrechnungshof nicht 
zufriedenstellen können. Nach seiner Ansicht hätte 
der Bundesminister schon mit Rücksicht auf die von 
seinem Vertreter gegenüber dem Rechnungsprü- 
fungsausschuß des Deutschen Bundestages bei der 
Beratung der Denkschrift vom 22. Oktober 1963 ab- 
gegebenen Erklärung, die Angelegenheit werde kor- 
rekt weiterbehandelt, sie gründlich untersuchen und 
starker eingreifen müssen. 

148 . Inzwischen hat sich die Annahme bestätigt, 
daß es sich nicht um einen Einzelfall handelte. Im 
Jahre 1965 haben Zolldienststellen aus besonderem 
Anlaß die Schiffs- und Lieferantenunterlagen über 


die Verpflegungsboschaffungen der Marine seit 1962 
verglichen und sind dabei auf zahlreiche „Gefällig- 
keitsrcchnungen" gestoßen. Auch in diesen Fällen 
sind Verpflegungsmittel berechnet, aber Genußmit- 
tel geliefert oder es sind für Lebensmittel überhöhte 
Preise eingesetzt und für den Unterschiedsbetrag 
Genußmittel geliefert worden. Überdies sind die Ge- 
nußmittel, obwohl sie im Zollinland verbraucht wur- 
den, nicht versteuert und verzollt worden. 

Ähnliche Verstöße sind bei Lieferungen für die 
Bordkantinen vorgekommen. Vor allem haben 
Schiffe als Rabatt gelieferte, unversteuerte Spirituo- 
sen und Tabakwaren nicht bestimmungsgemäß in 
den Kantinenbüchern nachgewiesen und sie im Zoll- 
inland verbraucht. 

über das Ausmaß der Unregelmäßigkeiten liegen 
nur Zwischenergebnisse vor; schon jetzt läßt sich 
aber übersehen, daß ihre Zahl groß ist. Hieraus 
muß gefolgert werden, daß der Bundesminister seine 
Dienstaufsicht vernachlässigt hat. 

Der Bundesminister hat nunmehr das zuständige 
Referat seines Hauses und daneben einen Offizier 
mit der Untersuchung der Vorfälle beauftragt. 

Bekleidung 

(Kapitel 14 11) 

Gewinn der Kleiderkasse für die Bundeswehr 

(Titel 25 für die Rechnungsjahre 1963 und 1964) 

Geschäftsbetrieb der Kleiderkasse für die Bundes- 
wehr 

149 . Im Geschäftsbetrieb der Kleiderkasse für die 
Bundeswehr, eines nach kaufmännischen Grundsät- 
zen zu führenden Bundesbetriebes (§ 15 RHO), der 
die Selbsteinkleider der Bundeswehr und seit 1. Juli 
1964 auch des Bundesgrenzschutzes zu angemesse- 
nen Preisen mit Dienstbekleidung zu versorgen hat, 
haben sich Mängel ergeben. So hat die Kleiderkasse, 
um Liquiditätsschwierigkeiten zu überbrücken, im 
Geschäftsjahr 1963 ihre Bankkonten wiederholt er- 
heblich überzogen, in einem Monat um rd. 420 000 
DM. Die Liquiditätsanspannung hat sich im Geschäfts- 
jahr 1964 noch verstärkt. Ursächlich für die Schwie- 
rigkeiten waren überhöhte Warenbestände, groß- 
zügige Kredite an die Käufer und das langwierige 
Verfahren bei der Abrechnung über die einmaligen 
Bekleidungszuschüsse aus Kapitel 14 11 Titel 304 a. 
Die Vorräte an Uniformröcken, Hosen und Mänteln 
waren z. B. so groß, daß sie den Bedarf für einein- 
halb bis fünf Jahre deckten. Der den aktiven Offi- 
zieren gewährte Kredit belief sich am 31. Dezember 
1963 auf rd. 863 000 DM. Uber die Bekleidungszu- 
schüsse ist im allgemeinen erst nach Monaten abge- 
rechnet worden. 

Bei der Vergabe von Aufträgen hat die Kleider- 
kasse vielfach die Vorschriften der VOL außer acht 
gelassen. Sie hat die Lieferung von Uniformtuchen 
und deren Verarbeitung ohne Wettbewerb je einer 
Firma übertragen, so daß diese eine monopolähn- 
liche Stellung erlangten. 
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Der Bundesrechnungshof hat diese Mängel beanstan- 
det. Er hat insbesondere darauf hingewiesen, daß 
die Aufnahme von Bankkrediten durch Betriebe im 
Sinne des § 15 RHO unzulässig ist und daß nur 
der Wettbewerb eine Vergabe zu angem.essenen 
Preisen gewährleistet. 

150 . Der Bundesminister hat die Bedenken aner- 
kannt. Er hat sichergestellt, daß die Kleiderkasse 
künftig keine Bankkredite aufnehmen wird. Er hat 
sie angewiesen, die Lagerbestände so zu bemessen, 
daß sie nur den Bedarf von sechs bis acht Monaten 
decken, und veranlaßt, daß die Kredite an Selbst- 
einkleider künftig angemessene Grenzen — insge- 
samt 300 000 DM — nicht überschreiten. Das Ver- 
fahren bei der Abrechnung über die Bekleidungs- 
zuschüsse hat er durch seinen Erlaß vom 4. Juni 
1965 (VMBl. S. 259) neu geregelt. Schließlich hat er 
angeordnet, daß die Kleiderkasse bei der Vergabe 
von Lieferungen und Leistungen und beim Abschluß 
von Rahmenverträgen die Vorschriften der VOL 
anzuwenden hat. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Unwirtschaftliche Planung von Bauvorhaben 

151 . Der Bundesminister verfügt über keine eigene 
Bauverwaltung. Er überträgt daher die Ausführung 
von Hochbaumaßnahmen auf die Finanzbauverwal- 
tungen der Länder und von Wasserbauvorhaben 
auf die Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 
(WSV). Sind bei einem von der WSV auszuführen- 
den Vorhaben des Wasserbaues auch Hochbauten 
vorgesehen, die in den Sachbereich der Finanzbau- 
verwaltung fallen, so ist nach einer gemeinsam mit 
dem Bundesminister für Verkehr erlassenen Dienst- 
vorschrift im allgemeinen unter der Federführung 
der WSV ein gesonderter Hochbauabschnitt zu bil- 
den. Im Einvernehmen zwischen den Bundesmini- 
stern kann jedoch aus Zweckmäßigkeitsgründen von 
dieser Regelung abgewichen werden. 

152 . So ist der WSV im Jahre 1960 die Planung 
und Ausführung aller Arbeiten für den Wiederauf- 
bau des Marinearsenals Wilhelmshaven einschließ- 
lich der Hochbauten übertragen worden. Die WSV 
setzte daraufhin bei ihrer Baudienststelle eine Sach- 
gruppe mit hochbautechnisch ausgebildetem Perso- 
nal unter Leitung eines Diplom-Ingenieurs ein. Als 
die Entwurfsarbeiten für die Hochbauten im Früh- 
jahr 1965 kurz vor dem Abschluß standen, entzog 
der Bundesminister der Verteidigung der WSV den 
Planungsauftrag, ohne zuvor das erforderliche Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
herbeigeführt zu haben, und erteilte ihn der Finanz- 
bauverwaltung. Diese beauftragte freischaffende Ar- 
chitekten mit den Entwurfsarbeiten. 

153 . Der Bundesrechnungshof hat das Verhalten 
des Bundesministers beanstandet. Durch die Bear- 
beitung von zwei Entwürfen für dieselbe Maß- 
nahme sind erhebliche Mehrkosten entstanden. Wei- 


tere Mehrkosten sind dadurch angefallen, daß die 
mit der Durchführung dieser Arbeiten bei der WSV 
beauftragten Fachkräfte nach dem Entzug des Pla- 
nungsauftrages nicht kurzfristig anderweitig einge- 
setzt oder entlassen werden konnten. 

154 . Der Bundesminister hat seine Maßnahme da- 
mit begründet, daß insbesondere durch eine wesent- 
liche Änderung des Raumbedarfs in den Jahren 1962 
bis 1964 eine völlige Neuplanung notwendig gewor- 
den sei. Infolgedessen hätte auch die WSV ihre bis- 
herige Planung völlig neu bearbeiten oder umarbei- 
ten müssen, um den neuesten Stand zu berücksich- 
tigen. Im übrigen verfüge die Finanzbauverwaltung 
über qualifizierte Fachkräfte; auch bestehe ihr ge- 
genüber ein uneingeschränktes baufachliches Wei- 
sungsrecht des Bundesministers der Verteidigung. 

155 . Dieses Vorbringen vermag die Bedenken des 
Bundesrechnungshofes nicht auszuräumen. Die WSV 
hatte alle Änderungen des Raumbedarfs entweder 
zunächst vom Bundesminiser selbst oder später von 
der Leitung des Marinearsenals erfahren und sie 
berücksichtigt, so daß ihre Planung dem neuesten 
Stand entsprach. 

Der Bundesrechnungshof hält daher an seiner Auf- 
fassung fest, daß durch das Verhalten des Bundes- 
ministers vermeidbare Mehrkosten entstanden sind. 

Im übrigen hat der Bundesrechnungshof, da nicht 
nur beim Wiederaufbau des Marinearsenals Wil- 
helmshaven, sondern auch bei mehreren anderen 
Vorhaben Meinungsverschiedenheiten über die Zu- 
ständigkeit bestanden, den Bundesminister gebeten, 
diese Frage möglichst umgehend im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verkehr zu regeln, da- 
mit künftige Nachteile vermieden werden. 

Der Bundesminister ist diesem Vorschlag gefolgt. 

Kasernenneubauten 

(Titel 711 bis 716) 

Mangelhafte Ausführung von Betondecken für Fahr- 
bahnen und Kraftfahrzeug-Abstellplätze 

156 . Eine Arbeitsgemeinschaft mehrerer Baufirmen 
hatte in den Jahren 1962 und 1963 in einer Truppen- 
unterkunft der Bundeswehr rd. 51 700 qm Beton- 
decken für Straßen und Kraftfahrzeug-Abstellplätze 
herzustellen. Nach dem Vertrag sollten die Beton- 
decken 22 cm stark sein; die Druckfestigkeit des 
Betons sollte mindestens 450 kg/cm^ betragen. 

Bereits nach einjähriger Nutzung durch die Truppe 
traten bei den Fahrbahnen und Abstellplätzen Schä- 
den auf, die das Maß einer normalen Abnutzung 
erheblich überschritten. Außer einer großen Anzahl 
von Rissen in den Betondecken war vielfach eine 
völlige Zerstörung der Straßenoberfläche zu beob- 
achten. Vom Bundesrechnungshof veranlaßte Unter- 
suchungen der Betondecken mittels Kernbohrungen 
zwecks Feststellung der Schadensursachen ergaben, 
daß der Beton in erheblichem Umfang nicht die ver- 
traglich geforderte Mindestdruckfestigkeit aufwies. 
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Die Ursache dafür war eine nicht ausreichende Ver- 
dichtung des Betons, welche die Arbeitsgemein- 
schaft mit einer Fehlfunktion der Geräte während 
der Ausführung der Arbeiten begründete. 

Das für die Durchführung der Bauleistungen zustän- 
dige Finanzbauaint hat die Arbeitsgemeinschaft auf 
Veranlassung des Bundesrechnungshofes für die 
nachgewiesenen Mängel und Schäden haftbar ge- 
macht. Die Arbeitsgemeinschaft hat auf Grund der 
ihr obliegenden Gewährleistungspflicht inzwischen 
rd. 9000 qm der besonders schadhaften Betondecken 
entfernt und durch neue ersetzt. Für die restlichen 
rd. 42 700 qm hat sie die Gewährleistung für die 
Dauer von nunmehr fünf statt zwei Jahren übernom- 
men und sich außerdem mit einem Preisabzug von 
rd. 51 000 DM einverstanden erklärt. Dieser Betrag 
ist von einer der Arbeitsgemeinschaft noch zuste- 
henden Restgeldforderung abgesetzt worden. 

157 . Der Bundesrechnungshof hat die zuständige 
Oberfinanzdirektion ersucht, die ihr nachgeordneten 
Baudienststellen anzuweisen, ihre Bauaufsichts- 
pflichten gewissenhafter und gründlicher als bisher 
wahrzunehmen. Dazu gehört für den Bau von Be- 
tonstraßen, daß diese abschnittsweise nach Ablauf 
der vorgeschriebenen Abbindefristen für den Beton 
auf Stärke und Druckfestigkeit überprüft werden, 
damit Fehler und Mängel der aufgezeigten Art mög- 
lichst frühzeitig erkannt und beseitigt und bei der 
Ausführung weiterer Streckenabschnitte vermieden 
werden können. 

Bau von Pionierübungsplätzen 

(Titel 722) 

Ungerechtfertigte Berechnung und Bezahlung von 
Bauleistungen bei der Herstellung von Außenanla- 
gen 

158 . Eine Baufirma stellte im Jahre 1963 für einen 
Pionier-Wasserübungsplatz der Bundeswehr die 
Außenanlagen her. Nach dem Vertrag war das für 
die Straßen und die Kraftfahrzeug-Abstellplätze der 
militärischen Anlage vorgesehene Gelände inner- 
halb des Übungsplatzes zunächst mit geeignetem 
Boden aufzufüllen und darauf frostsicherer Kies auf- 
zubringen. Auf Grund ihrer Schlußrechnung wurden 
der Firma Auffüllmaterial und Frostschutzkies für 
sämtliche Verkehrsflächen vergütet, obwohl einen 
Teil der berechneten Leistungen im Bereich der 
überdachten Kraftfahrzeug- Abstellflächen bereits 
vorher eine andere Firma ausgeführt und bezahlt 
erhalten hatte. 

Die Firma forderte und erhielt ferner für das Her- 
stellen des Erdplanums der vorgesehenen Zufahrts- 
straßen eine besondere Vergütung, obgleich diese 
Arbeiten nach dem Vertrag bereits mit dem Preis 
für den Bodenabtrag als Nebenleistungen abgegol- 
ten waren. Schließlich ergab eine vom Bundesrech- 
nungshof veranlaßte Überprüfung des von der Firma 
hergestellten Erdplanums für die Grünflächen durch 
ein Kontrollnivellement, daß die Geländeauffüllung 
zum Teil 10 cm niedriger war, als sie die Firma in 
Rechnung gestellt hatte. 


Durch die fehlerhafte Abrechnung über die Baulei- 
stungen, die die Firma und das mit der Prüfung und 
Feststellung der Rechnungen beauftragte Ingenieur- 
büro auf Personalwechsel zurückgeführt hat, hatte 
die Firma insgesamt rd. 42 000 DM zuviel erhalten. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, den Betrag 
von der Firma einzuziehen. Das ist inzwischen ge- 
schehen. 

Luftschutzbaumaßnahmen für die Bundeswehr 

(Titel 823 für das Rechnungsjahr 1963) 

Bau von Luftschutzanlagen in einer Kaserne 

159 . Im Jahre 1963 sind in die Eingänge zu den 
Kellergeschossen einer Kaserne Luftschutzschleusen 
mit feuerhemmenden und gasdichten Türen einge- 
baut worden. Die Standortverwaltung hat hierfür 
nach beschränkter Ausschreibung 21 Türen mit einer 
Druckfestigkeit von 10 atü zum Stückpreis von 
682 DM beschafft, obwohl die Wehrbereichsverwal- 
tung vor Ablauf der Angebotsfrist darauf hingewie- 
sen hatte, daß für die Türen „keine Drucksicherheit" 
gefordert werde. Die nur für eine Druckfestigkeit 
von 3 atü ausreichenden Luftschutzschleusen wurden 
nach dem Einbau der Türen zur Anpassung an deren 
Druckfestigkeit verstärkt. Türen mit der ursprüng- 
lichen Druckstärke des Schleusenmauerwerks (3 atü) 
zum Stückpreis von 374 DM hätten ausgereicht. 

Die Standortverwaltung hat sich zur Rechtfertigung 
ihrer Maßnahme auf eine Äußerung des zuständigen 
Finanzbauamtes berufen, daß nach den im letzten 
Krieg gewonnenen Erfahrungen Luftschutztüren mit 
geringerer Druckstärke als 10 atü ungeeignet seien; 
sie böten auch keinen ausreichenden Schutz gegen 
biologische und chemische Kampfstoffe. 

Dieses Vorbringen hat den Bundesrechnungshof 
nicht überzeugt. Die Beschaffung der Türen mit der 
höheren Druckstärke läßt sich mit den „Grundsätz- 
lichen Anordnungen des Bundesministers der Ver- 
teidigung für den baulichen Luftschutz in Anlagen 
der Bundeswehr" — Fassung April 1962 — , die die 
bis dahin gewonnenen Erfahrungen berücksichtigen, 
nicht vereinbaren. Danach ist für Luftschutzanlagen 
der hier in Rede stehenden Art nur ein Schutzgrad 
mit einer Druckresistenz von 3 atü vorgesehen. 

Die Mehrausgaben für die Türen sowie für die 
Verstärkung des Schleusenmauerwerks hätten ver- 
mieden werden können. 

Die Wehrbereichsverwaltung prüft zur Zeit, ob der 
für die Beschaffung Verantwortliche zum Schaden- 
ersatz heranzuziehen ist. 

Schiffe und Marinegerät 

(Kapitel 14 18) 

Beschaffung von Schiffen 

(Titel 975 für das Rechnungsjahr 1961) 

Kauf der „City of Havanna" 

160 . Im Voranschlag zum Einzelplan 14 für 1962 
war in Erweiterung des 2. und 3. Schiffbauplans die 
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Beschaffung von zwei Landungsboot-Mutterschiffen 
(Landing Ship Drydock — LSD — ) zum Preis von je 
35 Mio DM vorgesehen. Bevor diese Planänderung 
die Zustimmung des Parlaments gefunden hatte, 
erhielt der Führungsstab der Marine davon Kennt- 
nis, daß ein 1943 für die US-Marine gebautes LSD 
zum Preis von 3 bis 4 Mio DM zu kaufen sei. Das 
Schiff, das nach einem Umbau seit 1955 unter dem 
Namen „City of Havanna" als Fähre zwischen den 
USA und Cuba verkehrte, lag infolge der politischen 
Ereignisse in Cuba seit 1960 still. Die Kosten für den 
Rückbau des Schiffes zum LSD wurden auf 6 Mio 
DM geschätzt. 

Die Meinungen im Führungsstab der Marine über 
den Kauf dieses Schiffs waren geteilt. Auf der einen 
Seite schien es eine günstige Gelegenheit zu sein, 
für 10 Mio DM ein Schiff zu bekommen, das als Neu- 
bau erst in 5 bis 6 Jahren zur Verfügung stehen und 
dann etwa 35 Mio DM kosten würde; auf der ande- 
ren Seite bestanden wegen der Schwierigkeit der 
Reparatur und Ersatzteilbeschaffung grundsätzliche 
Bedenken gegen weitere Käufe alten ausländischen 
Materials. Auch war nicht damit zu rechnen, daß in 
absehbarer Zeit eine militärische Besatzung für das 
Schiff zur Verfügung stehen würde. 

Eine Fachkommission, die das Schiff im August 1961 
besichtigte, bezeichnete es als ankaufswürdig. Die 
Umbaukosten wurden vom Bundesamt für Wehr- 
lechnik und Beschaffung auf Grund des Besichti- 
gungsberichts allerdings auf 11 Mio DM geschätzt. 
Nach dem Ergebnis der Besichtigung glaubte der 
Führungsstab der Marine, das Schiff „mit gutem 
Gewissen" kaufen zu können. Wie es in einem Ver- 
merk des zuständigen Referats vom 4. September 
1961 weiter heißt, sollte das Schiff nach Wilhelms- 
haven in das Gelände des Kommandos amphibische 
Streitkräfte gebracht werden, wo es „ausgiebig stu- 
diert" werden könne. Die Umbau- und Einrichtungs- 
pläne würden so „von sehr langer Hand" vorberei- 
tet, so daß der Umbau in Jahresfrist vollzogen wer- 
den könne. Wann das Schiff nach dem Umbau in 
Dienst gestellt werden könne, sei zu gegebener Zeit 
nach der Personallage zu entscheiden. Im Antrag 
zur Bereitstellung der Haushaltsmittel für den Kauf 
der „City of Havanna" vom 13. Oktober 1961 wurde 
als Begründung in erster Linie auf die „augenblick- 
liche politische Situation" Bezug genommen, die eine 
Beschleunigung des Aufbaus amphibischer Streit- 
kräfte vordringlich erscheinen lasse. 

161 . Nachdem die Entscheidung für den Kauf im 
Dezember 1961 gefallen war, kaufte der Bundesmini- 
ster das Schiff am 23. Februar 1962 für 2,7 Mio DM. 
Es traf im Mai 1962 in Deutschland ein, konnte aber 
nicht nach Wilhelmshaven geschleppt werden, weil 
die dortige Schleuse zu klein war; es wurde daher 
nach Bremerhaven gebracht. Dort lag es zunächst 
still, da die beteiligten Stellen im Führungsstab der 
Marine sich nicht über die militärischen Forderungen 
zum Um- oder Rückbau einigen konnten. Erst am 
14. März 1963 fiel die Entscheidung dahin, daß der 
ursprüngliche Zustand als LSD wiederhergestellt 
werden solle. Gleichzeitig ergab sich, daß der Rück- 
bau nicht vor Sommer 1964 begonnen werden konnte 
und daß dafür etwa 30 Mio DM aufzuwenden waren. 


Damit das Schiff, dessen Kauf in der norddeutschen 
Öffentlichkeit bereits auf Kritik gestoßen war, und 
für das erhebliche Kosten für Wartung und Bewa- 
chung entstanden waren, in der Zwischenzeit ge- 
nutzt werden könnte, wurde erwogen, es zur Ver- 
besserung der schlechten Unterbringungslage in Kiel 
dort für eineinhalb Jahre als Wohnschiff einzuset- 
zen. Nach einem Kostenvoranschlag des bundes- 
eigenen Motorwerks Bremerhaven (MWB) sollte die 
Herrichtung des Schiffs für diesen Zweck etwa 
200 000 DM kosten. Obwohl Referenten im Mini- 
sterium gegen die Richtigkeit der Schätzung Beden- 
ken erhoben und baten, die Wirtschaftlichkeit der 
Zwischenverwendung als Wohnschiff noch einmal 
eingehend zu prüfen, entschied sich der Inspekteur 
der Marine am 3. Mai 1963 ohne weitere Prüfung 
für die Verwendung als Wohnschiff. Er begründete 
die Entscheidung mit der Notwendigkeit, in Kiel 
schnell Unterbringungsmöglichkeiten zu schaffen, 
das Schiff einer sinnvollen Zwischenverwendung 
zuzuführen und die Auftragslage des MWB zu ver- 
bessern. 

162 . Am 6. August 1963 stellte sich bei einer Be- 
sichtigung heraus, daß die Umbaumaßnahmen für 
die Nutzung als Wohnschiff unter Zeitdruck, ohne 
gründliche Besichtigung und ohne Einzelerhebungen 
festgelegt worden waren. Zur Erfüllung hygienischer 
und sanitärer Mindestforderungen mußte der Auf- 
trag auf 400 000 DM erhöht werden. Nach Fertig- 
stellung wurde das Schiff nicht, wie vorgesehen, in 
Kiel, sondern von Januar bis September 1964 in 
Hamburg als Wohnschiff eingesetzt, wo es die Be- 
satzung des noch nicht fertiggestellten Zerstörers 
„Hamburg" aufnahm. Als es danach in Kiel verwen- 
det werden sollte, erwies es sich als Behelfsunter- 
kunft trotz des Aufwands von 400 000 DM als unzu- 
länglich. Der vorgesehene Einsatz als Wohnschiff 
für das 7. Schnellboot-Geschwader wurde in einem 
ärztlichen Gutachten abgelehnt. 

Inzwischen hatte sich die militärische Gesamtpla- 
nung geändert. Bereits im Herbst 1962 hatten Über- 
legungen über die Beschränkung der Aufstellungs- 
ziele im Hinblick auf die finanziellen und personel- 
len Grenzen des Aufbaus der Bundeswehr begonnen. 
Sie führten 1964 zu Entscheidungen, aus denen sich 
ergab, daß die Marine die „City of Havanna" in 
absehbarer Zeit nicht als Landungsboot-Mutterschiff 
werde verwenden können. Auch eine andere Ver- 
wendung des 22 Jahre alten Schiffes kam wegen der 
erheblichen laufenden Wartungskosten nicht in Be- 
tracht. Es hätte nahegelegen, das Schiff sofort zu 
verkaufen, zumal da Interessenten vorhanden wa- 
ren, die auf der Basis von 3 bis 5 Mio DM verhan- 
deln wollten. Der Führungsstab der Marine bestand 
jedoch auf der vorgesehenen Nutzung als Wohn- 
schiff in Kiel. Erst als sich dies als unmöglich her- 
ausstellte und überall bekanntgeworden war, daß 
die Marine für das Schiff keine Verwendung mehr 
hatte, leitete der Bundesminister den Verkauf in die 
Wege. So waren bei der Veräußerung Ende 1965 
nur 1,3 Mio DM Erlös zu erzielen. 

163 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der Kauf des Schiffes nicht genügend vorbereitet 
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worden ist. Wären die Rückbaukosten von Anfang 
an sorgfältig geschätzt, also mit den später ermit- 
telten 30 Mio DM angesetzt worden, so wäre offen- 
bar geworden, wie unvorteilhaft der Kauf war; man 
hätte erkannt, daß man im Begriff war, etwa annä- 
hernd soviel, wie im Haushaltsvoranschlag für 
einen Neubau vorgesehen war, für ein Schiff auszu- 
geben, das schon 20 Jahre alt war und das deswegen 
hohe Unterhaltungskosten verursachen würde. Wie 
wenig umsichtig bei der Vorbereitung des Kaufs 
verfahren worden ist, ergibt sich ferner daraus, daß 
entgegen der ursprünglichen Absicht das Schiff we- 
der durch die Schleuse in Wilhelmshaven fahren 
noch der Umbau ein Jahr nach dem Kauf beendet 
werden konnte. Daß darüber hinaus nicht einmal 
untersucht worden ist, wann eine Besatzung für das 
Schiff frühestens verfügbar wäre, fügt sich in das 
Gesamtbild ein. 

Der Bundesrechnungshof hat schließlich beanstandet, 
daß die Entscheidung über die Zwischenverwendung 
als Wohnschiff übereilt und wiederum ohne gründ- 
liche Prüfung der Wirtschaftlichkeit dieser Maß- 
nahme getroffen worden ist. Es ist anzunehmen, daß 
bei rechtzeitiger ärztlicher Begutachtung bereits im 
Mai 1963 festgestellt worden wäre, daß das Schiff 
nicht als Behelfsunterkunft geeignet sei. Ebenso 
hätte eine gründlichere Überprüfung gezeigt, daß 
die zunächst geschätzten Kosten zu niedrig waren. 
Auch war die Beschäftigung des MWB kein Ge- 
sichtspunkt, den der Führungsstab der Marine bei 
seiner Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Zwischen- 
verwendung als Wohnschiff zu berücksichtigen 
hatte. 

Da im übrigen Überlegungen über die Begrenzung 
der Aufbauziele bereits Ende 1962 begonnen hatten, 
spricht vieles dafür, daß der Entschluß zur Veräuße- 
rung des Schiffs bei einer gründlichen Prüfung der 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Zwi- 
schenverwendung schon im Mai 1963 hätte gefaßt 
werden können. Dadurch wären Ausgaben vermie- 
den und wäre wahrscheinlich ein höherer Verkaufs- 
erlös erzielt worden. Auch die Sorge vor erneuter 
Kritik in der Öffentlichkeit hätte kein Hindernis sein 
dürfen, rechtzeitig die Folgerungen aus einer als 
falsch erkannten Beschaffung zu ziehen. 


164. Der Bundesminister hat erwidert, unter Be- 
rücksichtigung der Planung im Jahre 1961 und der 
Umstände, die zum Kauf des Schiffes geführt hätten, 
sei der Kauf vertretbar gewesen. Die Herrichtung 
zum Wohnschiff sei aus wirtschaftlichen Gründen, 
zugleich auch als Maßnahme zur Materialerhaltung 
gerechtfertigt. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Auffassung auf- 
rechterhalten, von einer weiteren Verfolgung der 
Angelegenheit jedoch abgesehen, weil die Kauf- 
entscheidung in einem nicht mehr feststellbaren 
Umfang von den politischen Ereignissen im Herbst 
1961 beeinflußt war und die späteren Fehler im 
wesentlichen auf die Bemühungen zurückzuführen 
sind, das Schiff irgendwie nutzbringend zu verwen- 
den, 


Feldzeugwesen 

(Kapitel 14 15) 

Beschaffung von Kampffahrzeugen 

(Titel 852 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Beschaffung von Schützenpanzern HS 30 

165. Der Bundesrechnungshof hat die Entwicklung 
und Beschaffung von Schützenpanzerwagen des Mu- 
sters „HS 30" seit 1958 geprüft. 

Im Jahre 1962 hat er die bis dahin gewonnenen Prü- 
fungsergebnisse in einer Prüfungsmitteilung zusam- 
mengefaßt. Im Februar 1964 hat sie der Bundesmini- 
ster beantwortet. 

Einige für die Gesamtbeurteilung wesentliche 
Punkte waren zu dieser Zeit zwischen dem Bundes- 
minister und den Auftragnehmern noch strittig. Auch 
waren noch nicht alle Fahrzeuge auf den endgültigen 
technischen Stand gebracht. 

Inzwischen sind die Auseinandersetzungen zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmern durch außer- 
gerichtliche Vergleiche bereinigt, auch verschiedene 
Mängel der Fahrzeuge behoben worden, so daß nun- 
mehr eine zusammenfassende Darstellung der Prü- 
fungsergebnisse über die Vorgänge um die Entwick- 
lung und Beschaffung der Schützenpanzerwagen ge- 
geben werden kann. 

166. Die Dienststelle „Der Beauftragte des Bundes- 
kanzlers für die mit der Vermehrung der alliierten 
Truppen zusammenhängenden Fragen" (Dienststelle 
Blank) befaßte sich bei den Vorbereitungen für die 
Aufstellung deutscher Streitkräfte schon 1952 mit 
der Ausstattung von Panzerverbänden. Hierbei wur- 
den auch „Technische Forderungen für Schützenpan- 
zerwagen" aufgestellt. Sie sind 1953/54 in Paris im 
sogenannten „Interimsausschuß" zur Vorbereitung 
des Inkrafttretens des Vertrages über die Europäi- 
sche Verteidigungsgemeinschaft erörtert worden und 
damals auch interessierten Firmen des In- und Aus- 
landes bekanntgeworden. 

Die deutsche militärische Forderung auf Ausstattung 
von Panzerverbänden mit Schützenpanzerwagen be- 
ruhte auf Erkenntnissen der beweglichen Kampffüh- 
rung im zweiten Weltkrieg. Sie war in dieser Form 
im Rahmen der verbündeten Streitkräfte (EVG, 
NATO) neu. 

167. Auf der Suche nach einem den militärischen 
Forderungen entsprechenden Fahrzeug zog die 
Dienststelle Blank ausländische Kampfwagen in Er- 
wägung, ohne eine voll befriedigende Lösung zu 
finden. Der technische Referent der Beschaffungs- 
Abteilung empfahl deshalb im April 1955 einer deut- 
schen Firma, ein Fahrzeug für den genannten Zweck 
zu entwickeln. 

Die Firma beauftragte darauf im Oktober 1955 ein 
Konstruktionsbüro mit der Konstruktion eines als 
„SP 15" bezieichneten Schützenpanzers. 
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168 . Bereits im April 1954 hatte der Vorstandsvor- 
sitzer einer anderen deutschen Firma den techni- 
schen Referenten der Beschaffungs-Abteilung auf 
ein neuentwickeltes Raupenfahrzeug hingewiesen 
und erklärt, es mache keinen schielten Eindruck. 
Später erhielt die Dienststelle Blank Beschreibungen 
des Fahrzeugs. Sein Einheitsfahrgestell sollte durch 
entsprechende Aufbauten als Kampffahrzeug für 
Flak- und Erdeinsatz mit 30 mm-Zwillings-Turm oder 
als leichter Schützenpanzerwagen für den Transport 
von 10 — 12 Mann oder als Waffenträger und Trans- 
portfahrzeug verwendbar sein. Die beigefügten Auf- 
nahmen zeigten das Fahrgestell ohne Aufbauten. 
Die Vorführung dos Fahrzeugs war zunächst nicht 
möglich, weil nach Angabe der Firma das einzige 
Muster zu Prüfzwecken zerlegt war. Statt dessen 
hielt der Konstrukteur im Juni 1955 in Bonn einen 
Vortrag, in dem er an Hand von Zeichnungen, eines 
Modells und eines Farbfilms Einzelheiten des Fahr- 
zeugs erläuterte. 

169 . Das Unternehmen, auf dessen Kosten das 
Fahrzeug konstruiert worden war, umfaßt eine An- 
zahl von Firmen in mehreren europäischen Ländern. 
Keine von ihnen befaßte oder befaßt sich mit der 
Herstellung von Panzerkampfwagen. Zur Entwick- 
lung eines Gleiskettenfahrzeugs entschloß sich das 
Unternehmen erst im Jahre 1950, und zwar nach 
eigenen Angaben deswegen, weil es für seine bis 
dahin ausschließlich auf Feldlafette aufgesetzte 
30 mm-Fla-Maschinenkanone eine gepanzerte Selbst- 
fahrlafette entwickeln wollte. 

Inwieweit sich der Bundesminister von der Lei- 
stungsfähigkeit des Unternehmens und ihres Kon- 
strukteurs überzeugt hat, geht aus einem Rechtsgut- 
achten (vgl. Nr. 186 und 192) hervor. Danach hat der 
technische Referent auf entsprechende Fragen er- 
widert: 

„Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit . . . lag ledig- 
lich eine Mitteilung der DEFA vor, Rückfragen 
wurden hinsichtlich der Kapazität der Firma bzw. 
des Renommees des Konstrukteurs nicht gehal- 
ten" 

und 

„Die Potenz der Firma . . . wurde . . . durch die 
Sachverständigen der Kommission . . . ^) geprüft." 

Am 7. und 8. November 1955 fand bei Paris eine 
Vorführung verschiedener Panzerfahrzeuge statt. 
Hierbei sahen Vertreter der militärischen Abteilung 
(des späteren Führungsstabes des Heeres) und die 
zuständigen technischen Referenten der Beschaf- 
fungs-Abteilung (Koblenz) des inzwischen errichte- 
ten Bundesministeriums zum ersten Mal das „Leichte 
Raupenfahrzeug HS", ein Fahrgestell ohne Aufbau- 
ten. In dem Gemeinschaftsbericht der Teilnehmer 
heißt es dazu, daß Motor, Getriebe und Lenkgetriebe 
noch nicht festlägen, auch müsse die Panzerung ver- 
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stärkt werden. Das Fahrzeug komme aber in seiner 
Gesamtkonstruktion den deutschen militärischen 
Forderungen an ein Kampffahrzeug dieser Größen- 
ordnung nahe und könne als brauchbares Muster 
angesehen werden. 

Für das weitere Verfahren wurde vorgeschlagen, 

— mit Konstrukteuren der Firma die erforderlichen 
Änderungen und die Aufbauten festzulegen, 

— eine kleine Versuchsserie von jeweils mehreren 
Fahrzeugen der verschiedenen Ausführungen fer- 
tigen und diese Fahrzeuge in den Lehrbataillo- 
nen erproben zu lassen, 

— anschließend die Einführungsgenehmigungen 
durch den Minister zu erwirken. 

Einem Schreiben des technischen Referenten der Be- 
schaffungs-Abteilung vom 14. November 1955 ist zu 
entnehmen, daß das vorgeführte Fahrzeug einen 
sehr guten Eindruck gemacht habe. Der Motor sei — 
so wird ausgeführt — zwar noch etwas schwach und 
das amerikanische Getriebe, das in Europa über- 
haupt nicht gefertigt werde, unerwünscht. Verbin- 
dungen mit deutschen Firmen über Ersatz dieser 
Bauteile seien aber aufgenommen. 

Der Bundesminister billigte die Vorschläge. Am 
14. Dezember 1955 fand die vorgesehene technische 
Besprechung mit den Firmenkonstrukteuren statt. 
Sie wird später als „Modellauswahl" bezeichnet. 
Eine Besprechungsniederschrift war in den Akten 
nicht zu finden. Aus späteren Unterlagen ergibt sich 
aber, daß vereinbart wurde, die taktisch-technischen 
Forderungen für Schützenpanzerwagen als Grund- 
lage für die weitere Tätigkeit der Firma noch ein- 
mal zu überarbeiten. Die deutsche Tochtergesell- 
schaft der Konstruktionsfirma erhielt die überarbei- 
teten Forderungen am 1. Februar 1956. Es ist aber 
anzunehmen, daß ihr die Änderungswünsche münd- 
lich schon vorher mitgeteilt worden sind. 

170 . In Besprechungen zwischen den Bundesmini- 
sterien der Verteidigung und für Wirtschaft wurden 
seit Herbst 1955 Fertigungsmöglichkeiten für den 
Schützenpanzerwagen geprüft. Hierbei ergaben sich 
Bedenken, ob ohne Erprobung eines Musters die Auf- 
träge für Null-Serie und Serie erteilt werden könn- 
ten. Die Bedenken stützten sich vor allem darauf, 
daß bisher auch die militärische Abteilung des Bun- 
desministers eine ausreichende Erprobung verlangt 
hatte. Dieselbe Abteilung erklärte jedoch in ihrem 
Schreiben vom 7. März 1956 an die Abteilung Ver- 
teidigungswirtschaft, daß das Modell unter Verzicht 
auf eine Truppenerprobung ausgewählt worden sei. 
Es werde auf die beschleunigte Vorbereitung der 
Serienverträge entscheidender Wert gelegt. Die Ver- 
vollkommnung des bisherigen Musters und die 
Weiterentwicklung der sich daraus ergebenden Ab- 
wandlungen für die verschiedenen Verwendungs- 
zwecke werde sich über das Anlaufen der Serien- 
fertigung hinaus erstrecken. Es heißt dann wörtlich: 

„Alle damit verbundenen Risiken werden bewußt 
in Kauf genommen, da durch den gegenwärtigen 
Stand der Entwicklung . . . mehrere Jahre tech- 
nischer Entwicklungsarbeit eingespart werden und 
eine völlig neue, eigene deuts^e Entwicklung 
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um dieselbe Zahl von Jahren später zum Tragen 
kommen würde und sich daher in der vorge- 
sehenen Aufstellungszeit überhaupt nicht mehr 
realisieren läßt." 

171 . Ihren Abschluß fand diese Phase am 22. März 
1956 mit der Entscheidung des Staatssekretärs, den 
Schützenpanzerwagen HS 30 zu beschaffen. Damit 
war grundsätzlich entschieden, daß Entwicklung, 
Null-Serie und Serie des Panzerwagens gleichzeitig 
in Angriff zu nehmen seien. 

über diese wichtige Entscheidung finden sich in 
den Akten nur folgende Aufzeichnungen: 

„Auf Grund der Modellauswahl wurde am 
22. März 1956 die Einführungsgenehmigung er- 
teilt." 

Das Datum wird in einer „Zusammenstellung wichti- 
ger Daten" wie folgt bestätigt: 

„22. 3. 1956 Einführungsgenehmigung für HS 30 
durch Staatssekretär." 

172 . Am 20. April 1956 empfahl der Staatssekretär 
im französischen Kriegsministerium, ein französi- 
sches Kampffahrzeug in abgewandelter Form als 
Schützenpanzer einzuführen. Er äußerte hierbei Be- 
denken gegen den HS 30 und erklärte, das in 
Paris vorgeführte Muster dieses Typs mit 9 t Ge- 
wicht könne nur 6 Mann aufnehmen. Als Waffen- 
träger müsse es auf 12 t Gewicht gebracht werden, 
was konstruktive Änderungen, insbesondere bei der 
Kette und der Aufhängung des Fahrwerks, erfor- 
dere. Das Fahrzeug sei in Frankreich erprobt 
worden. Die Ergebnisse seien nicht zufriedenstel- 
lend. Das von ihm vorgeschlagene französische 
Muster sei dagegen ausgereift, besser geeignet und 
stehe früher zur Verfügung. Auch der Preis des 
Fahrzeugs werde sich bei einer größeren Serie ver- 
ringern. 

Der Vertreter der militärischen Abteilung erwiderte, 
das französische Fahrzeug entspreche nicht den deut- 
schen militärischen Forderungen. Auch sei es nicht 
als Fla-Selbstfahrlafette geeignet, während der HS 
30 diese Verwendung ermögliche. Später hat sich 
allerdings herausgestellt, daß auch dieses Fahrzeug 
als Fla-Träger nicht verwendet werden konnte, weil 
das Gesamtgewicht zu hoch geworden wäre. 

173 . Am 24. April 1956 ließ der Bundesminister 
dem Verteidigungs- und Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages eine Vorlage über den Be- 
darf an gepanzerten Fahrzeugen für die Zeit vom 
1. April 1956 bis 31. März 1957 als Grundlage für die 
Bewilligung der entsprechenden Haushaltsmittel 
unterbreiten. Darin war der Dreijahresbedarf an 
Schützenpanzerwagen des hier behandelten Musters 
mit insgesamt 10 680 Stück angegeben, wovon 882 
Stück schon bis zum 31. März 1957 benötigt würden. 
30 Null-Serien-Fahrzeuge — so wurde ausgeführt — 
könnten 8 Monate, die ersten Serienfahrzeuge 12 
Monate nach Auftragsvergabe geliefert werden. 

i 

174 . Am selben Tag brachte jedoch die Beschaf- | 
fungs- Abteilung in einer Besprechung mit der militä- • 


rischen und der technischen Abteilung neue Ge- 
sichtspunkte zur Modellauswahl vor. Sie hatte er- 
mittelt, daß schon aus rein verwaltungstechnischen 
Gründen Serienaufträge nicht vor April 1957 erteilt 
werden könnten. Sie hielt auch die Lieferzusagen 
einer der deutschen Nachbau-Firmen für zu opti- 
mistisch. Schließlich lag ihr daran, zur Erzielung einer 
besseren Verhandlungsposition gegenüber den sehr 
hohen Lizenzforderungen mit einer Alternativlösung 
arbeiten zu können. 

Die Angaben der Beschaffungs-Abteilung führten 
bei der militärischen Abteilung, wie sich aus einem 
Besprechungsvermerk ergibt, zu einer völlig neuen 
Lage für die Aufstellungsplanung. 

Die Besprechungsteilnehmer beschlossen, von der 
Firma einen neuen Lieferplan, ausgehend von einer 
Auftragserteilung im April 1957, einzuholen und den 
Entwicklungsauftrag in der nach den militärischen 
Forderungen abgewandelten Form zu erteilen. 
Außerdem sollte die Firma, die den Panzer „SP 15" 
entwickelte (vgl. Nr. 167), einen Zeitplan über ihre 
Fertigungsmöglichkeiten aufstellen. Die Beschaf- 
fungs-Abteilung sollte sich außerdem ein Angebot 
der französischen Verbindungskommission in Ko- 
blenz über die Lieferung von 1000 französischen 
Schützenpanzerwagen (vgl. Nr. 172) geben lassen. 

175 . An dieser Besprechung war die Abteilung 
Verteidigungswirtschaft nicht beteiligt. Ihr Leiter 
verwahrte sich schriftlich gegen den Beschluß. Er 
führte aus: Für die Frage der Programmaufstellung 
auf Grund der militärischen Forderung sei aus- 
schließlich seine Abteilung in Verbindung mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft zuständig. Die militä- 
rische Forderung sei an seine Abteilung zu richten. 
Die militärische Abteilung habe schon vor längerer 
Zeit das Modell ausgewählt. Auf dieser Grundlage 
seien die Verhandlungen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft geführt worden. Die entsprechende 
Vorlage an die parlamentarischen Ausschüsse (vgl. 
Nr. 173) sei bereits hinausgegangen. Er halte es bei 
diesem Stand der Dinge für ausgeschlossen, Maß- 
nahmen in einer von allen bisherigen Überlegungen 
abweichenden Richtung zu treffen. Von einer Ent- 
wicklung des „SP 15" sei bis dahin nie die Rede 
gewesen, ebensowenig von einer Beschaffung des 
französischen Fahrzeugs. Er müsse daher bitten, 
von allen weiteren Schritten, die am 24. April 1956 
„vereinbart" ^) worden seien, abzusehen. 

Der Leiter der militärischen Abteilung erwiderte 
hierauf, daß er nach wie vor an der früheren Ent- 
scheidung festhalte. Die Einwendungen seien auch 
nicht von ihm, sondern von der Beschaffungs-Abtei- 
lung gekommen. Er habe diesen Vorschlägen nur 
zugestimmt in der vollen Überzeugung, daß das Er- 
gebnis der Ermittlungen an der bisherigen Auf- 
fassung seiner Abteilung nichts ändern werde. 

Auf Grund einer fernmündlichen Besprechung 
zwischen den Abteilungsleitern Verteidigungswirt- 
schaft und Beschaffung wurden die in Koblenz be- 
reits eingeleiteten Erhebungen eingestellt. Die Kon- 
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struktionsfirma des „SP 15", die am 24. März 1956 
eine erste Beschreibung und Zeichnung ihres Fahr- 
zeugs und am 11. Mai 1956 einen Zeitplan für die 
Serienfertigung übersandt hatte, brach nach einer 
Besprechung im November 1956 mit dem Unterab- 
teilungsleiter Technik, der seinerzeit als Referent 
der Beschaffungs-Abteilung der Dienststelle Blank 
diese Entwicklung angeregt hatte, ihre Arbeiten ab 
(vgl. Nr. 167). 

176 . Auf Grund einer Anregung des Bundesver- 
bandes der Deutschen Industrie (Ausschuß „Panzer") 
vom Februar 1956 prüfte eine Kommission aus je 
zwei Angestellten der späteren deutschen Ferti- 
gungsfirma die Zeichnungen und Berechnungsunter- 
lagen des Fahrzeugs HS. Am 5. und 6. April 1956 be- 
sichtigte die Kommission in England das schon in 
Paris vorgeführte Muster. Sie erstattete am 
23. April 1956 ein Gutachten, nach dessen Wortlaut 
sie „auf Veranlassung der Konstruktionsfirma und 
in Übereinstimmung mit dem Bundesverteidigungs- 
ministerium" tätig geworden sei. Sie stellte fest, 
daß das vorgeführte Raupenfahrzeug statt des vor- 
gesehenen Motors von 230 PS einen Motor von 
170 PS und statt des vorgesehenen Lenkgetriebes 
mit 6 Gängen ein Getriebe gleichen Fabrikats mit 
5 Gängen in noch nicht endgültiger Ausführung 
hatte. Wegen des Motors und der Kühlungspro- 
bleme glaubte die Kommission, sich auf die Erfah- 
rungen der Motorenbaufirma verlassen zu können. 
Das vorhandene Lenkgetriebe fand sie fahrtechnisch 
bestechend. Wegen des vorgesehenen 6-Gang-Getrie- 
bes gab sie sich mit der Firmenauskunft zufrieden, 
daß es auch in entsprechenden Fahrzeugen der 
amerikanischen Armee verwendet werde. Das Lenk- 
getriebe — so führte sie aus — sei bekannt und 
bewährt, die Gummifederung weich und in ihren 
Schwingungen gedämpft. Es sei beachtlich, daß die 
Kette des Musters bisher Fahrten von fast 6000 
km ^) ausgehalten habe. Allerdings lägen über eine 
Erprobung in lehmigem Boden noch keine Erfahrun- 
gen vor. Die Kommission faßte ihr Urteil dahin zu- 
sammen, daß „die Berechnungsgrundlagen, die Kon- 
struktion und der dem künftigen Fahrzeug allerdings 
noch nicht entsprechende Prototyp erwarten lassen, 
daß bei Aufnahme einer Serienfertigung Über- 
raschungen größeren Formats nicht auftreten wer- 
den, sofern die mit der Serienfertigung beauftragten 
Firmen in der Qualität des zu beschaffenden Mate- 
rials und der Sorgfalt der Fertigung keine Fehler 
machen. " 

177 . Am 16. Mai 1956 schloß der Bundesminister 
mit der deutschen Tochtergesellschaft der Konstruk- 
tionsfirma einen Entwicklungsvertrag. Danach 
waren außer Holzmodellen zwei — später drei — 
der militärischen Forderung entsprechende Muster 
aus Flußstahl zu bauen und betriebsfertig zu liefern. 

Am 24. Mai 1956 übersandte der Auftragnehmer 
dem Bundesminister einen Prospekt. In ihm wurde 
erstmalig das Fahrzeug in der Ausführung und mit 
den technischen Daten beschrieben, die sich aus den 
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militärisch- technischen Forderungen und dem Ent- 
wicklungsvertrag ergaben. Gegenüber dem Prospekt 
über das in Paris vorgeführte „Leichte Raupenfahr- 
zeug HS" wies die als „Schützenpanzerwagen HS 30" 


bezeichnete 

neue Konstruktion 

folgende Änderun- 

gen der technischen Daten auf: 



Leichtes Raupen- 

Schützenpanzer- 


fahrzeug HS 

wagen HS 30 

Motor 

170-PS-Motor 

235-PS-Motor 
3750 Umdr./min. 

Getriebe 

Hydra-Matic- 

Halbautomati- 


Ge triebe 

sches Getriebe mit 

6 Vorwärts- und 

1 Rückwärtsgang 

Gewicht 

Leergewicht 8 t 

Leergewicht 9 t 


Gewicht mit 

Gewicht mit 


12 Mann Besat- 

10 Mann Besat- 


zung, 20 mm Ka- 

zung, 20 mm Ka- 


none und Muni- 

none und Muni- 


tion 10 t 

tion 11,6 t 

Gesamt- 

höhe 

1,70 m 

1,55 m 

Gesamt- 

breite 

2,54 m 

2,49 m 

Gesamt- 

länge 

4,98 m 

5,10 m 

Front- 

Panzerung 

10 mm 

30 mm 


Ein Muster des Schützenpanzerwagens mit den im 
Prospekt genannten Daten, die nach eigenen späte- 
ren Angaben der Firma eine Umkonstruktion von 
wesentlichen Teilen des Fahrzeugs erforderten, gab 
es zu diesem Zeitpunkt noch nicht. Auch den Mit- 
gliedern des Verteidigungsausschusses wurde am 
28. Mai 1956 in Hangelar noch das schon in Paris 
und London vorgeführte, nunmehr mit einem 
Zwillingsflak-Aufbau versehene Fahrzeug gezeigt. 

178 . Im Bundestag befaßten sich mit der Vorlage 
des Bundesministers vom 24. April 1956 (vgl. 
Nr. 173) zunächst der Unterausschuß Beschaffung 
des Verteidigungsausschusses, dann der Verteidi- 
gungsausschuß und abschließend am 5. Juli 1956 in 
gemeinsamer Sitzung der Verteidigungs- und der 
Haushaltsausschuß. 

Der Unterausschuß Beschaffung sprach sich für die 
Billigung der Vorlage aus. Er stützte sein Urteil 
über die technische Reife des Fahrzeugs und die 
Risiken der Beschaffung auf das Gutachten der 
Firmen-Kommission vom 23. April 1956 (vgl. Nr. 
176). Die zusammenfassende Beurteilung dieser 
Kommission wurde wörtlich in den Bericht des 
Unterausschusses übernommen. 

In der entscheidenden gemeinsamen Sitzung vom 
5. Juli 1956 wurde vorgeschlagen, zunächst nur 
100 Fahrzeuge zur technischen und zur Truppen- 
Erprobung zu beschaffen und erst danach über die 
Beschaffung des Gesamtbedarfs von 10 680 Schützen- 
panzerwagen zu entscheiden. Zur Begründung 
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wurde ausgeführt: Es gebe kein Muster dieses 
Fahrzeugs. Das der Kommission vorgeführte Fahr- 
zeug entspreche noch nicht dem künftigen Muster. 
Auch habe die Kommission aus Angestellten der 
deutschen Nachbaufirmen bestanden, die nicht als 
völlig unbefangene Gutachter anerkannt werden 
könnten. 

Demgegenüber wies der Sprecher des Bundes- 
ministers, der Leiter der Abteilung Verteidigungs- 
wirtschaft, darauf hin, daß nach Auffassung der 
Sachverständigen erkennbare Risiken nicht mehr 
vorlägen. Dieser Schützenpanzerwagen, so erklärte 
er, müsse zu den narrensicheren Geräten gerechnet 
werden. Wenn nur 100 Stück bestellt würden, stehe 
man praktisch nicht anders da, als wenn man Eigen- 
entwicklung betreibe. Das würde um Jahre zurück- 
werfen. Die Serienlieferung solle 1957 beginnen 
und 1959/60 auslaufen. Das sei aber nur mit einer 
globalen Planung zu erreichen. Die Ausschüsse 
müßten entweder ganz bewilligen oder überhaupt 
zurückstellen. 

Die Ausschüsse stimmten darauf der Vorlage zu 
und erteilten die Bindungsermächtigung in der 
geforderten Höhe von 2,456 Milliarden DM. 

179 . Im August 1956 erteilte der Bundesminister 
der deutschen Tochtergesellschaft der Konstruk- 
tionsfirma einen Nullserienauftrag über 30 Fahr- 
gestelle und im August 1957 über 30 Aufbauten 
(deutsche Null-Serie). Einen weiteren Null-Serien- 
auftrag über 30 komplette Fahrzeuge erhielt im 
August 1957 eine britische Tochterfirma. 

Während die Verhandlungen mit den beteiligten 
Firmen über die Serienfertigung, die sich unmittel- 
bar an die Null-Serie anschließen sollte, noch 
liefen, ergab sich eine mehrfach starke Herab- 
setzung des dem Bundestag genannten Bedarfs an 
Schützenpanzerwagen. Die Verminderung der Plan- 
zahlen der Bundeswehr im November 1956 von 
500 000 auf 350 000 Mann hatte eine Kürzung von 
10 680 auf 6202 Fahrzeuge zur Folge. Zusätzliche 
Kürzungen führten im Frühjahr 1957 zu einer Min- 
derung auf insgesamt 4412 Stück. 

Im Juli 1956 war zwischen Bundesverteidigungs- 
imd Bundeswirtschaftsministerium vereinbart wor- 
den, den Bedarf in Deutschland und in Großbritan- 
nien zu decken. 

Der Serienauftrag für Großbritannien über 2800 
Fahrgestelle wurde im Februar 1957 erteilt, er 
wurde im Dezember 1957 in einen Auftrag über 
2800 komplette Fahrzeuge umgewandelt (vgl. Nr. 
183). 

Aufträge über die deutsche Serienfertigung von 
1612 Schützenpanzerwagen gingen im April 1958 
je zur Hälfte an zwei deutsche Firmen. 

Die ersten Null-Serienfahrzeuge sollten nach den 
Lieferplänen von Januar 1958 an, die englischen 
Serienfahrzeuge von Mai 1958 an und die deutschen 
Serienfahrzeuge von Dezember 1958 an ausgeliefert 
werden. 

Die Termine wurden in keinem Fall eingehalten. 


180 . Zum Erwerb der Nachbaurechte schloß der 
Bundesminister im Dezember 1956 mit der Patent- 
verwertungsgesellschaft der Konstruktionsfirma 
einen Lizenzvertrag über 12 Mio DM. Die Lizenzge- 
bühr wurde nach Vertragsabschluß vereinbarungs- 
gemäß auf ein Sperrkonto der Gesellschaft bei 
einem Bankhaus in Köln überwiesen. 

Etwaige Zinsen für den deponierten Betrag sollten 
der Bundesrepublik Deutschland zusteben. 

Als der Bundesminister sich um die nach seiner 
Meinung angefallenen Zinsen bemühte, stellte sich 
heraus, daß Guthaben auf Fremdwährungskonten 
für Ausländer nicht verzinst werden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß durch 
die Vereinbarung, die Lizenzgebühr auf Sperrkonto 
zu zahlen, vorzeitig Bundesmittel in Anspruch ge- 
nommen worden seien (§ 28 Abs. 1 RHO). Der 
Lizenzgeber habe nicht daran zweifeln können, daß 
die Bundesrepublik bei Fälligkeit die geschuldeten 
Beträge zahlen werde. Zumindest hätte der Bundes- 
minister von vornherein eine Verzinsung sicher- 
stellen müssen. 

Der Bundesminister hat erwidert, die Firma habe 
zunächst verlangt, daß die Lizenzgebühr sofort be- 
zahlt werde. Da er dies abgelehnt habe, habe die 
Firma auf einer Festlegung des Geldes bestanden, 
um auch dann in den Genuß der vereinbarten 
Lizenzgebühr zu gelangen, wenn die Konstruktion 
später geringer bewertet würde, überdies habe er 
damals noch kein Mißtrauen gegen die Leistungs- 
fähigkeit des Auftragnehmers und der Konstruk- 
teure gehabt. Welche Vorstellungen die Bearbeiter 
sich wegen der Verzinsung gemacht hätten, sei 
nicht mehr festzustellen. Er, der Bundesminister, 
habe jedoch erreicht, daß ein Zinsverlust in Höhe 
von 400 000 DM im späteren Vergleich (vgl. Nr. 194) 
verrechnet und ausgeglichen worden sei. 

Dieses Vorbringen rechtfertigt nicht, daß der Be- 
trag vorzeitig gezahlt wurde. Im übrigen dürfte der 
durch Vergleich erzielte Betrag erheblich hinter 
einer angemessenen Verzinsung zurückgeblieben 
sein. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Beanstandung 
deshalb aufrechterhalten. 


181 . Die Motoren für die Schützenpanzerwagen hat 
die Bundesrepublik beschafft und beigestellt. Der 
Bundesminister hatte zu diesem Zweck am 6. Fe- 
bruar 1957 mit dem britischen Motorenhersteller 
einen Vertrag über die Lieferung von 8260 Motoren 
mit Ersatzteilen geschlossen. 

In einer Zusatzvereinbarung vom selben Tage ließ 
er sich das Recht einräumen, den Auftragsumfang 
auf 6880 Motoren herabzusetzen. Bei einer Herab- 
setzung sollte aber nach dem Vertrag der Auftrags- 
wert von 8260 Motoren der Berechnung der Rest- 
abgeltung zugrunde gelegt werden. 

Der Bundesminister hat später von seinem Recht, 
j die Bestellung auf 6880 Motoren zu verringern, 

I Gebrauch gemacht. Er hat ferner am 10. Juli 1959 
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den Lieferumfang weiter auf 3562 Motoren herab- 
gesetzt. An die Firma mußte er dafür rd. 8,9 Mio DM 
Restabgeltung zahlen. Da er für die schließlich ins- 
gesamt zu liefernden 2176 Schützenpanzerwagen 
(vgl. Nr. 195) zunächst nur noch 2862 Motoren 
einschließlich der erforderlichen Reserve benötigte, 
waren 700 Motoren zuviel vorhanden. 

Eine Überprüfung des Bedarfs an Austauschmotoren 
für Instandsetzungen ergab, daß außer den hierfür 
bereits vorgesehenen 280 Motoren weitere 300 Mo- 
toren verwendet werden konnten. Da die restlichen 
400 Motoren weder vom Bund noch vom Hersteller 
der Panzerwagen verkauft werden konnten, sind 
sie für die Zerlegung und Verwendung als Ersatz- 
teile freigegeben worden. Dadurch entstand ein Ver- 
lust in Höhe von etwa 10 v. H. des Einkaufs- 
preises. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
um Aufklärung gebeten, weshalb er sich zwar die 
Herabsetzung des Auftrages von 8260 auf 6880 Mo- 
toren Vorbehalten, für die Restabgeltung aber den 
höheren Auftragswert beibehalten habe. 

Der Bundesminister hat erwidert, daß nach Ände- 
rung der militärischen Planungen der Führungsstab 
Bundeswehr 8260 Motoren, die Abteilung Haus- 
halt jedoch nur 6880 Motoren für erforderlich ge- 
halten habe. Da mit der Beschaffung nicht bis zur 
Klärung der Streitfrage habe gewartet werden 
können, sei auf Weisung des Staatssekretärs die 
größere Stückzahl bestellt, gleichzeitig aber eine 
Herabsetzung ohne Änderung des Kaufpreises, 
wenn auch unter Zubilligung einer Restabgeltung, 
vereinbart worden. Die Firma habe durchblicken 
lassen, daß sie bei einer Kürzung des Lieferumfangs 
auf weniger als 8260 Motoren den Stückpreis erheb- 
lich erhöhen müsse. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der mündlichen 
Erörterung der Erwiderung festgestellt, daß die 
Akten des Ministeriums und die eingeholte Äuße- 
rung des Referenten keine Angaben über die von 
der Firma angeblich in Aussicht gestellte Preis- 
erhöhung enthalten. Er hat abschließend ausge- 
führt, daß über die Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Abteilungen hätte entschieden werden 
müssen, bevor der Auftrag erteilt wurde; andern- 
falls hätte der Vertrag über die geringere Stückzahl 
abgeschlossen und bei Bedarf aufgestockt werden 
müssen. Die Begründung, warum das nicht ge- 
schehen sei, überzeuge nicht. 


182 . Bei den Vorarbeiten zürn Bau der Muster des 
Schützenpanzers (vgl. Nr. 177) stellte sich schon im 
Sommer 1956 auf dem Prüfstand heraus, daß das 
vertraglich vorgesehene Lenk-Getriebe einen 
schlechten Wirkungsgrad hatte. Die 235 PS des vor- 
gesehenen Motors wären auch nicht annähernd bis 
zu den Antriebsrädern der Gleisketten gekommen. 
Der Konstrukteur schlug daraufhin die Verwendung 
eines elektromagnetisch schaltbaren, mechanischen 
Getriebes vor, das die Firma selbst fertigen wollte. 
Der verantwortliche Bearbeiter der Abteilung Tech- 
nik stimmte zu. 


183 . Ein wesentlicher konstruktiver Vorteil des 
„HS 30" sollte in der Verwendung eines gepan- 
zerten Einheitsfahrgestells bestehen, auf das ver- 
schiedene Aufbauten je nach Verwendungszweck 
aufzubringen waren (vgl. Nr. 169). Dementsprechend 
sollte das Panzergehäuse aus zwei Teilen, der mit 
dem Fahrwerk verbundenen Unterwanne und den 
Aufbauten, bestehen. Die Aufbauten sollten mit 
dem Unterteil durch Schrauben und nur am Bug 
durch eine Schweißnaht verbunden werden. Nach 
Lösen der Schrauben und Trennen der Schweißnaht 
durch Brennschnitt sollten die Aufbauten ausge- 
wechselt werden können. Darauf wurden die ersten 
Verträge, ja selbst noch der englische Serienvertrag 
abgestellt. Die Firma, die die Panzerwannen für die 
Muster fertigen sollte, wies sofort darauf hin, daß 
Unterwanne und Aufbau aus technischen und militä- 
rischen Gründen nicht nur verschraubt, sondern zu 
einem Gehäuse zusammengeschweißt werden müß- 
ten. Der Konstrukteur konnte sich dem nicht ver- 
schließen und entschied sich Mitte Januar 1957 end- 
gültig dafür, die Panzergehäuse in einem Stück fer- 
tigen zu lassen. Die bereits abgeschlossenen getrenn- 
ten Verträge über Fahrgestelle und Aufbauten muß- 
ten durch solche über komplette Fahrzeuge ersetzt 
werden. 

184 . Ein weiterer konstruktiver Vorteil sollte dar- 
in liegen, daß das abnehmbare Heckteil mit dem 
gesamten Maschinensatz austauschbar sein sollte. 
Damit wäre die Instandsetzung sehr vereinfacht 
worden. Beim Bau der ersten Wannen stellte sich 
jedoch heraus, daß auch dies nicht möglich war, 
da sich ein Heckteil immer nur für dasselbe Fahr- 
zeug verwenden ließ. 

185 . Im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
führte die britische Firma die Endmontage der 
Muster auf dem Gelände der Erprobungsstelle für 
Kraftfahrzeuge und Panzer (damals in Niederlahn- 
stein) durch. Als Liefertermin für das erste Fahr- 
zeug war der 14. Oktober 1957 vereinbart. Die von 
der Firma veranstalteten Probefahrten begannen 
aber erst am 21. September 1957. Hierbei traten 
zahlreiche Mängel auf, die zeitraubende Ände- 
rungen und Verbesserungen erforderten. Erst am 
13. Juni 1958 übergab die Firma das Fahrzeug als 
„betriebsbereit". 

Die Erprobungsstelle hatte diese Arbeiten verfolgt 
und dem Bundesminister schon seit Oktober 1957 
häufig über Mängel des Fahrzeugs und Schäden an 
Kette, Lenkgetriebe, Federung und Schaltgetriebe 
berichtet. 

186 . Wegen der Verzögerungen, die sich dadurch 
auch bei der Erfüllung der Serienaufträge ergaben, 
setzte der Bundesminister im Mai 1958 eine Unter- 
suchungskommission ein. Auf deren Anregung er- 
hielten zwei Rechtsanwälte im Juni 1958 den Auf- 
trag, Gutachten über die Rechtslage zu erstatten. 

187 . Die Erprobungsstelle Niederlahnstein begann 
sofort nach Übergabe des ersten Fahrzeugs mit der 
Erprobung. Hierbei zeigten sich abermals erhebliche 
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Mängel und Abweichungen von dem vereinbarten 
Entwicklungsziel: Leergewicht 11,2 statt 9 t, klein- 
ster Wendekreis 17,5 statt 14 m, unzureichende 
Belüftung und Motorkühlung, Ausfälle und Ver- 
schleiß des Wechselgetriebes, mangelnde Wärme- 
abführung der Lenkbremsen, Schäden und Härte 
der Federung, anomaler Verschleiß der Ketten- 
Gummipolster infolge Fehlkonstruktion der Ketten. 

188 . Diese Feststellungen veranlaßten den Bun- 
desminister, ein technisches Gutachten unabhän- 
giger Sachverständiger einzuholen. Diese äußer- 
ten sich am 20, Juli 1958 zusammenfassend dahin, 
daß zur Aufnahme oder Fortführung der Serien- 
fertigung von Kühlsystem, Schaltgetriebe, Lenkge- 
triebe und Laufrollenabfederung nicht geraten wer- 
den könne. Es solle möglichst bald eine größere 
Zahl von Erprobungsfahrzeugen hergestellt werden, 
damit eine Erprobung im Dauerbetrieb durdige- 
führt und planmäßige Untersuchung der wichtig- 
sten Baugruppen nachgeholt werden könne. Ziel 
der Arbeit solle sein, unter vorläufigem Verzicht 
auf Bestwerte und mit vorläufigen Abstrichen an 
Forderungen eine für Ausbildungszwecke ausrei- 
chende Zahl befriedigend zuverlässiger Fahrzeuge 
verfügbar zu machen. Eine Aussage darüber, ob 
eine weitere Entwicklung des Fahrzeugs mit Sicher- 
heit zu einem voll truppenbraudibaren Fahrzeug 
führen werde, sei noch nicht möglich. Die Gutachter 
stellten in einem weiteren Bericht vom November 
1958 fest, daß bis dahin keiner der von ihnen er- 
wähnten Mängel an dem Muster behoben worden 
war. 

189 . Noch vor dem Eingang der Rechtsgutachten 
und des technischen Gutachtens überprüfte der Bun- 
desminister Anfang Juli 1958 die bis dahin ge- 
troffenen Entscheidungen. Die Überprüfung hatte 
folgendes Ergebnis: 

Eine Totalstornierung des Programms sei nicht 
möglich, weil ein Rechtsstreit in absehbarer Zeit 
zu keinem Ergebnis führen werde und eine Rück- 
zahlung der Vorauszahlungen praktisch nicht er- 
reichbar sei. Eine Totalstornierung sei auch nicht 
nötig, weil man mit annähernder Sicherheit davon 
ausgehen könne, daß ein brauchbares Fahrzeug 
zustande komme. Die Sachverständigen stritten 
sich nur darum, ob das in einigen Monaten oder 
erst in einem Jahr oder noch später der Fall sein 
werde. 

190 . Am 17. Juli 1958, also ebenfalls vor Eingang 
der Gutachten, fand eine Besprechung zwischen dem 
Bundesminister und dem Vertreter der Konstruk- 
tionsfirma statt. Dieser bot an, die weiteren tech- 
nischen Versuche bei einer der deutschen Nachbau- 
firmen zusammenzufassen und das weitere Erpro- 
bungsprogramm gemeinsam mit dem Bundesmini- 
ster zu planen. Uber die finanzielle Seite könne 
man sich später unterhalten. Sollte der Auftrag- 
nehmer bisher Vorteile gehabt haben, wolle er sie 
zurückzahlen. Der Bundesminister betonte, daß die 
zur Verfügung gestellten Dokumente eine irrige 
Auffassung über den Entwicklungsstand des Musters 
hervorgerufen hätten. Andernfalls hätte er keine 


Verträge abgeschlossen, mit denen die Fertigung 
der Muster, der Null-Serie und der Serie nahezu 
gleichzeitig zum Anlaufen gebracht worden sei. Er 
lege Wert auf den Abschluß einer Grundsatzverein- 
barung. Der Vertreter der Firma erwiderte, daß er 
alles tun wolle, um das Programm zur Reife zu 
bringen, und bat um einige Tage überlegungsfrist. 

Am 22. Juli 1958 erhielt die Firma vom Bundesmini- 
ster den Entwurf der inzwischen formulierten Ver- 
einbarung. Er sah in seinen wesentlichen Punkten 
vor: 

a) Weiterentwicklung der Muster zu fahrbereiten 
und kriegsbrauchbaren Fahrzeugen bei einer der 
deutschen Nachbaufirmen auf Kosten des Auf- 
tragnehmers, 

b) Verzicht des Bundesministers auf Einhaltung der 
Lieferfristen, 

c) Übernahme aller Mehrkosten — einschließlich 
des Schadensentgelts für bereits bestellte, nicht 
kriegsbrauchbare Teile — durch den Auftrag- 
nehmer und 

d) Feststellung, daß das Getriebe nicht kriegs- 
brauchbar sei. 

Am 29. Juli 1958 lehnte der Auftragnehmer den 
Abschluß der Vereinbarung ab. 

191. In einer Referentenbesprechung im Bundes- 
ministerium am 31. Juli 1958 wurde beschlossen, 
nunmehr scharf und nachdrücklich vorzugehen, um 
den Auftragnehmer verhandlungsbereit zu machen. 
Die bisher geführten Verhandlungen und der Brief- 
wechsel hätten zur Genüge bewiesen, daß die üb- 
lichen Verhandlungsmethoden keinen Erfolg ver- 
sprächen. Dagegen bestehe Aussicht, durch scharfes 
Vorgehen die Firma zur Vernunft zu bringen. Falls 
sich diese Ansicht nicht bestätige, müsse man er* 
wägen, ob die Anzahlung teilweise als Verlust 
hingenommen werden könne. Es sei jedenfalls nicht 
ratsam, „schlecht gewordenem Geld weiteres gutes 
Geld hinterher zu werfen". 

Im Sinne dieses Besprechungsergebnisses stellte der 
Bundesminister am 6. August 1958 an die Firma 
schriftlich die „unabdingbaren Forderungen", daß 
als Vertragserfüllung nur bei der Truppe verwend- 
bare Panzer angesehen würden, daß die Kosten 
der noch nötigen Weiterentwicklung von der Firma 
zu tragen seien und daß sie bis zum 15. September 
1958 den Nachweis zu erbringen habe, die Lieferung 
ordnungsgemäß ausführen zu können. Die am 
15. September zu liefernden Fahrzeuge iseien in 
Anrechnung auf die Vorauszahlungen von 193 Mio 
DM zu übergeben. 

Der Auftragnehmer erwiderte am 21. August 1958, 
daß bis zum 15. September 1958 keine weiteren Fahr- 
zeuge geliefert werden könnten. Die Mängel der 
Muster würden beseitigt und keine mangelhaften 
Fahrzeuge geliefert. Da der Bundesminister durch 
eigene Änderungswünsche die Verzögerung mit zu 
vertreten habe, könne die Firma nicht alle ent- 
standenen Mehrkosten übernehmen. Der Bundes- 
minister solle die Kosten der Verzögerung bei den 
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deutschen Nachbaufirmen selbst tragen, die Ver- 
zögerungskosten bei ihrer englischen Tochterfirma 
und bei der deutschen Null-Serie wolle sie über- 
nehmen, ebenso die Kosten des Versuchsprogramms 
(vgl. Nr. 190). 

192 , Inzwischen waren beim Bundesminister die 
Rechtsgutachten vom 25. Juli und 6. August 1958 
eingegangen. Beide Gutachter kamen zu dem Er- 
gebnis, daß die Bundesrepublik — gegebenenfalls 
nach Setzung einer Nachfrist — zum Rücktritt vom 
Vertrag oder zur Forderung von Schadensersatz 
wegen Nichterfüllung berechtigt sei. Auch stünden 
ihr Ansprüche wegen Verschuldens bei Vertrags- 
schluß und positiver Vertragsverletzung zu. Der 
eine Gutachter beurteilte die Verhandlungsposi- 
tionen der Bundesrepublik dahin gehend, daß „mit 
gutem Rückhalt ein starker Standpunkt eingenom- 
men und gehalten werden" könne. 

Es werde aber von der qualifizierten Sichtbar- 
machung des „rechtlichen Potentials" abhängen, in 
welchem Umfang eine bestmögliche Bereinigung der 
Situation erzielt werden könne. 

193 , Am 23. August 1958 teilte der Bundesminister 
dem britischen Auftragnehmer unter Bezugnahme 
auf den vorangegangenen Schriftwechsel mit, daß 
er sich entschlossen habe, „bei der gegebenen Sach- 
lage und im Hinblick auf den Stand der Aus- 
rüstung des deutschen Bundesheeres und die tech- 
nische Entwicklung von Kettenfahrzeugen . . . auf die 
Lieferung von 1800 Schützenpanzerwagen zu ver- 
zichten und die vertragliche Liefermenge auf 1000 
Stück zurückzuführen". Wenn er es statt der in Er- 
wägung gezogenen völligen Aufhebung des Ver- 
tragsverhältnisses bei der Kürzung der Stückzahl 
belasse, geschehe das, weil die geleisteten Anzah- 
lungen von 193 Mio DM etwa dem Wert von 1000 
Fahrzeugen entsprächen. 

194 , Die Firma bestätigte den Eingang dieses 
Schreibens, versicherte auch, keine Verpflichtungen 
über 1000 Fahrzeuge hinaus eingehen zu wollen, 
bestritt jedoch die Rechtsgültigkeit der Kündigung. 
Hierüber entspann sich ein mit Unterbrechungen 
bis zum Oktober 1959 geführter schriftlicher und 
mündlicher Streit. 

Im Oktober 1959 legte der Auftragnehmer eine Be- 
rechnung vor, in der für Restabgeltung, Änderungs- 
kosten und eine Reihe weiterer kleinerer Positionen 
eine Schlußzahlung von noch rd. 80 Mio DM ge- 
fordert wurde. Nach langen Verhandlungen wurde 
diese Forderung in einer Vereinbarung vom 9. Mai 
1960 auf 40 Mio DM ermäßigt. Sie sollte auf Grund 
noch zu führender Verhandlungen zwischen dem 
englischen Hauptauftragnehmer und seinem Unter- 
lieferanten weiter verringert werden. Bei Durch- 
führung der Vereinbarung ergaben sich aber erneut 
Schwierigkeiten. Die Firma machte weitere Forde- 
rungen geltend. Der Bundesminister erhob Gegen- 
forderungen aus Gewährleistungsansprüchen. Durch 
Vergleich vom 26, November 1965 ist es dann ge- 
lungen, alle beiderseitigen Ansprüche endgültig zu 
bereinigen. 


Auch die deutschen Nachbaufirmen hatten wegen 
der von ihnen nicht zu vertretenden Verzögerung 
ihrer Fertigung erhebliche Mehrforderungen erho- 
ben. Sie wurden in zwei außergerichtliche Verglei- 
che einbezogen, mit denen Ende April 1964 die 
gegenseitigen Forderungen zum Zwecke der Schluß- 
abrechnung ausgeglichen wurden. 

Unter Einbeziehung aller Kosten, Lizenzen und Auf- 
wendungen für die Entwicklung, für Modelle, Null- 
serien, Restabgeltung und Preisanpassung errechnet 
sich für insgesamt 2116 Serienfahrzeuge mit Motor, 
jedoch ohne Bewaffnung und Ausrüstung, ein durch- 
schnittlicher Preis je Fahrzeug 

a) aus englischer Fertigung von rd. 235 0000 DM 

b) aus deutscher Fertigung von rd. 255 000 DM. 

Im englischen Serienauftrag vom Dezember 1957 
war für 2800 Panzer ein Durchschnittspreis von 
169 000 DM ohne Motor und ohne Entwicklungs- 
kosten, Lizenzen und Null-Serien-Kosten verein- 
bart. Der Motor ist mit rd. 14 200 DM, die Lizenzen 
sind mit 5400 DM je Fahrzeug anzusetzen. Für 
Muster, Modelle, Entwicklung, Erprobung und Null- 
Serie sind etwa 20 000 DM je Fahrzeug zuzu- 
schlagen. Das ergibt einen Vergleichspreis von etwa 
208 700 DM. Die restliche Preiserhöhung von rd. 
25 300 DM je Fahrzeug erklärt sich im wesentlichen 
aus der Restabgeltung in Höhe von rd. 11 Mio DM 
für die Kürzung des Auftrages und aus Preisan- 
passungen in Höhe von rd. 9 Mio DM für Lohner- 
höhungen während der Fertigung. Die Umrüstung 
von 1160 Fahrzeugen auf Allison-Getriebe mit einem 
Stückpreis von rd. 4000 DM kostet einschließlich 
der Umrüstsätze etwa 5,46 Mio DM. 

195 , Die technische Weiterentwicklung der Muster 
war unter starker Einschaltung der Abteilung Wehr- 
technik im August 1958 auf genommen worden. Es 
war beschlossen worden, zunächst 50 Fahrzeuge 
für den Truppenversuch herzustellen. Die Fertigung 
wurde deshalb in drei Serien (Serie I = 50 Stück, 
Serie II = 200 Stück, Serie III = Rest) aufgeteilt. 
Diese Serien wichen voneinander in zahlreichen, 
teilweise erheblichen Einzelheiten ab. Im November 
1958 entschied der Bundesminister, daß die ur- 
sprünglich in den Verträgen vorgesehenen Aus- 
führungen des Schützenpanzers als Transportfahr- 
zeug (mit und ohne Waffe), als Krankentransport- 
wagen und als Fla-Panzer wegen mangelnder Eig- 
nung entfallen sollten. Die Fertigung der übrigen 
Typen wurde deshalb auf die Firmen neu aufgeteilt. 
Im Februar 1962 sind die letzten der nunmehr insge- 
samt zu liefernden 2176 Fahrzeuge (einschließlich 
der Null-Serien) in den Ausführungen als Panzer- 
grenadierfahrzeug (Gruppe), Führungs- und Funk- 
fahrzeug, Mörserträger, Feuerleitpanzer und Jagd- 
panzer aus britischer und deutscher Fertigung der 
Bundeswehr übergeben worden. 

196 , Laufwerk, Getriebe, Federung und Bremsen 
der Fahrzeuge aus der I. und II. Serie wiesen noch 
erhebliche technische Mängel auf. 

über die militärische Brauchbarkeit der Fahrzeuge 
der Serie II erstattete die Panzertruppenschule am 
12. Mai 1960 einen Bericht, in dem die Bedeutung 
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des Schützenpanzers als Zwischenlösung für die 
Truppe nicht bestritten, sein Gefechtswert jedoch 
als gering bezeichnet wurde. 

In einer Zusammenstellung der Erfahrungsberichte 
des 1. bis III. Korps vom 16. Februar 1961 wurden 
die Fahrzeuge der Serie II wie folgt beurteilt: 

„Nach Auffassung der Truppe ist der Schützen- 
panzer wegen seiner Formgebung und niedrigen 
Bauhöhe ein gutes Ausbildungsfahrzeug. Für ein 
Kampffahrzeug sind Motoideistung, Beschleuni- 
gungsvermögen und Fahrbereich zu gering, die 
Raumverhältnisse im Innern des Fahrzeugs zu 
eng, das Schluckvermögen der Federung zu klein. 
Weiterhin wird als besonderer Nachteil vermerkt, 
daß für die Besatzung die Möglichkeit des Aus- 
stiegs nach hinten fehlt und wegen der über die 
Seitenwand ragenden Gleiskettenteile (Verbinder) 
das Verlassen des Fahrzeugs über die Bordwände 
während der Fahrt äußerst gefährlich ist." 

Die Inspektion der Technischen Truppe hat dem 
hinzugefügt, daß die Truppe mit dem Schützen- 
panzer zwar ein Ausbildungsfahrzeug besitze, seine 
Instandhaltung und Instandsetzung im Ernstfall aber 
kaum zu überwindende Schwierigkeiten mit sich 
bringen würde. 

Der Führungsstab des Heeres meinte noch im Okto- 
ber 1960, der Panzer werde selbst bei weiteren Ver- 
besserungen kein vollwertiges Kampffahrzeug; die 
in Beschaffung befindlichen Fahrzeuge reichten für 
die Ausstattung von 4 Panzergrenadierdivisionen 
aus; die Bestellung weiterer Fahrzeuge müsse er 
aus den dargelegten Gründen ablehnen. 

Da mit der Lieferung eines Nachfolgemusters aus 
deutscher Entwicklung zunächst nicht zu rechnen 
war, hat der Bundesminister später 2800 Schützen- 
panzerwagen M 1 13 gekauft, die an Panzerung und 
Feuerkraft zwar dem HS 30 unterlegen, als Mann- 
schaftstransportfahrzeuge aber geeignet sind. 

197 . Der Bundesrechnungshof hat auf Grund dieses 
Sachverhalts ausgeführt, die Beurteilung der Wirt- 
schaftlichkeit der Beschaffung hänge entscheidend 
davon ab, ob die Bundeswehr am Ende der mit viel 
Mühe und Schwierigkeiten verbundenen Beschaf- 
fung wenigstens über militärisch brauchbare Fahr- 
zeuge verfüge und damit das Ziel erreicht habe, um 
dessentwillen sie 1956 unter Verzicht auf Erprobung 
und Truppenversuch die sofortige Beschaffung ein- 
geleitet und im Juli 1958 auf die Auflösung der 
Verträge verzichtet habe. Die technischen und mili- 
tärischen Urteile über die I. und II. Serie sprächen 
dagegen. Weil die Truppe jedoch inzwischen mit 
den Fahrzeugen der Serie III in größerem Umfang 
Erfahrungen sammeln konnte, hat der Bundesrech- 
nungshof um eine abschließende technische und 
militärische Beurteilung des Fahrzeugs gebeten. 

Der Bundesminister hat am 24. Februar 1964 und 
ergänzend am 17. Oktober 1966 die erbetene Stel- 
lungnahme abgegeben. Sie gipfelt in der Feststel- 
lung, der Schützenpanzer sei in seiner jetzigen Aus- 
führung ein brauchbares Kampffahrzeug. Die tech- 
nischen Hauptmängel seien durch Umrüstung auf 


bessere Getriebe und durch Rationalisierung der 
Wartung im wesentlichen behoben. 

198 . Der Bundesrechnungshof erkennt die Bemü- 
hungen an, die offenbar dazu geführt haben, das 
Fahrzeug schließlich doch noch zu einem brauch- 
baren Schützenpanzerwagen zu machen. Das Fahr- 
zeug entspricht zwar auch jetzt noch nicht voll den 
ursprünglichen militärischen Forderungen. Der Bun- 
desrechnungshof ist aber zu der Auffassung gelangt, 
daß diese Entwicklungsziele, gemessen an dem 
ersten Modell und der zur Verfügung stehenden 
Zeit, zu hoch gesteckt waren. Er bezweifelt, daß es 
möglich gewesen wäre, sie noch vor oder während 
der zu früh eingeleiteten Serienfertigung in allen 
Teilen zu verwirklichen. 

Er hat festgestellt, daß die Beschaffung in einer 
Weise betrieben wurde, die mit den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht im 
Einklang steht (§ 26 Abs. 1 RHO). 

Die Einführungsgenehmigung für den Schützen- 
panzer vom 22. März 1956 (vgl. Nr. 171) ist wesent- 
lich durch den Wunsch bestimmt worden, die Bundes- 
wehr innerhalb von drei Jahren mit 10 000 Schützen- 
panzern auszurüsten. Wenn unter bewußter Inkauf- 
nahme der Risiken auf die Durchentwicklung und 
die Erprobung der Muster mit der Begründung 
verzichtet wurde, daß sich sonst die Beschaffung in 
der vorgesehenen Aufstellungszeit nicht realisie- 
ren lasse, fragt es sich, ob diese Frist überhaupt 
hätte eingehalten werden können. 

Dem Bundesrechnungshof ist nicht bekannt, worauf 
sich die Hoffnung stützte, die Ausrüstung für eine 
moderne Armee von 500 000 Soldaten könne in 
drei Jahren beschafft werden. Die voraussehbaren 
Schwierigkeiten auf anderen Gebieten, wie zum 
Beispiel beim Bau von Kasernen, beim Aufbau der 
Verwaltung und bei der Gewinnung des benötigten 
Personals, sind dabei noch nicht einmal berücksich- 
tigt. Die die militärische Abteilung Ende März 
1956 überraschende Erkenntnis, daß allein verwal- 
tungstechnisch die Erteilung eines so großen Auf- 
trages voraussichtlich ein Jahr in Anspruch nehmen 
werde, mit der Folge, daß sich eine völlig neue 
Lage für die Aufstellungsplanung ergab (Nr. 174), 
hätte schon erheblich früher gewonnen werden 
können und müssen. Der Bundesrechnungshof hat 
keine Anhaltspunkte dafür gefunden, daß der Be- 
schaffung eine militärisch-technische Planung zu- 
grunde gelegen habe, die auch nur den Anschein 
der Durchführbarkeit für sich in Anspruch nehmen 
konnte. 

Dazu kommt, daß der Bundesminister die tech- 
nischen Risiken, die sich aus den Änderungen des 
Raupenfahrzeugs ergaben, unterschätzt und sich in 
einem ungewöhnlichen Maß darauf verlassen hat, 
daß die Angaben der Firma über Erprobung, Lei- 
stung und Verwendungsmöglichkeiten des Fahr- 
zeugs den Tatsachen entsprachen. Zur Zeit der Er- 
teilung der Einführungsgenehmigung lag noch nicht 
einmal das Gutachten der Firmenkommission 
(Nr. 176) vor. Offenbar sind auch die konstruktiven 
Folgerungen aus den von militärischer und tech- 
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nischer Seite geforderten Änderungen des Fahr- 
zeugs nicht durchgerechnet worden, sonst hätten 
die schwerwiegenden Mängel der Konstruktion und 
die notwendigen Veränderungen des Fahrzeugs, auf 
die im April 1956 auch der Staatssekretär im fran- 
zösischen Kriegsministerium aufmerksam gemacht 
hat (Nr. 172) und die sich später als noch erheblich 
weitgehender erwiesen, schon vor der Einführungs- 
genehmigung Anlaß geben müssen, die Serienauf- 
träge zurückzustellen. 

Festzuhalten ist hiernach, daß auch die technischen 
Grundlagen der Entscheidung über die sofortige 
Beschaffung von 10 000 Panzerfahrzeugen mangel- 
haft waren. Sie beruhten lediglich auf Angaben in 
Prospekten sowie auf der einmaligen Vorführung 
eines Fahrzeugs, das dem gewünschten Muster in 
wesentlichen Punkten noch nicht entsprach. Die zeit- 
liche Zusammenfassung der Vergabe der Null-Serien 
und der Serienfertigung mit dem Entwicklungsauf- 
trag hatte auch zur Folge, daß hohe Vorauszahlun- 
gen — an den britischen Auftragnehmer allein in 
Höhe von 193 Mio DM — zum weit überwiegenden 
Teil früher geleistet worden sind, als es nach dem 
Fertigungsablauf gerechtfertigt gewesen wäre. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Grundlagen der 
Einführungsgenehmigung für das Programm von 
2,5 Milliarden DM nicht mit der gebotenen Gründ- 
lichkeit erarbeitet worden sind. Dieser Mangel ist 
auch nicht mit dem Hinweis auf die angeblich unab- 
dingbare militärische oder politische Forderung zur 
schnellsten Aufstellung der Bundeswehr zu recht- 
fertigen. Gerade wenn solche Forderungen erhoben 
werden, ist es erforderlich, die militärischen, tech- 
nischen, finanziellen und wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen besonders eingehend zu prüfen, damit 
übereilte Maßnahmen vermieden werden, die letzten 
Endes zu kostspieligen Verzögerungen führen und 
die Abwehrbereitschaft der Bundeswehr beeinträch- 
tigen. Dies ist versäumt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb verlangt zu 
prüfen, ob die verantwortlichen Bediensteten zur 
Rechenschaft zu ziehen seien. 

Der Bundesminister hat erwidert, die Forderung, 
500 000 Soldaten in drei Jahren aufzustellen, sei 
eine politische Entscheidung gewesen. Kennzeich- 
nend für die damalige Situation sei eine Erklärung 
des Bundesministers in einer Sitzung mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, die besagt habe, daß es 
beim Aufbau der Streitkräfte ein Stadium gebe, 
in dem es nur darauf ankomme, den Soldaten Fahr- 
zeuge zur Verfügung zu stellen, ohne Rücksicht 
darauf, ob eine Erprobung erfolgt sei. Wenn sich 
daher die seinerzeit mit der Angelegenheit betrau- 
ten Soldaten und Beamten bemüht hätten, den von 
der politischen Führung festgelegten Aufstellungs- 
termin einzuhalten, könne man daraus keinen Vor- 
wurf herleiten. Im übrigen habe die damalige Ab- 
teilung V (Führungsstab Heer) die Aufstellungs- 
planung ständig auf ihre Realisierbarkeit über- 
prüft. Auf Grund dieser Prüfung sei auch im No- 
vember 1956 die Planziffer auf eine vorläufige Ge- 
samtstärke von 350 000 Mann reduziert worden. 

Der Abteilung Technik könne kein Vorwurf ge- 
macht werden. Wesentlich sei, daß vor der Ver- 


gabe ein technisches Gutachten von Fachleuten ein- 
geholt worden sei, die die sofortige Serienfertigung 
für unbedenklich gehalten hätten. Wenn die Mit- 
glieder der Kommission auch bei den später betei- 
ligten Nachbaufirmen tätig gewesen seien, so sei 
doch darauf hinzuweisen, daß sie zu den ' nam- 
haftesten Panzerfachleuten gehört hätten, die da- 
mals in der Bundesrepublik verfügbar gewesen 
seien. 

Es habe auch keine Veranlassung bestanden, die 
Angaben der Firmen über Fertigungs- und Liefer- 
zeiten zu bezweifeln. 

Im übrigen sei zu bedenken, daß es seinerzeit 
sehr schwierig gewesen sei, geeignete und erfahrene 
Mitarbeiter zu finden. Das möge bisweilen dazu ge- 
führt haben, daß Personen mit Aufgaben betraut 
worden seien, für deren Erfüllung sie nicht in vollem 
Maß die notwendigen Voraussetzungen besaßen. 
Die Überprüfungen hätten in keinem Fall Veran- 
lassung zur Einleitung disziplinarischer Maßnahmen 
oder zur Geltendmachung von Schadenersatzan- 
sprüchen gegeben. 

Selbst wenn in einigen Fällen objektiv fehlerhafte 
Maßnahmen ergriffen worden seien, fehle es an den 
subjektiven Voraussetzungen für disziplinäre Maß- 
nahmen, weil die Bediensteten unter den geschilder- 
ten, äußerst schwierigen Bedingungen nach besten 
Kräften und bestem Wissen gehandelt hätten. So- 
weit sich ergeben habe, daß Bedienstete den ihnen 
übertragenen Aufgaben nicht gewachsen gewesen 
seien, seien die erforderlichen Umbesetzungen er- 
folgt. 

Der Bundesrechnungshof kann demgegenüber nur 
feststellen, daß nach seiner Ansicht auch „politische 
Entscheidungen" die Verwaltung nicht dazu be- 
rechtigten oder gar zwangen, vermeidbare Ausga- 
ben zu verursachen und die Bundeswehr, wenn auch 
nur vorübergehend, mit nicht erprobten, unaus- 
gereiften und unzulänglichen Waffen auszurüsten, 

199 . Das Eintreten für die Vorlage in den parla- 
mentarischen Ausschüssen (Nr. 178) war nur die 
folgerichtige Fortführung der im Ministerium ge- 
troffenen und trotz entsprechender Anlässe und 
Möglichkeiten nicht überprüften Entscheidung. Im- 
merhin sind zwei Dinge bemerkenswert: einmal 
die Bestimmtheit, mit der der Leiter der Wirt- 
schafts-Abteilung den Panzerwagen vor den Aus- 
schüssen als narrensicheres Gerät bezeichnet hat, 
und zum anderen die Ankündigung des Beginns der 
Serienlieferung für 1957. Zumindest in lezterem 
Punkt hätte der Beamte nach den inzwischen ange- 
stellten Erhebungen der Beschaffungs-Abteilung 
besser unterrichtet sein müssen, weil nach der Vor- 
lage an die Ausschüsse (Nr. 173) die Serienliefe- 
rung 12 Monate nach Auftragsvergabe beginnen 
sollte, mit der Auftragserteilung aber nach dem 
ihm bekannten Vermerk über das Ergebnis der 
Besprechung vom 24. April 1956 (Nr. 174) erst 
Anfang 1957 zu rechnen war. Diese Annahme hat 
sich auch als richtig erwiesen. Auch diese Unge- 
nauigkeit in den tatsächlichen Angaben gegenüber 
parlamentarischen Ausschüssen bestätigt die wenig 
gründliche Bearbeitung. 
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Sozialversicherungsbeiträge und Fürsorgemaß- 
nahmen für Soldaten 

(Kapitel 14 23) 

Leistungen des Bundes nach dem Unterhaltssiche- 
riingsgesetz 

(Titel 115 für die Rechnungsjahre 1963 bis 1965) 

200 . In der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 
(Nr. 126 ff.) ist auf die Schwierigkeiten hingewiesen 
worden, die sich in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht bei der Durchführung des USG ergeben 
hatten. Inzwischen sind die Aufwendungen des Bun- 
des erheblich gestiegen. Während sie im Rechnungs- 
jahr 1960 nur rd. 37 Mio DM betragen und im 
Rechnungsjahr 1963 den Betrag von 100 Mio DM 
überschritten hatten, haben sie 1965 nahezu 350 Mio 
DM erreicht. Gegenüber dem Rechnungsjahr 1960 
haben sich die Aufwendungen des Bundes also 
verzehnfacht. Für das Rechnungsjahr 1967 ist eine 
weitere Erhöhung auf 440 Mio DM vorgesehen. 

201 . Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes 
haben gezeigt, daß im wesentlichen noch immer die 
gleichen Mängel wie in den vorangegangenen Rech- 
nungsjahren auftreten. Häufig war zu beanstanden, 
daß Unterhaltsleistungen der Geschwister des 
Wehrpflichtigen an die Eltern als deren Einkünfte 
behandelt wurden. Dadurch ist vielfach die Bedürf- 
tigkeit der Eltern, ihr Unterhaltsanspruch gegen den 
wehrpflichtigen Sohn und damit der Anspruch nach 
dem USG zu Unrecht verneint worden. Anderer- 
seits ist häufig ein Unterhaltsanspruch der geschie- 
denen Mutter des Wehrpflichtigen gegen ihren Sohn 
anerkannt worden, ohne daß geprüft wurde, ob 
nicht ein vorrangiger Unterhaltsanspruch gegen den 
geschiedenen Ehemann besteht. Trotz eingehender 
Regelungen in den Erläuterungen zum USG — den 
sogenannten Plinweisen — oder in Ländererlassen 
sind die Einzelleistungen auch der Höhe nach nicht 
immer richtig berechnet worden. So wurde nicht 
selten die Prüfung unterlassen, in welchem Umfang 
den Leistungen des Wehrpflichtigen Gegenleistun- 
gen seiner Eltern gegenüberstanden. Auch die Vor- 
aussetzungen, unter denen Mietzuschuß zu gewäh- 
ren ist, sind vielfach unrichtig beurteilt worden, 
ebenso das Verhältnis dieser Leistungsart zur Miet- 
beihilfe. Bei Sonderleistungen, die wegen bestehen- 
der Versicherungsverträge zu gewähren sind, ist 
in zahlreichen Fällen insbesondere die Prüfung 
unterblieben, ob der Wehrpflichtige selbst Ver- 
sicherungsnehmer ist und die vertraglichen Ver- 
pflichtungen sdion zwölf Monate vor der Einbe- 
rufung bestanden haben. 

Zahlreiche Mängel haben sich auch bei der Be- 
rechnung der für alle Leistungsarten zu ermitteln- 
den Bemessungsgrundlage gezeigt. Schon die Er- 
mittlung der Einkünfte des Wehrpflichtigen nach 
Art und Zeitpunkt war oft fehlerhaft. Vom Ar- 
beitgeber mangelhaft ausgefüllte Verdienstbeschei- 
nigungen wurden nicht selten ohne weiteres der 
Berechnung zugrunde gelegt. Besonders viele Bean- 
standungen ergaben sich, wenn Zeiten des Ver- 
dienstausfalls in den Bemessungszeitraum fielen. 


Fast in allen Fällen, in denen der Wehrpflichtige 
den Verdienstausfall nicht zu vertreten hatte (z.B. 
bei Krankheit, Kurzarbeit, Schlechtwetter), sind zwar 
die Tage des Verdienstausfalles, nicht aber die in 
dieser Zeit an Stelle der Arbeitseinkünfte getre- 
tenen Einnahmen (Krankengeld, Kurzarbeiterunter- 
stützung, Schlechtwettergeld) unberücksichtigt ge- 
blieben. Das hat zu überhöhten Bemessungsgrund- 
lagen geführt. Die Frage, ob Zeiten der Ausbildung 
und der Weiterbildung als vom Wehrpflichtigen 
nicht zu vertretende Zeiten des Verdienstausfalls 
zu behandeln sind, ist nicht einheitlich entschieden 
worden. Verdienstausfallzeiten erfordern eine Be- 
rechnung der Bemessungsgrundlage nach Tagen. Die 
dabei durchzuführenden Rechenarbeiten sind bei der 
Berechnung der Verdienstausfallentschädigung für 
tage- oder wochenweise durchgeführte Wehrübun- 
gen besonders umfangreich und bilden weitere 
Fehlerquellen. 

Bei der Berechnung der Verdienstausfallentschädi- 
gung ist auch sonst sehr unterschiedlich verfahren 
worden. Das gilt z. B. für die Fragen, was unter 
„infolge des Wehrdienstes entfallendes bisheriges 
Nettoeinkommen" zu verstehen ist, wann der Be- 
trieb eines Wehrdienst-Leistenden als ruhend oder 
als fortgeführt anzusehen, was unter den Begriff 
„Betriebsausgaben" zu fassen oder ob Kindergeld 
außer Ansatz zu lassen ist. 

Die tageweise vorzunehmende Berechnung der Lei- 
stungen zu Beginn und am Ende des Wehrdienstes 
hat vielfach zu Beanstandungen geführt, die im 
Einzelfall allerdings meist von geringer finanzieller 
Bedeutung waren. 

Der Bundesrechnungshof hat fehlerhafte Entschei- 
dungen beanstandet und, soweit rechtlich zulässig, 
die Rückzahlungen der Fehlbeträge verlangt. Da- 
rüber hinaus hat er die geprüften Stellen bei der 
Anwendung des Gesetzes beraten und auch im 
Rahmen von Tagungen der Länderverwaltungen zu 
Grundsatzfragen der Unterhaltssicherung Stellung 
genommen. 

202 . Die Mängel beruhen zu einem erheblichen 
Teil auf den rechtlichen und verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten, die sich bei der Durchführung des 
Gesetzes ergeben. Zwar sind im Jahre 1965 durch 
weitgehende Änderung und Ergänzung der „Hin- 
weise" zum Gesetz etliche Zweifelsfragen geklärt 
und viele Schwierigkeiten beseitigt worden. Gleich- 
wohl belastet das Gesetz die Stadt- und Landkreise 
immer noch in ungewöhnlichem Maße. Die Belastung 
ergibt sich nicht nur aus den rechtlichen Schwierig- 
keiten des Gesetzes, sondern sie beruht insbeson- 
dere auch darauf, daß die Verwaltung gesetzlich 
verpflichtet ist, sich mit zahlreichen Fällen und 
Fragen zu befassen, die von geringer finanzieller 
Bedeutung sind und zu einem erheblichen Teil sogar 
unterhalb der Bagatellgrenze liegen. 

So steht bei der Erstattung geringfügiger Versiche- 
rungsbeiträge der Verwaltungsaufwand in keinem 
angemessenen Verhältnis zu dem auszuzahlenden 
Betrag. Eine erhebliche Erleichterung würde schon 
erreicht werden, wenn die Verwaltung hiervon durch 
Änderung der gesetzlichen Vorschriften entlastet 
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würde. Darüber hinaus würden rechtlich bedenkliche 
Regelungen, wie die (aus Vereinfachungsgründen) 
durch die „Hinweise"' zugelassene halbjährliche Vor- 
auszahlung von Beiträgen bis zu monatlich 10 DM, 
vermieden werden. 

Ein unangemessen hoher Verwaltungsaufwand er- 
gibt sich auch daraus, daß es notwendig ist, in gro- 
ßem Umfang Berechnungen nach Tagen durchzufüh- 
ren. So erscheint es beispielsweise nicht gerechtfer- 
tigt für jeden Fall, in dem der Wehrpflichtige Ver- 
dienstausfall hatte, die zeitraubende Berechnung der 
Bemessungsgrundlage nach Tagen vorzunehmen, ob- 
wohl dadurch die Höhe der Leistungen in einem 
großen Teil der Fälle nicht beeinflußt wird. Da 
Verdienstausfall von den meisten Wehrpflichtigen 
geltend gemacht wird, würde es zu einer erheblichen 
Arbeitserleichterung führen, wenn die Verwaltung 
sich nur mit solchen Ausfallzeiten zu befassen hät- 
ten, die von längerer Dauer und damit von finanziell 
erheblicher Bedeutung sind. 

Unverhältnismäßig hoch ist ferner der Arbeitsauf- 
wand für die tageweise vorzunehmende Berechnung 
und Auszahlung der Leistungen bei Beginn und 
Ende des Grundwehrdienstes. Das ist besonders bei 
Leistungen von geringer Höhe, z. B. bei Versiche- 
rungsverpflichtungen, der Fall. Wenn der Wehr- 
pflichtige z. B. zum 3. April einberufen worden ist 
und Anspruch auf Erstattung eines monatlichen Ver- 
sicherungsbeitrages von 1,60 DM hat, ist der auf 
die 28 Wehrdiensttage im Monat April entfallende 
Teil der Prämie, also 28/30 von 1,60 DM, zu berech- 
nen und auszuzahlen. Sofern nicht von solchen Ba- | 
gatell-Leistungen überhaupt abzusehen sein wird, 
sollte erwogen werden, die Ansprüche dieser oder 
ähnlicher Art vom Ersten des Einberufungsmonats 
an bis zum Letzten des Entlassungsmonats anzuer- 
kennen. 

Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse während 
des Wehrdienstes (Eheschließung, Geburt eines Kin- 
des, Vollendung des 25. Lebensjahres) sind vom 
Tag des maßgeblichen Ereignisses an zu berücksich- 
tigen. Der mit der Berechnung der Nachzahlungen 
oder Überzahlungen für die restlichen Tage des 
Änderungsmonats verbundene Verwaltungsaufwand 
ist erheblich. Ob und in welcher Weise er durch 
Änderung des Gesetzes zu vermeiden ist, bedarf 
der Prüfung. Durch eine Regelung dieser Angelegen- 
heit im Gesetz könnte auch der nach der derzeitigen 
Rechtslage nicht bedenkenfreie „Hinweis" entfallen, 
wonach Unterhaltssicherungsleistungen stets erst 
vom Ersten des dem Ereignis folgenden Monats an 
herabzusetzen sind. 

Der hohe Arbeitsaufwand belastet die Verwaltung 
um so mehr, als die Leistungen wegen der viertel- 
jährlich stattfindenden Einberufungen stoßartig be- 
antragt werden und darüber schnell entschieden 
werden muß. 

Die Schwierigkeiten bei der Anwendung des Geset- 
zes sind auch im Deutschen Bundestag zur Sprache 
gekommen (vgl. Stenographischer Bericht über die 
122. Sitzung vom 15. April 1964, S. 5705 B ff.). Eine 
Vereinfachung des Gesetzes, auf deren Notwendig- 
keit schon in der Denkschrift vom 22. Dezember 
1964 (Nr. 134) hingewiesen worden ist, läge auch im 


Interesse der Anspruchsberechtigten. Ihr käme für 
den Notstands- und Verteidigungsfall eine hohe Be- 
deutung zu. 

Die Länder sind ebenfalls der Ansicht, daß das Ge- 
setz einer Vereinfachung bedarf. Der Bundesregie- 
rung liegt seit Mitte 1965 der Entwurf eines Landes 
für eine Neufassung vor. Zu ersten Besprechungen 
zwischen den zuständigen Bundesressorts über die 
Grundsätze einer Novellierung ist es unter Beteili- 
gung des Bundesrechnungshofes im Herbst 1966 
gekommen. 

Die zuständigen Bundesminister werden bemüht 
bleiben müssen, die Arbeiten an der Änderung des 
Unterhaltssicherungsgesetzes zu beschleunigen. 

203 . Für das Unterhaltssicherungsrecht sind der 
Bundesminister der Verteidigung und der Bundes- 
minister des Innern gemeinsam federführend. Diese 
Regelung ist unzweckmäßig, weil beide Ressorts 
sich mit denselben Fragen zu befassen und ihre 
Auffassungen miteinander abzustimmen haben. Das 
hat zur Folge, daß keiner der beiden Bundesminister 
Maßnahmen oder Entscheidungen treffen oder auch 
nur Anfragen der Länder beantworten kann, ohne 
die Übereinstimmung mit dem anderen herbeige- 
führt zu haben. 

Die gegenwärtige Regelung kann zu Verzögerungen 
führen. So dürfte der Grund dafür, daß die von 
Bund und Ländern im Frühjahr 1963 beschlossene 
Neufassung der „Hinweise" erst nach mehr als zwei 
Jahren am 1. Juli 1965 in Kraft getreten ist, nicht 
zuletzt in der Doppelzuständigkeit der beiden Res- 
sorts zu suchen sein. Verzögerungen können auch 
eintreten, wenn über unterschiedliche Auffassungen 
der beiden Ressorts die Bundesregierung zu ent- 
scheiden hat (Artikel 65 Satz 3 GG). 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb die beiden 
Bundesminister gebeten zu prüfen, ob nicht in Zu- 
kunft nur eines der beiden Häuser zuständig sein 
sollte. Das Ergebnis steht noch aus. 

Bundesminister für Familie und Jugend 

(Einzelplan 29) 

Bundesministerium für Familie und Jugend 

(Kapitel 29 01 für die Rechnungsjahre 1964 bis 1966) 

Zuwendungen für Familienferienstätten 

(Titel 661) 

204 . Dem Bundesminister stehen bei Kapitel 29 01 
Titel 661 Haushaltsmittel für die Förderung des 
Baues und der Einrichtung von Familienferienstätten 
zur Verfügung. Sie werden Organisationen, die 
überörtliche Bedeutung haben, im Rahmen besonde- 
rer Richtlinien gewährt. Dazu hat der Bundesrech- 
nungshof folgendes festgestellt: 

Der Bundesminister hat auf die Anträge einer Orga- 
nisation vom 20. Februar und 15. Oktober 1963 den 
Bau und die Einrichtung eines Familienferienhei- 
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mes am 11. November 1964 mit 230 000 DM, am 
19. Dezember 1964 mit 230 450 DM, am 4. Juni 1965 
mit 133 000 DM und am 17. Januar 1966 mit 116 550 
DM gefördert. Das Heim war bei der ersten Bewilli- 
gung bereits fertiggestellt; es wird seit 15. Septem- 
ber 1964 genutzt. 

In anderen Fällen ist ähnlich verfahren worden: 


Familien- 

ferienheim 

Beginn der 
Bauarbeiten 

1. Bewilligung 

Voraussicht- 
liche Fertig- 
stellung 

Jahr 

Tn späteren 
Rechnungs- 
jahren noch 
auszuzahlen 

DM 

Jahr 

DM 

A 

Sommer 

1963 

1966 

180 000 

1966 

320 000 

B 

Herbst 

1963 

1966 

110 000 

1966 

330 000 

C 

Sommer 

1964 

1966 

250 000 

1967 

308 000 

D 

Herbst 

1964 

1966 

200 000 

1966 

— 

E 

Sommer 

1965 

1966 

200 000 

1968 

200 000 

F 

Oktober 

1965 

1966 

187 200 

1966 

— 


In einem weiteren Fall, der die Förderung eines 
Wander- und Ferienheimes betrifft, hat sich der 
Bundesminister im Oktober 1964 grundsätzlich be- 
reit erklärt, das Bauvorhaben zu fördern. Da jedoch 
Anträge auf Bundeszuschüsse über mehr als 14 Mio 
DM vorlägen, werde es ihm voraussichtlich frühe- 
stens 1968 möglich sein, den Zuschuß zu gewähren. 
Deshalb rege er eine Zwischenfinanzierung in Höhe 
von 130 000 DM an. Der zuständige Landesminister 
ist hiervon benachrichtigt worden. Das Land ist für 
den Bund in Vorlage getreten. 

In allen Fällen wurden Baumaßnahmen lange nach 
Beginn der Bauarbeiten oder sogar erst nach ihrer 
Fertigstellung gefördert. Offensichtlich sollten die 
Zuwendungen der Entschuldung der Träger dienen. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. Eine 
Förderung kommt grundsätzlich nur vor dem Bau- 
beginn in Betracht, und zwar sollen Zuwendungen 
nur für solche Aufgaben gewährt werden, die ohne 
die Zuwendung nicht oder nicht in dem notwendigen 
Umfang bewältigt werden könnten (Nr. 4 Abs. 1 der 
Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO). Bereits fer- 
tiggestellte oder vor der Bewilligung des Zuschus- 
ses begonnene Baumaßnahmen bedürfen in der Re- 
gel keiner Förderung, da grundsätzlich davon aus- 
zugehen ist, daß die Gesamtfinanzierung auch ohne 
Bundeshilfe gesichert ist. Eine nachträgliche Zuwen- 
dung kann auch nicht damit begründet werden, daß 
die Voraussetzungen für eine Förderung an sich 
erfüllt seien. Anträgen auf Förderung zum Zwecke 
einer Ent- oder Umschuldung kann nach den Bun- 
desrichtlin'ien und im Hinblick auf die angespannte 
Haushaltstage des Bundes nicht entsprochen wer- 
den. 

Der Bundesminister hat die erforderliche Zustim- 
mung für die Gewährung der Zuwendungen beim 
Bundesminister der Finanzen nicht eingeholt (§ 8 
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1966). Bei verschiede- 


nen, kurz vor der Fertigstellung stehenden Bauten 
hat der Bundesminister der Finanzen seine nach- 
träglich eingeholte Zustimmung nur „formell" geben 
können. 

Die Stellungnahme des Bundesministers für Familie 
und Jugend zu den Prüfungsmitteilungen des Bun- 
desrechnungshofes steht noch aus. 

Bundes] ugendplan 

(Titel 571) 

205 . Der Bundesminister gewährt aus Kapitel 29 01 
Titel 571 Zuwendungen für den Bau und die Ein- 
richtung von Stätten der Jugendarbeit im Rahmen 
des Bundesjugendplanes nach besonderen Richt- 
linien. Ein Zuwendungsempfänger (eingetragener 
Verein) hat am 30. November 1960 ein mit mehreren 
Gebäuden bebautes Grundstück erworben, dessen 
Kaufpreis von 350 000 DM je zur Hälfte aus Zuwen- 
dungen des Bundes und des Landes bestritten wurde. 
Das Objekt ist nahezu sechs Jahre lang nicht zu dem 
im Bewilligungsverfahren vorgesehenen Zweck als 
Stätte der Jugenderholung benutzt worden. In den 
Gebäuden wurden lediglich Einrichtungsgegenstände 
eines mit Landesmitteln auf einem benachbarten 
Gelände errichteten Zeltlagers gelagert. Erst im 
Landeshaushaltsplan 1966 ist ein erster Teilbetrag 
von 150 000 DM für den Umbau des Hauptgebäudes 
in eine Stätte der Jugenderholung veranschlagt wor- 
den. 

Hiernach sind vor rd. sechs Jahren 175 000 DM aus 
Bundesmitteln ausgegeben worden, ohne daß ein 
im Bundesjugendplan vorgesehener Zweck erreicht 
worden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Handhabung 
nicht billigen können. Zuwendungen dürfen nur 
gewährt werden, wenn feststeht, daß der Zuwen- 
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dungsempfänger den angestrebten Erfolg unverzüg- 
lich herbeiführt. Der Bundesminister wird sicher- 
zustellen haben, daß sich solche Vorgänge nicht 
wiederholen. 

Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 

(Einzelplan 31 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Bewilligungen für die allgemeine wissenschaftliche 
Forschung 

(Kapitel 31 02) 

Bewilligungen für die Atomkernenergieforschung 
und -nutzung 

(Kapitel 31 03) 

206 , Eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts, de- 
ren Gesellschafter Städte und Versorgungsbetriebe 
sind, errichtet in einer Kernforschungsanlage einen 
Reaktor. Sie erhält hierfür seit dem Rechnungsjahr 
1960 je nach dem Baufortschritt Zuwendungen des 
Bundes. 

Nach einer im Jahre 1959 zwischen dem Bund, der 
Gesellschaft und den ausführenden Firmen getroffe- 
nen Vereinbarung sollte eine aus zwei Großfirmen 
bestehende Gruppe ein Atomversuchskraftwerk mit 
einem bestimmten Leistungsumfang zum Festpreis 
von 40 Mio DM liefern und aufbauen. Vertrags- 
inhalt für diese Leistungen sollten die technischen 
Daten werden, wie sie im Sicherheitsbericht der 
Firmengruppe für die Reaktorsicherheitskommission 
enthalten sind. 

Der Betrag von 40 Mio DM sollte je zur Hälfte von 
der Gesellschaft und vom Bund aufgebracht werden. 
Soweit er entgegen der Annahme der Beteiligten 
für die Fertigstellung der Anlage mit den als Ziel 
vereinbarten technischen Daten nicht ausreichen 
würde, sollten der Bund und die Firmengruppe die 
zusätzlich erforderlichen Mittel im Verhältnis 4 : 1 
aufbringen. Entsprechend dieser Vereinbarung 
wurde zwischen der Gesellschaft und der Finnen- 
gruppe ein Lieferungs- und Leistungsvertrag abge- 
schlossen. Nach ihm war der Reaktor in drei bis 
dreieinhalb Jahren zu errichten. 

Mit dem Bau wurde im September 1960 begonnen. 
Während der Bauarbeiten stellte sich heraus, daß 
viele Teile des Reaktors noch einer besonderen 
Entwicklung bedurften. Die Anlage ist bis jetzt 
noch nicht fertiggestellt. Die inzwischen angefalle- 
nen zusätzlichen Kosten betragen rd. 50 Mio DM. Sie 
sollen nach Ansicht des Bundesministers zu 80 v. H. 
vom Bund getragen werden, obwohl der größere Teil 
nicht unter die Vereinbarung über die Aufbringung 
etwaiger zusätzlicher Kosten fällt. Die Mehrkosten 
sind nämlich in erster Linie dadurch entstanden, 
daß Entwicklung und Planung bei Baubeginn noch 
unvollständig und bis zur Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof Mitte 1965 noch nicht abgeschlos- 
sen waren. Im einzelnen hat der Bundesrechnungs- 
hof festgestellt: 

a) Mit den Bauarbeiten wurde ohne Genehmigung 
der Bauaufsichtsbehörde begonnen, was zur 


Folge hatte, daß die Arbeiten vorübergehend 
stillgelegt werden mußten. Dadurch entstanden 
mindestens 250 000 DM zusätzliche Kosten (Was- 
serhaltung, Baufristenverlängerung, Lohnerhö- 
hungen usw.). 

b) Im Zeitpunkt der Vereinbarung von 1959 war 
nicht gewiß, ob gebrauchsfertige Brennelemente 
für den vorgesehenen Reaktortyp in der benötig- 
ten Menge hergestellt werden konnten, da sie 
nur theoretisch entwickelt waren. 

Ende 1961 hat die Gesellschaft eine Spezialfirma 
mit der Anfertigung von zunächst 35 000 Brenn- 
elementen beauftragt. Ende 1962 hat diese Firma 
nach vergeblichen Versuchen die Arbeiten einge- 
stellt. Die Gesellschaft hat anschließend von 
einer ausländischen Firma fertig entwickelte und 
geprüfte Brennelemente gekauft. Die durch den 
Auftrag an die erste Firma entstandenen nutz- 
losen Ausgaben betragen rd. 1,4 Mio DM. 

c) An Anlageteilen wie Behältern, Rohrleitungen, 
Ventilen sind nach dem Einbau Fertigungsmän- 
gel festgestellt worden, was umfangreiche Nach- 
besserungen und Ersatzlieferungen notwendig 
gemacht hat. Die hierfür aufgewendeten zusätz- 
lichen Beträge von rd. 500 000 DM wurden zum 
größten Teil von der Gesellschaft anerkannt und 
daher überwiegend aus Bundesmitteln bezahlt, 
obwohl die Firmen zu einwandfreien Lieferungen 
verpflichtet waren. 

d) Die Firmengruppe hat die Lieferung des Dampf- 
erzeugers einem Unternehmer zum Festpreis 
übertragen. Während der Fertigung und des Ein- 
baues dieser Einrichtung stellte sich heraus, daß 
sie nicht funktionierte. Umfangreiche Änderun- 
gen waren erforderlich. Wesentliche Teile muß- 
ten neu gefertigt werden. Bis Mitte 1965 sind 
daraus zusätzlich rd. 700 000 DM an die Firma 
gezahlt worden. 

Der Bundesminister hat in seiner Antwort auf die 
lediglich auf einer Zwischenprüfung beruhenden 
Prüfungsmitteilungen die Auffassung vertreten, die 
beanstandeten Ausgaben seien überwiegend als 
zwangsläufig anzusehen und im Interesse von Wis- 
senschaft und Forschung aus dem Bundeshaushalt zu 
bestreiten. Das gelte auch für Ausgaben, für die 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofes Ansprüche 
auf Gewährleistung oder Schadenersatz gegen Dritte 
bestehen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
weiterverfolgen. 

207 , Eine Gesellschaft, an der der Bund beteiligt 
ist und die von ihm laufend Zuschüsse für Investi- 
tionen erhält, will in ihren ausgedehnten For- 
schungs- und Betriebsanlagen größere Kantinen- 
räume für ihre Mitarbeiter schaffen. Sie beabsich- 
tigte zunächst, die vorhandene Kantine zu erweitern 
und eine zweite Kantine zu bauen. 

Für Planungen und statische Berechnungen hat sie 
seit 1962 rd. 240 000 DM ausgegeben; dabei sind ihre 
eigenen Verwaltungskosten nicht berücksichtigt. 
Während dieser Planungen entstand bei der Gesell- 
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Schaft die Idee, eine Gesamtkantine neu zu bauen. 
Die dazu nötigen Vorarbeiten werden zur Zeit 
intensiv betrieben. Sie verursachen weitere Ausga- 
ben. Die für 240 000 DM geschaffenen Pläne und 
Berechnungen sind wertlos geworden. 

Die Gesellschaft plant außerdem bereits seit rd. fünf 
Jahren Neubauten für zwei Institute. Die Kosten 
hierfür betragen rd. 150 000 DM. Obwohl die Ge- 
sellschaft selbst die Dringlichkeit im Interesse der 
Wissenschaft und Forschung betont hat, ist die Pla- 
nung noch nicht abgeschlossen. Ob das Ergebnis der 
Planung den Wünschen der Beteiligten entsprechen 
wird, ist noch fraglich. 

Der Bundesrechnungshof hat die nutzlosen Ausga- 
ben, die Fehlplanungen und die zu lange Planungs- 
zeit beanstandet. 

Die Äußerung des Bundesministers steht noch aus. 

208 . Dieselbe Gesellschaft hat für eine ihrer Anla- 
gen zwei Spezialteile freihändig und ohne Gegen- 
angebote einzuholen bestellt. Sie kosteten rd. 
230 000 DM und wurden statt, wie vereinbart, inner- 
halb von sechs Monaten erst nach drei Jahren gelie- 
fert. Vor der Lieferung wurde deshalb eine einfa- 
chere Konstruktion eingebaut, die nicht mehr als 
70 000 DM kostete. Sie erfüllt denselben Zweck. Die 
später gelieferten zwei Teile lagern seit 1962 unge- 
nutzt. Sie sind im übrigen nicht mehr vollständig 
und durch die Lagerung im Freien beschädigt. Des- 
halb können sie auch nicht als Vorratsteile angese- 
hen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die mangelnde Sorg- 
falt beanstandet, aus der vermeidbare zusätzliche 
Kosten entstehen. 

209 . Eine andere Gesellschaft, an der der Bund 
nicht beteiligt ist, hat im Jahre 1958 mit Zuschüssen 
des Bundes zwei Reaktoren errichtet. Mit den in den 
Reaktoren bestrahlten Stoffen kann nicht ohne be- 
sondere Schutzmaßnahmen experimentiert werden. 
Deshalb wurde gleichzeitig mit der Planung eines 
Laboratoriums „Heiße Zellen^' begonnen. Die Reak- 
toren kosten rd. 54 Mio DM, die „Heißen Zellen" 
werden rd. 46 Mio DM kosten. 

Während die Reaktoren Ende 1963 der Gesellschaft 
übergeben werden konnten, sind die „Heißen Zel- 
len" bis heute noch nicht fertiggestellt. Das Labora- 
torium wird deshalb erst von 1968 an genutzt wer- 
den können. Die Gesellschaft hat inzwischen Behelfs- 
zellen errichtet, damit wenigstens in geringerem 
Umfang Reaktorversuche angestellt werden können. 
Großversuche müssen vorerst unterbleiben, da die 
Behelfsanlage für die Behandlung hochaktiver Stoffe 
nicht ausreicht. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verzögerung der 
Planung und der Fertigstellung des Laboratoriums 
beanstandet, da sie die Forschungsarbeiten behin- 
dert und zusätzliche Kosten verursacht hat, deren 
Erstattung die planenden und bauausführenden Ver- 
tragspartner der Gesellschaft bisher in Höhe von 
mehr als 1 000 000 DM verlangt haben. 

Die Antwort auf die Prüfungsmitteilung steht noch 
aus. 


Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Schwierigkeiten bei der Durchführung des Lasten- 
ausgleichs 

210 . Die Vielfalt der Verluste von Vertriebenen, 
Kriegssachgeschädigten, Sowjetzonenflüchtlingen 
und anderen Geschädigten und das Bestreben, die 
Tatbestände vollständig zu erfassen und die Ver- 
luste möglichst gerecht abzugelten, haben zu einem 
Gesetzgebungs- und Verordnungswerk geführt, das 
hinsichtlich seines Umfangs und seiner Verschieden- 
artigkeit sowie wegen der tatsächlichen und recht- 
lichen Schwierigkeiten seinesgleichen sucht. 

Die Aufgabe war für den Gesetzgeber und das Bun- 
desausgleichsamt, dem die Verantwortung für eine 
gesetzmäßige und einheitliche Gewährung der Aus- 
gleichsleistungen obliegt, nicht leicht und nicht in 
einem Zuge zu bewältigen. 

Mindestens ebenso schwierig war die verwaltungs- 
mäßige Durchführung des Lastenausgleichs durch 
die damit betrauten rd. 600 Ausgleichsämter der 
Stadt- und Landkreise. 

211 . Im Laufe der Jahre ist die Durchführung des 
Lastenausgleidis, besonders auf den Gebieten der 
Schadensfoststellung, der Zuerkennung und Erfül- 
lung der Hauptentschädigung sowie der Kriegsscha- 
denrente, nicht einfacher, sondern teilweise erheb- 
lich schwieriger geworden. Das liegt nicht allein 
daran, daß die Ausgleichsämter zunächst die einfa- 
chen Fälle und erst später die schwierigeren und 
deshalb mehr Arbeit erfordernden Fälle bearbeitet 
haben. Nicht minder ursächlich erscheinen die Häu- 
figkeit und das Ausmaß der Änderungen und Ergän- 
zungen der Bestimmungen und deren wachsende 
Kompliziertheit. Darauf wird in zunehmendem Maße 
auch in der Öffentlichkeit hingewiesen. 

212 . Werden die gesetzlichen Vorschriften geän- 
dert oder ergänzt, so hat das in der Regel außerdem 
Änderungen und Ergänzungen der zahlreichen 
Durchführungsverordnungen und Verwaltungsan- 
ordnungen zur Folge. Auch wenn der einzelne Be- 
arbeiter, wie es meist der Fall ist, nur auf einem 
Teilbereich des Lastenausgleichs tätig ist und mithin 
nicht sämtliche Vorschriften zu kennen und anzu- 
wenden braucht, so macht oft schon in seinem Be- 
reich das Ausmaß der Änderungen die Materie 
schwer überschaubar. Die Änderungen erfordern 
häufig auch die erneute Bearbeitung ganz oder zum 
Teil abgeschlossener Fälle. Dadurch wird die Durch- 
führung des Lastenauisgleichs erheblich verzögert, 

213 . Die Lastenausgleichsmaterie ist im Laufe der 
Zeit kasuistisch und bis ins einzelne gehend gere- 
gelt worden; das entsprach vielfachen Wünschen. 
Dadurch sind die Bestimmungen oft schlecht ver- 
ständlich geworden. Vielen Sachbearbeitern fällt es 
unter diesen Umständen schwer, den Stoff zu bewäl- 
tigen. Die Ausgleichsämter erscheinen überfordert. 
Als Folge des ständigen übermäßigen Arbeitsdrucks 
und der Tatsache, daß ein Nachlassen der Arbeits- 
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Belastung nicht abzusehen ist, zeigt sich zudem, daß 
sich bewährte und qualifizierte Bedienstete um an- 
dere Stellen bemühen. Ausreichender Nachwuchs 
steht aber nicht zur Verfügung. 

214 . Die Besorgnis, daß eines Tages die ordnungs- 
mäßige Durchführung des Lastenausgleichs in Frage 
gestellt sein könnte, und die zunehmende Zahl von 
Veröffentlichungen über dieses Thema haben den 
Bundesrechnungshof veranlaßt, die Situation mit 
dem Präsidenten des Bundesausgleichsamtes zu er- 
örtern. Maßgeblich hierfür war auch eine Entschlie- 
ßung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun 7 
destages vom 21. April 1966 (Protokoll Nr. 17 — 
5. Wahlperiode — S. 107), in welcher der Rech- 
nungsprüfungsausschuß gebeten worden ist, sich 
auch mit Fragen der Wirtschaftlichkeit von Gesetz- 
gebung und Verwaltung und hierbei mit der Frage 
zu befassen, ob isich die Durchführng von Gesetzen 
— verbunden mit einer Kostensenkung — vereinfa- 
chen lasse. Von den gegenüber dem Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes geäußerten Bedenken hat 
der Bundesrechnungshof die Bundesminister der 
Finanzen und für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte unterrichtet. 

215. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
erklärt, er kenne seit langem die Gefahr einer Über- 
forderung der im Lastenausgleich tätigen Bedienste- 
ten, überprüfe deshalb ständig seine Vorschriften 
und habe sie mehrmals bereinigt. Er sei nach wie 
vor der Auffassung, daß der Sachbearbeiter bei 
der Kompliziertheit der Materie die Rundschreiben 
des Bundesausgleichsamtes zur Einarbeitung und 
zum Nachschlagen brauche. Er habe stets darauf 
hingev/irkt, daß die Novellen so verwaltungsgerecht 
wie möglich gestaltet werden. In besonderem Maße 
hat er auf die Zwangsläufigkeit der Entwicklung auf 
dem Gebiet des Lastenausgleichs hingewiesen. Nach 
seiner Ansicht wäre der Gesetzgeber im Jahre 1952 
überfordert gewesen, wenn er die Lastenausgleichs- 
gesetze in der jetzigen Gestalt hätte verabschieden 
müssen. Nachträgliche Änderungen seien daher not- 
wendig gewesen; die Vorschriften hätten auch stän- 
dig mit Gesetzen aus anderen Bereichen koordiniert 
werden müssen. Das Bestreben des Gesetzgebers, 
die Geschädigten gerecht und gleichmäßig zu behan- 
deln und deshalb möglichst viele Tatbestände in 
Rechtsnormen zu fassen, hätten zu komplizierten 
und ausgedehnten Regelungen geführt. Diese Ent- 
wicklung werde durch Tendenzen in der Rechtspre- 
chung verstärkt, den Gestaltungs- und Ermessens- 
raum der Verwaltung einzuengen. Im übrigen näh- 
men im Arbeitsbereich der öffentlichen Hand Volu- 
men und Intensität der Regelungen ganz allgemein 
zu. Das Ausmaß der Verwaltungsbestimmungen sei 
die Folge der Kompliziertheit der Gesetzgebung 
sowie des Ausmaßes und der Häufigkeit der Geset- 
zesänderungen. Was im übrigen der Gesetzgeber 
politisch, rechtlich und finanziell als notwendig er- 
achte, könne, worauf Bundesregierung und Parla- 
ment immer wieder hingewiesen hätten, nicht wegen 
verwaltungsmäßiger Mehrbelastung und wegen der 
Komplikationen unterbleiben, die mit der Durchfüh- 
rung der Gesetzesnovellen verbunden sind. 


216 . In der Beurteilung der Situation besteht 
grundsätzlich Übereinstimmung zwischen dem Bun- 
desrechnungshof und dem Bundesausgleichsamt. 
Wenn auch die ganze Entwicklung auf einer gewis- 
sen Zwangsläufigkeit, und zwar nicht zuletzt auf der 
Vielzahl von Einzelwünschen beruht, so kann ande- 
rerseits eine perfektionistische Gesetzgebung und 
Rechtsprechung leicht dazu führen, die Eigenständig- 
keit der Verwaltung zu stark zu beschränken. Es ist 
anzuerkennen, daß das Bundesausgleichsamt und 
die übrige Ausgleichsverwaltung bestrebt waren, 
den besonderen Umständen — wie Massenanfall, 
Zeitdruck, Häufigkeit der Änderungen von Vor- 
schriften und ihrer Kompliziertheit - — gerecht zu 
werden. Gleichwohl sieht der Bundesrechnungshof 
wegen dieser Schwierigkeiten der weiteren Durch- 
führung des Lastenausgleichs mit Besorgnis entge- 
gen. Entsprechendes gilt für die künftigen Äufga- 
ben nach dem Flüchtlingshilfegesetz, dem Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetz und einem Re- 
parationsschädengesetz. Der Bundesrechnungshof 
hält es für seine Pflicht, hierauf hinzuweisen und 
Anregungen zu geben, damit die Schwierigkeiten 
vermindert werden. 


217 . Unter Nr. 106 ff. der Denkschrift vom 30. Ok- 
tober 1962 ist schon dargetan worden, wie vielfältig 
und umfangreich z. B. die Schadensfeststellung ist. 
Sie umfaßt alle Gebiete des Wirtschaftslebens, z. B. 
land- und forstwirtschaftiches Vermögen, Grundver- 
mögen, Betriebsvermögen und Forderungen der ver- 
schiedensten Art. Bevor ein Schaden im Einzelfall 
festgestellt werden kann, müssen die notwendigen 
Beweise erhoben und gewürdigt und muß der Ver- 
lust bewertet werden. Schon diese Tätigkeit erfor- 
dert besonders qualifizierte Sachbearbeiter. Die ho- 
hen Anforderungen, die der Lastenausgleich stellt, 
allgemein zu berücksichtigen, muß das besondere 
Anliegen aller für die Personalausstattung der Aus- 
gleichsämter verantwortlichen Stellen sein, zumal 
da es sich bei dem Lastenausgleich und seinen ver- 
wandten Gebieten zwar nicht um eine Daueraufgabe, 
wohl aber um eine langfristige Aufgabe handelt. Im 
übrigen sollten besonders schwierige Teilbereiche 
des Lastenausgleichs und sonstige Aufgaben, für 
deren Bearbeitung vor allem den kleineren Ämtern 
das Personal fehlt, in zunehmendem Maße auf grö- 
ßere Ämter übertragen werden. 


218 . Vor allem wäre anzustreben, das Vorschrif- 
tenwerk einzuschränken und zu vereinfachen. So- 
fern nicht alle noch notwendigen Gesetzesänderun- 
gen und -ergänzungen einem Schlußgesetz Vorbe- 
halten bleiben können, sollte versucht werden, sie 
in längeren Zeitabständen vorzunehmen, ihre Zahl 
also wesentlich zu verringern. Das gilt besonders 
für Leistungsverbesserungen bei Änsprüchen, die 
wegen der angespannten Liquiditätslage des Äus- 
gleichsfonds ohnehin erst später erfüllt werden sol- 
len. Wenn die Äusgleichsämter lange vor der Erfül- 
lung der Ansprüche entscheiden, werden sie nach 
den bisherigen Erfahrungen gezwungen sein, die 
meisten Akten bis zum Zeitpunkt der Erfüllung 
mehrmals beizuziehen, um Nachfragen zu beantwor- 
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ten, inzwischen eingetretene Erbfälle zu bearbeiten 
oder andere Veränderungen zu berücksichtigen. 

Bei Leistungsverbesserungen in nahezu abgeschlos- 
senen Bereichen ist zu bedenken, daß in der Regel 
aber Tausende von Akten erneut bearbeitet werden 
müssen. Häufig kommen Verbesserungen nur noch 
zu einem kleinen Teil den wirklich Geschädigten 
zugute. Außerdem verzögern sie die Erfüllung der 
Ansprüche auf Hauptentschädigung. Ebenso wirkt 
sich z. B. jede weitere Bereitstellung von Mitteln 
für Aufbaudarlehen aus, die im übrigen — außer in 
Spätfällen — • in aller Regel schon wegen Fehlens 
des kausalen Zusammenhangs mit einem Schaden 
nicht me/hr gerechtfertigt erscheinen. 

Für den Bereich der Kriegsschadenrente, deren Sätze 
durch Novellen zum LAG laufend den Rentenerhö- 
hungen angepaßt werden müssen, könnte gleichfalls 
eine Vereinfachung erreicht werden, wenn z. B. die 
Bundesregierung ermächtigt würde, durch Rechts- 
verordnungen mit Zustimmung des Bundesrates die 
notwendige Anpassung vorzunehmen. 

Das Bunde saus gleich samt sollte bedenken, daß ein 
Zuviel an Durchführungsvorschriften nicht geeignet 
ist, der Verwaltung die Entscheidungen zu erleich- 
tern und ihre Eigenverantwortlichkeit zu fördern. 

219 . Im Interesse der Beschleunigung des Lasten- 
ausgleichs und damit auch der Gesamtheit der Ge- 
schädigten und ihrer Interessenverbände sollten 
also erst einmal die schon bestehenden Ansprüche 
festgestellt, zuerkannt und im Rahmen des Mög- 
lichen erfüllt werden, bevor weitere Änderungen, 
Ergänzungen und Verbesserungen vorgenommen 
werden. Es erscheint auch gerechter, zunächst die 
bestehenden Ansprüche aller noch lebenden unmit- 
telbar Geschädigten festzustellen und zu erfüllen. 

Kosten der Ausgleichsverwaltung 

220 . Nach dem LAG werden aus dem Ausgleichs- 
fonds nur Ausgleichsleistungen bewirkt; die Auf- 
wendungen für die Durchführung des Lastenaus- 
gleichs werden von den öffentlichen Haushalten ge- 
tragen. Die Kosten des Bundesausgleichsamtes, des 
Kontrollausschusses und des Ständigen Beirats, der 
Heimatauskunftstellen und der „Vororte" sowie die 
Sachkosten für die Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds bestreitet der Bund. Im übrigen tragen 
die Länder und die Stadt- und Landkreise diejenigen 
Kosten selbst, die tatsächlich bei ihnen anfallen. 
Jedoch werden ihnen diese Aufwendungen zur 
Hälfte vom Bund erstattet, in einigen Sonderfällen 
auch bis zur vollen Höhe. Der Gesamtaufwand an 
Verwaltungskosten ist beträchtlich. Er erreichte im 
Jahre 1964 fast 500 Mio DM. 

221 . Die erstattungsfähigen Aufwendungen umfas- 
sen 

die Personalkosten, 
die Versorgungslasten, 

die Sachkosten und anteiligen sächlichen Gemein- 
kosten und 


die Kosten der Träger der Sozialhilfe für die Durch- 
führung der Krankenversorgung der Unterhalts- 
hilfeempfänger. 

Die Kosten sind von den Kostenträgern für jedes 
Rechnungsjahr gesondert den Ländern gegenüber 
nachzuweisen und von diesen, zusammen mit ihren 
eigenen Aufwendungen, beim Bundesminister der 
Finanzen anzumelden. Die Kostenabrechnungen un- 
terliegen der Prüfung durch den Bundesrechnungs- 
hof. Die Prüfungen bei Dienststellen der Länder und 
der Stadt- und Landkreise führt der Bundesrech- 
nungshof gemeinsam mit den obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden der Länder durch. 

In (den letzten Jahren haben zahlreiche Prüfungen 
stattgefunden. In einigen Fällen, in denen es sich 
vor allem um große Ausgleichsämter handelt, hat 
der Bundesrechnungshof zusammen mit den Landes- 
rechnungshöfen untersucht, ob der Aufwand mit dem 
Gebot einer wirtschaftlichen Verwaltungsführung 
im Einklang steht, d. h. ob Leistungen und Kosten 
in einem angemessenen Verhältnis zueinander ste- 
hen. Vorwiegend hat er jedoch geprüft, ob die An- 
sätze in den Kostenberechnungen den Bestimmungen 
entsprechen. 

Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen erstreckten 
sich auf 'die Arbeitsgebiete Kriegsschadenrente, 
Schadensfeststellung und Hauptentschädigung. Die 
übrigen Aufgabengebiete konnten vernachlässigt 
werden, da ihr Umfang ständig zurückgegangen ist 
und die Ausgleichsämter im allgemeinen schon von 
sich aus bemüht waren, daraus die entsprechenden 
Folgerungen zu ziehen. 

222 . Auf dem Gebiet der Kriegsschadenrente (Un- 
terhaltshilfe und Entschädigungsrente) zeigten die 
Prüfungen erhebliche Leistungsunterschiede. Bei 
einem Amt mit besonders niedrigen Arbeitsergeb- 
nissen waren einem Sachbearbeiter kaum 100 lau- 
fende Fälle zur Bearbeitung zugeteilt. Bei anderen 
Ämtern war diese Zahl bis zu achtmal höher. Die 
größten Unterschiede bestanden zwischen den klei- 
nen Ämtern. Dort fehlten zuweilen geeignete Fach- 
kräfte, oder die vorhandenen konnten weder mit 
ihren eigentlichen Aufgaben ausgelastet noch an an- 
deren gleichwertigen Aufgaben beteiligt werden. 
Außerdem war den meisten Amtsleitern nicht be- 
kannt, bei wieviel Fällen etwa die zumutbare Be- 
lastungsgrenze liegt. 

Die vergleicJisweise unter Zugrundelegung von 
Durchschnittsbezügen der Mitarbeiter angestellten 
Berechnungen bestätigten dieses Bild. Für eine Reihe 
von Ämtern innerhalb eines Stadtstaates ergaben 
sich Beträge von 25 bis zu 111 DM für die laufende 
Bearbeitung eines Falles im Jahr. In 4 Großstädten 
beliefen sich diese Beträge auf 74, 52, 47 und 46 DM. 

Nach den Erfahrungen der Rechnungshöfe dürften 
einem Sachbearbeiter mindestens 350 laufende Fälle 
zur Bearbeitung zuzuteilen sein. Diese Zahl liegt an 
der unteren Grenze der Mittelwerte, die die kommu- 
nalen Spitzenverbände in ihren Untersuchungen als 
zumutbar bezeichnet haben. Das bedeutet, daß je 
Fall etwa 40 — 50 DM Bearbeitungskosten angemes- 
sen sind. 
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223 . Auf dem Gebiet der Schadensfeststellung war 
ein Vergleich nach der Zahl der erledigten Fälle 
nicht ohne weiteres möglich, da bei den Ämtern 
erhebliche organisatorische Unterschiede bestanden. 
Bei einigen wird die Schadensfeststellung von einer 
Abteilung durchgeführt, die nur mit dieser Aufgabe 
beschäftigt ist. Bei anderen Ämtern hat diese Abtei- 
lung noch die Zuerkennung der Hauptentschädigung 
vorzunehmen, und bei einer dritten Gruppe schließ- 
lich ist dieselbe Abteilung außerdem mit der Er- 
füllung der Ansprüche auf Hauptentschädigung be- 
traut. Damit vergleichbare Ergebnisse erzielt wur- 
den, mußte daher auf Zahlen zurückgegriffen wer- 
den, die aus den drei Arbeitsgebieten insgesamt ge- 
wonnen waren. Die Unterschiede waren beträchtlich. 
Bei rd. 20 Ausgleichsämtern innerhalb eines Stadt- 
staates beliefen sich die vergleichsweise ermittelten 
Kosten auf 33 — 79 DM je Fall. Bei den geprüften 
Großstädten schwankten diese Zahlen zwischen 39 
und 87 DM. 

Bei den Untersuchungen ist allerdings nicht berück- 
sichtigt worden, wieweit das jeweilige Ausgleichs- 
amt in der Bearbeitung der Feststellungsanträge 
fortgeschritten war. Der Erledigungsstand ist von 
Bedeutung, weil erfahrungsgemäß die Zahl der Er- 
ledigungen stark rückläufig wird, sobald die schwie- 
rigen Bodensatzfälie zur Bearbeitung anstehen. Das 
war bei den geprüften Ausgleichsämtern jedoch nicht 
der Fall. 

224 . Die Rechnungshöfe haben die geprüften Stel- 
len über die durchschnittlichen Leistungssätze unter- 
richtet und gebeten, soweit erforderlich, auf eine 
Leistungssteigerung hinzuwirken. Sie haben darüber 
hinaus in personeller und organisatorischer Hinsicht 
Rationalisierungsmaßnahmen angeregt. Dabei ist ne- 
ben dem Arbeitsanfall nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz und dem Feststellungsgesetz auch der nach 
dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz, dem 
Flüchtlingshilfegesetz und dem noch zu erwarten- 
den Reparationsschädengesetz berücksichtigt wor- 
den. 

Im einzelnen haben die Rechnungshöfe vorgeschla- 
gen, 

die Arbeitsgebiete unter Beachtung der durch- 
schnittlichen Leistungssätze neu aufzuteilen, 

überörtliche Arbeitsgruppen zur Unterstützung 

der schwächer besetzten Ausgleichsämter einzu- 
setzen, 

einzelne Aufgaben auf besonders dafür geeignete 

Ausgleichsämter zu übertragen und 

kleine Ausgleichsämter zusammenzulegen. 

Eine Zusammenlegung sollte unabhängig von der 
Größe der Ämter in Betracht gezogen werden, wenn 
sich in einem Ort nebeneinander Ämter für den 
Stadtkreis und für den Landkreis befinden. 

Die Rechnungshöfe haben darauf hingewiesen, daß 
diese Maßnahmen nicht nur das Verfahren wirt- 
schaftlicher gestalten, sondern vor allem auch dazu 
beitragen würden, seinen Ablauf zu beschleunigen. 


225 . Die geprüften Stellen haben sich den Vorschlä- 
gen der Rechnungshöfe gegenüber im allgemeinen 
sehr aufgeschlossen gezeigt. In einem Stadtstaat 
Vv^urde durch Zusammenlegung die Zahl der Aus- 
gleichsämler von 20 auf bisher 12 vermindert. Die 
Auflösung von zwei weiteren Ämtern ist in absehba- 
rer Zeit zu erwarten. Die bisher erzielten personel- 
len und sachlichen Einsparungen beliefen sich allein 
für ein .Jahr auf annähernd 3 Mio DM. Eine Groß- 
stadt mit nur einem Ausgleichsamt hat die jähr- 
liche Ersparnis durch die nach der Prüfung vorge- 
nommene Um.organisation mit rd. 1 Mio DM ange- 
geben. Bei einer anderen Großstadt handelt es sich 
um etwa ÖOO 000 bis 600 000 DM. 

226 . Die Prüfung der Nachweisungen der Aus- 
gleichsbehörden über die Verwaltungskosten war 
e b en f a 1 ] s aufs chl uß r e i ch . 

Der wichtigste Posten in diesen Nachweisungen sind 
die Personalkosten. Sie umfassen die Aufwendungen 
für die Bediensteten der Ausgleichsbehörden und 
der sonst noch auf dem Gebiet des Lastenausgleichs 
tätigen Behörden, Dienststellen und Institute. Die 
Nachweisungen über diesen Posten zeigten vielfach 
Mängel. Es waren Bezüge für Bedienstete aufge- 
führt, die überhaupt nicht oder nur für einen kürze- 
ren als den angegebenen Zeitraum bei dem Aus- 
gleichsamt tätig gewesen waren, oder es waren 
Aufwendungen für Leistungen angesetzt, die außer- 
halb des gesetzlichen Rahmens lagen. Einige Ver- 
waltungen hatten Kosten für Dienstleistungen auf- 
geführt, die im Wege der Amtshilfe kostenlos zu 
erledigen waren. Ein Amt hatte statt der Istbeträge 
die höheren Sollbeträge in Rechnung gestellt. 

Die meisten Schwierigkeiten bereitete den Verwal- 
tungen die Ermittlung der Kosten für Personen, die 
nur während eines Teils ihrer Arbeitszeit an der 
Durchführung des Lastenausgleichs beteiligt waren. 
Es handelte sich hierbei um Bedienstete anderer 
Dienststellen (bis zu 22); ihre Inanspruchnahme ist, 
auch wo es sich um etwa die gleiche Tätigkeit han- 
delte, sehr unterschiedlich berücksichtigt worden. 
Das zeigte sich z. B. schon bei den Ansätzen für 
die Leiter der Behörden oder Abteilungen, bei denen 
das Ausgleichsamt gebildet ist. Die Ansätze betru- 
gen im Durchschnitt 10 bis 15 v. H. der Dienstbezüge 
dieser Personen, sie schwankten im einzelnen jedoch 
zwischen 3 und 50 v. H. Soweit die Ansätze nicht nur 
geschätzt waren, lagen ihnen zum Teil seitenlange 
Berechnungen zugrunde. Ein mit Sonderzuständig- 
keiten versehenes Ausgieichsamt hat ausgerechnet, 
daß zur Ermittlung der anteiligen persönlichen Ko- 
sten aller mitarbeitenden Stellen ein Bediensteter 
mehr als 8 Wochen tätig gewesen ist. Bei einigen 
kleinen Ausgleichsämtern war eine Kraft etwa 
14 Tage damit beschäftigt. 

227 . Einen weiteren wichtigen Berechnungsposten 
bildet die Versorgungslast für Beamte, die mit 
30 V. H. der riihegehaltfähigen Bezüge als Zuschlag 
zu den Personalkosten anzusetzen ist. Am häufig- 
sten v/ar zu beanstanden, daß die Verwaltungsbe- 
hörden es unterlassen hatten, vor Berechnung des 
Zuschlags die nichtruhegehaitfähigen Teile der 


92 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1603 


Dienstbezüge auszuscheiden. So sind mehrfach Auf- 
wandsentschädigungen und Weihnachtszuwendun- 
gen mitberücksichtigt worden. Ferner hat die Ver- 
waltung häufig außer acht gelassen, daß für die 
unter das Gesetz zu Artikel 131 GG fallenden Per- 
sonen der Bund oder die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte die Versorgungslasten anteilig trägt. 
Eines der geprüften Ämter hat außerdem die Ver- 
sorgungslasten statt mit 30 v. H. mit 49 v. H. der 
Dienstbezüge angesetzt. 

228 . Die Sachkosten werden mit 15 v. H. der Per- 
sonalko'sten, die Kosten der Träger der Sozialhilfe 
für die Durchführung der Krankenversorgung der 
Unterhaltshilfeempfänger mit 4 oder 8 v. H. der tat- 
sächlichen Gesamtaufwendungen für die Kranken- 
versorgung pauschal berücksichtigt. Bei der ersten 
Gruppe ergaben sich, soweit die Personalkosten 
richtig ermittelt waren, keine Beanstandungen. Bei 
der zweiten waren mitunter vor Berechnung des 
Anteils Erstattungen von dritter Seite nicht von 
den Aufwendungen abgezogen worden. 

229 . Auf die Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofes hin sind die Kostennachweisungen in 
allen Fällen berichtigt und die Überzahlungen im 
wesentlichen ausgeglichen worden. Ein Kreis mußte 
seine Rechnungsbeträge allein für die letzten drei 


Jahre um 133 000 DM, ein anderer um 93 000 DM 
mindern. Insgesamt betragen die Minderungen bis- 
her mindestens 800 000 DM. 

Mit den beteiligten Verwaltungen ist erörtert wor- 
den, ob zur Vermeidung aufwendiger Berechnun- 
gen und der sich daraus ergebenden Fehlerquellen 
weitere Pauschalierungen möglich sind. Einige Aus- 
gleichsämter haben untersucht, ob ein Pauschsatz je 
Kopf der Bevölkerung oder der Vertriebenen im 
Kreisgebiet festgelegt werden kann. Wegen der 
unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen 
Kreisen konnte jedoch eine allgemein anwendbare 
Bezugsgröße bisher nicht ermittelt werden. In glei- 
cher Weise hat sich der Bundesminister der Finan- 
zen zusammen mit den Ländern bemüht, das Rechen- 
werk einzuschränken. Er hat insbesondere zugelas- 
sen, daß versuchsweise in einem Land die jeweiligen 
Berechnungen für drei Jahre gelten. 

Inzwischen hat sich auch die Kommission für die 
Finanzreform mit den Verwaltungsko'stenerstattun- 
gen zwischen Bund und Gebietskörperschaften be- 
schäftigt. Sie sieht in diesem innerbehördlichen 
Abrechnungs- und Zahlungsverkehr eine unproduk- 
tive Belastung der Verwaltung und hält eine Rege- 
lung im Rahmen des allgemeinen Finanzausgleichs 
für angebracht. 

Der Bundesminister der Finanzen wird sich dieser 
Angelegenheit anzunehmen haben. 


Schlußbemerkung 


230 . Der Darstellung der Prüfungs- und Untersu- 
chungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen Würdigung 
hat der Große Senat des Bundesrechnungshofes zu- 
gestimmt. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1966 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 

(außer Nr. 55, 56, 
128 bis 203, 210 
bis 229) 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 
In Vertretung 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 55, 56, 
128 bis 203, 210 
bis 229) 
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nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätigkeit 
im Rechnungsjahr 1955 vom 
29. Juni 1956 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1954 vom 
4. Juli 1957 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
19. August 1958 über die 
hauptsächlichsten Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
24. Oktober 1959 über die 
hauptsächlichsten Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


RBBl. S. 184 


MinBlFin S. 214 


BGBl. I S. 916 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
5. April 1961 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
30. Oktober 1962 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Oktober 1963 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1964 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1965 


Durchführungsverordnung zum 
Umzugskostengesetz vom 
7, Mai 1935 

Erstes Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung vom 9. Oktober 1957 

Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
(AVAVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. April 
1957 

Gesetz über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleichsgesetz — 
LAG) vom 14. August 1952 

Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans 
(Haushaltsgesetz) für das 
Rechnungsjahr 1962 vom 

23. Mai 1962 

Nachtrag dazu vom 27. De- 
zember 1962 

Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans 
(Haushaltsgesetz) für das 
Rechnungsjahr 1963 vom 

24. Juni 1963 

Nachtrag dazu vom 25. Mai 
1964 

Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans 
(Haushaltsgesetz) für das 
Rechnungsjahr 1964 vom 
13. Mai 1964 

Nachtrag dazu vom 22. De- 
zember 1964 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache IV/854 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/ 1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/3052 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache V/458 
des Deutschen 
Bundestages 


RBBL S. 40 


BGBl. I S. 1696 


BGBl. I S. 321 


BGBl. I S. 446 


BGBl. II S. 469 

BGBl. II S. 2386 


BGBl. II S. 747 

BGBl. II S. 641 


BGBl. 11 S. 477 

BGBl. II S. 1961 
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Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans (Haus- 
haltsgesetz) für das Rech- 
nungsjahr 1965 vom 18. März 

1965 BGBl. II S. 193 

Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans (Haus- 
haltsgesetz) für das Rech- 
nungsjahr 1966 vom 22. Juni 

1966 BGBl. 11 S. 437 

Gesetz über die Sicherung des 
Unterhalts der zum Wehr- 
dienst einberufenen Wehr- 
pflichtigen und ihrer Ange- 
hörigen (Unterhaltssicherungs- 
gesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 
1961 BGBL 1 S. 661 


Gesetz über Umzugskostenver- 
gütung der Beamten (Umzugs- 
kostengesetz) vom 3. Mai 1935 RGBl. I S. 566 

Gesetz zur Anpassung von Lei- 
stungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung an das 
veränderte Lohn- und Preis- 
gefüge und ihre finanzielle 
Sicherstellung (Knappschafts- 
renten versicherungs- Anpas- 
sungsgesetz) vom 30. Juli 1949 WiGBl. S. 202 

Gesetz zur Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversiche- 
rung an das veränderte Lohn- 
und Preisgefüge und über ihre 
finanzielle Sicherstellung (So- 
zialversicherungs-Anpas- 
sungsgesetz) vom 17. Juni 1949 WiGBl. S. 99 


Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland vom 
23. Mai 1949 

Lebensmittelgesetz vom 17. Ja- 
nuar 1936 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922 in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vorn 14, April 1930 


Reichsknappschaftsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Juli 1926 


Richtlinien der Bundesregierung 
vom 1. April 1953 betr. Zu- 
wendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen und für 
den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 

Verordnung PR Nr. 30/53 des 
Bundesministers für Wirt- 
schaft über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen vom 
21. November 1953 


Verordnung über die Gewäh- 
rung von Trennungsentschädi- 
! gung (TrE.VO) vom 3. Juli 
I 1964 


BGBl. S. 1 

RGBl. I S. 17 

RGBl. II S. 693 

RGBl. I S. 369 

MinBlFin S. 269 

Bundesanzeiger 

Nr. 244 vom 

18. Dezember 1953 

BGBl. I S. 441 
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Verzeichnis der Abkürzungen 


AbordnBest 

Bestimmungen über die Vergütung bei 
vorübergehender auswärtiger Beschäf- 
tigung der Beamten 

Abs. 

Absatz 

ADO 

Allgemeine Dienstordnung 

AVAVG 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

BAG 

Bundesarbeitsgericht 

BAT 

Bundes- Angestelltentarifvertrag 

BAVAV 

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

BBesG 

Bundesbesoldungsgesetz 

Bemerkungen 
(mit Jahreszahl) 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr . . . 


MinBlFin 

Mio 

Mrd 

NATO 

RBBl. 

RGBl. 

RHO 

RKG 

SVAG 


BGBl. 


Bundesgesetzblatt 


THW 


Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a 
RHO 


Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 


TO 

TrE.VO 

UKG 


Denkschrift 

DFG 

DVOzUKG 

EVG 

GG 


s. Fundstellenverzeichnis 
Deutsche Forschungsgemeinschaft 


USG 


Durchführungsverordnung zum Um- 
zugskostengesetz 

Europäische Verteidigungsgemein- 
schaft 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 


VMBl. 

VO 

VOB 


KnVAG 


LAG 

LSHD 


Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der knappschaftlichen Renten- 
versicherung an das veränderte Lohn- 
und Preisgefüge und ihre finanzielle 
Sicherstellung (Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Anpassungsgesetz) 

Gesetz über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleichsgesetz) 

Luftschutzhilfsdienst 


WiGBl. 

WSV 

ZAB 

ZBG 


Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Million(en) 

Milliarde(n) 

Nordatlantikpakt-Organisation 

Reichsbesoldungsblatt 

Reichsgesetzblatt 

Reichshaushaltsordnung 

Reichsknappschaftsgesetz 

Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversicherung an das 
veränderte Lohn- und Preisgefüge und 
über ihre finanzielle Sicherstellung 
(Sozialversicherungs- Anpassungs- 
gesetz) 

Technisdies Hilfswerk 
Tarifordnung 

Verordnung über die Gewährung von 
Trennungsentschädigung 

Gesetz über Umzugskostenvergütung 
der Beamten (Umzugskostengesetz) 

Gesetz über die Sicherung des Unter- 
halts der zum Wehrdienst einberufe- 
nen Wehrpflichtigen und ihrer Ange- 
hörigen (Unterhaltssicherungsgesetz) 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Verteidigung 

Verordnung 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

Gesetzblatt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 

Zentrale Ausbildungsstätte des Bundes 
für den Luftschutzhilfsdienst 

Erstes Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung 
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Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschaftsplanes 
für das Rechnungsjahr 1964, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für die 
heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 30. September 1966 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Schoettle 
Baier 
Dr. Emde 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 
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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt/Main, den 12. Oktober 1966 

Allg A 1330/2 a (64) — 10. 66 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Folgende Jahresrechnungen sind nach der Regelung geprüft 
worden, die der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1964 gemäß § 89 RHO getroffen hat: 


Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

04 01 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

04 03 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers für För- 
derung des Informationswesens 

06 02 

612 

Sondermittel für die Aufgaben der Parteien 
nach Artikel 21 des Grundgesetzes 

06 09 

300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

14 01 

302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver- 
teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 


Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


Hopf 
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